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I. Abhandlungen. 
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Zwei kanonistische Abhandlungen. 
Von 
Lic. theol. Goetz, 


Altkatholischem Pfarrer in Passau. 


I. 


Das Alter der Kirchweihformeln X—-XXXI des 
Liber Diurnus. 


Im zweiten Theil seiner Prolegomena zum Liber Diurnus 
(Wien 1889) beschäftigt sich v. Sickel eingehend damit, die Zeit 
der Entstehung der Theilsammlungen des Diurnus Vaticanus und 
des Diurnus Claromontanus nachzuweisen. Dass er sicherere und 
bestimmtere Resultate als de Roziere (Liber Diurnus, Paris 1869) 
erzielt habe, „das — sagt er Prolegg. II, 5 — danke ich vor 
Allem dem, dass ich nicht mehr unter dem Bann der Ansicht 
stehe, dass der Diurnus eine einheitliche Sammlung sei“. Ueber 
seine Methode, die Altersgrenzen der Diurnusformeln zu bestimmen, 
äussert er sich II, p. 2 folgendermassen: „Sobald in der einen 
oder anderen Weise in den Formeln Verhältnisse berührt werden, 
über die wir sonst mehr oder minder unterrichtet sind, werden 
wir in den Stand gesetzt, die Formeln annähernd zu datiren. In 
allen diesen Fällen liegt es nahe, durch Vergleichung der Formeln 
mit Urkunden die zeitlichen Grenzen feststellen zu wollen, inner- 
halb der jene entstanden und gebraucht worden sein können. Ver- 
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suche der Art sind auch bei dieser wie bei jeder analogen Samım- 
lung von jeher gemacht worden und haben trotz mancher 
Fehlgriffe zu einzelnen ganz sicheren Ergebnissen geführt. Aber 
letzteres gilt doch nur von einer sehr geringen Zalıl der päpst- 
lichen Formeln. Die überwiegende Mehrzahl hat noch nicht ein- 
gereiht werden können, bei ihr scheitern die Versuche an der 
Spärlichkeit und Mangelhattigkeit der Ueberlieferung der Papst- 
briefe.* Sickel stellt nun Untersuchungen an über das Alter der 
Formel 82 d. C. Vatic., 83, 73, 84, 85, 86—89, 82, 77, 86, leetc. 

Sein Resultat lautet (II, 51): „Die Collectio I muss vor dem. 
Jahre 680 angelegt worden sein und ist aller Wahrscheinlichkeit 
nach bald nach dem Jahre 625 angelegt worden“. 

Die Collectio I, sagt er, muss älter sein als der Appendix I., 
„welchen wir bereits als nach 682 oder 683 zusammengestellt, 
kennen gelernt haben“. Andererseits, das ist ja bekannt, sind 
dieFormeln gerade der ersten Theilsammlung jünger 
als die Epistolae Gregorii I, so dass das Postulat, dem 
ich nicht ausweichen kann, dahin geht, innerhalb der Grenzen des 
Jalıres 604 und etwa des Jahres 680 einen Zeitpunkt ausfindig zu 
machen, welchem Alles, was die f. 1—63 [i. e. erste Theilsamm- 
lung] besagen, möglichst entspricht. 

Bei den Untersuchungen nun über das Alter des 1. Diurnus 
ist, soweit ich sehen kann, die Formelgruppe oder Theil- 
sammlung f. X—XXXI noch gar nicht benutzt. Es 
ist eine Formelgruppe, die wir in Kürze „Kirchweihformeln“ 
nennen können, da sie von der Weihe von Kirchen, Kapellen, 
Betsälen, Baptisterien etc. handeln. 

In der Dissertatio des Zaccaria „quantum ex libro diurno 
utilitatis ad fidei confirmandae decreta et ecclesiasticam disciplinam 
illustrandam percipi possit“ wird in Kürze aus den Ueberschriften _ 
und Inhalt der Kirchweihformeln auf die Praxis der Kirche hin- 
sichtlich der kirchlichen Gebäude hingewiesen (Roziöre p. 3731.). 
De Roziere selbst begnügte sich in seinen Anmerkungen zu den 
-Formeln damit, einzelne ihnen verwandte Papstbriefe kurz anzu- 
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führen. Sickel äussert sich nur flüchtig über die Gruppe X— XXXI 
und das in verschiedener Weise. Einmal setzt er, wie die eben 
angeführte Stelle zeigt, die Theilsammlung I—LXIII, damit also 
auch die Kirchweihformeln, in die Zeit nach Gregor I. Anderer- 
seits sagt er von den Kirchweihformeln, dass sie „häufige Ver- 
“wendung fanden, wie wir aus den Epistolae Gregorii I erfahren“ 
(Prolegg. I, 55.) 

Sickels Behauptungen über die Entstehungszeit der Theil- 
sammlungen trat Duchesne (Bibl. de l’&cole des chartes 1891, 
LO, p. 1ff.) entgegen, während L. M. Hartmann (Mittheilungen 
des Instituts für österreichische Geschichtsforschuug 1892, Bd. XIII, 
Heft 2, p. 239 ff.) an Sickels Behauptungen, da sie durch Duchesne 
nicht entkräftet seien, festhielt.e Beide Arbeiten, die sich vor- 
wiegend mit den auf die Papstwahl etc. bezüglichen Formeln be- 
schäftigen, befassen sich mit f. X—XAXI nicht. Auf Veran- 
lassung Sickels untersuchte auch J. Friedrich die Entstehungszeit 
des liber diurnus (Sitzungsberichte der phil.-phil. u. hist. Klasse 
der K. Akad. d. Wiss. 1890, Heft 1). Auch er behandelt die 
späteren Formeln und stellt über die Kirchweihforneln keine 
eigene Untersuchung an. Im Gespräch erklärte er mir indess, 
dass nach seiner Meinung ohne Zweifel diese Formeln zu den 
ältesten Bestandtheilen der Theilsammlung I gehörten. 

Auf Grund dieser allgemeinen Anschauung brauchte sich nun 
allerdings Friedrich nicht weiter mit den Formeln der genannten 
Gruppe zu beschäftigen. Denn bei seiner Arbeit, die die ein- 
gehendste der vorhandenen Untersuchungen ist, „handelt es sich 
— wie er mir schreibt — nicht sowohl um die einzelnen kleineren 
Gruppen des Liber Diurnus, sondern um die Entstehung der Col- 
lectio und darum, ob die Collectio auf einmal gemacht wurde, 
oder ob sie aus mehreren grösseren Collectiones besteht und wann 
diese grösseren Collectiones gemacht, dann zu der ganzen Samm- 
lung, welche Liber Diurnus heisst, zusammengefügt wurden“. Dass 
in Collectio I Einzelgruppen, kleinere Theilsammlungen vorhanden 
sind, wird als selbstverständlich von ihm zugegeben, aber bei dem 
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beabsichtigten Zweck seiner Arbeit kam weniger eine Unter- 
suchung über die Einzelgruppen in Frage, als vielmehr dieses: 
„sind chronologische oder andere Anhaltspunkte vorhanden, welche 
zwingen, die Collectio I z. B. vor oder nach 680 als abgeschlossen 
zu betrachten etc. ?“ 

Die folgende Untersuchung nun bietet zu den bisherigen 
Arbeiten eine Ergänzung. Beschäftigten sich diese mit der Unter- 
suchung über den Abschluss und das Alter der ganzen Collectio 1, 
so soll vorliegende Arbeit — die gewissermassen parallel zu den 
bisherigen verläuft — vorläufig für eine bestimmte, fest um- 
grenzte Formelgruppe Entstehung, Alter und Abschluss genauer 
im Einzelnen nachweisen. 

Ich glaube nämlich, dass sich das Alter der Gruppe f. X— 
XXXI aufwärts wie abwärts genau bestimmen lässt, in der 
Weise, dass sie mir eine der ältesten, wenn nicht die 
älteste Theilsammlung zu sein scheint, deren Anfänge 
an das Ende des 5. Jahrhunderts zurückreichen und die 
jedenfalls zu Gregor’s I. Zeiten schon als fertige Samm- 
lung im Kanzleigebrauch war. 

Die Richtigkeit dieser Behauptung soll die folgende Ver- 
gleichung der Formeln des liber diurnus mit den diesbezüglichen 
ältesten Papstdekreten erweisen. 

Das älteste echte Papstedikt über die Kirchweihe besitzen 
wir in dem vom 11. März 494 datirten Dekret Gelasius I. an die 
Bischöfe in Lucanien, Bruttium, Sicilien (J. K. 636), das im liber 
pontificalis (ed. Duchesne 255, 6f.) erwähnt wird mit den Worten: 
hic fecit constitutum de omnem ecclesiam. Gelasius schärfte es 
als herkömmliche Sitte ein, dass die Bischöfe vor Einweihung 
einer Kirche die päpstliche Genehmigung dazu erholen sollten, 
c.4. Basilicas noviter institutas non petitis ex more praeceptio- 
nibus dedicare non audeant nec ambient episcopi sibimet vindicare 
clericos potestatis alienae. Bezeichnend für Gelasius ist, dass er, 
da hier die erste derartige päpstliche Entscheidung bezw. ein An- 
spruch des Papstes vorliegt, sofort sein Dekret als mit der her- 


Goetz, Zwei kanonistische Abhandlungen. 5) 


kömmlichen Sitte in Einklang stehend ausgibt. Die zweite Hälfte 
des Satzes betont, scheinbar ohne direkten Zusammenhang mit 
dem Vordersatz, die natürliche Bestimmung, dass die Bischöfe 
nicht über die Rechtssphäre ihrer Diözese hinausgreifen dürfen. 
Dieser Gedanke, auf die Kirchweihe angewendet, spiegelt sich 
wieder in den späteren Edikten Gelasius und der späteren Päpste, 
sowie in den Kirchweihformeln. Und zwar in der stehenden Wen- 
dung, dass die päpstliche Erlaubniss zur Weihe oder dergl. dem 
Bischof ertheilt wurde, si in tuae parrochie memorata constructio 
iure consistit. Die Bestimmung des c. IV wird nun in c. XXV 
nochmals eingeschärft. Es ist das gleichfalls, im Gegensatz zu der 
päpstlichen Behauptung von dem Alter dieser Sitte, ein Beweis 
ihrer Neuheit. Unter keiner Bedingung dürfe eine Kirchweihe 
olıne Erlaubniss des Papstes gefeiert werden. Es sei ihm, Gelasius, 
zur Kenntniss gebracht worden, dass welche ohne päpstliche Ge- 
nehmigung ecclesias vel oratoria sacrare praesumant. Sein Ent- 
setzen darüber kleidet er in die Worte, er sei indicio detestabili 
permotus. Man weihe solche Kirche auf den Namen Verstorbener, 
man spreche sogar von Weihungen auf den Namen von Ungläu- 
hbigen. Das sei ein kühner Frevel, der zu bestrafen sei (Langen, 
(zesch. der Römischen Kirche II, 173). Im Sommer desselben 
Jahres 494 erlaubte Gelasius einem Bischof Celer, eine Kirche 
einzuweihen (J. K. 643). Das Edikt ist eine nachdrückliche Be- 
rufung auf das obige Dekret, das nunmehr als fest zu Recht be- 
stehend angesehen wird = constat. Die altherkömmliche Sitte, 
auf die er beim ersten Erlass dieses Kirchweihediktes sich berief, 
wird in diesem zweiten dahin erklärt, dass sein Dekret mit den 
alten Canones übereinstimme. 

Mit Recht habe darum der Bischof in einer entgegen dem 
päpstlichen Dekret ohne päpstliche Genehmigung geweihten Kirche 
allen feierlichen Kultus aufgehoben, so nehme er (Gelasius) an 
teque ex hac basilica, quae taliter [= sine summi pontificis auto- 
ritate] ad cultum fuerat processionis adducta, suspendisse missas 
probabiliter conputamus. Indess die Kirche solle der gnaden- 
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vollen Kultushandlungen nicht länger mehr entbehren. Darum 
verfügt der Papst die nachträgliche Konsekration. Sed quia devo- 
tus locus non debet a ministeriorum gratia diutius vacuus perma- 
nere frater charissime eorum martyrum nomine, quorum relatio 
continet autoritatis nostrae suscepta serie consecrabis. So bleibe 
die feste kirchliche Regel gewahrt und das gläubige Volk, das nach 
des Bischofs Bericht eifrig avide zusammenströme, integrum habeat 
firmata religione conventum. Der letzte Gedanke findet sich in 
ähnlichen Wendungen mehrfach in den Kirchweihfornieln, in f. XX 
ist er in die Worte eingekleidet: et circumiecta plebs habeat cuius 
[scl. des Heiligen, dem die Kirche geweiht ist] interventu petitio- 
nibus suis cito mereatur effectum. 

Noch ein drittes Dekret, das prinzipiell die neue päpstliche 
Theorie feststellt und vertheidigt, besitzen wir von Gelasius. Es 
ist an einen Bischof Johannes gerichtet (J. K. 709). Auch in 
diesem wird wie in den besprochenen Edikten, sowie in den Kirch- 
weihformeln ausdrücklich das Recht des feierlichen Gottesdienstes 
hervorgehoben. Gelasius geht von der nunmehr für ihn fest 
bestehenden Lehre und eingelebten Satzung aus, dass in einer ohne 
päpstliche Genehmigung geweihten Kirche oder Oratorium kein 
feierlicher Gottesdienst stattfinden dürfe (publicae processiones). 
In vorliegender Urkunde wird indess bei einer gewissen spectabilıs 
femina Magetia eine Ausnahme gemacht; da sie ihre Verstorbenen 
da begraben habe, wolle er humanitatis intuitu ... funeribus et 
sepulcris tantum in conprehensis petitorio locis ministeria .. pro 
solennitate praestanda ut defunctorum nomine solummodo divina 
celebrentur officia publica frequentatione et processione cessante. 
Diese letztere einschränkende Bestimmung traf der Papst, damit 
doch der Geist seiner früheren Kirchweihedikte gewahrt bleibe — 
quod priora statuta non maculent; wir werden sie bei den Kirch- 
weihformeln als regelmässig wiederkehrende Einschränkung finden. 
Von der Bitte der Magetia gebraucht Gelasius die Redewendung 
petitorii nobis oblatione suggessit. Diese Formel wurde stehend, 
wir treffen sie in einem gleich zu besprechenden Edikte Gelasius’ I. 
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(J. K. 678), sowie als Einleitung verschiedener Kirchweihformeln, 
während Roziere (p. 58) irrigerweise diese Formel erst auf eine 
Urkunde Gregors’ I. zurückführt. 

Diese Verordnung des Gelasius blieb natürlich in Kraft und 
hatte sich, wie die Urkunden zeigen, rasch eingelebt. Gregor I. 
führt einmal dem Subdiakon Johannes von Ravenna gegenüber 
Klage über eine Verletzung dieses Dekrets. Ein gewisser Bischof 
Exsuperantius habe in fremder Diözese ausu temerario ein ora- 
torium errichtet, idque sine praecepti autoritate contra morem 
praesumpserit dedicare missasque illic publicas celebrare non metuit. 
Johannes solle sofort mit aller Strenge eingreifen und ne ulterius 
tale aliquid attentare permittas. (J. K. 1884.) 

Geben uns die bisher besprochenen Dekrete vorwiegend Auf- 
schluss über die neue Theorie eines päpstlichen Aufsichts- bezw. 
Reservatrechts, so stellen die folgenden zwei — die gleichfalls wie 
(lie bereits besprochenen in das Decretum Gratiani aufgenommen 
wurden — die Kanzleipraxis bei der Ertheilung der Weihe- 
vollmacht dar. 

Diese Dekrete sind natürlich mit geringen Abweichungen 
ganz stereotyp; ihre Haupttheile sind: 1. Einleitung, Erwähnung 
der gestellten Bitte und Lob des Spenders; 2. Ertheilung der 
Vollmacht an den Bischof unter gewissen Bedingungen Seitens 
les Bischofs und Seitens des Stifters; 3. einschränkende Bestin- 
mungen. 

Für die Altersbestimmung der Kirchweihformeln im Liber 
Diurnus bezw. für meine Eingangs aufgestellte Behauptung ist nun 
ein wesentlicher Beweis, dass bereits bei Gelasius für alle einzelnen 
Theile und Wendungen des Vollmachtsdekrets sich aus den Kirch- 
weihformeln voll entsprechende Sätze und Wendungen anführen 
lassen, wenn auch noch nicht in dem Maasse, wie bei Pelagius I. 
(las päpstliche Dekret mit der überlieferten Kirchweihformel sich 
deckt. 

Ich gebe nun von den zwei im Decretum Gratiani stehenden 
Weihevollmachten die ausführlichere(C. X VI qu. 7, c. 26, J. K. 679) 
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und füge die wichtigsten Verschiedenheiten des zweiten (ib. q. 7, 
c. 27, J. K. 680) bei. 

J.K. 679: Gelasius Senecioni episcopo praecipit ut ecclesiam 
a Senilio v. Iı. cunditam 8. Vito dedicet. (J. K. 680: Herculentio 
episcopo Potentino dat negotium ut basilicam a Trigetio [al. Fri- 
gentio] in fundo suo Sextiliano noncupato conditam, S. S. Michaeli 
archangelo et Marco [al. Martino] confessori dedicet.) 

(Ausser diesen Kirchweihdekreten sind bei J.K. noch zwei 
weitere verzeichnet: J.K. 630, Gelasius Justo episcopo Larinati 
mandat ut basilicam a Priscilliano et Felicissimo in proprio suo 
„Mariana® nuncupato in honoremn 8. Michaelis constructam 
benelicat. 

J.K. 704: Gelasius Valentino episcopo mandat, ut ecclesiam 
quandam, si in eius diöcesi constructa sit, dedicet dominisque locı 
nonnisi „gratiam processionis“ reservet. 

Beide Dekrete bieten in einfacherer Form denselben Typus 
wie J.K.679 und brauchen desshalb nicht weiter besprochen zu 
werden. Einzelne Varianten gebe ich unten an.) 

I. Piae mentis amplectenda devotio est, qua se Julius nobis 
in re Juliana sui iuris fundasse perhibetur ecclesiam quam in hono- 
rem S. Viti confessoris eius nomine cupit consecrari. II. Hanc 
igitur frater charissime si ad tuamı diocesin pertinere non ambi- 
gis ex more convenit dedicari collata primitus donatione solenni 
uam ministris ecclesiae destinasse se praefati muncris testatur 
oblator. III. Sciturus sine dubio praeter processionis aditum, qui 
onnı Christiano debetur nihil ibidem se proprii iuris habiturum. 

Für jeden einzelnen Theil, Satz oder Wendung des Dekrets 
J.K.679 gebe ich nun die Variante von J.K. 680 und die ent- 
sprechende Stelle der Kirchweihformeln, die ich kurz mit der latei- 
nischen Ordnungszahl — nach Sickel — angebe. 

I. a) J. K. 679: piae mentis amplectenda devotio est J. K. 680 
lıat — wie oben schon erwähnt — dafür petitoria nobis insinua- 
tione suggessit, dieselbe Phrase hat f. XI und XXXI, ähnlich 
XXVI Der Gedanke des Einganges von J.K. 679 lautet in f. XV 
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und XV1religiosis desideriis sine difficultate prestari decet effectum 
f. XX oblationem [f. XXIV petitionem] dilectionis tuae boni 
operis perfectione [fe XXIV perfectionem] gaudentes, congrua 
gratulatione suscepimus, f. XXV, relationis tuae sedis petitioni 
oblate ab ill. tenore decurso necesse fuit rationabiliter responderi. 
Die Petita der Bischöfe enthalten im Eingang oft den Preis und 
das Lob derartiger frommer Stiftungen. 

b) J.K.679: in re Juliana sui iuris, diese Wendung ist 
stehend in allen diesbezüglichen Kirchweihformeln, mehrfach heisst 
es auch propriis sumptibus, so f. XIV, XVIIL, XL. 

c) J.K. 680: pro sua devotione fundasse findet sich in den 
Kirchweihformeln z. B. f. XI, statt dessen auch pro voto suo 
dixit esse fundatum, so f. XV und XVI. 

d) quam in honorem sancti Viti confessoris eius nomine cupit 
consecrari, diese oder eine ähnliche Wendung ist ein stehender 
Theil der Kirchweihformeln, z. B. XV und XVI postulans ut 
dedicari debeat, ähnlich XXIV, XXVI, XXVIL XVII quam 
deo auctore vobis propitiis in honore sancti ill. martyris conse- 
crare desidero. „Dass in den Formeln jener Zeit die Namen und 
die Zahlen, welche von Fall zu Fall in die Urkunden einzusetzen 
sind, durch ille angedeutet werden, ist bekannt“ (Sickel, Prolegg. 
I, 33). Unter den Kirchweihformeln enthalten natürlich die Bitt- 
gesuche der Stifter selbst, wie z. B. X petitio dedicationis ora- 
torüi, die Bitte an den Papst, einem bestimmten Bischof die Weilıe- 
vollmacht zu ertheilen. 

Il. a) J.K.679: si ad tuam diocesin pertinere non ambigis. 
J.K.680: si ad tuam pertinet parochiam. Dafür lautet die stehende 
Wendung der Kirchweihformeln mit geringen Abweichungen: si 
in tuae parrochie memorata constructio iure consistit. 

b) J.K. 679: ex more convenit dedicari; dieser Hinweis ex 
more ist Gelasius eigen und findet sich in späteren Urkunden, 
da diese Bestimmung sich schon fest eingelebt hatte, nicht mehr. 
Er ist indirekt ein Anzeichen dafür, dass das Dekret Gelasius 
eben nicht ex more war. Zu convenit vergl. f. XII, wo wie in 
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mehreren anderen ff. das Pflichtmässige der Konsekration damit 
begründet wird, dass das religiöse Bedürfniss des Volkes befrie- 
digt werde. 

c) J.K. 680: benedictionem supra memoratae basilicae so- 
lenni veneratione depende. J.K.704: divinis eam sicut petitur 
ddedicabis ministeriis. 

In verschiedenen Kirchweihformeln wird die erbetene oder 
verfügte dedicatio oder consecratio eine solennis genannt. XI 
solenniter consecrabis, ebenso XII, XIV, XV solemnia dedicatio- 
nis impendens, ebenso XVI, XXIII oratorium memoratum solita 
benedictione sacrabis XXVI solemniter dedicare. 

d) J.K. 679: collata primitus donatione solenni [f. XXX ut 
oblatarum rerum primitus donatio solemnis proveniat] quam mi- 
nistris ecclesiae destinasse se prefati muneris testatur oblator. 

Die Festsetzung der donatio macht natürlich in den Kirch- 
weihformeln gleichfalls einen wichtigen Theil aus; an einzelnen 
Urkunden wer(en wir später den Umfang solcher donationes kennen 
lernen, ebenso die dem Edikte des Gelasius entsprechenden Stellen 
der Kirchweihformeln. In einer petitio wie f. X, petitio dedi- 
cationis oratorii versichert natürlich der Stifter cui basilice 
ad Juminaria vel ad alimonias ibidem servientibus ofterro ill. et 
ill., vergl. XVIII; in den responsa hingegen erscheint die donatio 
immer als facta oder percepta. 

III. J. K. 679: seiturus sine dubio praeter processionis adı- 
tum, qui ommi Christiano debetur, nihil ibidem se proprii iuris 
habiturum. J.K.680: nihil tamen sibi fundator ex hac basilica 
noverit vendicandum, nisi processionis aditum, qui Christianis om- 
nıbus in commune debetur. Diese einschränkende Bestimmung 
tindet sich in einigen Kirchweihformeln, z. B. f. X petitio dedi- 
cationis oratorıi enthält genau die Formel von J.K. 680, nur dass 
der Laie, der die petitio um einen das oratorium einweihenden 
Bischof erreicht, sagt: promitto pariter nıhil mihi ..... vindicandum 
uam processionis gratia etc. 

f. XXX responsum dedicandi baptisterium hat die Wendung, 
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die beinahe wörtlich auch das Dekret J.K. 704 bietet: denun- 
tiaturus ex more nihil illic iuris fundatoris ulterius iam deberi, 
nisi processionis gratiam quae Christianis omnibus in commune 
.debetur. Diese einschränkende Bestimmung betrifft also das durch 
fundatio bezw. donatio der Kirche seitens des Patrons erworbene 
Ehrenrecht ius processionis (vergl. v. Schulte: Kirchenrecht *, 
p. 178). | 

procedere von Gussainville in seinen Anmerkungen zu Greg. I 
ep. I. XI, ind. VII, ep. X mit aller au service divin übersetzt, 
ist der terminus technicus für die Theilnahme an dem Aufzug der 
Geistlichkeit zu feierlichem Gottesdienst. In den Acta ined. Pontif. 
Rom. v. v. Pflugk-Harttung (III Nr. 1, p. 2) heisst es in einer 
(sregor I. zugeschriebenen Urkunde: statuimus ut in die palmarum 
vel litanıarum non cum clericis metropolitanae ecclesiae, sed seor- 
sum monachi procedant. Die Wendung processiones publicae, 
die wir schon oben in den Dekreten des Gelasius gefunden haben 
und die wir in den Kirchweibformeln wieder antreffen werden, ist 
also gleichbedeutend mit dem sonst gebräuchlichen missarum so- 
lemnia und bezeichnet den feierlichen öffentlichen, man könnte 
sagen Pfarr- und Hauptgottesdienst im Gegensatz zu den in den 
Privatkapellen stattfindenden Privatmessen (vergl. Roziere p. 37). 
Die Theilnahme nun an dem feierlichen Aufzug in der Kirche ist 
von jeher ein Ehrenrecht des Patrons, hier in den Edikten des 
(zelasius sein einziges. In den späteren Urkunden fällt diese Ein- 
schränkung weg, und dieser Umstand dürfte für die Alters- 
bestimmung der fe X und XXX, die als die einzigen 
Kirchweihformeln diese Einschränkung haben, von 
Bedeutung sein. Können wir also diese beiden Formeln ganz 
in die Zeit (relasius zurückdatiren, so ist andererseits zu beachten, 
dass nach Gelasius pars III der Vollmachtsformulare die ein- 
schränkenden Bestimmungen sehr vermehrt wurden und zwar mit 
Bestimmungen, die sich nicht sowohl auf die Person des Stifters, 
als auf die Art der Benützung der geweihten Kirche etc. beziehen. 
Die diese erweiterten Einschränkungen enthaltenden Kirchweih- 
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formeln werden demgemäss als nach Gelasius entstanden anzu- 
sehen sein. 

Das Resultat der Vergleichung der Dekrete des Gelasius mit 
den Kirchweihformeln ist also: Die Formulare bei Gelasius ent- 
halten die logische Eintheilung, sowie bis in’s Einzelne die genau 
den Kirchweihformeln entsprechenden Wendungen. Die von Gelu- 
sius gestaltete und gebrauchte Formel J. K. 679 bezw. 680 ist 
allerdings verloren gegangen bezw. durch andere verdrängt worden. 
Das ist ganz erklärlich, da Gelasius eben die erste derartige 
Kanzleiformel bildete, die zu seiner Zeit genügte, an deren Stelle 
aber naturgemäss andere, dem vermehrten Bedürfnisse ent- 
sprechendere gesetzt wurden. Formel X und XXX sind als unter 
oder nach Gelasius entstanden anzusehen, da sie allein unter den 
Kirchweihformeln Bestimmungen bieten, die sich bei Gelasius finden, 
und die später meist weggelassen wurden. 

Um nun zu erklären, wie es kommt, dass wir bei Gelasius, 
und um das gleich zu sagen, bei allen seinen Nachfolgern bis auf 
Gregor I., nicht mehr vollständige Formeln treffen, obgleich die 
einzelnen Theile der Formeln nachweisbar sind, wollen wir v. Sickel’s 
Worte anführen (Prolegg. II, 3). 

„Bis in das 9. Jahrhundert ist es vornehmlich die Kurie, 
deren Angehörigen wir Kenntniss der Papstbriefe verdanken. Zu- 
meist haben sie jedoch der Nachwelt nur Extrakte 
mitgetheilt, welche sich zur Vergleichung mit den 
Formeln nicht eignen. Dem ganzen Wortlaut nach liegen uns 
in grösserer Zalıl nur die Urkunden Gregors I. vor, von denen 
dann auch alle Kommentatoren des Diurnus Gebrauch gemacht 
haben.“ 

Von Vigilius besitzen wir J.K. 907 ein Schreiben an einen 
Profuturus episcopus Bracarensis, das von den Ketzereien der 
Priszillianisten und Arianer handelt; ein Theil des Schreibens 
handelt de consecrandis ecclesiis refectis. Er spricht also über 
die Neueinweihung einer nach gänzlicher Zerstörung wieder auf- 
gebauten Kirche. Vigilius setzt da zwei Fälle. Einmal die Kirche 
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habe keine sanctuaria gehabt. Bei den besprochenen Dekreten 
(Grelasius’ haben wir gesehen, dass in den geweihten Kirchen und 
Kapellen vielfach kein feierlicher Gottesdienst processio publica 
stattfinden durfte. Die Kirchweihformeln unterscheiden hinsicht- 
lich der Einweihung der Kapellen und Oratorien eigens solche, 
die keine sanctuaria besassen und die auch nicht als öffentliche 
Kultusstätte zur Feier der missarum solemnia angeschaut wurden, 
es waren das also Privatkapellen; auch bietet ja der Diurnus auclı 
getrennt von den eigentlichen Kirchweihformeln welche wie f. XXI 
de levandis sanctuariis XXV de altare dedicando, XXVI de recon- 
dendo corpore sanctorum. 

Demgemäss sind also auch hier bei Vigilius solche Privat- 
kapellen gemeint. Von diesen sagt er: si in eo loco consecrationis 
solennitas debeat iterari nihil iudicamus officere, si per eam mi- 
nime aqua benedicta jactetur quia consecrationem cuiuslibet eccle- 
siae in qua spiritus sancti ara non ponitur celebritaten tantum 
scimus esse missarum. 

Dann fügt er wiederholend und erklärend hinzu: sine aliqua 
dubitatione cum in ea missarum fuerit celebrata solennitas totius 
sanctificatio consecrationis implebitur. Für den anderen Fall, dass 
die Kirche sanctuaria hatte, verfügt er: si vero sanctuaria quae 
habebat oblata sunt, rursus eorum repositione et missarım solen- 
nitate reverentiam sanctificationis accipient. 

Für die Frage nach dem Alter der Kirchweihformeln kommt 
also das Vigiliusdekret direkt nicht in Betracht, es ist aber gewiss 
ein Anzeichen, dass die neu eingeführte Satzung des Gelasius 
festen Fuss gefasst hatte und allgemein befolgt wurde. Damit 
war natürlich gleichzeitig auch eine Vermehrung und gesteigerte 
Anwendung von Kirchweihformeln gegeben. 

J. K. 22 verzeichnet ein unechtes Dekret des Euaristus 97? 
—105? „omnes basilicas cum missa, altaria vero non solum 
unctione chrismatis sed etiam sacerdotali benedictione sacrari“ 
iubet. Im Decret. Gratiani III, D. 1 c. 3 wird die eine Hälfte 
dieses Dekrets dem Hyginus 136?—140? zugeschrieben: omnes 
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Es ist nicht un- 
möglich, dass diese Bestimmung auf einer Verwechselung mit der 
angeführten des Vigilius beruht, bezw. auf sie zurückgeht. 

Wie rasch nun — wie ich eben sagte — die Kirchweih- 
formeln sich einbürgerten, zeigen zwei Formeln von Pelagius 1. 
Zumal die eine deckt sich nahezu wörtlich mit f. XI, so dass wir 
also, da für des Gelasius Zeit schon das Vorkommen der einzelnen 
Formeltheile wie einzelner Formeln nachgewiesen wurde, für die 
Zeit des Pelagius I. annehmen dürfen, dass die Haupttypen der 


basilicae cum missa debent semper consecrari. 


Diurnusformelgruppe X—XXXIT bereits im Gebrauch waren. 


Zur Vergleichung gebe ich den Text der zwei Pelagiusformeln 
u. d. f. XI des Diurnus: 


J.K. 958: Pela- 
gius I Asterio epis- 
copo mandat, ut ora- 
torium.... consecret. 

Vindimius abbas 
petitorii nobis insi- 
nuatione suggessit 
quod habetur in sub- 
ditis [d. h. das unten 
folgt], iuxta muros 
civitatis  Salernita- 
nae intra monaste- 
rıum suum oratorium 
se pro sua devotione 
fundasse quod in ho- 
nore beatorum mar- 
tyrum Chrysantbi et 
Dariae desiderat con- 
secrari. 

Et ideo si nullum 
corpus ibidem con- 


stat humatum prae- 


liber diurnus XI 
responsum oratorli 


dedicandi. 


Il. petitorii nobis 
insinuatione sugges- 
sit quod babetur in 
subditis, in fundo ill. 
iuris ill. oratorium se 
pro sua devotione 
fundasse, quod in 
honorem sancti illius 


desiderat consecrari. 


Et ideo frater Ka- 
rissime si in tuae par- 


rochıae memorata 


J. K. 959: Pela- 
giusI Eleutherio epis- 
copo mandat de con- 
secrando ... oratorio. 

Maximus diaconus 
ecclesiae dilectionis 
tuae nobis suggessit 
in fundo qui appel- 
latur Poncellus ora- 
torium se pro sua 
devotione fundasse, 
quod in honore bea- 
tae Cantianae mar- 
tyris desiderat con- 
secrari, 


Et ideo frater ca- 
rissime sıın tua diö- 
cesi memorata con- 
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 dietum monasterium 
absque missis con- 
secrabis, 


* 


ıta tamen ut sı 
fundator praedictus 
missas ibidem fieri 
forte maluerit a di- 
lectione tua presby- 
terum noverit postu- 
landunı. 


constructio iure con- 
sistit et nullum cor- 
pus ibi constat huma- 
tum percepta primi- 
tus donatione_ legi- 
tima id est ill. et ill. 
vel ill. prestantes li- 
berosafıscalibus titu- 
lis solidos tot gestis- 
que  municipalibus 
allegatis predictum 
monasterium absıue 
missas publicas so- 
lemniter consecrabis, 
ita ut in eodem loco 
nec futuris tempori- 
bus baptisteria con- 
struantur, nec pres- 
biterum constituas 
cardinalem sed et si 
missas fieri sibi for- 
tasse maluerit a di- 
lectione tua noverit 
presbiterum postu- 
landum, quatenus ni- 
hil tale a quolibet 
alio sacerdote ulla- 
tenus praesumatur. 
Sanctuaria vero sus- 
cepta sul cum reve- 
rentia collocabis. 


structio iure consistit 
et nullum corpus ıbi- 
dem constat huma- 
tum percepta prius 
donatione legitima 
vel possione illa et 
illa, praestantes libe- 
ros a fiscalibus titu- 
lis solidos tot, gestis- 
que municipalibus 
allegatis, praedictum 
oratorium absque 
missis publicis solen- 
niter consecrabis, ita 
tamen ut in eodem 
loco nec futuris tem- 
poribus baptisterium 
construatur nec pres- 
byterum constituas 
cardinalem: sed quo- 
tiens missas ibi fieri 
forte maluerit a di- 
lectione tua presby- 
terum noverit postu- 
landum quatenus ni- 
hil tale a quolibet alıo 
sacerdote ullatenus 
praesumatur. 


Unter den beiden Urkunden des Pelagius ist es die zweite, 
J.K.959, die die meiste Verwandtschaft mit dem Diurnus zeigt 
und zwar so sehr, dass wir sagen dürfen, die Diurnus- 
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formel ıst mit ıhr identisch, bezw. ist auf die Urkunde 
des Pelagius zurückzuführen. 

Wie ich vorhin schon bemerkte, ist gegenüber den Dekreten 
des Gelasius der dritte Theil der Weihevollmacht, die einschrän- 
kenden Bestimmungen enthaltend, ziemlich vermehrt, während 
andererseits von dem ius processionis des Patrons nichts mehr er- 
wähnt wird. 

Der Zweck dieses erweiterten Schlusstheils lässt sich kurz 
ılahin bestimmen, dass der Charakter der Privatkirche bei der neu- 
geweihten Kultusstätte gewahrt werden soll. Daher denn vor 
Allem die Bestinımung, es solle in dem neugeweiliten Gotteshaus 
kein feierlicher, öffentlicher Gottesdienst stattfinden, absque missis 
publicis consecrabis. In f. XXIII ist derselbe Gedanke aus- 
gedrückt in den Worten: sic tamen ut non illic publica proces- 
sione a conditore aliquatenus teneatur. Feierlicher öffentlicher 
Gottesdienst fand zunächst in der Haupt- und Pfarrkirche statt, 
und zu dieser werden also in den Kirchweihformeln die Privat- 
kapellen in Gegensatz gestellt. Das ist auch die Tendenz der 
weiteren Bestimmung, es dürfe kein baptisterium an diesem Orte 
errichtet werden. Für die Errichtung von Baptisterien bietet der 
Diurnus wieder eigene Formeln für die petitio de dedicando bap- 
tisterio XXIX, wie für das responsum dedicandi baptisterium XXX, 
XXXI. Die Pfarrkirche hat einen presbiter cardinalis, darum 
wird die Anstellung eines solchen bei den neugeweihten Kirchen 
verboten. Eine Ausnahme werden wir bei Gregor kennen lernen. 

Endlich darf überhaupt nur mit bischöflicher Genehmigung 
in der Kapelle Messe gelesen werden, zu welchem Zweck der 
Bischof einen bestimmten Priester anweisen wird. Die f. XI ent- 
hält dann noch eine Schlussbestimmung über die Bewahrung der 
Heilisthümer, die die Urkunden des Pelagius nicht geben, die wir 
aber bei den Urkunden Gregor’s vorfinden werden. 

Ausser diesen einschränkenden Schlussbestimmungen ist in 
den Dekreten auch noch neu der Passus, von dem die Ertheilung 
der Weihevollmacht abhängig gemacht wird und der von Pelagius 
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an stehend wird: si nullum corpus ibidem constat humatum. Gus- 
sainville macht (bei Greg. ep. lib. XII ind. VII, ep. X) zu dieser 
Bedingung die Bemerkung: id saepe redit, necdum reperi apud 
Christianos huius cautionis originem vel necessitatem. KRoziere 
p. 39, theilt dazu folgende Note des Baluzius mit: Istud ita in- 
telligi non debet ac si papa inquiri mandaret an in nova illa 
ecclesia humatum fuisset aliquod corpus, sed an in fundo illo, quo 
constructio memorata surrexerat aliquod antea corpus fuisset 
humatum. Das scheint mir auch keine befriedigende Erklärung 
zu sein, eine absolut sichere vermag ich selbst auch nicht zu geben. 
Indess könnte man mit einiger Wahrscheinliclikeit diese Bestim- 
ınung den Schlussbestimmungen in dem Zwecke gleichsetzen, den 
Charakter einer Privatkirche zu wahren. Wie kein feierlicher 
Pfarrgottesdienst in der Kapelle stattfinden sollte, sollte sie auch 
keinen Friedhof haben, der zur Pfarrkirche in erster Linie ja 
gehörte und als solcher auch gewisse Vorrechte besass. Die Rich- 
tigkeit dieser Annahme scheint mir auch dadurch bestätigt zu 
werden, dass in Privilegien für Kloster- und Pfarrkirchen eigens 
die Errichtung des Friedhofs als päpstlicherseits ertheiltes Privileg 
angeführt zu werden pflegt, oft mit Wendungen des Inhalts, dass 
die dort Begrabenen gewiss in der Heilsgemeinschaft der Kirche 
seien. So macht Urban ID. (v. Pflugk-Harttung, Acta Pont. in- 
edita III, p. 17) bei der Bewilligung zur Errichtung eines Friell- 
hofs den Zusatz: absolvens ab omnibus delictorum vinculis tam 
ipsum [Stifter], quam omnes alios qui in eodem loco religionis 
gratia sepeliri optassent. Die hier ertheilte Absolution bedeutet 
eben, dass der Stifter um des frommen bei Gott Sündenvergebung 
erwirkenden Werkes willen auch seitens des Papstes als in voller 
(gemeinschaft mit der Kirche gestorben bezw. stehend angesehen 
wird, ebenso die anderen dort Begrabenen. Vgl. meine Studie 
über „Die päpstliche Formel in peccatorum remissionem in- 
Jungimus“, Revue internationale de Thöologie 1894, Nr. 7, p. 441. 
Möglicherweise lässt sich indess die fragliche Bestimmung noch 


anders erklären. 
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So bieten denn die Urkunden des Pelagius denen des Gelasius 
gegenüber einen bedeutenden Fortschritt in der Bildung und An- 
wendung von Kirchweihformeln. Dass die Formeln bereits ganz 
kanzleimässig verwendet wurden, können wir aus J. K. 959 ersehen. 
Der Kanzlıst hat da nämlich bei der Erwähnung der donatio lesi- 
tima das formelhafte ıll. ill. stehen lassen, bezw. dem betreffenden 
Bischof die nähere Ausfüllung mit dem wirklichen Werth anheim- 
gestellt. 

Wenn wir nun bei Pelagius nicht mehrere Formeln ın Ge- 
brauch finden, dürfen wir zur Erklärung wieder die oben angeführten 
Worte Sickels beiziehen, wornach erst mit Gregor I. eine voll- 
ständige Aufbewahrung und Ueberlieferung der Urkunden in der 
Kurie beginnt. 

Für Pelagius II. bringen J. K. 1063 das Regest: Felici epis- 
copo Pisaurensi praecipit, ut monasterium a Johanne conditum 
„absyue missis publicis“ dedicet. Die Urkunde selbst ist nicht 
mehr vorhanden, wir kennen sie nur aus einem Brief Gregor'sI. 
(ep. ed. Hartmann I, 419. Gregor tadelt darın den Bischot 
Felix von Pesaro, dass er sich bei der Weihe des Klosters nicht 
an die päpstliche Vorschrift gehalten habe; diese letztere gebot 
die Weihe wie üblich absque missis publieis und entsprach damit 
dem bisher allgemeinen Brauch. Nun habe Felix aliter quam 
antiyuae consnetudinis usus exigit die Weihe vollzogen uhne jene 
einschränkende Bestimmung. Denn zu des Papstes Ohren sei das 
(Gerücht gekommen, dass cathedra posita in jenem Kloster pub- 
lice die missarum solemnia (= publicae processiones) gefeiert 
würden. Sei das wahr, so solle die cathedra sogleich entfernt 
werden, nec denuo illic miissas publicas peragatis. Gussainville 
bemerkt zu cathedra: in qua sederet sacrum faciens non in qua 
concionaretur, was richtig ist, da es sich ja hier nur nm Abstel- 
lung der feierlichen Messe handelte. Nun folgt der f. XI regel- 
mässig wiederkehrende Satz: Sed et siecut consuetudo et praecepti 
tenor eloquitur, si missas ibidem celebrari voluerint, a te pres- 
byter dirigatur. Gussainville bemerkt: monachi nondum erant 
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clerici. Die erste Satzhälfte und besonders die Worte consuetudo 
und praecepti tenor scheinen mir den Bischof mit Absicht auf die 
allgemein bekannte und eingeführte Art der päpstlichen Genehmi- 
gung, wie sie f. XI bietet, hinzuweisen. Schliesslich wird der 
Bischof Felix noch ermahnt, jetzt die Ruhe und Ordnung zu wahren 
und den Kelch, den er den Mönchen in jenem Kloster weg- 
genommen hat, zurückzugeben. Dieses Dekret ist also ein Zeug- 
niss dafür, dass auch unter Pelagius II. eine der Haupttypen der 
Kirchweihformeln f. XI angewendet wurde. 

Mit der Darstellung der Dekrete Gregor’s I. nun kann ich 
diese Untersuchung abschliessen. Haben wir bisher für den Ge- 
lankengang, die einzelnen Theile und einzelnen Hauptformeln der 
Gruppe X—XXXI das Alter bezw. ihren Ursprung nachgewiesen, 
so finden wir für nahezu alle £. f. der Kirchweihformeln, jedenfalls 


für jede einzelne ihrer Unterabtheilungen — Kirchen, Klöster, 
Baptisterien, Reliquien etc. — bei Gregor I. die entsprechenden 


Dekrete. Haben sich die früheren Päpste in dem Gebrauch der 
Formel noch freier bewegt und kam dann nach und nach bei der 
häufigen Verwendung eine bestimmt fixirte kanzleimässige Formel 
zum Vorschein, so ist das bei Gregor I. schon ganz durchgeführt. 
Die Dekrete Gregors machen mit einzelnen zu besprechenden Aus- 
nahmen durchweg den Eindruck, als ob — könnte man beinalıe 
sagen — in das bereits vervielfältigt in der Kanzlei liegende For- 
mular nur der jeweilige Name bezw. Besitztitel eingetragen wurde. 

Ich gebe nun eine vergleichende Zusammenstellung der f. f. 
des Diurnus und der ihnen entsprechenden Dekrete Gregors. Wo 
die Urkunde (iregors in nichts Anderem von der Kirchweihformel 
abweicht, als dass sie statt des formelhaften ill. Namen und nähere 
Ausführungen enthält, gebe ich nur die jeweilige Urkunde (sregors. 

Ein sehr häufig angewendetes Formular war, wie wir bereits 
gesehen haben, f. XI responsum oratorü dedicandi. Es wird auch 
bei Gregor sehr oft verwendet und ist das am meisten gebrauchte. 

Da ich den Text von f. XI bereits zur Vergleichung mit den 


Dekreten Pelagius I. gegeben habe, verzeichne ich im Folgenden 
29% 
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zunächst nur die Dekrete Gregors, die sich mit f. XI voll- 
ständig decken. Es sind: J.E. nr. 1167, 1492, 1365, 1583, 1760, 
1707, 1882. 

Einzelne Dekrete Gregors bieten nur in einzelnen 
Theilen Abweichungen von der Diurnusformel. 

So z. B. J. E. 1596: Gregorius I Passivo episcopo Firmano 
mandat, ut oratorium ab Anione comite in castro Aprutino con- 
ditum beato Petro consecret. 

Zunächst finden wir, dass im Anfang des zweiten Theils des 
Dekrets ein nicht formelhafter Zusatz gemacht ist. Die Formel 
lautet nämlich: et ideo frater, si in tuae diöceseos, in qua visi- 
tationis impendis officium memorata constructio iure consi- 
stit. Das f. XI und die bislıer mitgetheilten und angeführten dem 
f. XI entsprechenden Urkunden enthalten alle in ihrem letzten 
Theil die einschränkende Bestimmung, die Kirche müsse absque 
missis publicis konsekrirt werden. Diese Bestimmung fehlt in vor- 
liegendem Dekret und zwar desshalb, weil auch die anderen ein- 
schränkenden Bestimmungen, es dürfe kein baptisterium gebaut und 
kein presbyter cardinalis eingesetzt werden, fehlen. Im Gegensatz 
dazu heisst es hier: Presbyterum quoque te illic constituere volu- 
mus cardinalem ut quotiens praefatus conditor fieri ibi missas for- 
tasse voluerit vel fidelium concursus exegerit, nihil sit quod ad 
sacra missarun solemnia exhibenda valeat impedire: sancetuaria vero 
suscepta sui cum reverentia collocabis. 

Während also sonst stets der Charakter der Privatkirche ge- 
wahrt bleiben soll, wird hier eine Ausnahme gemacht. Ein fest- 
angestellter (seistlicher — cardinalis presbiter — wird zur Ab- 
haltung des Gottesdienstes eingesetzt. Und dieser Gottesdienst 
wiederum ist nicht reiner Privat-, sagen wir Schlossgottesdienst 
für den (srafen, sondern er soll auch das religiöse Bedürfniss der 
umwohnenden Christen befriedigen. Die Kirche des Grafen Anio 
scheint also eine Mittelstellung, wie sie vielleicht durch besondere 
lokale Verhältnisse geboten war, einzunehmen zwischen einer Privat- 
kapelle und einer Pfarrkirche. Gussainville (ad 1. X, ind. V, 
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ep. XII) findet es auffallend, dass einerseits von presbiter cardinalis 
die Rede sei, andererseits über dessen Funktionen der Sakramenten- 
spendung und der Predigt des Wortes Gottes ganz geschwiegen werde. 

Er weist darum der Gründung des Grafen Anio auch eine 
Mittelstellung an. Itaque ni fallor nondum erat paroecia adunata 
nondum pastori grex adhaerens, sed spes erat constructis in vici- 
nıa domiciliis constituendae non ita multo post paroeciae. Vix 
reluctabitur qui temporum istorum mores consuluerit. 

Eine Erweiterung der typischen Formel bietet auch 
J.E. 1158: Gregorius Felici episcopo Messanensi scribit de basi- 
lica quadam intra civitatem Messanensem 8. S. Stephano et Pan- 
cratio et Euplo consecranda. Einmal wird nach Aufzählung der 
donatio legitima in dieser Urkunde ausdrücklich der Bischof bezw. 
seine Erben für die Höhe der Einkünfte haftbar gemacht. Quod 
si haec quae dicimus per sollicitudinem tuam impleta non fuerint, 
de propria substantia quanti interfuerit, utilitati ecclesiasticae te 
vel heredes tuos satisfacturum esse non dubites. His igitur pro- 
curatis benedictio optata proveniat. Ferner wird hier, was wir 
sonst in den Dekreten Gregors nicht mehr finden, wieder das 
Ehrenrecht der processio für den Patron erwähnt. 

Eine Variante bietet auch J.E. 1692: Gregorius For- 
tunato episcopo Neapolitano mandat ut ecclesiam ex Romani 
clarissimi viri testamento conditam sanctis Hermae, Sebastiano 
Cyriaco Pancratio consecret. \ährend die zwei eben bespro- 
chenen Dekrete Gregors hinsichtlich der einschränkenden Schluss- 
bestimmungen von f. XI abweichen, ist bei dieser Urkunde der 
erste Theil der Vollmacht vom Diurnusformular ganz verschieden. 
Es lautet: Fraternitati vestrae esse non putamus incognitum, quia 
Romanus clarissimae memoriae vir, per ultimae suae voluntatis 
arbitrium in domo iuris sui, quae in civitate vestra sita est, ec- 
clesiam aedificarı deputavit. Et quia deo miserante defuncti nos- 
citur voluntas impleta, sanctitas vestra illic ingravanter accedat. 
Die Bestimmung — percepta primitus donatione legitima fehlt, 
das folgende entspricht f. XI. 
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F. XV bezw. XVI ist die Grundform des Gregorian. 


Dekretes J. E. 1264. 


Ich lasse XV ın [ 


] die Varianten von 


XVI mit dem Edikt Gregors folgen, da letzteres einige Text- 


verschiedenheiten bietet. 


XV 


Diurnusformular 


XVl. 


XV: responsum de dedicando 


resp. 


oratorio intra monasterium mo- 
nachorum. 

f. XVI: de condendis reliquiis 
intra monasterium. 

Religiosis desideriis sine dif- 
ficultate prestari decet eflectum. 
Quoniam ill. sancti ill. in loco 
ill. in quo monachi habitant [at- 
que ideo quoniam ill. abba mo- 
nasterül sancti ill. quod est supra- 
scriptimonasterii] oratoriun pro 
voto suo dixit esse fundatum 
postulans ut dedicari debeat. 


J. E. 1264: Gregorius Fortu- 
nato episcopo Neapolitano scri- 
bit de consecrando parthenone 
etc. 


Religiosis desideriis sine dif- 
ficultate prestari decet effectum. 
Aque ideo Gratiosa Alhhatissa 
una cum congregatione sua ob- 
lata petitione quae tenetur in 
subditis, postulavit quod patri- 
ciae recordationis Rustica per 
ultimun voluntatissuaearbitrium 
in civitate Neapolitana in domo 
propria in regione Herculensi in 
Yico qui appellatur Lampadi mo- 
nasterium ancillarum Dei in 
ıuo praefatam Gratiosam Abba- 
tissaın praeesse disposuit, simul- 
que et oratorium extruxisse di- 
noscitur, cui et pro voto suo 
quatuor uncıas totius substantiae 
suae dimisisse suggessit, (uodque 
in honore beatae Mariae semper 
Dei et 
Domini nostri Jesu Christi de- 


virginis  genetricisque 


siderat consecrarl. 
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dilectionem tuam presentibus 
iussionibus duximus ammonen- 
Jam quatenus ad predictum lo- 
cum cum postulaverit ingravan- 


ter accedas veneranda solemnia 


Et ideo frater- charissime 
praesenti praeceptione dilectio- 
nem tuam duximus adhortandam, 
ut inspecto primitus testamento, 


si iure subsistit et easdem qua- 


dedicationis inpendens, tuor uncias verissime eidem mo- 
nasterio esse collatas compereris 
ad praedictum locum cum postu- 
laverint ingravanter accedas ve- 
nerandae solemnia dedicationis 
inpendens, 

(Der nun folgende dritte Theil ist bis auf die speziellen Aus- 
tührungen des Dekrets diesem mit XV und XVI gemeinsam.) 

ut quotiens necesse fuerit a presbyteris ecclesiae in supra- 
ılicto loco deservientibus celebrentur sacrificia veneranda missarunı, 
ita ut in eodem monasterio neque fraternitas tua neque presbyteri 
praeter diligentiam disciplinae alıquid molestiarum inferat aut si 
uid pro diversorum devotione commolitas accesserit sibi aestimet 
vendicandum cum ancillis Dei in eodem loco deservientibus debeat 
proficere quicquid oflerri contigerit. [XV und XVI quicquid 
consterit offerrı XVI 
reverentia collocabis.] 

Unter den Kirchweihformeln decken sich f. XII respon- 
sum de speranda sanctuaria und f. XV de danda beneficia 


dazu sanctuaria vero suscepta sul cum 


sancti angeli. Diesem Formular entspricht wörtlich das folgende 
Dekret Gregors J.E. 1708: Gregorius Fortunato episcopo Nea- 
politano mandat de sanctorum Severini et Julianae reliqyuiis con- 
cedendis Januariae: Januaria religiosa feınina sanctuaria beatorum 
Severini confessoris et Julianae Martyris oblata petitione sibi 
postulat debere concedi: quatenus in eorum nomine oratorium 
propriis constructum sumptibus possit solemniter consecrari. Et 
ideo frater charissime praefatis desideriis ex nostra te pracceptione 
convenit oboedire, ut devotionis suae in consecratione (am postu- 
lat potiatur effectu. Völlig identisch mit diesem Dekret bezw. den 
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fe. XII und XIV sind noch die folgenden Urkunden Gregors 
J.E. 1584, J.E. 1808; J. E. 1569 hat im Schlusspassus des ersten 
Satzes die Variante: in «uorum lıonorem basilicam proprüs sump- 
tibus aedificari desiderat. 


Zu f. XVII de recondendis reliqyuiis intra episcopium 
bieten die Dekrete Gregors zwei Seitenstücke; (da beide indess 


vom Diurnustext ziemlich abweichen, lasse ich sie zur Vergleichung 


mit f£ XVII folgen. 


J.E. 1580: Greg. 
Chrysantho episcopo 
Spoletano mandat ut 
in ecclesia beatae 
Mariae Reatina reli- 


quias.... martyrum 
collocet. 
Paulus ecclesiae 


Reatinne Diaconus 
petitoria nobis insi- 
nuatione poposeit ut 
al fontes in basilica 
heatae Mariae sem- 
per Virginis genetri- 
eis Dei et Domini 
nostri Jesu Christi 
wuae est intra civi- 
tatemı Reatinam po- 
sita, reliquiae beato- 
rım Martyrum Her- 
metis et Hyacinthi et 
Maximi debeant col- 
locari. Et ideo frater 
charissime, si in eo- 


dem loco nullum 


f. XVII de recon- 
dendis reliquiis intra 
episcopium. 


(Quoniam dilectio 
tua sanctuaria beatı 
ıll. sibi nostra volun- 
tate concessa in ora- 
torio quod in nomine 
eiusdem beati mar- 
tyrisintraepiscopium 
civitatis suae asserit 
contruxisse postulat 
recondenda, ut ın 
eius honore locus ipse 
debeat 
fraternitatı tuae, si 


consecrari, 


tamen nullum illic 
humatum corpus esse 
claruerit, quae po- 
stulas indulgemus, 


quatenusdesiderii tui 


J. E.1849: Greg. 
Petro episcopo Hy- 
druntino ... praecipit 
ut de corpore S. 
Leucii sanctuaria de- 
nuo concedat Opor- 
tuno abbatı... 


Oportunus abbas 
monasterii sancti Le- 
ontü, quod in quinto 
Romanae urbis mil- 
liario sıtum est, sanc- 
tuaria eiusdem mar- 
tyrıis ıquae de ecclesia 
nomini ipsius dicata 
ut astruit, furto ab- 
lata sunt, sibi denuo 
postulat debere con- 
cedi, ut in loco eo- 
demrecondantur. Et 
ideo frater charis- 
sime, quia eiusdein 
beatissimi Martyris 
corpus in Brundusii 
Ecclesia, cui visi- 
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corpus constat hu- 
matum sanctuaria 
praedictorum Mar- 
tyrum cum reveren- 


tia sine ambiguitate 


deo auctore potiaris 
effectum. 


tationis inpendis 
officium esse dig- 
noscitur; praefati viri 
desideriis ex nostra 
te praeceptione con- 


diligenter 
consecrabis. 


suscepta venit oboedire, ut in 
devotione quam po- 
stulat sortiatur eflec- 
tum. 

Die Urkunde J. E. 1849 enthält in dem Satz, der be- 
stimmt, dass die Kirche unter der Jurisdiktion des Bischofs stehen 
muss, der zur Weihe bevollmächtigt wird, auch den diese Juris- 
diktion beschreibenden Zusatz cui visitationis impendis offhicium, 
den wir schon einmal im Dekret J. E. 1596 oben angetroffen 
haben. 

Unter den Dekreten Gregors sind noch mehrere Schreiben, 
die von der Schenkung oder Sendung von Reliquien etc. 
handeln. Indess nur die aufgeführten zwei decken sich im Ganzen 
mit f. XVII, die anderen weichen stark ab, schon die ganze An- 
lage der Schreiben ist nicht der der Kirchweihformeln entsprechend, 
die Schreiben sind oft ausführlich und gar nicht der formelhaften 
Kürze der f. XVII entsprechend. Derartige Reliquien betreffende 
Dekrete sind z. B. J. E. 1710, 1795, 1809, 1430, 1431. Wir 
werden aus diesem Umstand mit einigem Recht den Schluss ziehen 
dürfen, dass die entsprechenden Diurnusformeln für Reliquien zu 
Gregors Zeit vielleicht erst aufkamen, so dass sie noch nicht, wie 
z. B. f. XI, XV etc., in einem einzigen Kanzleitypus vorhanden 
waren, vielmehr das Schreiben je nach den Umständen freier ab- 
gefasst war. 

Formel XIX responsum |scl. dedicandi basilicam] deckt 
sich bis auf die Namen wörtlich mit folgendem Dekret Gregors, 
J.E.1922: Johanni episcopo (Panormitano) permittit, ut... bası- 
licam consecret. 

Basilicam quam a dilectione tua in honorem beatae semper- 
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que Virginis Mariae per Savinum Subdiaconum nostrum et rec- 
torem patrimonii suggeris esse perfectam consecrandi tibi prae- 
ceptionis nostrae serie noveris facultatem attributam; quatenus 
frater charissime devotionis tuae desiderium complens celebritatis 
perfectione gratuleris. 


f. XXVIL handelt von einer basilica que post incendium 
reparatur, f. XX VIII weiter ausgeführt von einer basilica que post 
ruinam ijuxta Ipsam alia constructa est. 


F. XXVII ist ganz enthalten im Dekret J.E. 1425a: Leon- 
tio episcopo Ariminensi permittit ut b. Stephani martyris basilicanı 
post incendium refectam dedicet. 

Basilicam beati Stephani martyris, quam fraternitas vestra 
incendio asserit concrematam, uam etiam nuper restauratam esse 
commemorat facultatem tribuimus dedicandi, in qua etiam reli- 
yuiarum sauctuarıum eiusdem beati Stephani martyris volumus 
collocari. Et ideo frater charissime ad praedictam te ecclesiam 
ire necesse est et tam ecclesiae quam etiam altarıs noviter con- 
structi dedicationem solemniter exlibere ut exspectantium de 
erdem consecratione devotio Domino valeat auxiliante compleri. 
(Juidıjuid praeterea eidem loco a fundatoribus olim concessum est, 
in ea qua dimissum cst voluntate ac firmitate volumus permanere. 
f. X XVII ist, wie gesagt, im Text dieser Urkunde enthalten. Die 
Urkunde selbst ist indess viel reicher und mit bedeutend mehr 
Bestimmungen ausgestattet, als es die kurze in einem Satz be- 
stehende f. XXVII ist. Auch hier werden wir das dahin deuten 
(dürfen, dass diese Formeln zu Gregors Zeiten erst im Entstehen 
und noch neu im (Gebrauch waren. 


F.XXIX—XXXI handeln de dedicando baptisterio. 
Für diese Formeln lassen sich aus den Dekreten Gregors zwei 
Seitenstücke anführen. f. XXXI ist das Responsum des Papstes 
an einen Bischof, die Stiftung eines Dritten betreffend. In der 
Urkunde J. E. 1889 hat der angeredete Bischof die Stiftung selbst 
gemacht. Ich lasse beide Urkunden folgen: 
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l. diurnus f. XXXI re- 


ponsum. 


Ill. petitoria nobis insinuatione 
suggessit, quod habetur in sub- 
ditis in loco ill. iuris sui bap- 
tisterium se asserit construxisse. 
Et ideo frater karissime presenti 
preceptione suscepta, desideriis 
Satisfacies conditoris quatenus 
per veneraudum lavacrum pec- 
catorum illic macule deleantur. 


J. E. 1889: Honorio epis- 
copo Tarentino baptisteri ..... 
ab eo constructi usum permittit. 

Fraternitate tua indicante di- 
dicimus in civitate Tarentina in 
qua praeesse dinosceris in ec- 
clesia sanctae Mariae baptiste- 
rıum te noviter construxisse. Et 
ideo frater charissime praesenti 
auctoritate suscepta tui desiderii 
complebis eflectum: quatenus 
per sacrum lavacrum peccatorum 


illic maculae deleantur. 

J. E. 1402: Petro episcopo Aleriensi in Corsica mandat, ut 
basilicam cum baptisterio... iussu suo conditam b. Petro et 
Laurentio martvri consecret. 

Das dieser Urkunde eigene ist, dass die Weihevollmacht sich 
auf die Kirche und das baptisterium erstreckt. Das Dekret hat 
keine Aehnlichkeit mit f. XXIX—XXXI, dagegen enthält es 
Sätze, die in fe. XV—XVI vorkommen. Auch von diesen letz- 
teren Formeln dürfen wir ihrer spärlichen Anwendung nach und 
weil die Schreiber sich bei der Ausstellung der Vollmachten zien- 
lich frei bewegten, annehmen, dass sie unter (sregor erst ein- 
geführt wurden. 

f. XXIV handelt von der Vollmacht, die Reconciliatio bezw. 
Reconsecratio einer in Besitz der Arianer gewesenen Kirche zu 
vollziehen. Ein direktes Gegenstück, d. h. eine Weihevollmacht 
desselben Inhalts kann ich bei Gregor nicht finden. Dagegen nehmen 
einige seiner Urkunden auf eine solche Wiedereinweihung Bezug. 

So z. B. J. E. 1223: Gregor war es gelungeu, in der dritten 
Region der Stadt eine Kirche quam diu superstitio Ariana de- 
tinuit der katholischen Kirche wieder zu gewinnen; da er diese 
nun in honorem S. Severini weihen wollte, gab er in dem vor- 
liegenden Schreiben dem Subdiakon Petrus den Auftrag, die Reli- 
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quwien des hl. Severinus dahinbringen zu lassen. J. E. 1291 er- 
fahren wir aus einem Schreiben an den Akolytlıen Leo, dass 
ecclesia sanctae Agathae sita in Suburra quae spelunca fuit 
aliquando pravitatis haereticae ad catholicae fidei culturam 
Deo propitiante reducta est. Dem Leo trug Gregor dann die 
Sorge für den baulichen Zustand der Kirche auf. Von der Wieder- 
gewinnung dieser Kirche spricht Gregor auch Dialog. lıb. III. 
cap. XXX, Er spricht von der geschehenen Einweihung und 
allerhand Wunderbarem, was sich dabei ereignet habe. Die An- 
dächtigen hätten — zwar nicht gesehen — aber deutlich gefühlt, 
wie beim Weiheaktus ein Schwein sich durch die Menge zur Kirche 
hinausdrängte,. das sei der unreine Geist gewesen, der aus der 
Kirche habe weichen müssen. Noch allerhand Wunder seien dann 
vorgekommen: Getöse in der Kirche, bei heiterem Himmel habe 
sich eine Wolke auf sie niedergelassen, die ausgelöschten Kerzen 
seien von unsichtbaren Händen immer wieder während der ersten 
Tage angezündet worden, dass man daraus entnehmen solle, dass 
(lie Stätte von der Finsterniss zum Licht gekommen sei. (Vergl. 
‚Joh. Diaconus lib. Il de Vita S. Gregorii, cap. XXXL) 

Die Frage nach der Wiedereinweihung arıanisch gewesener 
Kirchen ist meines Wissens im 6. Jahrhundert nur auf dem Konzil von 
Orleans 511 in der Korrespondenz des Bischofs von Grenoble mit 
Avitus und dann auf dem Konzil von Epao 517 und zwar ın 
widerspruchvoller Weise behandelt worden, vgl. Loening, Beach 
ddes deutschen K.-Rechts, I, 571. 

In den Papstbriefen jener Zeit kann ich über diese Frage 
nichts finden. Der einzige, der im 6. Jahrhundert darüber schreibt, 
ist Gregor. Die Diurnusformel wird also mit Recht ihm zuzu- 
weisen sein, zumal auch in der f. XXIV wie ın J. E. 1291 von 
der arianischen Kirche der verächtliche Ausdruck spelunca Arria- 
nae haeresis bezw.. haereticae pravitatis gebraucht wird. 

Für alle vorkommenden Fälle und die Theilgruppen der Kirch- 
weihformeln ist also das Formular des Liber Diurnus als schon 
unter Gregor I. bestehend erwiesen. 
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Das Resultat der vorliegenden Vergleichung der Diurnus- 
formeln mit den diesbezüglichen Papstdekreten bis auf Gregor ist 
also in Kürze folgendes: 

Bereits unter Gelasius I. finden wir eine ausgebildete Weihe- 
formel vor. Die Formel selbst ist zwar im L. Diurnus nicht mehr 
erhalten, ihr Aufbau und ihre logische Eintheilung deckt sich aber 
mit der der Diurnusformeln, wie auch im L. Diurnus sämmtliche 
Einzelgedanken und Einzelsätze des Gelasianischen Dekretes oft 
mit denselben Worten wiederkehren. 

Unter Pelagius I. finden wir bereits eine der bestehenden 
Diurnusformeln gebraucht und zwar in einer Weise, dass das 
Stereotype der Formelanwendung ziemlich erkennbar ist. Mit dem 
Vorkommen dieser einen Formel bei Pelagius ist auch die Mög- 
lichkeit durchaus gegeben, dass unter Pelagius auch andere Formeln 
angewendet wurden. Die bei Pelagius verwendete Formel ist eine 
Hauptformel des L. Diurnus. 

Entsprechend der sonst gemachten Annahme, dass mit (Gre- 
gor I. eine geordnete kanzleimässige Ueberlieferung der Papst- 
urkunden beginnt, finden wir auch bei ihm eine ausgiebige An- 
wendung von Weiheformeln. Gregor hat die bereits im Gebrauch 
gewesenen Formeln reichlich angewendet, das formelhaft-kanzlei- 
mässige ihres Gebrauchs ist daraus erkenntlich, dass bei einer 
Anzahl von ihnen nach den jedesmal verschiedenen Bestimmungen 
der allen gemeinsame Schlusstheil weggelassen ist, dafür das kurze 
et caetera secundum morem gesetzt ist. 

Andere bei Gregor gebrauchte Formeln kennzeichnen sich 
als neu, und wohl erst von ihm eingeführt, vor allem dadurch, dass 
man sich in ihrer Ausstellung bezw. Verwendung ziemlich frei noch 
bewegte und der Text noch nicht absolut formelhaft ist. 

Alle Formeln des L. Diurnus lassen sich aus den Urkunden 
(sregors I. nachweisen. 

Daraus darf mit Recht der Schluss gezogen werden, dass die 
Kirchweihformeln des L. Diurnus in einzelnen Theilen bis auf das 
Ende des 5. Jahrhunderts zurückgehen, dass sie im Laufe des 
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6. Jahrhunderts immer melır gebraucht und vermehrt wurden. 
lass sie unter Gregor bereits als fertige Formelsammlung, zu 
der er selbst Einiges neu beigesteuert hat, im Kanzleigebrauch 
waren: dass also endlich die „Kirchweihformeln“ eine der 
ältesten, wenn nicht die älteste Teilsanımlung des Liber 
Diurnus bilden. 


1I. 


Die Echtheit der fälschlich als Ep. Widonis ad Heribertum archi- 
episcopum Mediolanensem bezeichneten Dekretale Paschalis I. 
Fraternae mortis. C.1. q. III c. 7: Si quis autem obiecerit. 

C.1.q. DI e. 7: si quis autem obiecerit ist das Haupt- und 
Mittelstück einer Urkunde fraternae mortis, «die in ncuerer Zeit 
allgemein“als epistola Widonis ad archiepiscopum bezeichnet wird 
und als solche auch neuerdings von Thaner in den MG. Iibelli 
de lite p. 1ff. edirt ist. Dieses Mittelstück ist in verschiedenen Ka- 
nonensammlungen und sonst überliefert und zwar wird es immer 
als epistola Paschalis oder Paschasit papae bezeichnet. So bei 
\Wido v. Ferrara lib. de scismate Hildebrandi I c.5 (MG. SS.XI], 
157), bei Ivo, Urban II. kannte es, (bei Deusdedit coll. can. IV, 53 
ist die Aufschrift nicht wie Martinucci in seiner Ausgabe mit- 
theilt Paschali IL, sondern nach Stevenson [Osservazioni sulla 
collectio canonum di Deusdedit p. 97] Paschalis). (Zu den Stellen, 
an welchen si quis auteın obiecerit angeführt ist, vergleiche die 
Aufzählung Thaners auf p. 4.) 

Bernhard v. Constanz citirt gleichfalls die Urkunde als von 
Paschalis verfasst, dagegen sein Schüler Bernold macht dazu die 
Anmerkung, dass dieses Schreiben nicht von Paschalis sei, son- 
dern von einem „quidam Wido, qui et musicam composuit; sic 
enim viri religiosissimi asserunt, qui hoc ex discipulis eiusdem 
diligentissime explorarerunt“ (bei Thaner p. 2). 

Desgleichen gehen die Handschriften in ihren Angaben aus- 
einander, indem die einen als Verfasser den Paschalis, andere den 
Wido angeben. (Das Nähere siehe bei Thaner.) 
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Auf diese Differenz in der Bezeugung des Verfassers der 
Urkunde stützt man sich nun seit Baluzius, um die Urkunde dem 
Paschalis I. abzusprechen. Richter, Beiträge zur Kenntniss der 
Quellen des Kanon. Rechts, S. 26 ff., lässt sie von Guido von 
Arezzo an den Kölner Erzbischof gerichtet sein, ebenso Hinschius 
(Zeitschr. f. Kirchenrecht v. Dove III, 127), Ewald schrieb sie 
zuerst ohne weiteres Paschalis II. zu (Neues Archiv für ältere 
deutsche Gesch.-Kunde V, 370 u. 583), während er später (Neues 
Archiv VIIL, 420) unter Berufung auf Gieselrecht, Kaiserzeit II, 
605 und Richter und Hinschins sie als Brief Wido’s Aretini an 
den Erzbischof Heribert bezeichnete. Diese Annahme wurde nun 
die herrschende, und wie auch in Friedbergs Corp. iur. can. gleich 
Richter C. 1. q. III c. 7 als caput apoeryphum bezeichnet ist, ist 
auch für Thaner kein Zweifel, dass die Urkunde (fraternae mortis) 
dem Wido zuzuschreiben und an Heribert II., Erzbischof von 
Mailand von 1018-—1045, gerichtet ist. 

Der Fehler nun, in den alle bisherigen Forscher verfielen, 
ist der, dass sie nur auf die Bezeugung durch andere Schrift- 
steller und auf die Verschiedenheit der Handschriftenangaben, 
ihre Angaben stützten und sich um den Text von fraternae mortis 
selbst eigentlich — bis auf den Titel excellentia vestra — gar nicht 
kümmerten. 

Im Gegensatz dazu gründe ich meine Behauptung ganz auf 
Untersuchung des Textes und halte das für das richtige, zu 
sicherem Resultat führende Verfahren. Im Gesensatz zu den 
bisherigen Bearbeitern dieser Frage will ich nun im Folgenden 
den Erweis bringen, dass mit mindestens grösserer Wahr- 
scheinlichkeit — um nicht, ehe der Beweis vorliegt, zu sagen 
mit Sicherheit — die Urkunde Paschalis I. zuzuschreiben ist. 
Dass ich mich dabei lediglich auf Textuntersuchung und Ver- 
gleichung beschränke, darin sehe ich gegenüber den bisher giltigen 
Annahmen die Stärke und Sicherheit meiner Annahme. 

In der folgenden Ausführung halte ich mich nun zunächst 
an Thaner, als den neuesten Bearbeiter von fraternae mortis, da 
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dessen Einwände gegen die Autorschaft des Paschalis I. auch in 
Kürze die Resultate der bisherigeu Forschung darstellen. 

Aufgabe der folgenden Untersuchung ist es nun a) die zwei 
Einwände Thaners zurückzuweisen und zu entkräften, dadurch 
indirekt die Annahme möglich zu machen, dass die Urkunde 
von Paschalis I. stammt; b) positiv aus der Vergleichung von 
fraternae mortis mit anderen Papsturkunden nachzuweisen, dass 
fraternae mortis in Aufbau, Eintheilung und Gebrauch einzelner 
Formeln und Worte mit allen anderen Papstdekreten vollständig 
sich deckt, also unzweifelhaft selbst eine Dekretale ist. 
Steht das fest, so ist kein Grund vorhanden, der Angabe der 
einen Hälfte der Handschriften gemäss Paschalis die Urkunde 
abzusprechen. Von diesem Resultat aus lassen sich leicht die 
Fragen lösen, die aus der verschiedenen Textesüberlieferung er- 
wachsen und die Thaner Schwierigkeiten machen. 


. - 


Der erste Einwand Thaners gegen Paschalis I. als Verfasser 
liegt in den Worten (p. 1, 28): „Estne qui Paschasiun papam 
umquam fuisse credat? «qui «uae hac epistola continentur sen- 
tentiae cum Paschalis I. papae (817—824) aetate congruere sıbi 
persuadeat?“ Die eine Hälfte des Satzes, die Vertauschung von 
Paschasius in Paschalis macht durchaus keine Schwierigkeit und 
ist eben auf Nachlässigkeit der Schreiber zurückzuführen. Gestelıt 
ja auch Thaner seinerseits ein (p. 5 Anm. Z. 35): Nomen Pas- 
casii in vocem Paschalis a librariis corruptum fuisse, valde pro- 
babile est. 

In der zweiten Hälfte des Satzes scheint nun Thaner zu be- 
haupten, materiell sei ein derartiges Edikt gegen Simonie 
unmöglich gewesen, wahrscheinlich, weil nach seiner Meinung die 
Sımonie damals, ca. 820, noch nicht so grassirte. So verstehe ıclı 
wenigstens positiv gefasst die Worte Thaners. Ich habe hier 
keine Geschichte «der Simonie zu schreiben, sondern nur, ehe ich 
an meine eigentliche direkte Beweisführung gehe, in Kürze nach- 
zuweisen, dass ein derartiges Edikt woll möglich und angebracht 
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war, dass zur Zeit Paschalis’ I. genug Dekrete über und gegen 
die Simonie erschienen, die es wahrscheinlich machen, dass er 
gleich seinen Vorgängern und Nachfolgern auch sich gegen. (lie 
Simonie aussprach. 

Hefele (Konziliengeschichte, Band III) zählt für die Zeit von 
360—802 nicht weniger als 12 Synoden auf, die canones geren 
die Simonie erliessen. 

Mehr in Betracht kommt für uns, da wir es mit einem Papst- 
brief zu thun haben, die Thätigkeit der Päpste in dieser Hinsicht. 

In unserem vorliegenden Dekret sind Stellen aus zwei Brie- 
fen Gregors I. angeführt; und das sind nicht die einzigen. Wie 
(iregor der erste Papst ist, von dem wir ein vollständiges Re- 
gistrum haben, so finden wir auch die Frage betrefis der Simonie 
bei ihm zuerst erschöpfend und ausführlich systematisch behandelt, 
ähnlich wie wir das hinsichtlich der sog. Kirchweihformeln an- 
getroffen haben (vgl. meine vorhergehende Studie). 

Und zwar behandelt er in seinen Urkunden sowohl die prin- 
zipielle als die praktische Seite dieser Frage. Prinzipiell wurde 
die Frage über die Simonie auf einer römischen Synode von 595 
entschieden (ed. Ewald V, 57a, I, 362f.). Es heisst da: Antiquam 
patrum regulam sequens, nihil unquaı de ordinationibus accipien- 
lum esse constituo, neque ex datione pallii, neque ex traditione 
chartarum, neque ex ea, «uam nova per ambitionem simulatio 
invenit, appellatione pastelli. Quia enim ordinando episcopo pon- 
tifex manum ponit, evangelicam vero lectionem minister legit, 
confirmationis autem eius epistolam notarius scribit, et sicut pon- 
tificem non decet manım «uam imponit vendere, ita minister ve- 
notarius non debet in ordinationem eius suam vocem vel calamım 
venumdare. Pro ordinatione ergo vel pallio seu cartis atyue 
pastello eumdem, «qui ordinandus est vel ordinatus, omnino aliquid 
(lare prohibeo. Ex (uibus praedictis rebus, si quis hunc alıquid 
conmmodi appellatione exigere vel petere forte praesumpserit in 
distrieto Dei omnipotentis examine reatui subiacebit. Is auten, 
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post acceptas cartas et pallium offerre, aliquid cuilibet ex clero 
gratiae tantummodo causa voluerit, hoc accipi nullo modo pro- 
hibemus, quia eius oblatio nullam culpae maculam ingerit, quae 
ex accipientis ambitu non processit. 

Dieser prinzipiellen Entscheidung entsprechend haben 
wir nun verschiedene Dekrete Gregors, die Warnungen an Bi- 
schöfe enthalten, sich nicht der Simonie schuldig zu machen. 

Lib. VI, 3 (Ewald I, 382) wird ein Maximus als simonisti- 
scher praesumptor ecclesine Salonitanae nach Rom eitirt: quoties 
contra ecclesiasticam quid gestum dicitur disciplinam, ne nos ante 
Deum culpa ex dissimulatione redarguat, irrequisitum hoc relin- 
quere non audemus. Pervenit itaque ad nos, quod per simoni- 
acam haeresim fueris ordinatus etc. Lib. V, 16 (Ewald I, 296) 
schreibt Gregorius .Joanni episcopo primae Justinianae Illyrici bei 
Uebersendung des Palliums die Warnung: inter haec vero et 
huiusmodi ista vos principaliter deliberationis cura constringat, 
ne unyuam ordinationes facere tentetis lllicitas; sed si quos ad 
clericatus ordinem vel potiorem forte gradum promoveri conti- 
gerit, non praemiis aut precibus sed meritis ordinentur. In nulla 
ordinatione fraternitati vestrae commoda «juolibet modo subri- 
piant, ne lamieis simoniacae, quod absit, haereseos, illigetur. Et 
„wid prodest homini, sicut veritas docet Mt. 16, 26, si totumı 
mundum adınirat et suae faciat animae detrimentum?* Unde ne- 
cesse est, ut Deum in onıne 4uod gerimus attendamus, peritura 
et temporalia contemnamus, atque ad aeternitatis bona cordis 
desiderium dirigamus. Solcher Warnungen sind ferner enthalten 
in 1. V 58, V 62, V 63, VI 7. Die Texte lauten mit geringen 
Abweichungen alle folgendermassen (VI, 7): Praeterea pervenit ad 
nos, quod sacri ordines in illis partibus cum datione commodi 
conferantur. Quod si ita est, flens dico, gemens denuncio: quia- 
cum sacerdotalis ordo intus cecidit, foris quoque diu stare non 
poterit. Scimus quippe ex Evangelio, quid Redemptor noster per 
semet ıpsum fecerit, quia ingressus templum cathedras vendentzum 
columbas evertit (Mt. 21, 12). Columbas enim vendere est de 
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Spiritu sancto, «uem Deus omnipotens consubstantialem sibi per 
impositionem manuum hominibus tribuit, commodum temporale 
percipere. Ex quo, ut praedixi, malo iam innuitur, quid sequa- 
tur: quia qui in templo Dei columbas vendere praesumpserunt, 
eorum Deo iudice cathedrae ceciderunt. Qui videlicet error in 
subditis cum augmento propagatur. Nam ipse quoque qui ad 
sacrum ordinem perducitur, am in ipsa provectus sui radice vi- 
tiatus, paratus est aliis venundare quod emit. Et ubi est, quod 
scriptum est: Gratis accepistis, gratis date? (Mt. 10, 8). Et cum 
prima contra sanctam ecclesiam simoniaca haeresis sit exorta: 
cur non perpenditur, cur non videtur, quia eum «uem «juisque 
cum pretio ordinat, provehendo agit ut haereticus fiat? Pro qua 
re ammoneo atque contestor, ut omnino debeatis esse sollieciti, 
ut nihil sibi commodi datio, nil gratia, nil quarumlibet suppli- 
catio personarum in sacris ordinibus vindicet: sed ille ad hoc 
offieium perducatur, quem morum gravitas commendat et actio. 
Nam si, quod non credimus, fieri tale aliquid senserimus, cano- 
nica illud, ut dignum est, severitate corrigemus. 

Dass diese Warnungen von Gregor so oft angewendet werden 
und zu stehenden Stücken geworden sind, sagt deutlich, dass zu 
seiner Zeit Simonie bereits stark im Schwung gewesen sein muss. 
Und geringer wurde sie, das lehrt ja die Geschichte der Kirche, 
in den folgenden Jahrhunderten nicht. Was also zu Gregors 
Zeiten schon möglich war, muss noch viel mehr zu Paschalis’ 
Zeiten wahrscheinlich gewesen sein: der Erlass eines Dekretes 
gegen Simonie. 

Dem Ueberhandnehinen der Simonie entsprach es, dass die 
päpstliche Warnung an die Bischöfe durch die Aufnahme in den 
liber diurnus einen formelhaften Charakter annimmt. f. XLVI 
hat wie XLV den Titel de usu pallei. Der Text der in f. XLV]I 
gegen die Simonie enthaltenen Warnung deckt sich mit dem 
letzten aus Gregor mitgetheilten, so dass es also wahrscheinlich 
ist, dass auch diese Formel wie noch manche andere der I. Theil- 
sammlung des liber diurnus aus dem Registrum Gregors stammt. 

3* 
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Der Schluss ist in Kleinigkeiten von den Formeln Gregors ab- 
weichend. 


Noch eine zweite Formel des liber diurnus handelt von der 
Simonie, f. LXXIV: cautio episcopi. Die fragliche Stelle lautet: 
Inter caetera salubris instituta doctrinae, quibus me illum [=N.N.] 
episcopum, vos domine ille beatissime atque apostolice papa al 
accipiendum regendumque episcopatum ecclesiae illius perducere 
atque informare dignatus es, hoc me quoque ammonuistis ut sa- 
cerdotium nullo praemio concedam, excepto officiis, quibus ex 
antisua consuetudine dari solet, quia dignum est ut quod gratis 
accepi gratis debeam Deo iuvante conferre. Spondeo me de or- 
dinationibus clericorum ab hostiario usque ad presbyterum nullum 
praemium esse accepturum, sed eos «4uos Dei consideratione ad 
ofticium clericatus elegero gratis me esse ordinaturum. 


Mit Recht bemerkt de Roziöre zu «diesen Formeln (p. 84 
annotat. (zarner.). Inde vero colligere est, quantum simoniaca 
lues ea tempestate grassaretur, «quantumque sanctissimus pontifex 
(gemeint ist Greg. 1., auf den eben f. XLVI zurückzuführen ist) 
in ca abolenda laborarerit. 


Gregor II. (Jaffe, Bibl. III, 85) ermahnt in einem Brief den 
Bonifatius zu eifriger Nachahmung der Apostel und wird wolıl 
mit den Worten, gratis accepistis gratis date, vor der Simonie 
warnen, da ja, wie wir bereits sahen, diese Stelle als biblisches 
Hauptargument gegen die Simonie verwendet wurde. 


Desgleichen mahnt Zacharias selr oft und in vielen Briefen 
den Bonifatius vor dem Umgang mit (III, 149) falsı episcopi, et 
fornicarıi et schismatici etc. Zacharias verwahrt sich auch ein- 
mal mit beredten Worten Bonifatius gegenüber gegen den Vor- 
wurf oder Schein der Simonie (III, 135): Repperimus etiam in 
memoratis tuis Jitteris, quae nimis nostros animos conturbavit: 
quod talıa a te nobis referantur, quasi nos corruptores simus ca- 
nonum et patrum rescindere traditiones quaeramus ac per hoc, 
ınod absit, cum nostris clericis in simoniacam heresin incidamus, 
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accipientes et conpellentes quorum pallıa tribuimus, ut nobis prae- 
mia largiantur expetentes. ab illis pecunias. 

Karl d. Grosse (Jaffe IV, 353) giebt dem Abt Angilbert, der 
nach Rom geht, an Leo III. den Auftrag mit: Et de simoniaca 
subvertenda haeresi diligentissime suadeas illi, quae sanetum eccle- 
siae corpus multis male maculat in locıs. 

Leo III. richtete an den Erzbischof Arno von Salzburg über 
seine Amtspflichten ein Schreiben (Zahn, Urkundenbuch d. Herzog- 
thunıs Steiermark I, 1). das bis auf einen kleinen Zwischensatz 
f. XLVI des liber diurnus ist, also die gregorianische Verwar- 
nung gegen Simonie enthält. | 

Bei allen Vorgängern des Paschalis also, von denen uns eine 
grössere Anzahl von Dekreten erhalten ist, finden wir Erlasse 
gegen die Simonie. Das gleiche gilt von den unmittelbaren Nach- 
folgern Paschalis. Unter Eugen II. erliess die römische Synode 
von 826 folgenden canon (M. G. Legg, sect LI, t. 1, p. 372) Nr. 2: 
C’avere itaqe oportet unumquemque sacerdotem ne praemis vi- 
dleatur consecrari, ut non exemplo Simonis magi in condemnatio- 
nem et layueum incidat diaboli; quia tam factus «am etiam 
faciens honore adempto debent esse condemnandi, sicut in Cal- 
cedonense aliorumque patrum habetur concilio, quia qui muneri- 
bus ordinatur non animae decertare cupit remedium sed vanae 
sloriae mercari lucrum. | 

Leu IV. (Migne 115, 667) äussert sich in einem Schreiben 
al episcopos Britanniae sehr ausführlich über die Simonie. Grosse 
Freude habe es ihm in seiner Betrübniss gemacht, dass die eng- 
lischen Bischöfe so energisch gegen die Simonie aufträten. Die 
Bischöfe hatten nämlich bei ihm angefragt de his, qui turpissimo 
Jucro coluımbas in templo Domini vendentes non pertimescunt et 
sua acta improba temeritate Simonis lıaeresı conjungant, utrum 
possint in ordine paenitentiam agere aut tantummodo extra ordi- 
nem et sacerdotalern fieri gradum. Unter dem Ausdruck des 


Abscheus vor der Simonie gab dann Leo in 6 cap. seine Willens- 
meinung kund. 
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Dieses Material wird genügen, un die Behauptung zu stützen, 
bzw. Thaners ersten Einwand zu entkräften, dass ein Dekret 
Paschalis I. gegen die Simonie in der Reihe der anderen Päpste 
durchaus nichts Ungewöhnliches ist, im Gegentheil ganz der Praxis 
und den vorhandenen Dekreten seiner Vorgänger und Nachfolger 
entspricht. u 

Seinen zweiten, formellen Einwand, den er mit Ba- 
luzius (Miscell. 1. I, ed. Paris 1678 p. 412) theilt, kleidet Thaner 
in die Worte: Quis enim eam a papa «uodam scriptam esse con- 
tendat, „cum [Baluzii verba] scripta videatur ab homine qui mi- 
noris esset dignitatis quam is, ad quem scribebatur et cum ipsa 
illa ‚excellentiae vestrae‘ appellatio repetita tali opinationi adver- 
setur?* Zu demselben Einwand bemerkt er dann später (p. 2, 16): 
In epistola a Widone supra diximus eum, ad quem data videatur, 
bis appellatione quae est, excellentia vestra salutari. Haec autem 
appellatio honorifica testante Alberico Cassinensi (Rationes dietandi 
ed Rockinger: Quellen und Erörterungen zur bayerischen und 
deutschen Geschichte IX, p. 12) „nisi papae aut imperatori non 
tribuebatur.“ 

Bei der Besprechung der Dekretale selbst bzw. der Ver- 
gleichung mit anderen Papstedikten werden wir sehen, ob nicht 
solche Wendungen, die a minore geschrieben sein könnten auch 
in unzweifelhaft ächten Papsturkunden vorkommen. Hier haben 
wir es zunächst nur mit dem dem Adressaten ertheilten Titel 
excellentia vestra zu thun, bzw. mit Thaners Behauptung, nur 
Kaisern und Päpsten sei diese Ehrenbezeichnung zuerkannt worden. 

Garnerius (bei de Roziere liber diurnus 277) in seiner dis- 
sertatio prima de indiculo scribendae epistolae bringt von Damasus 
bis Gregor IV. also einem Zeitgenossen von Paschalis die Anreden 
der Fürsten und Bischöfe in den Papstbriefen. Er verzeichnet 
„ber nur die in der jeweiligen Briefüberschrift bzw. Eingang vor- 
kommenden und lässt die nicht minder wichtigen, im Text selbst 
enthaltenen aus. Diese nun will ich im Folgenden anführen, be- 
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schränke mich dabei aber mit Rücksicht auf das Alter der frag- 
lichen Urkunde auf den Zeitraum von 100 Jahren vor Paschalis, 
ılas Material besteht also im Wesentlichen aus den Urkunden des 
liber diurnus, dem Briefwechsel des Bonifatius mit den Päpsten 
(Jaffe, Bibl. III) und dem Codex Carolinus (Jaffe, Bibl. IV). 

Das Verhältniss von Bischof zu Papst ist fast durchweg aus- 
gedrückt durch die Worte und Wortverbindungen von fraternitas 
und paternitas. Mit diesen wird sanctus, sanctissimus, sanctitas 
zur Bezeichnung der geistlichen Amtswürde verbunden. In den 
wmannigfachsten Zusammensetzungen werden z. B. diese termini 
von Bonifatius und den mit ıhm korrespondirenden Päpsten an- 
gewendet. 

Auch das Verhältniss von Bischof zu Priester, Abt, Diakon 
wird in diesen beiden Worten ausgedrückt: Bonifatius selbst ge- 
braucht auch einem Bischof gegenüber, der ihm im Rang nach- 
steht, das achtungsvolle sancta paternitas tua, wie er selbst oft 
sanctissiıne pater angeredet wird, während z. B. ein älterer Bischof, 
wie Daniel Vintonensis (Jaffe III, 161) von Bonifatius um Rath 
gefragt, ihn mit frater anredet. Im liber diurnus treffen wir 
reverentia tua noch verhältnissmässig selten, während es später 
häufiger angewendet wurde, auch reverentia vestrae fraternitatıs. 
Sanctitas vestra zur Bezeichnung der bischötlichen Amtswürde 
wird von Päpsten wie Fürsten sehr oft an Bischöfe geschrieben, 
es ist ja ein altes Stück geistlicher Phraseologie, das wir schon 
in den ersten Jahrhunderten finden (vgl. meine Busslehre Cyprians 
p. 72). Auch sanctimonia wird, wenn auch viel seltener als sanc- 
titas gebraucht. 

Allgemein, sowohl für Geistliche als für Laien, gebrauchte 
Höflichkeitsanreden sind sublimitas vestra, beatitudo, eximietas, 
almitas tua, vestra dilectio, celsitudo, gloria, magnitudo, magnifi- 
centia, veneratio, venerabilitudo. 

Die gewöhnliche Anrede der Päpste an Bischöfe ist reveren- 
dissimo et sanctissimo fratri episcopo. 

Die stehende Anrede der Päpste an Kaiser und Fürsten ist 
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der Begriff excellentia in den mannigfachsten Wendungen: pater 
excellentissimne, excellentia tua, excellentissima christianitas tua etc. 

Ebenso nennt auch Karl d. Grosse den Papst excellentia 
(Jatte IV, 354) während er wie Einhart die Bischöfe ständig mit 
sanctitas anreden. 

Indess — und das ist für uns wesentlich — wir finden ex- 
cellentin auch gebraucht für andere hochstehende Persönlichkeiten, 
die nicht Kaiser oder Papst sind. Im hber diurnus, der auch 
excellentia, wie die Päpste überhaupt als Anrede des Königs bzw. 
Kaisers gebraucht f. XCIH (ed Sickel p. 122), wird der Titel 
excellentia in f. LV angewendet „ad Patricium“. De Roziere 
(p. 97) fügt zur Erklärung des Titels patricius die Note des Gar- 
nerius hinzu. „Praefectos provinciae inutellige, sive qui 
ab imperatoribus Constantinopolitanis mittebantur in occidentem 
ad regendas provincias, quas nondum alii occuparant, sive qui a 
regibus Galliarum in suis ditionibus constituehantur.* Also hier 
finden wir excellentia für einen hochstehbenden 
weltlichen Beamten gebraucht. 

Desgleichen wird in f. LIX (nuntius ad exarchum de transitu) 
der Exarch, den wir ja in seiner Stellung mit einem patricius 
vergleichen können, da er ja auch patricius et exarchus genannt 
wird, angeredet mit Domino excellentissimo atque precellentissimo 
— ebenso in f. LX (de electione pontificis ad exarchum). — Im 
Text selbst wird er noch zweimal excellentia vestra genannt. 

Aber — und das ist für uns noch wichtiger, auch für geist- 
liche Würdenträger wird excellentia gebraucht. 

Bonifatius selbst wird excellentia tna angeredet (Jaffe III, 
162) und zwar nicht von einem tief unter ihm stehenden Geist- 
lichen, sondern von dem oben erwähnten Daniel Vintonensis, den 
er selbst voll Hochschätzung mit pater anreldet, und der Boni- 
fatins in seinem Schreiben sonst immer frater titulırt: 

Ebenso redet (Jafite III, 252) Torhthelmus episcopus Lei- 
cestrensis den Bonifatius mit excellentia vestra an. Koauena archı- 
episcopus Eboracensis redet Lullus (Jaffe ILI, 290) mit pater 
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excellentissime an; der Mönch Otfrid schreibt an den Erzbischof 
Liutbert von Mainz (Jaffe III, 328) vestrae excellentissimae pru- 
dentiae praesentis libri stilum comprobare transmittens; ebenso 
schreibt an den Erzbischof Willigis von Mainz ein Mönch Trot- 
marus (Jaffe III, 353): Quod semper desiderarvi, dignitatis vestrae 
excellentia hebetatus, numquam ad vos, mi domine vel muttire 
presumpsi. 

Aber auch in diesen Fällen könnte man vielleicht einwenden, 
dass die Anrede excellentia, wenn auch nicht gerade von einem 
minor, so doch von einem im Rang gleichstehenden Bischof aus- 
gegangen sei, der nur damit dem Adressaten Bonifatius habe 
schmeicheln wollen. 

Dieser Einwand wird aber dadurch vollkommen entkräftet, 
dass Bonifatius (Jafte III, 255) von einem gewiss Höherstehenden, 
von dem König Aethilbertus II. von Cantia mit excellentia an- 
geredet wird. 

So gut also ein König diesen Ehrentitel einem hoch- 
angesehenen Bischof zollte, ebenso gut ist es möglich, dass ein 
Papst einen so hochgestellten Bischof, wie es der Erzbischof von 
Mailand war, mit excellentia anredete. 

‚Jedenfalls ist auch der zweite Einwand Thaners, es müsse 
ein minor Schreiber unserer Urkunde gewesen sein, beseitigt, in- 
soferne Thaner sich dafür auf das „excellentia vestra® und die 
Meinung des Albericus Cassinensis beruft, hinfällig, da der Sprach- 
gebrauch von excellentia auch für hochgestellte 
geistliche wie weltliche Beamte nachgewiesen werden kann. 

Paschalis selbst gebraucht für die Bischöfe das übliche reveren- 
dissimi et sanctissimi. Den Kaiser Ludwig dagegen nennt er nicht 
excellentia, sondern nur reverende. Andererseits gibt er dem Erz- 
bischof von Ravenna den Ehrentitel almitas tua, der begrifflich 
excellentia ziemlich nahe kommt. Es ist also durchaus möglich, dass 
er den Erzbischof von Mailand mit excellentia angeredet hat. 


' Engelbrecht (das Titelwesen bei den spätlateinischen Epistolographen, 
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Im Folgenden nun versuche ich, den positiven Beweis 
(dafür beizubringen, dass die Urkunde Fraternae mortis mit min- 
destens derselben Wahrscheinlichkeit Paschalis als Wido zuge- 
sprochen werden kann. Und zwar dadurch, dass Fraternae mortis 
in seiner ganzen Anlage, in seiner Eintheilung, in den einzelnen 
Sätzen und bezeichnenden termini als vollkommen mit anderen 
Papsturkunden übereinstimmend nachgewiesen wird. Dabei be- 
schränke ich mich in der Anführung der zum Vergleich dienenden 
Papstdekrete gleichfalls wieder auf die Zeit von 700—850, auch 
führe ich jeweils nur emige Beispiele an, wo sie sich leicht weit 
vermehren liessen. Die Häufung von Beispielen hat deshalb 
keinen besonderen Werth, weil ja jeder Kenner der Papsturkunden 
weiss, dass die päpstliche Phraseologie ziemlich stabil war, und 
ein einmal rezipirter Ausdruck oder Formel hundertmale wieder- 
holt wurden. Ja es findet sich sogar die interessante Thatsache, 
(lass Ausdrücke und termini, die einen bestimmten theologischen 
Werth enthalten, denen ein gewisser theologischer Begriff zu Grunde 
liegt, dann noch lange im formelhaftem Gebrauch waren, als der 
ihnen innewohnende Gedanke längst verdrängt und durch einen 
neuen, dem alten oft entgegengesetzten Werth ersetzt war. Diese 
T'hatsache der theologischen Sprachgeschichte lässt sich besonders 
bei der Terminologie des Busssakraments nachweisen, wie ich das 
für einzelne termini in einer Studie in Briegers Zeitschrift für 
Kirchengeschichte XV, 3 gezeigt habe. 

Zunächst gebe ich nun eine allgemeine Beschreibung von 
Fraternae mortis und werde danach an den einzelnen besonders 


in der Festrabe der K. K. T'heresianischen Akademie zur 42, Versammlung 
deutscher Philologen und Schulmänner, Wien 1893) findet in der von ihm 
behandelten Zeit — 527 excellentia nur als weltlichen Standestitel 
vor, so bei Syınmachus p.10 für den Kaiser, wie als offizielle Titulatur 
für hervorragende Personen p.13 Stilicho, Neoterius, notarius, praefectus 
praetorio Orientis, Italiae, consul bei Augustinus für tribuni, proconsules, 
comites p. 34, in den Papstbriefen bei Hormisdas für hochgestellte Per- 
sonen (viri illustres) p. 40. Dieselbe Anwendung finde ich bei Gregor I. 
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in Betracht kommenden Theilen, Wendungen und Worten den 
Vergleich mit den anderen Papsturkunden durchführen. 

Die Dekretale Paschalis fraternae mortis lässt sich logisch, 
wie sehr viele Papstbriefe in drei Theile zerlegen, ähnlich wie ich 
das in meiner Studie über das Alter von f. X—XXXI des liber 
diurnus von den Kirchweihdekreten des Gelasius und des liber 
(diurnus gezeigt habe. 

Der erste Theil enthält den Eingang und den Anfang — 
über den Unterschied und Inhalt dieser zwei Untertheile werde 
ich gleich sprechen —, das Eingehen in die Sache selbst. Unter 
Hinweisung auf Schriftstellen wird der päpstliche Standpunkt 
energisch geitend gemacht und betont. 

Der zweite Theil beginnt mit den Worten: si quis autem 
obiecerit. Es ist das Stiick, das in den Kanonensammlungen wie 
bei Gratian mit mancherlei Textverschiedenheiten öfters angeführt 
ist. Es behandelt die möglichen Einwände, die zurückgewiesen 
und verurtheilt werden. Die päpstliche Anschauung wird durch 
Synodalkanones begründet und nochmals festgestellt. 

Der dritte Theil, den ich mit Quomodo ergo tales beginnen 
lasse, enthält die praktischen Folgerungen aus der festgestellten 
Lehre: man darf bei diesen simonistischen Priestern keine Messe 
hören sie sind keine Priester. Es folgt dann die stehende päpst- 
liche Schlussformel, die Mahnung zur Beobachtung des päpstlichen 
Gebotes, die Beschwörung mit ihrer noch näher zu besprechenden 
Zweitheilung in positive und negative Beschwörung: Verheissung 
ewigen Lohnes und Androhung der Höllenstrafe. 

Das ist im Ganzen die Eintheilung und der Gang des De- 
kretes. 

a) Fraternae mortis crimen incurrit, quisquis, cum potest, 
fratrem a morte minime defendit. Nos quoque, qui excellentiae 
vestrae summum discrimen audivimus, summi reatus poenam in- 
currimus, si tacemus Donino per prophetam terribihiter intonante 
(Ezech. 3, 18) quod profecto sanguinem fundit, qui impiorum ini- 
qwitateın tacendo dissimulat. 
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b) Audivimus enim quod valde miramur, quia sacri apud vos 
ordines pecuniis distrahuntur etc. 

Ich unterscheide also a) Eingang, b) Anfang. Ersterer ent- 
hält bei den an Fürsten oder Könige gerichteten Schreiben oft 
eine laudatio oder captatio benevolentiae. Hier kommen indess 
mehr für uns in Betracht alle diejenigen Schreiben, die der Papst 
kraft seiner oberhirtlichen Stellung erlässt, die Dekrete also, die 
ein Ausfluss seiner obersten kirchlichen Gewalt sind, die sich mit 
der Leitung der Kirche beschäftigen, also Edikte an Bischöfe, 
(teistliche, Aebte, Klosterprivilegien etc., kurz alles, was auf die 
Regierung der Kirche Bezug hat. 

In den meisten dieser Schreiben ist der Gedanke des Eın- 
gangs der, dass der Papst das Recht hat zu der folgenden Ent- 
scheidung, dass es seine moralische Verpflichtung sei, seine Amts- 
pflicht, diese Entscheidung so zu treffen, dass er eine Pflicht 
versäumen würde, wollte er anders handeln. 

Dieser Gedankengang von der moralischen Verpflichtung des 
Papstes zu solcher Regierungshandlung gründet sich auf die Stel- 
lung, die der Papst als Nachfolger Petri hat. Von Benerlikt III. be- 
sitzen wir einen Eingang, der diese Gedanken ausführlich klarlest. 

Benediet III. (Migne 115, 693 ad episcopos Galliarum). Cum 
Romanae sedis pontihicem constet ommium ecclesiarum Christi 
caput atque principem fore, taınıuam beati Petri principis aposto- 
lorum vices agentem, cui Christus totius ecclesiae committens 
prineipatum fatur: Tu es Petrus et super hanc petram aedificabo 
ecclesiam meam et tibi dabo celaves regni coelorum (Mattlı. XVI, 
18) ceunctatio nulli fidelium relinquitur, «uod universis ecclesiis 
sollicitudinem praetendere et omnium in Christo credentium sa- 
luti, paci atıue quieti prospicere nos oporteat, ut et quae prava 
sunt corrigantur et quae rata roborentur, «uae corrupta sunt 
restaurentur, quae autem integra conserventur. Cumque hanc 
curam circa universalis ecclesiae corpus per totius orbıs latitu- 
dinem diffusae custodire debeamus, speciali taımen praerogativa 
post Romanam atque Italiam erga ecelesins Gallicanas nobis con- 
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venit observare quemadmodum praedecessores nostros fecisse ma- 
nifestum est. 

Diese Eingänge sind bald kurz und knapp, bald sehr ausführ- 
lich. Ein viel gebrauchter — den auch Paschalis hat — ist der 
Eingang der f. XC privilegium des liber diurnus (Sickel p. 119): 
convenit apostolico moderamini pia religione pollentibus compas- 
sıone succurrere et poscentium animas alacri devotione inpertire 
assensum.... Oder f. XCVI privilegium (Sickel p. 126) superne 
miserationis respectu ad hoc regiminis cura suscepimus, ut iuste 
precantium votis faveamus et libramine equitatis cunctis in neces- 
sitatibus subvenire debeamus ...., f£. XV responsum de dedicando 
oratorio intra monasterium monachorum (Sickel p. 12) religiosis 
desideris sine difficultate prestari decet effectum; quoniam.... etc. 
(vgl. f£. XVI, LXIV, LXV, LXVI LXXVI u. öfters). 

Die Eingänge sind aber oft auch sehr ausführlich, wie fol- 
gendes Beispiel von Paschalis selbst zeigen mag: 

Paschalis I. bulla pro monasterio Farfensi Migne 129, 977: 

a) Cum magna sollicitudine nobis instat cura pro universis 
Dei ecclesiis ac bonis locis vigilandi, ne aliquam necessitatis 
incturam sustineant, sed magis propriae utilitatis stipendia con- 
sequantur; ideo convenit nos pastorali tota mentis aviditate eo- 
rumdem venerabilium locorum maximae stabilitatis integritatem 
procurare et sedule eorum utilitatum subsidia illie conferre, ut 
Deo nostro omnipotenti id quod pro eius sancti nonuinis amore 
et laude atyue gloria eius divinae majestatis, eius venerabilibus 
nos certum est contulisse locis, sitque acceptabile nobis, quae all 
eius locupletissimam ıinisericordiam digna huiusmodi pii operis ın 
sidereis conferatur arcıbus remuneratio. 

b) Igitur quia petistis a nobis quatenus ex nostra largitate 
nostroque dono concederemus vestrae religiositati monasterii vestri 
confirmationem ... In seinem Schreiben ad Petroniacum archi- 
episcopum Ravennatem becdlient sich Paschalis (Migne 102, 1089) 
eines anderen ausführlichen Eingangs, den schon die f. XCHI 
(Sickel p. 122) des liber diurnus bietet. 
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Auf den a) Eingang folgt der b) Anfang: das Eingehen in 
die eigentliche Sache. Das geschieht nun in verschiedener Weise. 
Es kommt oft vor, dass der Papst im „Anfang“ den Inhalt eines 
an ihn gerichteten Schreiben, einer Beschwerde oder Klage, die 
er zu erledigen hat, ausführlich wiederholt. Viele „Anfänge“ in 
Privilegien, die auf Ansuchen ertheilt werden, beginnen wie der 
eben von Paschalis mitgetheilte mit den Worten: igitur quia pe- 
tistis. Wieder andere Dekrete, z. B. bei den Verleihungen des 
Palliums, beginnen den „Anfang“ mit dem factum selbst, z. B. 
lıber diurnus f. XLV (Sickel p. 33); b) palleum autem frater- 
nitati tuae ex more ad missarum solemnia celebranda transmisi- 
mus (cf. f. XLVI Sickel p. 36). Sehr häufig aber geht der Papst 
auf die Sache selbst ein mit allerhand Wendungen, dass er von 
rlieser und jener Sache gehört habe, wie es in fraternae mortis 
heisst: audivinus. Je nach der Sachlage spendet nun der Papst 
kraft seiner im Eingang betonten moralischen Verpflichtung hiezu 
Lob oder Tadel. 

Diese allgemein sich vorfindende Eintheilung des ersten Theils 
dder Papstdekrete treffen wir nun auch ganz deutlich in fraternae 
mortis an. 

a) enthält die moralische Verpflichtung des Papstes einzu- 
schreiten, wenn er sich nicht einer Sünde schuldig machen will, 

b) geht mit dem klassischen audivimus auf die Sache selbst 
ein und bringt den scharfen Tadel des Papstes zum Ausdruck. 

Von Paschalıs selbst haben wir ein Breve, dessen erster Theil 
sich logisch mit dem von fraternae mortis deckt. Es ist ein 
Schreiben ad Barnardum Ambroniacensem abbatem (Migne 129, 
879), das den Tadel enthält, weshalb er sich weigere Erzbischof 
von Vienne zu werden. Es enthält gleichfalls die zwei Gedanken, 
dass der Mensch moralisch verpflichtet sei zum Besten seiner 
Nebenmenschen zu handeln, und dass darum die Weigerung Bar- 
nards Tadel verdiene. Nur ist in diesem Breve der Anfang b) 
vor den Eingang a) gestellt, indem der Papst zunächst das fac- 
tum tadelt und erst dann die für Barnard bestehende religiöse 


Goetz, Zwei kanonistische Abhandlungen. 47 


Verpflichtung hervorhebt: b) cum militiam et saecularem depo- 
sueris dignitatem, cur Deo militare vel principari fugias admodum 
miramur. &) Neque enim sine reatu divino apparebit conspectui 
qui multorum salute neglecta sibi tantum utilis esse quaerit. 
(Quodcirca fraternitatem tuam monemus etc.) In einem späteren 
Schreiben (Migne 102, 1088) sprach der Papst dem Barnard seine 
Freude darüber aus, dass er nun doch das Amt eines Erzbischofs 
übernommen habe, und gibt ihm daran anschliessend Ermahnungen 
zur rechten Amtsführung und übersendet ihm das Pallium. 

Zu Einzelheiten des Eingangs und Anfangs von fraternae 
mortis ist folgendes zu bemerken, bzw. ist folgende Uebereinstim- 
mung mit anderen Papsturkunden nachweisbar. 

Das Dekret des Paschalis beginnt mit den Worten: fraternae 
mortis. Oben haben wir gesehen, dass für das gegenseitige Ver- 
hältniss von Papst und Bischof die Worte frater, fraternitas, 
pater paternitas gebraucht werden. Kann man nun auch hier 
das fraterna auf die allgemeine christliche Bruderliebe deuten, so 
weist es uns doch ebenso sehr auch darauf hin, dass wir ein 
Schreiben eines Papstes an einen Bischof vor uns haben, zumal 
.da sich derartige Eingangswendungen in Papsturkunden sonst 
‚auch noch finden. So schreibt Paschalis I. ad Petroniacum archi- 
episcopum Ravennatem (Migne 102, 1089) igitur quoniam quiden 
fraterna sanctitas tua direxit nobis etc. 

F. XLIH (Sickel p. 31) excusatoria des liber diurnus be- 
ginnt: scripta fraternitatis tuae «uae transmisisti oblata nobis 
relegimus.... 

Eine für unseren Beweis wesentliche und wichtige Stelle ist 
-(Jaffe, Bibl. III, 336) der Eingang des Schreibens Leo VII. 
(937—939) an den Erzbischof von Mainz: Fraternitatis amore 
constringimur et apostolicae sedis moderamine convenimur, ut 
consultis fratrum, prout Dominus dederit, respondeamus, eosque 
‚apostolicae sedis auctoritate instruamus. Desgleichen schreibt 
Agapet II. an den Erzbischof von Mainz (Jaff«, Bibl. III, 346): 
Fraternitatis amore acti fideque antiquiorum circum- 
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eincti, ea vobis sanctacque Moguntinae aecclesiae cui praeestis, 
denegare ignoramus, etc. Umgekehrt schreibt Bonifatius (Jaffe 
III, 94) Paternam sanctitatis vestrae clementiam intimis obnixe 
flagitamus precibus (an Pehthelmus episcopus Witernensis). 

Der „Anfang“ beginnt in fraternae mortis mit audivimus. 
Aus anderen Papsturkunden — wie gesagt aus der Zeit von 
700—850 — führe ich folgende Anfänge an, die den Gedanken 
des audivimus enthalten: pervenit ad nos, perlatum est, relatum 
est, nuntiatum est, compertum habemus, innotuit, audivimus, cog- 
noscimus, cognoscitur. 

Auf das „audivimus® folgt nun das Lob oder der Tadel. 
Letzterer wird wie in fraternae mortis vielfach mit dem Worte 
miramur ausgedrückt, wie wir in dem Breve des Paschalis an 
Barnard schon sahen; ähnlich schreibt Stephan V. (Migne 129, 
805): miramur prudentiam vestram (Walbertum Patriarchen) 
Cumensi ecclesine denegare pastorem... Formosus Migne 129, 
842 an den Erzbischof Adalgarius von Hanmiburg: non modicum 
miramur Leo IV. (Migne 115, 657): omnino mirati sumus; Zacha- 
rıas an Bonifatius (Jafte III, 134) ın extasi quadam incidimus et 
admiratione magna, ... . tuas suscipientes syllabas valde sumus, ut 
dliximus, miratı, derselbe an denselben ıb. III, 167: quod audientes 
nimis sumus conturbati et in adnırationem quandam ineidimus. 

„Apud vos“, wie Paschalis in fraternae mortis schreibt, ist 
eine oft in Papstbriefen vorkommende Abkürzung für in vestra 
dliocesi, in vestra ecclesia. = in euerem Bisthum. 

Weiter verwahrt sich Paschalis — entsprechend dem Gedanken 
des Eingangs — dagegen, dass sein Dekret nicht eine Anmassung 
sei, sondern gottesfürchtige Pflichterfüllung. Auch sonst treffen 
wir es in Papsturkunden an, dass der Schreiber sich selbst schein- 
bar emiedrigt (Jaffe IV, 41 per humilitatem meam), um mit desto 
srösserem Nachdruck und Schärfe reden zu können. Der Wen- 
dung timorem Domini entspricht das sonst öfters gebrauchte (z. B. 
Jaffe III, 78) ob amorem Domini Js. Christi. Sein Schreiben 
bezeichnet dabei Paschalis mit dem Worte paginula. Nun ist 
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aber die klassische Bezeichnung für ein Papstdekret und stehender 
Ausdruck pagina, das in verschiedenen Wendungen in allen Ur- 
kunden sich findet: Ich verzeichne im folgenden einige Zusammen- 
setzungen: professionis pagina, donationis pagina, confirmationis 
pagina, confirmationis et constitutionis pagina (Leo III. Migne 
102, 1072); synodica pagina (Leo IV. Migne 115, 673); bei Pa- 
schalis heisst es (Migne 129, 982) coram Deo et eius terribili 
examine futuro per huius nostri apostolici privilegii atque con- 
stituti paginam sancimus atque decernimus. 

Nun folgt in fraternae mortis das Eingehen auf den speziellen 
Fall. Dafür werden wir natürlich keine Analogieen besonders 
beizubringen trachten. 

Es kann sich nur darum in unserem Beweis handeln, in den 
Theilen, die in allen Urkunden der Päpste stehend sind und immer 
wiederkehren, nachzuweisen, dass diese Theile im Dekret fraternae 
mortis der Anlage, wie den einzelnen Wendungen nach vorkommen, 
(dass sich also dadurch fraternae mortis als ein päpstliches Dekret 
erweist. Diesen Nachweis nun glaube ich für den ersten Theil der 
Urkunde bzw. für den formelhaften Eingang und Anfang mit ge- 
nügender Sicherheit geliefert zu haben. 


Mit si quis autem obiecerit beginnt das Mittelstück, der 
„weite Theil der Dekrete, der in den Kanonensammlungen so oft 
mit Zusätzen und Veränderungen citirt wird. 

Wie ich eben bemerkte, sind natürlich zur Vergleichung mit 
anderen Papstdekreten besonders die Theile von fraternae mortis 
seeignet, die formelhaft behandelt sind, und sich stets in den 
gleichen typischen Ausdrücken und Wendungen bewegen. Das 
sind nun, wie wir sahen bzw. sehen werden, Eingang und Schluss. 

Wir werden also das Mittelstück, den zweiten Theil unserer 
Dekretale, da es sich ohne Formeln nur in der Behandlung des 
speziellen Falles bewegt, nicht in der bisherigen Weise mit anderen 
Papstdekreten vergleichen können. 


Indess liegt doch klar zu Tage, dass wir es nicht mit dem 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. V. 1. 4 
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Auf den a) Eingang folgt der b) Anfang: das Eingehen in 
die eigentliche Sache. Das geschieht nun in verschiedener Weise. 
Es kommt oft vor, dass der Papst im „Anfang“ den Inhalt eines 
an ihn gerichteten Schreiben, einer Beschwerde oder Klage, die 
er zu erledigen hat, ausführlich wiederholt. Viele „Anfänge“ in 
Privilegien, die auf Ansuchen ertheilt werden, beginnen wie der 
eben von Paschalis mitgetheilte mit den Worten: igitur quia pe- 
tistis. Wieder andere Dekrete, z. B. bei den Verleiliungen des 
Palliums, beginnen den „Anfang“ mit dem factum selbst, z. B. 
liber diurnus f. XLV (Sickel p. 33); b) palleum autem frater- 
nıtati tuae ex more ad missarum solemnia celebranda transmisi- 
mus (cf. f. XLVI Sickel p. 36). Sehr häufig aber geht der Papst 
auf die Sache selbst ein mit allerhand Wendungen, dass er von 
flieser und jener Sache gehört babe, wie es in fraternae mortis 
heisst: audivinus. Je nach der Sachlage spendet nun der Papst 
kraft seiner im Eingang betonten moralischen Verpflichtung hiezu 
Lob oder Tadel. 

Diese allgemein sich vorfindende Eintheilung des ersten Theils 
der Papstdekrete treffen wir nun auch ganz deutlich in fraternae 
mortis an. 

a) enthält die moralische Verpflichtung des Papstes einzu- 
schreiten, wenn er sich nicht einer Sünde schuldig machen will, 

b) geht mit dem klassischen audivimus auf die Sache selbst 
ein und bringt den scharfen Tadel des Papstes zum Ausdruck. 

Von Paschalıs selbst haben wir ein Breve, dessen erster Theil 
sich logisch mit dem von fraternae mortis deckt. Es ist ein 
Schreiben ad Barnardum Ambroniacensem abbatem (Migne 129, 
879), das den Tadel enthält, weshalb er sich weigere Erzbischof 
von Vienne zu werden. Es enthält gleichfalls die zwei Gedanken, 
dass der Mensch moralisch verpflichtet sei zum Besten seiner 
Nebenmenschen zu handeln, und dass darum die Weigerung Bar- 
nards Tadel verdiene. Nur ist in diesem Breve der Anfang b) 
vor den Eingang a) gestellt, indem der Papst zunächst das fac- 
tum tadelt und erst dann die für Barnard bestehende religiöse 
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Verpflichtung hervorhebt: b) cum militiam et saecularem depo- 
sueris dignitatem, cur Deo militare vel principari fugias admodum 
miramur. &) Neque enim sine reatu divino apparebit conspectui 
qui multorum salute neglecta sibi tantum utilis esse quaerit. 
(Quodcirca fraternitatem tuam monemus etc.) In einem späteren 
Schreiben (Migne 102, 1088) sprach der Papst dem Barnard seine 
Freude darüber aus, dass er nun doch das Amt eines Erzbischofs 
übernommen habe, und gibt ihm daran anschliessend Ermahnungen 
zur rechten Amtsführung und übersendet ihm das Pallium. 

Zu Einzelheiten des Eingangs und Anfangs von fraternae 
mortis ist folgendes zu bemerken, bzw. ist folgende Uebereinstim- 
mung mit anderen Papsturkunden nachweisbar. 

Das Dekret des Paschalis beginnt mit den Worten: fraternae 
mortis. Oben haben wir gesehen, dass für das gegenseitige Ver- 
hältniss von Papst und Bischof die Worte frater, fraternitas, 
pater paternitas gebraucht werden. Kann man nun auch hier 
das fraterna auf die allgememe christliche Bruderliebe deuten, so 
weist es uns doch ebenso sehr auch darauf hin, dass wir ein 
Schreiben eines Papstes an einen Bischof vor uns haben, zumal 
.da sich derartige Eingangswendungen in Papsturkunden sonst 
‚auch noch finden. So schreibt Paschalis I. ad Petroniacum archi- 
‚episcopum Ravennatem (Migne 102, 1089) igitur quoniam quideni 
fraterna sanctitas tua direxit nobis etc. 

F. XLIII (Sickel p. 31) excusatoria des liber diurnus be- 
ginnt: scripta fraternitatis tuae quae transmisisti oblata nobis 
relegimus.... 

Eine für unseren Beweis wesentliche und wichtige Stelle ist 
(Jafte, Bibl. DI, 336) der Eingang des Schreibens Leo VII. 
(937— 939) an den Erzbischof von Mainz: Fraternitatis amorc 
constringimur et apostolicae sedis moderamine convenimur, ut 
consultis fratrum, prout Dominus dederit, respondeamus, eosque 
‚apostolicae sedis auctoritate instruamus. Desgleichen schreibt 
Agapet II. an den Erzbischof von Mainz (Jafft, Bibl. III, 346): 
Fraternitatis amore acti fideque antiquiorum circum- 
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eincti, ex vobis sanctacıue Moguntinae aeccelesiae cui praeestis, 
ddenegare ignoramus, etc. Umgekehrt schreibt Bonifatius (Jaffe 
III, 94) Paternam sanctitatis vestrae clementiam intimis obnixe 
tlagitamus precibus (an Pehthelmus episcopus Witernensis). 

Der „Anfang“ beginnt in fraternae mortis mit audivimus. 
Aus anderen Papsturkunden — wie gesagt aus der Zeit von 
700—850 — führe ich folgende Anfänge an, die den Gedanken 
des audivimus enthalten: pervenit ad nos, perlatum est, relatum 
est, nuntiatum est, compertum habemus, innotuit, audivimus, cog- 
noscimus, cognoscitur. 

Auf das „audivimus® folgt nun das Lob oder der Tadel. 
Letzterer wird wie in fraternae mortis vielfach mit dem Worte 
miramur ausgedrückt, wie wir in dem Breve des Paschalis an 
Barnard schon sahen; ähnlich schreibt Stephan V. (Migne 129, 
805): miramur prudentiam vestram (Walbertun Patriarchem) 
Cumensi ecclesine (denegare pastorem.... Formosus Migne 129, 
842 an den Erzbischof Adalgarius von Hamburg: non modicun 
miramur Leo IV. (Migne 115, 657): omnino mirati sumus; Zacha- 
rias an Bonifatius (Jafte III, 134) in extasi quadam incidimus et 
admiratione magna,.... tuas suscipientes syllabas valde sumus, ut 
diximus, mirati, derselbe an denselben ıb. III, 167: quod audientes 
nimis sumus conturbati et in admirationem quandam incidimus. 

„Apud vos“, wie Paschalis in fraternae mortis schreibt, ist 
eine oft in Papstbriefen vorkommende Abkürzung für im vestra 
dliocesi, in vestra ecclesia. = in euerem Bistlıum. 

Weiter verwahrt sich Paschalis — entsprechend dem Gedanken 
des Eingangs — dagegen, dass sein Dekret nicht eine Anmassung 
sei, sondern gottesfürchtige Pflichterfüllung. Auch sonst treffen 
wir es in Papsturkunden an, dass der Schreiber sich selbst schein- 
bar emiedrigt (Jaffs IV, 41 per humilitatem meam), um mit desto 
srösserem Nachdruck und Schärfe reden zu können. Der Wen- 
dung timorem Domini entspricht das sonst öfters gebrauchte (z. B. 
Jaff® III, 78) ob amorem Domini Js. Christi. Sein Schreiben 
bezeichnet dabei Paschalis mit dem Worte paginula. Nun ist 
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aber die klassische Bezeichnung für ein Papstdekret und stehender 
Ausdruck pagina, das in verschiedenen Wendungen in allen Ur- 
kunden sich findet: Ich verzeichne im folgenden einige Zusammen- 
setzungen: professionis pagina, donationis pagina, confirmationis 
pagina, confirmationis et constitutionis pagina (Leo III. Migne 
102, 1072); synodica pagina (Leo IV. Migne 115, 673); bei Pa- 
schalis heisst es (Migne 129, 982) coram Deo et eius terribili 
examine futuro per huius nostri apostolici privilegii atque con- 
stituti paginam sancimus atque decernimus. 

Nun folgt in fraternae mortis das Eingehen auf den speziellen 
Fall. Dafür werden wir natürlich keine Analogieen besonders 
beizubringen trachten. 

Es kann sich nur darum in unserem Beweis handeln, in den 
Theilen, die in allen Urkunden der Päpste stehend sind und immer 
wiederkehren, nachzuweisen, dass diese Theile im Dekret fraternae 
mortis der Anlage, wie den einzelnen Wendungen nach vorkommen, 
dass sich also dadurch fraternae mortis als ein päpstliches Dekret 
erweist. Diesen Nachweis nun glaube ich für den ersten Theil der 
Urkunde bzw. für den formelhaften Eingang und Anfang mit ge- 
nügender Sicherheit geliefert zu haben. 


Mit si quis autem obiecerit beginnt das Mittelstück, der 
„weite Theil der Dekrete, der in den Kanonensamnlungen so oft 
mit Zusätzen und Veränderungen citirt wird. 

Wie ich eben bemerkte, sind natürlich zur Vergleichung mit 
anderen Papstdekreten besonders die Theile von fraternae mortis 
geeignet, die formelhaft behandelt sind, und sich stets in den 
gleichen typischen Ausdrücken und Wendungen bewegen. Das 
sind nun, wie wir sahen bzw. sehen werden, Eingang und Schluss. 

Wir werden also das Mittelstück, den zweiten Theil unserer 
Dekretale, da es sich ohne Formeln nur in der Behandlung des 
speziellen Falles bewegt, nicht in der bisherigen Weise mit anderen 
Papstdekreten vergleichen können. | 


Indess liegt doch klar zu Tage, dass wir es nicht mit dem 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. V. 1. 4 
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privaten Schreiben eines Mönches, sondern nur mit dem amtlichen 
Erlass eines Papstes zu thun haben. 

Das Mittelstück beginnt gleich mit dem klassischen Dekretalen- 
anfang: si quis. Der ganzen Anlage und Schreibweise nach ist 
es ein päpstliches Dekret, dazu stimmt die Berufung auf die Kon- 
zilien, die energische Zurückweisung der Einwände, die Art wie 
der Adressat angeredet und als von einem Richter und Lehr- 
meister behandelt wird. Ein Mönch würde sich kaum erlauben 
einem Erzbischof zu schreiben si quis autem obiecerit, non con- 
secrationes sed res ipsas, quae ex consecratione proveniunt vendi, 
videtur quidem aliquid dicere, nichil autem penitus sapere, 
eine derartige wegwerfende, aburtheilende Sprache passt nicht zu 
Thaners Bemerkung „cum scripta videatur ab homine qui minoris 
esset dignitatis quam is ad quem scribebatur“ (Baluz. Miscell. 1. I, 
ed. Paris 1678, p. 412). Wie gesagt die äussere Form, der Satz- 
bau, die Logik scheint mir ganz der der anderen Dekretalen zu 
entsprechen. So fehlt auch in diesem Theil jede persönliche Be- 
ziehnng zwischen dem Schreiber und dem Adressaten; vielmelr 
also stellt sich der Theil si quis autem obiecerit durchaus als ein in 
juristisch-kanzleimässigem doktrinärem Anitsstil verfasstes Schrift- 
stück dar. nen, 5 

Im dritten Theil nun ist es folgender Passus, der für unseren 
Nachweis in Betracht kommt. Igitur in Deo et propter Deum 
vestram excellentiam et omnes fideles Christi rogamus et obtesta- 
mur, si habere partem cum Christo cupitis, summopere instate, 
ut tam saeva pestis, quae innumeros iam populos usquequaque 
saeviendo aeterna morte multavit, vestra auctoritate et exemplo 
penitus destruatur, ne ulterius — quod absit! — in Spiritum 
sanctum peccare neque hic, neque in futuro saeculo remittatur. 

Für den aufmerksamen Leser päpstlicher Urkunden kann 
durchaus kein Zweifel sein, dass wir es hier mit der stehenden 
Schlussformel der päpstlichen Dekrete und Privilegien zu thun 
haben, die — um ihren mannigfachen Inhalt kurz zusammen- 
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zufassen — den Befolger bzw. Verächter des päpstlichen Dekrets 
auf die ewige Belohnung bzw. Bestrafung verweisen, 

Ueber diese Schlussformeln habe ich ausführlich in einer 
Studie in d. Internat. theol. Zeitschrift 1894, 1I, Nr. 6 u. 7, ge- 
handelt; ich beschränke mich also hier darauf, aus den Edikten 
Paschalis selbst entsprechende Stellen und von einzelnen gleichh- 
zeitigen Päpsten verwandte Wendungen anzuführen. 

Paschalis I. Bulla pro monasterio S. Vincentü ad Vulturnum 
Migne 129, 980: Si quis autem, quod non optamus nefario ausu 
praesumpserit, haec quae a nobis ad laudem Dei pro stabilitate 
iam dicti venerabilis monasterii statuta sunt, refragare, aut in 
yuoquam transilire praesumpserit, nisi digna poenitudine emenda- 
verit, anathematis vinculo innodatus, et cum diabolo et eius atro- 
cissimis atque Juda traditore Domini nostri Jesu Christi, aeterno 
incendio coneremandus deputetur. At qui pio intuitu observator 
in omnibus exstiterit, custodiens nostrum apostolicum constitutum 
ad cultum Dei respicientem benedictionis gratiam a misericordis- 
simo Domino Deo nostro multipliciter consequatur et aeternae 
vitae particeps effici mereatur. 

Diese Form der conclusio ist die gewöhnliche auch bei Pa- 
schalis; ich lasse eine von ihr im Aufbau abweichende zum Ver- 
gleich folgen. Paschalis I. epistola ad omnes christianos ad partes 
- Aquilonis, Migne 129, 982: Unde magis magisque commonemus, 
ut provida devotione et largo charitatis affectu puraque mente 
ac sincera intentione, quaeque itineri huic necessaria prospiciatis, 
nec pia benignitate pro viribus succurere non renuatis; ut pro 
certo huius pietatis opere participes apud Dominum dignae retri- 
butionis meritum percipiatis, sive in coelesti descriptione huius- 
modi pro compensationis munere in consortio sanctorum Connu- 
merari valeatis. Si quis vero huic Dei officio ad illuminationem 
gentium a sancta catholica et apostolica ecclesia pio consultu 
ecclesiastio destinato assensum vel auxilium praebuerit, per inter- 
ventionem beatorum apostolorum martyrum quoque atque sancto- 
zum omnium in coelestibus gaudiis talibus pro meritis mereatur 
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adscribi. At vero si quis, quod non optamus, contrarius adver- 
sator buic divino cultui institerit, vel in quoquam praepedire 
conatus fuerit, et his vel cooperatoribus eorum ad hoc peragen- 
dum ministerium temerator exstiterit ex «divina iussione et apo- 
stolica auctoritate anathematis vinculo puniatur et perpetua con- 
demnatione reus diabolica sorte damnetur. Ausser abweichenden 
Einzelausdrücken unterscheidet sich also dieser Schlusssatz be- 
sonders dadurch von dem vorher angeführten, dass in ihm der 
positive Theil der Ermahnung die Verheissung auf den ewigen 
Lohn an erster Stelle steht, während wie in dem ersten Schluss- 
satz sonst vielfach der negative Theil die Warnung vor der Sünde 
und dem Anathem zuerst kommt. 

Die Grundgedanken wie der ganze Aufbau der Schlussformel, 
von fraternae mortis, sind genau dieselben, wie in diesen beiden 
Dekreten. 

Es sind die in meiner erwähnten Studie näher beschriebenen 
und belegten zwei Gedankenreihen. Einmal die Mahnung, an 
das Dekret sich zu halten, es zu erfüllen, damit man in der Ge- 
meinschaft mit dem Papste und dadurch mit den Heiligen, be- 
sonders natürlich Petrus, mit Christus, mit Gott bleibe und 
irdischen wie himmlischen Lohn mit den Seligen erlange. 

Zweitens die Warnung, sich nicht durch Missachtung des 
päpstlichen Gebotes dem Anathen auszusetzen bzw. dem Verlust 
der ewigen Seligkeit. Diese Gedanken sind also auch im Schluss- 
satz von fraternae mortis enthalten. 


Die Schlussformeln sind natürlich — wie die Zusanımen- 
stellung ihrer Haupttypen in meiner Studie zeigt — sehr reich- 
haltig. 


Zur Vervollständigung und Betestigung des für den dritten 
T'heil erbrachten Beweises, lasse ich nun noch für die einzelnen 
Wendungen der Schlussformel von fraternae mortis entsprechende 
termini aus den dem Papst Paschalis zeitlich nahe stehenden Papst- 
dekreten folgen. 

Dem Eingang unserer Schlussformel entsprechen folgende 
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andere bei Paschalis. Migne 129, 980: Quodcirca fraternitatem 
tuam commonemus, et commonentes obtestamur; Migne 129, 983: 
Pro quo omnes exhortantes unanimiter commonemus ob amorem 
omnipotentis Dei et Domini nostri Jesu Christi atque apostolorum 
eius venerationem. Jafle, Bibl. III, 153 (Zacharias papa): Ob- 
secro enim omnes vos coram Deo. Jaffe, Bibl. III, 351 (Joan- 
nes XII.): Hortamur enim fraternitatem vestram. Jaffe, Bibl. IV, 
17 (Gregorius IIL.): Sed ortamur bonitatem tuam coram Domino 
et eius terribili iudicio; ib. IV, 33 (Stephanus III.): Ideirco ob- 
secramus atıue coniuramus vestram sapientissimam caritatem per 
Deum et per Dominum nostrum Jesum Christum et diem futuri 
examinis; ib. IV, 41 (Stephanus III.): Coniuro vos, excellentis- 
simi et a Deo protecti fili, per Deum omnipotentem, qui continet 
omnia sua potentia et per sanctam eius matrem gloriosam semper 
virginem Mariam dominam nostram atque per virtutes caelorum 
et per beatos principes apostolorum Petrum et Paulum atque 
per tremendum iudicüi diem, ubi omnes constricte ad reddendum 
de nostris factis rationem adsistere habemus, ubi nulla est in- 
geniosa excusatio. 

Diese Ermahnungsformeln, die alle Dekrete enthalten, sind, 
wie die im Dekret fraternae mortis, durchaus dem päpstlichen 
Amtsstil eigen, ihre Entwicklung und Fortbildung bis zu dem 
später allgemein üblichen monemus etc. et in remissionem pecca- 
torum injungimus habe ich in dem erwähnten Aufsatz Nr. 6, 
p. 314 ff., beschrieben. | 

Diese Ermahnung wäre im Munde eines einfachen Mönchs 
einem hochstehenden Erzbischof gegenüber höchst unangebracht 
und unziemlich, und gar die Ermahnung an omnes fideles Christi 
hätte in dem Privatschreiben eines Mönchs an einen Erzbischof 
gar keinen Sinn, während es im Munde des Papstes auf die Diö- 
zesanen des Erzbischofs sehr gut zu deuten ist, wie denn auch 
Paschalis — gleich vielen anderen Päpsten — auch in der oben 
angeführten Urkunde die gläubigen Christen anredet und ermahnt. 

Den Gedanken, dass man durch treue Befolgung der päpst- 
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lichen Gebote sich in Gemeinschaft mit Christo und Gott erhalte, 
finden wir gleichfalls oft in diesen Formeln, vgl. dazu in meinem 
Aufsatz cap. IV u. V, Nr. 7, p. 431—441. Es ist das gleichfalls 
eine Sprache, die ein einfacher Mann einem hohen geistlichen 
Würdenträger gegenüber nicht führt, die aber in einem Papst- 
brief bei der hohen Meinung, die der Papst von dem Werth 
seiner Kirchengemeinschaft hat, sehr wohl am Platz ist. Aehn- 
lich sagt Hadrianus I. (Jaffe, Bibl. IV, 179): Pro quo deprecamus 
atıjue coniuramus praecellentiam vestram dulcissime fili, per re- 
demptorem dominum nostrum Jesum Christum ... 

Gleichfalls im Codex Carolinus (Jafte, Bibl. IV) findet sich 
öfter der Gedanke, dass die Fürsten durch Hülfe für den Papst 
sich in Gemeinschaft mit Gott erhalten. So sagt z. B. der Apostel 
Petrus in dem in seinem Namen an Pipin und die anderen Franken- 
könige und an die Franken gerichteten Ermahnungsschreiben 
(IV 59) non separer a populo meo Romano, sic non sitis alieni 
aut separati a regno Dei et vita aeterna (dasselbe IV, 46 u. 52) 
und am Schlusse seines Schreibens droht Petrus für den Fall des 
Ungehorsams: sciatis: nos ex autoritate sancte et unius trinitatis 
per graciam apostolatus, que data est mihi a Christo domino, 
vos alienare pro transgressione nostrae adhortacionis a regno 
Dei et vita aeterna.. Das Entfremdetwerden von Christus ist 
also gleichbedeutend mit der excommunicatio. Andererseits drückt 
Paul I. (ib. IV, 104) den Gedanken der Gemeinschaft mit Christus 
folgendermassen aus: Et aeternae vitae gaudia largiri dignetur; 
quatenus, sicut in praesenti vita regnatis et venturo in saeculo 
cum Christo regnare mereamini... 

Der negative Theil der Schlussmahnung ist nun in unserem 
Dekret etwas dürftig ausgefallen und enthält nur ne ulterius — 
quod absit — in Spiritum sanctum peccare neque hic neque in 
futuro saeculo remittatur. 

Die kleine Phrase quod absit ist stehend in den päpstlichen 
Schlussformeln, der Papst verwahrt sich vor der Annahme, dass..., 
weist sie als unmöglich oder nicht hoffens- und wünschenswerth 
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weit von sich. Aehnliche Wendungen in Papstbriefen sind, quod 
non credimus, quod non optamus, quod penitus abhorremus. 

Dem einfachen Text unseres Dekretes entsprechen, wie z.B. 
bei den oben angeführten Schlussformeln von Paschalis sonst reich 
ausgeführte Bestimmungen, über die Gefahr, die man laufe, in Ex- 
kommunikation und mit dem Satan in die Hölle zu gerathen. 
Indess finden sich auch einfachere unserer Formel entsprechende 
Wendungen. So schreibt Stephan III. an Pipin (Jaffe IV, 55) 
ne, quod absit, si amplius credere distuleris et neclexeris nos 
eruendum, nobis, quod avertat divinitas, inruat calamitas pereundi 
et vobis pertineat ad magnum detrimentum et peccatum atque 
condemnationem in praesenti et aeterna vita. Die Bezugnahme 
auf den hl. Geist, wie in unserem Dekret findet sich. auch in dem 
erwähnten Schreiben des Apostels Petrus an die Franken (IV, 58) 
praetestor vos, dilectissimi fili mei adoptivi, per graciam Spiritus 
sancti. 

Dass hier in fraternae mortis gerade die Sünde gegen den 
hl. Geist erwähnt wird, hängt mit der kirchlichen Anschauung 
über die Simonie zusammen. Der Simonist verkauft die Weihen, 
diese aber verleihen — wenn man auf ihren Ursprung bis auf die 
Apostel zurückgeht, den hl. Geist —, den also verschachert der 
Simonist und sündigt so gegen den hl. Geist. 

Ferner werden, wie wir oben sehen, in den Dekreten Gregors 
und des liber diurnus die Simonisten mit denen verglichen, die 
Tauben im Tempel verkauften und die Jesus Christus aus dem 
Tempel verjagte. Denn der Verkauf der Tauben versinnbildet 
den Verkauf des hl. Geistes durch die simonistische Handauf- 
legung. , Columbas enim vendere est de Spiritu sancto, ıuam Deus 
omnipotens consubstantialem sibi per impositionem manus homini- 
bus tribuit, commodum temporale percipere. Greg. I., Il. V, 58 
Ewald I, 369. 

Das Resultat der vorliegenden Untersuchung ist also kurz 
folgendes: Die Einwände Thaners gegen die Urheber- 
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schaft des Paschalis, dass der Brief von einem minor 
geschrieben sein müsse und dass zu PaschalisIl. Zei- 
ten ein derartiges Edikt nicht möglich gewesen sei, 
sind zurückgewiesen; materiell und formell ist das 
Edikt als durchaus möglich erwiesen. Zu diesem 
indirekten Beweis tritt dann der positive für die 
einzelnen Theile durchgeführte Nachweis, dass wir 
es in fraternae mortis der Anlage der Eintheilung 
wie der Terminologie nach durchaus mit einem Papst- 
dekret zu thun haben. Ist das sicher erwiesen, so 
liegtkeinGrundvor, in die handschriftliche Angabe 
sowie in die Bezeugung durch andere Schriftsteller, 
dass Paschalis I. der Verfasser sei, irgend einen 
Zweifel zu setzen. 

Die Dekretale darf also jedenfalls mit mehr Recht dem Pa- 
schalis zugeschrieben werden als sie ihm abgesprochen werden darf. 

AufGrund deserbrachten Beweisessteht dem- 
nach fest: die gewöhnlich als epistola Widonis ad 
archiepiscopum Mediolanensem bezeichnete Ur- 
kunde fraternae mortis ist eine Dekretale Pa- 
schalis I. 


Steht einmal dieses Resultat fest, so wird sich auch die 
Frage, inwieweit die bei Bernard und Deusdedit überlieferten 
Zusätze zur Dekretale gehören, nach dem einfachen Gesichts- 
punkt lösen lassen, ob und wie sie in den Gedankengang und 
Aufbau der Urkunde passen, ob ihre Phraseologie und Termino- 
logie eine päpstliche zu der der Urkunde selbst passende ist. 

Thaner hält die Dekretale für nicht vollständig überliefert, 
p. 4, 37: Codicibus octo modo enumeratis nihilo setius epistola 
integra tradi non videtur. Nam responso illi Bernardi et collec- 
tione canonum cardinalis Deusdedit exhibentur sententiae, quae 
a codicibus absunt. 

Meiner Meinung nach besteht durchaus keine Veranlassung, 
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den überlieferten Text für unvollständig zu erklären. Die Zusätze 
Bernards, wie sie Thaner mittheilt, sind nicht geeignet den 
Text zu ergänzen, vielmehr stören sie nur und stehen sichtlich 
ausser Zusammenhang mit den Sätzen von fraternae mortis. 

Die auf p. 5 mitgetheilten Zusätze Bernards unterbrechen 
einmal den Gedankengang des Ediktes. Paschalis hat bereits die 
Schriftstellen gegen die Simonie angeführt, daraus den päpstlichen 
Standpunkt herausgenommen und schickt sich an, auf die Wider- 
legung der Einwände einzugehen. Und nun sollte er — wie das 
Einschalten des Zusatzes in den Text es verursachen würde — 
nochmals auf den Schriftbeweis gegen die Simonie eingehen. 
Ferner ist die Sprache des Zusatzes bei Bernard eine ganz andere 
als die in fraternae mortis. Es ist kein Dekretalenstil, es ist 
Predigtstil, der Zusatz bietet ausgeführte pastorale Ermahnungen 
gegen die Simonie, es ist nicht ein persönlich gehaltenes Edikt, 
sondern eine allgemein gefasste Ermahnung. Daher kommen 
Wendungen, wie: isti dico, .. .illis dico; exulta christiane ent- 
hält einen Appell an die Allgemeinheit, zu dem unsere Urkunde 
kein zweites Beispiel aufweist. Am ehesten möchte ich annehmen, 
dass Notizen und Ausführungen, die sich Bernhard 
zu homiletischer Verwendung und Erweiterung 
des Schriftbeweises der Urkunde gemacht, in den 
Text übergegangen sind. Denn wie gesagt, die Sprache 
dieses Zusatzes ist nicht die knappe, scharf beweisende, logisch 
bestimmte der Dekretale, sondern die breitere, in Weitschweifig- 
keiten und Wiederholung der Gedanken sich ergehende der geist- 
lichen Rede. 

Desgleichen gehört der auf p. 6 von Tbaner mitgetheilte 
Zusatz Bernards nicht zum Text und ist gleich dem ersten zu 
beurtheilen. 

Wieder ist der Gedankengang unterbrochen, wenn wir den 
Zusatz in den Text aufnehmen. Theil II der Urkunde schliesst 
mit der Schriftmahnung Tit. 3, 10: haereticum hominem post 
primam et secundam conceptionem devita. 
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-In logischem Fortging beginnt Theil III: quomodo ergo 
tales episcopos abbates vel reliquos devitamus, si eorum mis- 
sas audimus, cum quibus si vel simul oramus exconmunicationem 
subimus. Dieser Gedankenfortgang würde durchaus durch das 
Einreihen des Zusatzes durchbrochen und aufgehoben. Ueber- 
haupt ist der Zusatz an der falschen Stelle gemacht. Er bezieht 
sich auf die Unfähigkeit der Simonisten zu konsekriren und gehört 
nicht zwischen dem zweiten und dritten Theil, sondern nach 
dem zweiten Satz des dritten Theils eingeschaltet. Denn 
der Gedanke des Zusatzes ist eine Ausführung des Gedankens 
les zweiten Satzes vom Theil III, dass die simonistischen Priester 
überhaupt keine sind, demgemäss auch nicht konsekriren können. 
Ein Zeugniss, dass der überlieferte Text einheitlich ist und dass 
‚diese Zusätze Bernhards durchaus privater Natur sind, liegt auch 
dlarin, dass der Text sonst z. B. bei Deusdedit, der ja selbst 
Zusätze hat, ohne die Zusätze Bernards überliefert ist. 

Ferner finden sich Erweiterungen und Zusätze bei Deus- 
dedit (coll. can. IV, 53) ubi — wie Thaner sagt — pauca quidem 
adduntur, sed plura omittuntur et mutantur, ut capitulum specien 
epistolae decretalis habeat (p. 4, 5). 

Auch diese Vermuthung Thaners scheint mir unrichtig und 
nicht stichhaltig. Die meisten Abweichungen bei Deusdedit sind 
sprachlicher Natur, kommen vom nachlässigen Abschreiben und 
sind für den Inhalt der Text als rein stilistische Verschieden- 
heiten durchaus ohne Belang. 

In Theil III von fraternae mortis hat Deusdedit das Citat 
Act. 8, 20: Pecunia tua tecum sit in perditionem, quia existi- 
masti donum Dei pecuniis possideri um den folgenden Schriftvers 
noch erweitert, non est tibi pars neque sors in sermone isto. Bei 
der Erklärung dieser Schriftstelle hat er dann dementsprechend 
len Zusatz gemacht in hoc vero quod subiungitur: non est tibi 
pars neue sors in sermone isto, patenter ostenditur quia nichil 
sacrae ordinationis in hoc promotione percipitur. 

Seine Behauptung, Deusdedit habe durch Aenderungen die 
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Urkunde als Dekretale hinstellen wollen, gründet Thaner darauf, 
dass Deusdedit in der Schlussformel des excellentiam vestram in 
fraternitatem vestram geändert habe. Ich glaube, dass man 
darauf gerade kein besonderes (fewicht legen darf. Deusdelit 
war das stereotype monemus rogamus et obsecramur fraternitatem 
tuam so gewöhnt, dass er wohl unwillkürlich, ohne die Differenz 
zu bemerken, es gleichfalls niedergeschrieben hat, wie er es in 
jeder Urkunde am Schluss zu schreiben gewohnt war. 
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Zur Frage des staatlichen Oberaufsichtsrechtes. 


Mit besonderer Rücksicht auf das Verhältniss des modernen Staates 
zur katholischen Kirche. 


Von 
Dr. Heinrich Singer, 


Professor an der Universität Innsbruck. 


I. Wesen und Begründung des staatlichen Oberaufsichtsrechtes. 
Zugleich ein Beitrag zur Würdigung der sog. „Koordinations- 
Theorie“, 


OÖberaufsichtsrecht (Jus supremae inspectionis saecularis, ius 
inspiciendi et cavendi) wird bekanntlich jenes staatliche Hoheits- 
recht genannt, kraft dessen die Staatsgesetzgebung besondere 
(präventive oder repressive) Massregeln verfügt, welche der Wirk- 
samkeit der vom Staate als öffentliche Korporationen anerkannten 
Religionsgesellschaften rechtliche Schranken setzen (die den er- 
wähnten Religionsgesellschaften nach der Rechtsordnung des Staates 
grundsätzlich eingeräumte Freiheit und Selbständigkeit beschränken), 
um so entsprechende Kautelen zu schaften, dass keine dieser Reli- 
gionsgesellschaften in das Gebiet der staatlichen Kompetenz ein- 
greife, dass von keiner derselben weder die staatliche Rechts- 
ordnung überhaupt, noch insbesondere die vom Staate anderen 
Religionsgesellschaften gewährleisteten Rechte verletzt, dass 
nicht etwa die staatliche Ordnung und der Friede unter den 
Konfessionen gefährdet werde. Die vom Staate anerkannten 
(rezipirten) Religionsgesellschaften werden also nicht einfach — 
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wie andere im Staatsgebiete bestehende Verbände und Gesell- 
schaften — nach jenen allgemeinen Grundsätzen behandelt, welche 
die rechtliche Stellung der Korporationen, bezw. der Vereine und 
Gesellschaften normiren; diese vom Staate bevorrechteten, von 
ihm als öffentliche Korporationen ! anerkannten Religionsgenossen- 


! Der Verfasser ist mit der herrschenden Lehre der Ansicht, dass die 
Stellung. der rezipirten christlichen Kirchen, „der Landeskirchen“ unserer 
deutschen Staaten in der überlieferten Bezeichnung derselben als „öffentliche 
Korporationen* oder als „Korporationen des öffentlichen Rechts“ ihren 
richtigen Ausdruck findet. Hinschius will diese Bezeichnung aufgegeben 
wissen; er hält es für gerechtfertigt, «dass die christlichen Kirchen nicht mehr, 
wie herkömmlich, als Korporationen, sondern passender als Anstalten des 
öffentlichen Rechts bezeichnet werden sollen. Schon vordem ist der letztere 
Ausdruck von manchen (z. B. auch von Richter) gelegentlich anrewanllt 
worden; doch galten diesen Schriftstellern beide Bezeichnungen als identisch, 
und die Ausdrucksweise „Anstalten des öffentlichen Rechts“, „öffentliche 
Anstalten“, „öffentliche Institutionen“ wurde nicht etwa mit der bestimmten 
Tendenz gewählt, die herkömmliche Bezeichnung „öffentliche Korporationen“ 
zu vermeiden, weil man „die christlichen Kirchen ihrem Wesen und Begritie 
nach passender als Anstalten bezeichnen“ müsse. Nur Emil Herrmann 
scheint — zum mindesten in seiner Schrift „Ueber die Stellung der 
Religionsgemeinschaften im Staate, besonders nach dem Hannover'schen 
Verfassungsrecht und den Grundrechten“ — die Bezeichnung „öffentliche 
Korporationen“ grundsätzlich zu perhorresciren; er hat diesen Ausdruck 
wohl nicht ohne Absicht gänzlich auszemerzt und bezeichnet (s. z. B. S. 9, 
20, 34, 86, 40, 48, 49, 56f., 79, 81, 90 u. so ö.) die Kirchen immer nur 
als „Anstalten des öffentlichen Rechts“, als „öffentliche Anstalten“ oder 
„Öffentliche Institutionen“. Wenn er auf jede Polemik gegen die Anwendung 
des herkömmlichen Terminus „öffentliche Korporation“ verzichtet, so dürfte 
sich diese Reserve Herrmann’s vielleicht aus dem Umstande erklären, dass 
seine Schrift der erste Theil eines von ihrem Verfasser erstatteten (fut- 
achtens ist, welches auf eine Polemik über solche theoretische Fragen nicht 
eingchen komnte. 

Vergl. über die Auffassung der Kirchen als „öffentliche Korporationen“ 
oder „Anstalten des öffentlichen Rechts“, sowie über die von anderen vor- 
geschlagenen Bezeichnungen „privilegirte Korporationen“, „qualifizirte Kor- 
porationen“: Sohm in der Zeitschr. f. Kirchenrecht XI, 8. 167 ff.; Hinschius, 
Staat und Kirche, in Marquardsen’s Handbuch des öff. Rechts I, 1 S. 249 ff.; 
Zorn in der Krit. Vierteljahrschr. f. Gesetzg. und Rechtsw. Bd. 26 (N. F. 7), 
S. 135ff., dess. Lehrb. d. Kirchenr., 8. 220 ff.; Rosin, das Recht der öffentl. 
(renossenschaft, S. 35ff.; Emil Friedberg, die allg. rechtliche Stellung der 
evangelischen Kirche zum Staate [1887]; Sartorius, die staatliche Verwal- 
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schaften werden nicht bloss der in der staatlichen Gesetzgebung 
begründeten allgemeinen vereinspolizeilichen Aufsicht, sondern der 
besonderen „Kirchenhoheit“ des Staates unterworfen, deren wesent- 
licher Bestandtheil das Oberaufsichtsrecht ist. 

Der moderne Staat „erstreckt seine Hoheit ohne Ausnahme 
auf alle Personen, Gegenstände“, Anstalten „und Gemeinschaften, 
welche sich in seinem Gebiete befinden“?. Die Gesammtheit der 
rechtlich normirten Machtbefugnisse, welche der souveräne Staat 
gegenüber den Kirchen seines Staatsgebietes beansprucht, wird 
„Kirchenhoheit* genannt; diese ist ihrem Wesen nach nichts 
anderes als die allgemeine Staatshoheit, welcher sich die Kirchen 
ebensowenig wie die anderen im Staate bestehenden Gemeinschaften 
entziehen können, in ihrer besonderen Anwendung auf die Rechts- 
verhältnisse der Kirchen. Dieser Kirchenhoheit des einzelnen 
Staates ist selbstverständlich die katholische Kirche in ihrer Ge- 
sammtheit nicht unterworfen; die Staatsgewalt verfügt jedoch als 
formell souveräne Macht gegenüber den ihrem Gebiete angehörenden 
Anstalten und Gliedern der katholischen Kirche. Die Rezeptions- 
gesetze des Staates, welche für die Kirche die staatsrechtliche 
Garantie ihrer Existenz und des ihr gebührenden Rechtsschutzes 
bedeuten, stellen die Normen auf für das Verhältniss des Staates 


tungsger. auf dem Geb. d. Kirchenr., S. 120 #f.; Seydel, Bayerisches Kirchen- 
staatsrecht, S. 120; Rieker, die recht]. Stellung der evang. Kirche Deutschl. in 
ilırer gesch. Entw. bis z. Gegenw., S. 14, 388; Kalıl, Lehrsyst. des Kirchenr. 
und d. Kirchenpol. 8. 332 ff. — Wir erblicken mit Friedberg und Sohm in 
den Kirchen Korporationen des öffentlichen Rechts, weil der Staat sie „als 
Potenzen des öffentlichen Rechtes“ behandelt, indem er in den die Kirchen 
privilegirenden Rechtssätzen sein etliisches Interesse für die Existenz und 
Wirksamkeit der Kirchen bekundet und die Rechtslage derselben nicht aus 
Rücksicht auf das Interesse der einzeluen kirchlichen Korporationen, sondern 
aus dem Gesichtspunkte des öffentlichen, staatlichen Juteresses normirt. Das 
besondere staatliche Oberaufsichtsrecht (keineswegs aber, wie Sohm be- 
hauptet, auch die Theilnahme des Staates an der Ausübung der Kirchen- 
gewalt) erscheint als das nothwendige Korrelat dieser den Kirchen ein- 
geräumten privilegirten Stellung. (Vgl. hiezu Herrmann S. 20f., 34 ff. 57, 81; 
Sohm S. 171f., 175, 177; Hinschius S. 267; Kahl S. 334, 838.) 
2 Vgl. Schulze, Lehrb. d. deutsch. Staatsrechts I, 673. 
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zu der katholischen Kirche und zu den diese repräsentirenden 
Kirchenobern, für die Beziehungen der katholischen Kirche und 
ihrer Glieder zu den ihr nicht angehörenden Staatsgenossen, zu 
deren „Kirchen“ und Religionsgesellschaften. Die Kirchenhoheit 
kann dem Staate nicht bestritten werden, wenn man nicht den 
Staat selbst der Kirche unterwerfen will, wenn der Staat sich nicht 
selbst der Kirche unterordnet und deren Suprematie anerkennt. 
Eine solche Obergewalt der Kirche über den Staat (nach dem 
Vorbilde des der hierarchischen Autorität sich unterordnenden 
europäisch-germanischen Staatensystemes des Mittelalters) ist je- 
doch nur in einem Staatswesen möglich, in welchem nicht bloss 
die katholische Kirche die allein herrschende ist, sondern in 
welchem auch die Grundsätze der kirchlichen Autorität, die Kon- 
seuenzen des katholischen Standpunktes, das oberste Prinzip der 
Rechts- und Staatsordnung bedeuten, „Recht und Gesetz“ eigent- 
lich in letzter Instanz „von der Kirche ausgehen“®. Seitdem in 
Folge der Glaubensspaltung einem dem Katholizismus entgegen- 
gesetzten Prinzipe im europäisch-germanischen Staatensysteme die 
Freiheit der Entwicklung, die Anerkennung seiner Legitimität 
gewährt worden, war eine solche hierokratische Ordnung des ge- 
sammten gesellschaftlichen Lebens nothwendig ausgeschlossen *. 


3 Vgl. (rengler, Einige Aphorismen über das Verhältniss der Kirche 
zum Staate überhaupt und über die gesch. Fortbild. dies. Verh., i. d. Tübinr. 
Theol. Quartalschr. Jahrg. 1832. S. 445 ff., insbes. 8. 458, 461 ff. 

+ Selbst Molitor, gewiss einer der entschiedensten Vertheidiger des 
Hierokratismus, giebt zu, dass nur der katholische Exklusivstaat im Verhält- 
nisse der Uuterordnung zur Kirche stehen könne; siehe hierüh. Martens in der 
Zeitschr. f. Kirchenr. Bd. 17, S. 67ff. Martens citirt a. a. O. zwei Stellen 
aus Molitor's Schrift „Brennende Fragen“; der letztere hat jedoch auch in 
dem späteren Werke „Die Dekretale Per venerabilem von Innocenz III. 
und ihre Stellung im öffentlichen Rechte der Kirche“ (S. 145, 146, 239, 240) 
im Anschlusse au Manning wiederholt betont, dass die von ihm behauptete, 
nach göttlicher Anordnung im Primate wurzelnde indirekte Gewalt des 
Papstes über das weltliche Gebiet doch nur ausgeübt werden konnte, so lange 
sie „durch das öffentliche Recht der christlichen Nationen anerkannt“ war; 
sobald ihr „diese Anerkenuuug von Seite der christlichen Völker“ fehlt, „ist 
die Anwendung der indirekten Gewalt für das Oberhaupt der Kirche eine 
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Während die Staaten der abendländischen Nationen vordem in 
der Unterwerfung unter die kirchliche Autorität die Grundlage 


moralische Unmöglichkeit“. Zur Berründung dieser Ansicht verweist Molitor 
auf die Schrift Manning’s „Die Vatikanischen Dekrete in ihrer Wirkung auf 
die Pflichten der Unterthanen gegen die Regierungen“. Manning hat be- 
kanntlich mit grösster Entschiedenheit den Standpunkt vertheidigt, dass die 
indirekte (tewalt der Kirche dem modernen Staate «egenüber nicht mehr 
geübt werden könne, weil „die moralischen Bedingungen“ ihrer Anwendung 
fehlen: die Ausübung dieser (rewalt wäre nicht nur faktisch, sie wäre auch 
moralisch unmöglich, weil „die moderne Welt sich gesellschaftlich, als ein 
Ganzes, und in dem öffentlichen Leben der Nationen, der Einheit und Ge- 
richtsbarkeit der Kirche entzogen hat“, während die Ausübung (der indirekten 
Gewalt, wenn sie nicht „aller Billisskeit und der natürlichen Gerechtigkeit 
widersprechen“ soll, voraussetzt, dass „Völker und Königreiche der höchsten 
Lehr- und richterlichen Autorität der Kirche gesellschaftlich unterthan ge- 
wordeu“. (Vgl. die autorisirte Uebersetzung der Schrift Manning’s, Mainz 
1875, 8. 71—81.) 

. Das staatliche Gemeinwesen, welches diese Doktrin von der indirekten 
(Gewalt vor Augen hat, ist eben nur der christliche Staat des Mittelalters ; 
derselbe gilt ihr nicht etwa als eine vorübergehende historische Erscheinung, 
sondern als die bleibende und normale, in der christlichen Welt allein recht- 
mässige wottgewollte Ordnung des harmonischen Verhältnisses von Staat und 
Kirche. So beruht denn die ganze Lehre auf der Voraussetzung, „dass 
der Staat im Hanse der Kirche wohnt“, dass die geistliche und weltliche 
Gewalt in ihrem engen Verbande jene respublica christiana darstellen, 
deren Rechtsordnung durchaus von dem allein massgebenden katholischen 
Prinzipe beherrscht wird. Vgl. Rob. Bellarmiu, De Rom. Pontitieis 
eccles. hierarchia, lib. V. de potest. Pontif. tempor. ce. VII, bei Rocaberti 
Bibl. Max. Pontif. t. XVIII p. 684: „Potestas civilis subiecta est potestati 
spirituali, quando utraque pars est eiusdem reipublicae christia- 
nac“. Desselb. Tractat. de potestate summi Pontif. in reb. temporal. adv. 
Guil. Barclaium ce. XIV, bei Rocaberti a. a. OÖ. S. 411: Itaque potestas regia, 
uae in sun genere principalis est, si cum potestate pontificia, qune 
etiam in 8. g. pP. e, in unum corpus coalescat, mecessario debet aut 
subesse aut praeesse, ne sint in uno corpore duo capita. Et cum satis con- 
stet Pontificem esse caput ecclesine vice Christi... .. potestas politica, quae 
praecipue residet in rerre, aut debet subiecta esse spirituali, quae praecipue 
residet in Pontifice, aut extra ecclesiam remanere ...... Bianchi, Della 
potestd e della politia della chiesa t. II, 1. I, c. IS VI (Ediz. Rom. 1745, 
p.47fl.):... Essendo certa e iudubitata cosa che il sacerdozio e l’imperio 
non constituiscono due repubbliche diverse nella medesima chiesa, ma sono 
parti di una stessa Cristiana repubblica . ... convien per necessaria conse- 
guenza asserire che l’una potestä sia all’ altra subordinata .. .. altramente 
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ihrer legitimen Existenz erblicken mussten, hat der Staat der 
Neuzeit sich von der kirchlichen Suprematie grundsätzlich los- 
gesagt. Selbst wenn derselbe keine Glaubensfreiheit gewährt — 
also nicht mit der Zulassung anderer Bekenntnisse einfach jede 
Möglichkeit einer dem hierokratischen Systeme entsprechenden Ein- 
richtung des Staatslebens abschneidet, so ist doch dieser sou- 
veräne Staat der Neuzeit in seinem Bereiche und (Gebiete die 
höchste und oberste Gewalt, welche die Prinzipien der kirchlichen 
Autorität nicht mehr als eine der Staatsordnung transzendente 
formelle Schranke staatlicher Macht anerkennt. Der souveriäne 
Staat bestimmt — formell wenigstens — ausschliesslich nach seinem 
autonomen Ermessen sein Verhältniss zur katholischen Kirche 
sowie zu den übrigen von ihm zugelassenen Religionsgesellschaften; 
die Kirche kann sich die Anerkennung ihrer rechtlichen Existenz, 
den staatlichen Rechtsschutz nur durch die Unterwerfung unter 
das Rezeptionsgesetz des Staates sichern, die Kirche wird also 
lem Staate rechtlich untergeordnet. Dennoch ist es eine un- 
bestreitbare Thatsache, dass der moderne Staat wohl formell, 
aber deshalb doch nicht faktisch die Macht hat, der Kirche wie 
überhaupt den mit der Entwicklung und dem Leben der Nation 
eng verwachsenen christlichen Religionsbekenntnissen ihre Wirk- 
samkeit zu verwchren; ist dies dem Staate nicht von rechtswegen, 
so ist es ihm doch jedenfalls moralisch und politisch unmöglich. 
Diese christlichen Kirchen sind geistig-sittliche Faktoren, deren 
Einfluss „in der ungeheueren Macht wurzelt, welche sie auf die 
(jemüther ihrer Angehörigen üben, und die man nicht durch Ge- 
setze überwinden kann“; hier handelt es sich um „ein Gebiet, 
welches sich dem Machtbereiche des Staates naturgemäss ent- 
zieht“ 5. Der Staat vermag deshalb den grossen christlichen 


essendo yueste potenze diverse, colla loro sovrauitä ed iudipendenza, cagio- 
nerebbero necessaria divisione nel corpo mistico della chiesa e della (Cri- 
stiana repubblica, e colla divisione desolamento, giusta l’oracolo del divin 
Redentore etc. 
5 Vgl. Geffcken, Staat und Kirche, 8. 665. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. V. 1. = 
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Kirchen gegenüber, welche thatsächlich die Bedeutung vom Staate 
unabhängiger ethischer Mächte im Leben der Nation besitzen, 
seine Staatshoheit nicht in derselben Weise zur Geltung zu bringen, 
wie gegenüber den Dissidenten und ihren Sekten. Letztere kann 
der Staat, wenn er die Zulassung derselben statthaft findet, auch 
einfach unter das Vereinsgesetz stellen. Verletzen diese Sekten 
die staatliche Ordnung, gefährden sie den konfessionellen Frieden, 
so vermag der Staat diesen Konflikt, ohne Beeinträchtigung wesent- 
licher sittlicher und religiöser Interessen der Nation, mit den 
Mitteln seiner Vereinspolizei zu lösen, indem er die Verletzung 
seiner Gesetze ahndet, die Sekte verwarnt und äussersten Falles 
dieselbe — wie irgend eine andere mit der Staatsordnung un- 
vereinbare Gesellschaft — auflöst, bezw. von seinem Gebiete aus- 
schliesst. In dieser Weise auch den christlichen Hauptkirchen 
gegenüber sein Hoheitsrecht zur Geltung zu bringen, ist für den 
Staat eine moralische Unmöglichkeit, weil diese Kirchen (bezw. 
eine oder eine Mehrheit derselben) die legitimen geschichtlichen 
Existenzformen des religiösen Lebens der Nation bedeuten, deren 
Bestand nur formell von der staatlichen Zulassung abhängt. 
Die Souveränetät des Staates, welche in ihrer besonderen An- 
wendung auf die christlichen Hauptkirchen als „Kirchenhoheit“ 
(ius circa sacra, ius sublime s. maiestaticum circa sacra) bezeichnet 
wird, kann sich daher nur in der Handhabung jenes staatlichen 
Oberaufsichtsrechtes äussern, dessen wesentliche Aufgabe im 
modernen Staate wir bereits im Eingange unserer Darstellung 
definirt haben. 

Dieses ius circa sacra ist nur eine besondere Gestaltung, 
eine der eigenthümlichen Natur der Kirchen entsprechende Be- 
thätigung der staatlichen Oberaufsicht, welche dem Staate kraft 
seiner Souveränetät gegenüber allen Korporationen und Gesell- 
schaften zusteht, und welche den Kirchen gegenüber lediglich 
mit Rücksicht auf die historische Individualität der letzteren 
einen besonderen, der eigenartigen Aufgabe entsprechenden Cha- 
rakter erhalten hat. Die christlichen Kirchen sind für den Staat 
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nicht unbekannte Grössen und unberechenbare Potenzen; ihre 
Glaubenslehre, ihre Verfassung und Rechtsordnung, die geschicht- 
lich bezeugte Praxis des kirchlichen Lebens lassen den Staat nicht 
im Unklaren darüber, welche Machtbefugnisse die kirchlichen Or- 
gane den Mitgliedern der Kirche gegenüber im Staate bean- 
spruchen, in wie weit die Kirche sich der staatlichen Rechts- 
ordnung grundsätzlich oder doch thatsächlich unterordnen könne‘. 
Die Staatsgewalt vermag deshalb von vornherein die Möglichkeit 
der Kollision staatlicher und kirchlicher Rechtsordnung, die Ge- 
fahr eines Konfliktes zwischen Staat und Kirche zu beurtheilen — 
eines Konfliktes, bei welchem der Staat, wenn er die thatsächliche 
Macht der Kirche unterschätzt, seine eigenen Interessen so schwer 
schädigt, dass die „Umkehr“ in absehbarer Zeit unvermeidlich 
wird. Eine von richtigen Grundsätzen geleitete Kirchenpolitik 
des modernen paritätischen Staates wird deshalb ihre Aufgabe 
darin erblicken müssen, mit Vermeidung solcher Konflikte, die 
Parität der anerkannten Bekenntnisse, bezw. die den Religions- 
gesellschaften vom Staate gewährleisteten Rechte gegen jede Ver- 
letzung zu schützen und den Frieden unter den Konfessionen 
ungefährdet zu erhalten. 

Die Kirchenhoheit des Staates und sein im ius circa sacra 
begründetes Oberaufsichtsrecht setzt wesentlich die Existenz jener 
Gesellschaftsverfassung voraus, welche die Kirche dem Staate 
rechtlich unterordnet, also jenes Verhältniss von Staat und Kirche, 
das jedenfalls „dem relativen Bedürfnisse unserer Zeit“, den Ver- 
hältnissen unserer paritätischen Staaten allein angemessen ist. 
Diese Erkenntniss für die Forderungen und Bedürfnisse unserer 
Zeit lässt sich jedoch sehr wohl mit dem grundsätzlichen Stand- 
punkte vereinbaren, dass ein solches Verhältniss zwischen Staat 
und Kirche nicht im Einklange ist mit der Konsequenz des 
katholischen Prinzipes’. Der Staat, welcher die Parität der 


° Vgl. hier v. a. Friedberg a. a. O. S. 30—32. 
° Man könnte zugeben, dass die Suprematie der Kirche dem katholischen 
Standpunkte als jene Gesellschaftsverfassung erscheint, welche „auf dem Grunde 


b* 
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Kirchen grundsätzlich anerkennt und seinen Uhnterthanen die 
Religionsfreilieit gewährleistet (wie dies eben dem relativen Be- 
dürfnisse unserer Zeit, den gegenwärtigen Verhältnissen wie den 
Existenzbedingungen unseres modernen Staates entspricht 7°), kann 


des katholischen Prinzipes ihre Vollendung findet“, ohne deshalb diese Ordnung 
des Verhältnisses von Staat und Kirche als Norm für alle Zeiten und Völker 
zu behandeln, damit also — bewusst oder unbewusst — die „historische 
Ansicht“ des Staatslebens zu verleugnen. Wenn gar diese Ordnung des Ver- 
hältnisses vou Kirche und Staat als eine Forderunr „des göttlichen Rechtes“ 
der katholischen Kirche hingestellt wird, so ist diese Behauptung u. E. 
nichts weiter als eine missverständliche Hyperbel. Die bekannte Schul- 
meinune, welche für die Kirche die sog. indirekte Gewalt, d. h. die Supre- 
matie über die Staaten beansprucht, ist weder ein Dogma, noch kann sie 
als die von der Kirche allein zugelasseue Lehre gelten, weil ja auch die 
gegentheilire Ansicht, welche diese Suprematie der Kirche in Abrede stellt, 
niemals von der kirchlichen Autorität verworfen worden ist. 

7% Die indifferente Stellung des modernen Staates „gerenüber jeder 
über das irdische Dasein hinausgehenden Lebensaufgabe* ist eine unabwend- 
bare Folge der „gegenwärtigen religiösen Zerfalirenheit“; es liegt diesem 
Vorrehen des Staates unleugbar „eine gewisse innere Nothwendigkeit un 
somit Berechtigung zu Grunde“. (So Moy de Sons im Archiv f. katlol, 
K.R. [1864] XII, 63ff.; vgl. daresgen noch dessen um mehr als drei Decen- 
nien ältere Schrift „Von der Ehe u. d. Stellg. d. katlı. Kirche in Deutschl. 
u. s. w. 1830. 8. 62f., 69f., 135, 139f.) Dieser Einsicht verschliesst sich auch 
die katholische Kirche nicht. Mit vollem Rechte konnte deshalb Ketteler 
den Ausspruch thun, die Kirche gestatte jedem Katholiken, „der Meinung 
zu sein, dass unter den wegebenen Verhältnissen (lie Staatsgewalt anı 
besten thue, mit der gleich zu erwähnenden Beschränkung“ (d. h. Aus- 
schliessung der Gottesleugner und der die Sittlichkeit gefährdenden Sekten) 
„volle Religionsfreiheit zu gewähren“. (Ketteler, „Freiheit, Autorität 
und Kirche“ S. 155). Der Kritiker, welcher diesen Ausspruch Ketteler’s mit 
Berufung auf die Encyclica Pins IX. censuriren wollte, hätte den Satz Ket- 
teler’s vorerst genau und ordentlich lesen sollen, ehe er sich einen solchen 
Angriff gegen den berühmten Prälaten erlaubte. (Vgl. auch Hersrenröther, 
Anti-Janus, 8. 22.) 

Gregor XVI. (Eucyel. Mirari vos. 15. Aug. 1832) und Pius IX. (Eneycl. 
(Juanta cura. 8. Dez. 1864) haben nur die Ansicht verurtheilt, welche den 
indifferenten Staat und die schrankenlose Glaubensfreiheit als absolut be- 
rechtigt, als den 'Typus des normalen Zustandes der Gesellschaft behandelt. 
Ebenso auch Leo XIII. in der Encyelica Immortale Dei d. do. 1. Nov. 1885. 
(s. Archiv f. kath. Kirchenr. Bd. 55, S. 317—319) und in der Enceyel. de 
libert. hum. d. do. 20. Jun. 1888 (s. Archiv Bd. 60, S. 275—277). 
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diese Gleichberechtigung der Konfessionen nur durchführen, indem 
er sich selbst als eine höhere und übergeordnete, neutrale Macht 
über die Konfessionen stellt, um den religiösen Frieden zu sichern, 
die im Staate aufgenommenen Konfessionen im Genusse jener 
Freiheit und jener Rechte zu schützen, welche ihnen das Re- 
zeptionsgesetz des Staates einräumt. Ist die rechtliche Superiori- 
tät des Staates, „der Prinzipat der weltlichen Gewalt“, eine un- 
abweisbare Forderung unserer Zeit?, so können die vom Staate 


Eine treffliche, u. E. noch zu wenig gewürdigte Darstellung des Stand- 
puuktes der katholischen Kirche gegenüber dem modernen Postulate der 
Gewissens- und Kultusfreilieit hat Moulart in seinem Werke L’eglise et 
l’etat etc. livre II. chap. IV, art. 3, $ 2ff. (Edit. II. Louvain. 1879, S. 327, 
bis 370) geliefert; s. insbes. S. 336, 340 ff., 354 ff., 357f. (über die Encyclica 
Mirari vos), 8. 359 fl. (über die Encycl. Quanta cura), 8. 36311. (über die 
Thesen 77—79 des Syllabus). Moulart kommt (wie Ketteler) zu dem Resul- 
tate: „En egard aux circonstances et aux necessites sociales, la liberte civile 
limitee «de la conscience et des religions peut etre erigee en r&rle de gou- 
verneinent sans aucune violation de la doctrine catholique*; er tadelt auch 
mit Recht die so oft vorkommende verwirrende oder zum mindesten schr 
unpräzis formulirte Behauptung, dass vom katholischen Standpunkte Gesetze, 
welche Toleranz oder Relieionsfreiheit gewähren, immer als „ein Uebel“, 
wenn auch unter Umständen als „das geringere Uebel“, betrachtet werden 
müssten. Cf. 8.349: ... On doit dire que cette loi permet un moindre mal 
en vue den eviter un plus grand . . . Et puisque elle empeche un plus grand 
mal, cette loi .. . peut etre appelee et elle est un bien relatif. Si elle 
etait un mal, füt-ce le plus petit mal, jamais on ne pourrait l’etablir, moins 
encore pourrait-uon, par serment, soobliger & l'observer“. Vgl. das. auch 
S. 3401f., 860f., 367. 

® Vgl. Geneler a. a. O. S. 489 ff., Phillips Kirchenr. 1II, 2 S. 540, 555, 
Buss, Methodolorie des Kirchenrechts, S. 90. 

° Wenn die ınoderne Rechtswissenschaft den Staat für die oberste 
Autorität im Rechtszebiete erklärt, die formelle Souveränetät der Staats- 
gewalt behauptet, so soll diese Anerkennung der formellen Souveränctät des 
Staates doch keineswegs das Zugeständniss der Omnipotenz desselben be- 
deuten; denn auch die souveräne Staatsgewalt ist keine absolute Macht, sie 
kann von ihren Unterthanen nur Gehorsam fordern, so lange sie nicht selbst 
jene moralischen Grrenzen ihrer Wirksamkeit überschreitet, welche ihr durch 
den ethischen Grund ihres Daseins vorgezeichnet sind. (Vgl. hiezu Stahl, 
die Philos. d. Rechts II, 2, 3. Aufl., S. 155 ff., 255ff.; Schulze, Lehrb. d. 
deutsch. Staatsr. I, 26ff., 663; Gerber, Grundz. ein. Systems d. "deutsch. 
Staatsr., 2. Aufl., S. 30; Dove in der Zeitschr. f. Kirchenr. Bd. VII, S. 291 f., 
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rezipirten Kirchen sich auch der Anerkennung der staatlichen 
Kirchenhoheit nicht entziehen; diese ist mit der gegenwärtigen 


Bd. XI, S. 144; Maassen, Neun Kapitel über freie Kirche und Gewissens- 
freiheit, S. 4—9). Wer die formelle Souveränetät des Staates lehrt, ist des- 
halb noch durchaus kein Vertheidiger des Staatsabsolutismus; dieser Stand- 
punkt ist keineswegs im Widerspruch mit dem Postulat unserer religiösen und 
sittlichen Ueberzeugung, dass dem Staate gegenüber nicht bloss die Kirche, 
sondern auch die Individuen und Gemeinschaften überhaupt eine Sphäre ihrer 
Unabhängigkeit behaupten müssen. 

Selbst Hergenröther verkennt, wie es scheint, nicht die Berechtigung 
dieses Standpunktes der modernen Rechtswissenschaft, welche die formelle 
Souveränetüt des Staates im Rechtsgebiete lelırt; vgl. dess. Kath. Kirche und 
christl. Staat, S. 736f.: „Wesentlich ist für den Staat die juristische Unab- 
hängigkeit; es darf... .. dem definitiven Ausspruche seiner obersten Gewalt 
keine entgegengesetzte Behauptung mit Rechtswirkung gegenübertreten, keine 
andere Gewalt auf dem ihm eirenen Gebiete etwas befehlen. Diese juristi- 
sche Unabhängigkeit sclJiesst aber eine vielfache moralische Abhängigkeit 
nicht aus“. Folgerichtig nimmt er deshalb für die Kirche auch nur einen 
„rein moralischen Einfluss auf die Regierung des Staates“ in Anspruch: 
„Die Kirche ihrerseits kann nur moralisch einwirken, insoweit sie die öffent- 
liche Meinung für sich gewinnt“. WVerwirrend aber ist es, wenn Hergen- 
röther (a. a. O. S. 738) in diesem moralischen Einfluss der Kirche jene „in- 
(direkte Gewalt der Kirche über das Zeitliche“ erblickt, welche die bekannte 
Schulmeinung der Kirche beilegt. Seine Auffassung ist hier vielmehr mit 
der Lehre Fenelon’s im Einklange, welche die Kirche der weltlichen Autorität 
segenüber auf eine „direktive Gewalt“ beschränkt (vgl. auch Hergenröther 
selbst S. 449 ff.); denn die traditionelle Lehre von der potestas ecclesiae in- 
directa in temporalia, in allen ihren verschiedenen Nüancen, behauptet doch 
immer eine rechtliche Superiorität der Kirche über den Staat und be- 
schränkt die erstere keineswegs auf einen moralischen Einfluss. (Man vgl.z.B. 
nur Hergenröther's eigene Darstellung dieser Lehre S. 423—448 ; Bianchi Op. 
eit. t. I p. 78, 478f., 519, 520; Litta, Briefe über die sogen. vier Artikel des 
Klerus von Frankreich [aus d. Französ. Münster 1844], S. 81f., 85, 86. Unsere 
Bemerkung gilt also keineswegs bloss von jeuen Anhängern der indirekten 
(rewalt, welche an der wesentlich unveränderten Theorie Turrecremata’s und 
Bellarmin’s festhalten und aus dieser die Normen für das Verhältuiss des 
moderuen Staates zur Kirche entwickeln möchten. (Eine Probe dieser Auf- 
fassung der indirekten Gewalt bietet Bouix’s Tractat. de papa III S. 4 fi., 
292 f}.: Si Romano Pontifici vera competat in rem temporalem statuum po- 
testas, etiamsi potestas haec indirecta solummodo sit, sequitur societates 
eiviles .. . non esse ab ipsa [ecclesia] independentes, sed e contra ei iure 
divino subesse quoad materias omnes, quae finem ecclesiae ... . praepedire 
possent. Sequitur proinde posse a Romano Pontifice... prohiberi ac 
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Ordnung des Verhältnisses von Staat und Kirche von selbst 
gegeben, gerade so wie der Supremat der Kirche, d. h. das 
hierokratische System, die Anerkennung der kirchlichen Ober- 
hoheit über die Staaten (der sog. potestas ecclesiae indirecta in 
temporalia regum) zur nothwendigen Folge hat. „Die Päpste... 
können die Obergewalt über die Könige im Prinzip nicht auf- 
geben, ohne ... die Kirche der Obergewalt der Könige zu unter- 
werfen... Das Eine oder das Andere muss sein: entweder die 
indirekte Gewalt des Papstes über die weltlichen Angelegenheiten, 
oder die indirekte Gewalt des Fürsten über die geistlichen An- 
gelegenheiten — es giebt kein Drittes. Es kommt nur darauf 
an, dass die nähere Feststellung und dass die Haudhabung ge- 
recht seien.“ (Stahl, Rechtsgutachten über die Beschwerden ... 
der Protestanten im Königreiche Bayern, S. 68, 69). Eine Theorie, 
welche „den Vorrang der Kirche nicht annimmt, kann nicht anders, 
als den Staat über die Kirche stellen, denn ein Drittes ist nicht 


annullari quicquid in societatibus civilibus dieto ecclesiae fini nocivum foret 
. . . Sequitur ulterius, si rex aliquis populum suum catholicum persecutione 
vel decretis suis ..... pervertere tentet .. . nec aliter in eius regno fides 
catholica salva esse possit quam ipsiusmet regis depositione, posse depositio- 
nem illam Romani pontificis auctoritate procurari . . . Hoc ipso quod Deus 
voluerit potestatem civilem ecclesiasticae subesse, quantum exigit finis eccle- 
siae proprius, ius ecclesiae contulit ea impediendi seu coercendi, per «ae 
societas civilis ... . impedimentum foret dicto ecclesiae fini.... De facto 
ius ecclesiae competit irritandi seu annullandi societatis civilis lewes fini 
ecclesiae proprio adversas etc... . Vergl.übrigens auch die Darstellung der 
Konsequenzen dieses Systemes der indirekten Gewalt bei Hammerstein, Kirche 
und Staat vom Standpunkte des Rechts, Freiburg i. B. 1883, S. 126—129, 
welcher schliesslich hervorhebt, dass „die Kirche zwar nicht stets ihre recht- 
liche Superiorität wird betonen wollen“, „dass die Katholiken sich jedoch 
stets der kirchlichen Vollgewalt bewusst bleiben* müssten. Eine solche in- 
direkte Gewalt der Kirche bedeutet thatsächlich nicht minder die völliee 
Neration der Selbständigkeit des Staates, als die direkte Unterwerfung des- 
selben unter die kirchliche Oberhoheit; das System der direkten und die 
Theorie von der indirekten Gewalt unterscheiden sich dann nur in ihrer 
spekulativen Begründung, nicht in ihren praktischen Konsequenzen. Verel. 
Bossuet, Defensio declarat. conv. cleri Gallic. Ps. I 1. I, sect. I, e.2. Edit. 
I,ugani 1766, t. I, p. 93, 94; Moulart, L’öglise et l’etat, 1879, 1. II, ch. IJ, 
p. 178—180). 
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möglich“ !%, „Nur wenn der Staat der Kirche unterthan wäre, 
könnte seine Hoheit über die Kirche mit Erfolg bestritten werden“ !"!. 
Die Anhänger der sog. Koorldinationstheorie, welche Kirche und 
Staat wie zwei souveräne und unabhängige Mächte, die verschie- 
dene Gebiete beherrschen, nebeneinanderstellt, müssen folgerichtig 
dem Staate die Kirchenhoheit, das ius circa sacra, grundsätzlich 
bestreiten. Wie nun aber diese Theorie sich überhaupt in Un- 
klarheiten und Inkonsequenzen bewegt (jede Auffassung des Ver- 
hältnisses von Staat und Kirche, welche die Existenz einer recht- 
lichen Ordnung für dieses Verhältniss als wesentlich erkennt, muss 
uns. Eracht. die Koordination der beiden Gewalten als unmög- 
lich erklären): so kann die Thatsache nicht überraschen, dass 
manche Anhänger der Koordinationstheorie dem Staate grundsätz- 
lich ein Oberaufsichtsrecht zugestanden haben '®, Nach unserer 
Ansicht ist die Koordination der beiden Gewalten eine unmög- 
liche Voraussetzung, wenn das Verhältniss von Staat und Kirche 
ein rechtlich geordnetes sein soll. Nur wenn man mit einer be- 
kannten realistischen Auffassung "? jede im (zebiete des Sittlichen 
bestehende Autorität für eine „souveräne* Macht erklärt, deren 
„freies Handeln“ keiner rechtlichen Beschränkung unterliegt, weil 
jede Autorität ihrem Wesen nach „souverän, d.h. über dem 
Rechte ist“, dann erscheinen auch Staat und Kirche als solche 
souveräne Mächte, welche unabhängig nebeneinander stehen. Ihr 
gegenseitiges Verhältniss ist dann ein Gebiet des „freien Handelns 
der Autoritäten“, welches — seiner Natur nach erhaben über alle 
Schranken des Rechtes — sich nur nach den Motiven des Nutzens, 
der Politik bestimmt. Dann ist auch das Verhältniss zwischen 
Kirche und Staat „ebenso nur thatsächlicher Natur“, wie nach 


1% So Phillips a. a. O. S. 540; vgl. das. auch Bd. II, S. 618, 627. 

ıı Vol. Bluntschli im Deutsch. Staatswörterb. V, 564. 

2? W, Martens, die Beziehunren der Ueberordnung, Nebenordnung 
und Unterordnung zwischen Kirche und Staat (S. 347f.), hat sich mit 
vollstem Rechte gegen „eine solche Logik“ verwahrt. 

13 Kirchmann, die Grundbegriffe des Rechts und der Moral (2. Autl. 
1873); vel. insbes. $.53ff., 63H, 146, 154 fl, 168, 169. 
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dieser Auffassung „das Verhältniss zwischen Fürst und Volk“, 
Die Autoritäten können durch Vereinbarung ihren „thatsächlichen 
Besitzstand feststellen“; solche Vereinbarungen können aber für 
die Autoritäten „niemals rechtliche Bedeutung haben, sie nicht 
rechtlich binden“. Eine solche Regulirung des faktischen Besitz- 
standes kann „keine Rechte begründen“, und sie wird thatsäch- 
lich auch nur beobachtet, wenn und so lange sie den wirklichen 
„Machtverhältnissen® der beiden Gewalten entspricht. Gewiss 
würde jedoch Niemand mit grösserer Entschiedenheit eine solche 
realistische Auffassung des sittlichen Gebietes perhorresziren, als 
die Vertheidiger des Koordinationsprinzipes!* und der Theorie 
des christlichen Staates. 

Können wir also die Annahme der rechtlichen Koordination 
beider Gewalten für eine unstatthafte Voraussetzung erklären, 
dann brauchen wir hier nicht weiter auf jene Polemik einzugehen, 
welche den Grundsatz der staatlichen Kirchenhoheit vom Stand- 
punkte der Koordinationslehre bekämpft hat. Wer aber naclı 
seiner wissenschaftlichen Ueberzeugung die Koordination von Staat 
und Kirche als unmöglich und dieses System „des vollständigen 
Dualismus“ als unhaltbar erkennt, muss deshalb noch durchaus 
nicht jenem — sagen wir: einseitigen Urtheile beipflichten, welchem 
die Koordinationstheorie nicht mehr bedeutet als eine heute 
— in der Wissenschaft wenigstens — zurückgedrängte unhaltbare 
Meinung, die bereits mit entschiedenem Erfolge bekämpft und 
widerlegt worden, und die man, vielleicht schon nach wenigen 
Decennien, wie so manchen anderen sog. veralteten Irrthum kaum 
mehr einer Erwägung würdigen werde. Die Theorie von der Ko- 
ordination der beiden Gewalten hatte für Deutschland in unserem 
Jahrhundert eine segensreiche Mission zu erfüllen, indem diese 
Theorie der Idee der kirchlichen Freiheit die Wege bereitete und 


14 Sie erblicken ja in der Koordination der beiden Gewalten zum min- 
desten eine geschichtlich begründete rechtliche Ordnung, wenn nicht geradezu 
die absolut richtige, grundsätzlich allein zulässige Norm für das Verhältuiss 
von Staat und Kirche. 
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das eherne Joch des Polizeistaates zerschmettern half. Es ist ge- 
wiss zum guten Theile ein Verdienst jener wackeren Männer, 
welche unter dem Banner des Koordinationsprinzipes für die Frei- 
heit der Kirche gestritten haben, wenn unsere Generation diese 
als einen ungefährdeten Besitz betrachten darf. Obwohl unser 
wissenschaftliches Urtheil das System der Koordination als eine 
irrige und unhaltbare Auflassung des Verhältnisses von Staat und 
Kirche bezeichnen muss, so darf man deshalb doch die geschicht- 
liche Existenzberechtigung dieser Theorie und deren hervorragende 
politische Bedeutung im deutschen Staatsleben des 19. Jahrhunderts 
nicht verkennen!?®. Diesem politischen Moment verdankt ja die 
Koortinationstheorie jene ungeheuere Popularität in den Laien- 
kreisen des katholischen Deutschland, welche seit einem halben 
Jahrhundert in diesem Systeme die allein berechtigte Norm für 
(las Verhältniss von Staat und Kirche erblickten — eine Vor- 
stellung, welche auch noch wenig von ihrer Popularität eingebüsst 
hat, trotzllem die Koordinationslehre in neuester Zeit in der 
Wissenschaft mehr und mehr zurückgedrängt wurde'!®. Die volks- 


3 Eine solche unrerechte eiuseitige Beurtheilung der Koorcinations- 
theorie beweist zum mindesten Mangel des historischen Sinnes, wenn nicht 
var einen parteiischen Standpunkt, welcher sich von einer gewissen Befangen- 
heit in politischen und konfessionellen Vorurtheilen niemals zu befreien ver- 
mag. Unseres Erachtens wird man der Koordinationstheorie nur gerecht 
werden können, wenn man sie — ähnlich wie die Naturrechtsdoktrin — als 
eine Erscheinung, als eine Phase der Entwicklung des politischen Lebens 
auffasst, welche ihrem ganzen Wesen nach nicht einseitig aus der Geschichte 
unserer Wissenschaft erklärt und beurtheilt werden darf. Denn auch die 
Koordinationslehre war ja nur „der wissenschaftliche Ausdruck“ politischer 
„Stimmungen und Strebungen“, und auch sie kann deshalb „nur in diesem 
geschichtlichen Zusammenhauge richtig gewürdigt werden“. (Vgl. hiezu das 
Urtheil Pfaff-Hofmann’s über die Naturrechtsdoktrin im Komm. z. österr. 
allg. bürgerl. Ges.-B. I, 1 S. 200 ff.) 

i® Man dürfte zwar heute noch nicht mit der bekannten Recensenten- 
phrase behaupten, dass nur mehr „vereinzelte Stimmen“ an dieser Theorie 
festlıalten. Jedenfalls sind jedoch die Reihen ihrer wissenschaftlichen Ver- 


treter — unter den Juristen, vor allem aber unter deu Theologen Deutsch- 
lands — schon sehr gelichtet, und selbst dieser kleine Kreis besteht vor- 


wiegend aus solchen, welche ihren wissenschaftlichen Standpunkt noch in 
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thümliche Auffassung ist jedoch von diesem veränderten Stand- 
punkte der Wissenschaft bisher wenig beeinflusst worden. Staat 
und Kirche sollen zum Heile der Nation als zwei unabhängige, 
aber in enger Freundschaft verbündete Gewalten zusammenwirken 
und gemeinsam die destruktiven Elemente abwehren, welche Staat 
und Kirche trennen möchten, um beide desto leichter bekämpfen 
und die Grundlagen der gesellschaftlichen Ordnung erschüttern zu 
können. Dieser Gedanke, richtiger vielleicht, dieses verlockende 
Bild bewährt noch immer seine Macht über die Gemüther, indem 
es den volksthümlichen politischen Schlagworten des Koordinations- 
systemes auch in ihrer jüngsten Fassung, welche den Einfluss der 
sozialen Bestrebungen unserer Zeit beweist, die alten Sympathien 
sichert. Man darf wohl deshalb ausserhalb der Fachkreise heute 
noch wenig Verständniss für eine wissenschaftliche Polemik er- 
warten, deren rationell wie geschichtlich begründetes Urtheil solche 
Illusionen zerstören muss. 

Wir dürfen das System der Koordination der beiden Ge- 
walten nicht bloss als eine wissenschaftliche Meinung betrachten, 
als eine mehr oder minder verbreitete theoretische Auffassung über 
das Verhältniss von Staat und Kirche. In dieser Theorie müssen wir 
vielmehr eine höchst bedeutsame geschichtliche Erscheinung wür- 
digen, bedeutsam nicht bloss für die Geschichte der deutschen 
Wissenschaft, sondern vor allem in ihrem engen Zusammenhange 
mit der Entwicklung des politischen Lebens und der kirchlichen Zu- 
stände Deutschlands im 19. Jahrhundert. Darum möchten wir hier 
die Aufmerksamkeit unserer Leser für einen kleinen historischen 
Excurs erbitten, welcher dem Versuche gewidmet sein soll, das 


der von den Ideen und Traditionen des ‚Jahres 1848 beherrschten Epoche 
tixirt haben. Vor allem findet die heutige Richtung der katholischen Theo- 
logie Deutschlands ihren Ausdruck in der Thatsache, dass ihre Vertreter 
— mit wenigen Ausnahmen — die Koordination von Staat und Kirche 
entschieden ablehnen. Sie bekämpfen die Superiorität des Staates im Rechts- 
gebiete, aber nur um jene, in Deutschland früher wenig verbreitete Ansicht 
für allein berechtigt zu erklären, welche die Lehre von der indirekten Gre- 
walt der Kirche entsprechen« den staatlichen Verhältnissen der Neuzeit um- 
ırestaltet hat. 
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Auftreten der Koordinationslehre im zweiten Decennium unseres 
Jahrhunderts zu erklären, den „Urheber“ dieser Lehre festzustellen, 
endlich jene Momente zu würdigen, welchen das System der Ko- 
ordination seine Lebensfühigkeit und seinen hervorragenden Ein- 
fluss zu verdanken hatte. Ein solcher Excurs scheint mir wohl 
schon deshalb gerechtfertigt, weil die modernen wissenschaftlichen 
Gegner der Koordinationstheorie in unserer Frage so manche Be- 
hauptung ausgesprochen haben, welche m. E. entschieden einer 
Berichtigung bedarf. 

Es ist vor allem eine irrige Vorstellung, wenn man die er- 
wähnte Lehre als eine auf neuen theoretischen Grundlagen auf- 
gestellte Konstruktion des Verhältnisses von Kirche und Staat 
betrachtet, welche „an die Stelle der hierokratischen Unterord- 
nung des Staates unter die Kirche und der cäsaropapistischen 
Subjektion der Kirche unter die Staatsgewalt eine den geschicht- 
lich begründeten Verhältnissen angepasste Koordination zu setzen 
suchte“. Die Idee der Koordination der beiden Gewalten war 
nicht neu, sie ist nicht etwa erst im zweiten Decennium unseres 
Jahrhunderts ausgesprochen worden — aber dieser uralte Gedanke 
der Koordination war im Munde der Vertheidiger des Staats- 
kirchenthumes längst zu einer bedeutungslosen Phrase geworden, 
welche man als mit grosser Emphase verkündete Grundlehre an 
die Spitze eines Systemes stellte, dessen theoretische Folgerungen 
und praktische Konsequenzen zur Idee der Koordination im 
schreiendsten Widerspruche sind. Die Wortführer der „Koordi- 
nationstheorie* haben keine neuen konstruktiven Gedanken zu 
Tage gefördert, ihre Auffassung über das Verhältniss von Kirche 
und Staat nicht auf ein vordem unbekanntes Prinzip gestützt — 
sie betonen vielmehr, dass eine „Wahrheit“, welche in katholischen 
Kreisen grundsätzlich allgemein anerkannt, aber thatsächlich ver- 
leugnet werde, schon die Grundlage jener Forderungen biete, deren 
Erfüllung ihnen als ein Gebot der Gerechtigkeit und wirklicher 
Staatsklugheit erscheint!’. Es ist ein Programm der praktischen 


7 Vergl. die Vorrede Franz Otto’s von Droste-Vischering zu seiner 
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Politik, mit welchem sie an die Einsicht der Staatsmänner, an 
das Urtheil der Nation appelliren. 

Obwohl Gallikaner und Febronianer die „Independenz“ der 
Kirche und die Koordination der beiden Gewalten als ihr Grund- 
dogma verkündet hatten, war ihr System thatsächlich doch identisch 
mit der Vernichtung der kirchlichen Selbständigkeit. Der Polizei- 
staat hatte die Kirche in völlige Abhängigkeit vom Staate ge- 
bracht, die napoleonische Epoche hatte den stolzen, grossartigen 
Bau der katholischen Reichskirche zerstört, die Hierarchie auf eine 
kümmerliche und prekäre Existenz beschränkt, welche ihre Wirk- 
samkeit lähmte und für die Zukunft die deutsche Kirche mehr 
als je dem Drucke der Staatsgewalt preiszugeben schien. Die 
Anwälte der kirchlichen Freiheit finden jedoch einen mächtigen 
Bundesgenossen an dem wiedererwachten religiösen Bewusstsein 
der Nation, jener „Sinnesänderung®, welche die Befreiungs- 
kriege und der Sturz Bonaparte’s bezüglich der Auffassung reli- 
giöser Fragen herbeigeführt hatten. Das wiedererwachte religiöse 
Bewusstsein verlangt die Befreiung der Kirche von jenen Fesseln, 
welche ihr der einer flachen Aufklärung dienstbare Polizeistaat 
auferlegt hatte. Die Freiheit und Unabhängigkeit der Kirche muss 
zur Wahrheit werden, der Staat soll seinen Standpunkt unwürdigen 
Misstrauens gänzlich aufgeben, damit sich die freie Kirche als 
eine wahre Säule und Grundfeste aller sittlichen Ordnung be- 
währe. Diese neue Lehre, welche die Unabhängigkeit der Kirche, 
„die Koordination der beiden Gewalten“, nicht bloss als Prinzip 
proklamiren, sondern auch im öffentlichen Leben verwirklicht 
sehen will, wird schon von ihrem „Urheber“ !? selbst als eine Er- 


Schrift „Ueber Kirche und Staat“ (S. IV, V): „... Mir werden die Namen 
eines Obscuranten, eines Mystikers, vielleicht auch wuhl eines Curialisten 
zu Theil werden. Ich kann das gerne ertragen, weil ich zwar nichts Neues, 
aber Wahres zu sagen hoffe und die tröstliche Ueberzeugung habe, dass der 
Wahrheit, bescheiden vorgetragen, ihr Segen nicht ausbleibe, dass nur an 
ihrer Hand Heil und Frieden zu finden seien“. 

13 Ich möchte hier an den bekannten Ausspruch Goethe’s erinnern: 
„Was in der Luft ist und was die Zeit fordert, das kann in hundert Köpfen 
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rungenschaft des wiedererwachten religiösen Bewusstseins verkündet: 
„Gott hatte ein strenges Gericht über uns verhängt, und als die 
Stunde der Befreiung schlug, als der Herr der Heerschaaren die 
(reissel dahin warf, mit der er uns gezüchtigt hatte — da stimmten 
Millionen [ein] in den Ausruf unserer Fürsten: Das hat der Herr 
gethan! In unzählig vielen Herzen ist die Sehnsucht erwacht nach 
Rückkehr zu Gott!®*; das Bedürfniss nach einem wahrhaft in’s 


auf einmal entsprinren, ohne dass einer dem andern abborgt*. Man wird 
dies wohl auch von den Gedanken und Vorschlägen gelten lassen müssen, 
welche das Programm der sog. Koordinationstlieorie bilden: man kann die 
Frage der litterarischen Priorität entscheiden — welche in einem solchen 
Falle doch nicht von gar so weittragender Bedeutung ist — aber man darf 
nicht «lauben, den „Urheber“ jener Stimmung und Strömung der Geister 
„ermitteln und feststellen* zu können, welche diese Gedanken und Vorschläge 
zur Reife gebracht hat. Der erste litterarische Verfechter der „Koordi- 
nationstheorie“ war meines Erachtens unzweifelhaft Franz [Otto] Freiherr 
Droste zu Vischering (geb. 13. Sept. 1771, gest. 26. Okt. 1826 — (der ältere 
Bruder des Erzbischofes Clemens August) ın seiner Schrift „Ueber Kirche 
und Staat“, deren Vorrede vom 1. Mai 1817 datirt. Diese heute fast ver- 
eessene Schrift Droste’s wurde mit lebhaftem Beifall begrüsst und stand bei 
den Zeitgenossen ihres Verfassers in hohen Ansehen, weil derselbe mit jener 
Wärme und Begeisterung, wie sie nur die Kraft einer tiefen religiösen 
Teberzeugung zu verleihen vermag, und zugleich in gediegener, massvoller 
Form für eine Forderung eintrat, welche einer weitverbreiteten religiös- 
politischen Strömung entsprach. (Dagegen wurde eine nur wenige Wochen 
später erschienene Schrift, welche das Programm der Koordination und 
Kirchenfreiheit — offenbar unabhängig von Droste-Vischering — vertheidigt, 
nur wenig beachtet, weil ihr Verfasser wohl mit Verständniss und wahrer 
Begeisterung an seine Aufgabe herantrat, aber durch die unglückliche Manier 
seiner Darstellung die Leser zurückschreckte. S. unten $. 116.) 

Für die Litteratur der letzten ‚Jahrzehnte ist es förmlich eine fable 
ennvenue geworden, dass Joseph von Görres zuerst „die Koordinations- 
theoric* aufgestellt habe. (Martens hat diese Theorie deshalb bekanntlich 
ein „Vermiächtniss von Görres“ genannt.) Diese allcemein verbreitete An- 
nahme ist jedoch ganz und gar unbegründet; wenn sie bisher unwidersprochen 
gellieben ist, so kann ich mir dies nur daraus erklären, dass noch niemand 
es der Mühe werth gefunden hat, einen Blick in die Schrift „Teutschland 
und die Revolution“ zu werfen, auf welche man sich zum Beweise der land- 
läufigen Behauptung zu berufen pflegt; man müsste ja sonst längst wissen, 
dass schwerlich jemand ob dieser Behauptung mehr überrascht sein könnte, 
als — Görres selbst. 

182 Vgl. auch Gregor Zirkel's Vorrede zu seiner anonymen, gegen die 
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Leben gehenden Christenthume wird lebhaft empfunden, und daher 
tief gefühlt die Erniedrigung und Willkür, welcher die von Gott 
zur Pflege des Christentiumes angeordnete Kirche preisgegeben 
ist. Hat eine solche Sinnesänderung tiefe Wurzel gefasst, so wird 
es zur Herstellung des gänzlich zerrütteten Verhältnisses zwischen 
Kirche und Staat kaum etwas anderes bedürfen, als dass beide 
in ihrer wahren Bedeutung aufgefasst werden“ '°®. 

Man kann das Aufsehen, den sensationellen Eindruck, welchen 


Pläne und Vorschläge Wessenberg's gerichteten Schrift „Die deutsche katlıo- 
lische Kirche, oder Prüfung des Vorschlages zur neuen Begründung und Ein- 
richtung d. deutsch. K.“ (Deutschl. 1817) S. VI:... „Die hohen europäi- 
schen Mächte haben das grosse Wort ausgesprochen: Die Revolution hat ein 
Ende! ... Dasjenige, was in dem Sinne der Völker noch feststeht, muss 
sorgfültir bewaliret werden, um das, was seit 25 Jahren wankend geworden 
ist, wieder zu befestigen. Man hat es mehr als je gefühlt, dass die Menschen- 
welt eines Gebäudes bedarf, das Gott gebauet hat*... Und 8.8, 9: „Darum 
sind in den neuesten Zeiten die Staaten ebenso schnell verschwunden, als 
sie errichtet worden waren; denn sie waren nicht auf Gott und das, was 
göttlich ist im Menschen, gebaut... und es ist unbegreiflich, wie in unseren 
Tagen die Fürsten der Erde ihre Gewalt von der göttlichen trennen und in 
den Herzen der Völker den Glauben zerstören können, als beruhe ihre Macht 
und die Rechtmässigkeit derselben auf einem anderen Grunde als auf Gottes 
Anordnung“. 

1% Franz (Otto) v. Droste-Vischering a. a. O. S.5, 6. Vgl. auch S. 87, 
88 das.: „Die deutsche Reichsverfassung gewährte uns Katholiken einen 
Schutz gegen Beinträchtigung unserer Kirchenrechte .. .. Dieser Schutz ist 
dahin, und schon jetzt sind beinahe alle Bisthümer Deutschlands verwaiset; 
der Kongress zu Wien hat die Angelegenheiten der Kirche beseitigt, der 
Bundestag zu Frankfurt sie bis jetzt nicht berührt... Wir dürfen dennoch 
den Muth nicht sinken lassen; wir sollen dem mächtigen Schutze Gottes ver- 
trauen, dass an seiner Hand die Führer der Völker das Werk vollbriugen 
werden — nicht auf dem lockeren Boden einer aurenblicklichen Konvenienz 
gebauct, je nachdem eine mehr oder minder sich liberal nennende Politik 
der Kirche eine Stelle einzuräumen etwa für gut finden möchte — sondern 
gestützt auf Gerechtigkeit, Achtung und Zutrauen, auf dass es dauernden 
Bestand erhalte und die Kirche ihre Bestimmung, Heil und Segen über die 
Völker zu verbreiten, zu erfüllen im Stande sein möge. Wir dürfen nicht 
verzagen, dass nicht endlich die Freiheit und Unabhängigkeit der Kirche 
auch praktisch allgemein anerkannt, dass nicht wirksame Mittel gefunden 
und ergriffen werden sollten, ihren Bedürfnissen abzuhelfen, ihrer Freiheit 
und ihren Rechten von Staatswegen eine feste (farantie zu sichern“. 
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das Programm der „Koordinationstheorie* mit seinen Forde- 
rungen für die Freiheit und Unabhängigkeit der Kirche erregen 
musste, den lauten Widerspruch der Staatsmänner nicht bloss, 
sondern auch weiter Kreise des Klerus, welcher ja unter der Herr- 
schaft des staatlichen Bevormundungssystemes erzogen und dessen 
Traditionen ergeben war, nur begreifen, wenn man sich die An- 
sichten über die Aufgaben, über den Machtbereich des Staates 
im kirchlichen Gebiete gegenwärtig hält, welche in der Litteratur, 
in der Büreaukratie wie beim Klerus Deutschlands ın den letzten 
Decennien des 18. und im Anfange des 19. Jahrhunderts all- 
gemein herrschend waren. Männer, welche als streng kirchlich ge- 
sinnt, als Vorkämpfer der Kirche galten, welche die erklärten 
Rathgeber und Vertrauensmänner der päpstlichen Kurie und ihrer 
Nuntien waren, Schriftsteller, welche von den Patronen der Auf- 
klärung und des Josephinismus „Obscuranten® und „Römlinge“ ge- 
nannt, als stantsfeindliche „Ultramontane“ und „Kurialisten“ ver- 
höhnt und verdächtigt wurden, stellten damals über die Rechte des 
Staates in kirchlichen Dingen Grundsätze auf, wie sie nach unseren 
heutigen Begriffen nur dem Standpunkte des die Autonomie der 
Kirche aufhebenden Staatskirchenthums und eines Systemes polizei- 
licher Bevormundung der Kirche entsprechen. Der Würzburger 
Weihbischof Gregor Zirkel?® (7 18. Dez. 1817 als designirter 
Bischof von Speyer), ein „streng kirchlich“ gesinnter Mann, welcher 
im ganzen katholischen Deutschland als der „proeliator Domini, 
„als eine eherne Mauer“ des Rechtes und der Freilieit der Kirche 
galt, stellt in seinen „Aphorismen über das Verhältniss des 
Staates zur Kirche“ (bei Ruland a. a. O. S. 271) das Prinzip 
auf, dass die Kirche, welche bloss „im Staate möglich ist und nur 
darin gedeihen kann, nicht nur das Wohl des Staates nicht ge- 
führden darf“, sondern sich „auch den Gesetzen unterwerfen muss 
und keine öffentliche Anstalt treffen kann, ohne die Genehmigung 


»° Vgl. den Aufsatz Ruland’s im Archiv f. kath. K.R. XXXI 260 ff., 
wo (S. 270 ff.) die „Aphorismen über das Verhältniss des Staates und der 
Kirche“ abgedruckt sind, welche Zirkel am 1. August 1803 dem churfürstlichen 
(teneralkommissär des Mainkreises überreichte. 
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der Regierung erhalten zu haben“. „Die Regierung hat demnach 
das ius supremae inspectionis über die Kirche, ne res publica 
detrimentum patiatur — sie kann und darf verbieten, was dem 
scemeinen Wesen nachtheilig ist, iure cavendi; kirchliche Verord- 
nungen und Anstalten, welche in die bürgerlichen Verhältnisse 
eingreifen, erhalten erst durch landesherrliche Genehnigung ein 
legitimes Dasein (iure placeti regii)“®!. Franz Andreas Frey *? 


*! Dieselben Grundsätze vertritt auch Zirkels in Note 18* ceitirte 
Broschüre „Die deutsche katholische Kirche“ (v. J. 1817); s. das. z. B. über 
das Verhütungsrecht des Staates S. 23, 152f., 166. Die antikurialen Pläne 
Wessenberg’s und dessen „Vorschläge zur neuen Begründung und Einrich- 
tung der deutschen Kirche“ bekämpft Zirkel hier auch vom Standpunkte des 
Staatsmannes und verlangt, dass man dem Oberhaupte der Kirche „jenen 
Einfluss gestatte, welchen selbst die Ruhe und das Vertrauen der Völker 
vach der grossen politischen und kirchlichen Erschütterung erheischt“, weil 
„las deutsche Volk nur dem vertrauet, welchen Gott zum Hirten der Kirche 
aufrestellt hat“, weil es mit ihm „vereint sein und bleiben will“. (8. 3, 11.) 
Ich finde es ganz ungerechtfertigt, weun Schulte diese Broschüre für eine 
Vertheidigung des „streng römischen“ Standpunktes erklärt, und wenn — 
Schulte deshalb gegen Zirkel den Vorwurf erhebt, diese letzte Schrift des- 
selben „zeige, wie sich mit den Verhältnissen auch die Personen ändern“. 
Die gedachte Schrift Zirkel's verdient vielmehr alles Lob; sie ist die 
ehrliche Meinungsäusserung eines seiner Kirche treu erwrebenen, gemässigten 
Mannes, welchem auch Niemand bestreiten wird, dass er ein „klarer Kopf“ 
und von hervorragender Bildung war. So manche Bemerkungen seiner 
Schrift verdienten noch heute beherziet zu werden; vel. z. B. S.27A. 
Zirkel’s Polemik geren den bekannten „Irrthum“, welcher den sittlichen Fort- 
schritt allein „von der Bildung des Verstandes“, „von der Aufklärung er- 
wartet“ ; seine Ansicht über die Betliejliguug des Klerus am politischen 
Leben und den ständischen Versammlungen (S. 52f., 63); sein Urtheil über 
die Bevorzugung des Adels im Kirchendienste, welche der „liberale* Wessen- 
berg und seine Anhänger wieder zum Prinzip erheben wollten. Wie es 
scheint, können übrizens gewisse Kreise Zirkel bis heute nicht verzeihen, dass 
er Wessenberr's „liberalen* (!??) Vorschlägen entregentrat, als dieser «die 
Stellen in den neu zu errichtenden Domkapiteln ausschliesslich dem Adel 
vorbehalten wissen wollte, damit „dadurch liberale Ansichten“, „bessere Bil- 
ung und Adel der Denkungsart unter der Geistlichkeit erhalten werden möre 
und nicht durch die Rohheit, welche den Leuten von niederer Herkunft ge- 
wöhnlich anklebt, verdrängt werde“. (Vgl. hiegegen Zirkel a. a. O.S 44, 45.) 

22 Vgl. (len Nekrolog Jäck’s im ersten Bande der zweiten Auflage von 
Frey's Kritisch. Kommentar über das Kirchenrecht (1823) S. XVILf. 
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(7 1820), welcher wie sein Jugendfreund Zirkel als eine Stütze 
der „kurialistischen Partei“ in Süddeutschland galt, und welcher 
sich noch kurz vor seinem Tode als der gewandteste Berather 
der Münchner Nuntiatur anlässlich des bekannten, die Ausführung 
des bayerischen Konkordates betreffenden Konfliktes bewährt hatte, 
lehrt die Superiorität des Staates über die Kirche und erkennt 
an, dass dem Staate Hoheitsrechte über die Kirche zustehen 
müssen, weil sonst „der Zweck des Staates von Seite der Kirche 
zerstört werden“ könnte, während die Kirche „keine Rechte über 
den Staat hat, weil ihr Zweck von Seite des Staates nicht zer- 
stört werden kann“?®, Auf diesen Erwägungen beruhen die 
Majestätsrechte über die Kirche, das „Oberaufsichtsrecht und Ver- 
hütungsrecht“ des Staates?*. Dem Placetum politicum der Staats- 
gewalt unterliegen nach Frey nicht bloss die Disciplinargesetze 
der Kirche, sondern auch dogmatische Bullen; „und der Staat 
verletzt nicht die Freiheit der Kirche“, wenn er die 
Publikation päpstlicher Glaubensentscheidungen „aus 
wichtigen Gründen“ (namentlich wenn „davon Unruhen für den 
Staat zu befürchten“ sind) verbietet. Die Staatsgewalt kann 
nicht bloss Personen, welche „ihr aus wichtigen Gründen verdächtig 
sind“, vom Kirchendienste ausschliessen, der Geistlichkeit den 
Recursus ab abusu an die weltliche Behörde gestatten, die Lei- 
tung der geistlichen Studien und die Ausbildung des Klerus über- 
wachen, sie hat nicht nur das Recht, über „die Aufnahme geist- 
licher Orden zu bestimmen“ und Ordensinstitute, welche dem 
Staate schädlich werden, aufzuheben — Frey stellt sogar (wie 
die Josephiner) das Prinzip auf, dass die Accidentalia 
religionis, dass alle „kirchlichen Gesetze und Anstal- 
ten“, „welche die bloss äusserliche, ausserwesentliche, der 
Veränderung unterworfene Verfassung der Kirche be- 
treffen“, Gegenstände „gemischter“ Natur sind, weshalb 


3 A, a. O. S. 222, 223f. 
A. a. 0. S. 224f., Allg. Religions-, Kirchen- und Kirchenstaatsrecht 
(Ausg. v. J. 1822) S. 148f. 
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in Kollisionsfällen den Staatsgesetzen ohne weiteres der 
Vorzug gebührt und die Kirche verpflichtet ist, alle diese 
ihre Einrichtungen, wenn sie vom Staate als schädlich 
erklärt werden, den Anordnungen des Staates gemäss ab- 
zuändern?’. Wenn diese Schriftsteller in ihren prinzipiellen Aus- 
einandersetzungen über das Verhältniss von Kirche und Staat doch 
wieder die Unabhängigkeit der Kirchengewalt anerkennen, welche 
in ihrer Sphäre die höchste Gewalt sei, und mit den Gallikanern 
die Koordination von Kirche und Staat als „die Basis“ zur Fest- 
stellung „einer richtigen Grenzlinie zwischen der geistlichen und 
weltlichen Gewalt“ vertheidigen?®, so dürfen wir in diesem wider- 
spruchsvollen Verfahren durchaus nicht etwa einen Beweis ihres 
Bestrebens erblicken, ihrer weitgehenden Accomodation an die 
Forderungen der damaligen Staatspraxis gleichsam als Korrektiv 
eine prinzipielle Verwahrung zur Seite zu stellen. „Im Prinzip“ 
treten ja nicht nur die Gallikaner und Febronianer gemässigterer 
Richtung, sondern selbst die entschiedensten Anhänger des Jo- 
sephinismus für die Koordination der beiden Gewalten ein und 
erklären die Kirche in ihrer Sphäre als die höchste vom Staate un- 
abhängige Autorität. Dieser Grundsatz gilt ihnen nicht nur für 
eine Konsequenz des katholischen Dogma’s; sie betrachten ilın als 
„eine Wahrheit, welche schon durch die Vernunft einleuchtet“, und 
die deshalb unbestreitbar im Naturrechte begründet ist?”. Dieser 


—. 


> Vgl. Allg. Religions-, Kirchen- und Kirchenstaatsrecht S. 150, 152f., 
174; Krit. Komm. I S. 237f., 242ff., 301ff,, 311, 315 ff., 285, 337f., 358, 
291, 419 ff. 

* Vol. Frey, Allg. Religions-, Kirchen- und Kirchenstaatsrecht 8. 111, 
Krit. Komm. I, 406. 

7 So lehren nicht etwa nur Frey (Krit. Komm. a. a. O.) und Schenkl 
(Instit. iuris ecclesiast. Ps. I $ 20, 40, 326; cf. edit. VIII. Ingolst. 1797. 
p. 40, 71, 72, 447 fl.), welche man ja als gemässigte Vertreter des „kurialen“ 
Standpunktes und der („nicht extrem“) „römischen“ Anschauungen zu be- 
zeichnen pflegt, sondern auch Riegger, Wedekind, Rautenstrauch, Pehem 
— kurz die ganze Reihe der Vorkämpfer des Febronianismus und Josephi- 
nismus. Die „Independenz“ der Kirchengewalt und die Koortlination von 
Kirche und Staat gilt ihnen geradezu als die katholische Lehre („No- 
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Grundsatz bedeutete aber auch schon bei den Gallikanern m. E. nur 
ein, theologisches Prinzip, welchem ihr kirchenpolitisches System 


toria catholicorum doctrina“, „communis opivio doctorum catholicorum®). 
„Imperium ecclesiasticum .... nulli alteri humanae potestati subiectum sub- 
ordinatumve, proin in ordine suo summum ac independens ... Nec ullo 
pacto humano contra suanı naturam et Christi voluntateın potestati seculari 
potest subordinari . . . Haec doctrina in S. S. Scripturis, Patribus et in ipsa 
rei natura fundata ... hodie communi doctorum catholicorum calculo pro- 
batur ac vindicatur* (Schenkl l.c.).. Viel. damit Paul. Jos. Riegger, Instit. 
iurisprud. eccles. Ps. I. Vindob. 1774, p. 83, 100 und desselb. Opuscula iuris 
eceles. var. argum. Vindob. 1767, S. IV (VPraefatio), S.3. Die „mutua utrius- 
que potestatis independentia“ ist ihm eine propositio juris. canonici omnium 
maxime fundamentalis; die „sacra potestas rectoria a civili imperio omnino 
separata, adeoque in suo genere summa et independens*“. Diese Sätze ent- 
sprechen der „natura societatis civilis*“ wie der Anordnuug Christi: utramque 
. .. haruım potestatum in sno ordine et linea esse summam confirmant reve- 
latio, perpetua ecclesiae traditio, S. S. Putrum consensus, regum populorum- 
que usus etc. Ebenso J. J. N. Pehem, Praelect. in ius eceles. univ. Ps. I. 
sectio III. cap. I „De mutua ecelcsiae et rei publieae independentia“; s. 
insbes. S. 426ff. Georg. Jos. Wedekind, Diss. inaugur. ... .. de iure cavendi 
vomprehenso in iure circa sacra .. . Heidelb. 1775, p. 6: „Utramque ieitur 
potestatem summam, intra sphaeram suam independentem ab alia, venercinur 
necesse est“. Ich glaube, Weulekind hier besonders anführen zu müssen; 
denn seine Dissertation war (für das katholische Deutschland) ohne Zweifel 
die bedeutsamste Monographie jener Zeit über das Verhältniss von Staat 
und Kirche; seine Theorie vom ius circa sacra, von den Majestätsrechten 
der Landesherrn über die Kirche war für die katholischen Publizisten und 
Kanonisten bis in's 19. Jahrhundert masszebend. 

Wer das Verhältniss von Sacerdotium und Imperium „attentiori oculo“ 
würdigt, muss — so lehrt Wedekind — in der Geschichte des deutschen 
Staatswesens drei Epochen unterscheiden: 1) Die Periode der Unterwerfung 
des Papstthumes unter die Obergewalt des Kaisers: „Periodus Imperatoria“ 
vom Jahre 964 (mit Otto d. Grossen „qui insienia prorsus iura exercuit in 
summos pontifices* beginnend) bis zum Jalıre 1076 (Absetzung Heinrich IV.). 
2) Die Periode der Unterwerfung des Kaiserthums unter die Superiorität der 
Päpste: „Periodus Pontificia* vom Jahre 1076—1378. 3) Die Periode der 
Gleichstellung und Unabhängigkeit der beiden Gewalten: „Periodus Neu- 
tra“, in qua nec sacra saeculari, nec saccularis sacrae subiecta 
praetenditur, sed utraque summa, independens... agnoseitur“. 
Ad haccce genuina, vera et unica ad conservandam pacem ne- 
cessaria principia statuenda multum, ut existimo, contribuit schisma 
illud magnum, quod.... obicem ampliandae et extendendae potestatis 
ecclesiasticae in saecularem posuit. Concilia Constantiense et Basileense, 
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tlıatsächlich nicht treu bleibt; mögen sie auch gelegentlich osten- 
tativ dieses Prinzip verkünden, es hat sie niemals gehindert, die 


un m en nn 


pax denique Religiosa et Westphalica eflecere, ut in multis alia urgerentur 
admitterenturque fundamenta. Litteris renascentibus, investirata magis 
vera utriusque potestatisindole etrelatione, periodus illa tertia, 
in qua nunc vivimus, Neutra... enata, in qua concordia illa 
utriusque potestatis salutem promovet perpetuamque reddit“. 
(Diss. cit. S. 2—5.) Das Prinzip der Gleichstellung und Unabhängigkeit bedeutet 
ihm demnach das allein wahre und richtige Verhältniss der beiden Gewalten; auf 
dieser Grundlage will er die Normen des Verhältnisses von Staat und Kirche 
im einzelnen entwickeln („Fundamentum hocce omnium, quae sequuntur*). 
Thatsächlich unterwirft er jedoch die Kirche vollständig der Staatsgewalt, 
deren unveräusserliches Majestätsrecht das ius cavendi ist, d. h. das „ius 
efticiendi, ne status saecularis a statu ecclesiastico detrimentum capiat; plu- 
rima quippe sunt obiecta, in quibus per potestatem ecclesiasticam detrimen- 
tum oriri posset sneculari“. Dieses Majestätsrecht des Staates über die 
Kirche ist mit dem Grundsatz der Koordination der beiden Gewalten nach 
seiner Behauptung durchaus im Einklange (... . independentiae potestatis 
ecclesiasticae nullatenus repugmat, cum intra sphaeram potestatis laicae con- 
tincatur et una potestas alteri vere et in se, quatenus neutra limites egreditur, 
contrariari non valeat; mens enim ecclesiae detrimentum inferre [!] potestati 
saeculari nec est nec esse potest*“. A. a. 0. 8.11). 

Wir schen also, dass Wedekind die Koortlination, die Gleichstellung 
und „Independenz* der Gewalten als das wahre und allein richtige Prinzip 
verkündet, um — dieses Ideal in der Gesetzgebung und Staatspraxis seiner 
Zeit verwirklicht zu finden. Den katholischen Schriftstellern der Aufklärungs- 
periode, welche die Koordination und vollständige Unabhängigkeit beider 
Gewalten als eine allremein anerkannte Wahrheit proklamiren (vel. z. B. 
noch Kreittmayr, Grundriss d. allg. deutsch. u. bayr. Staatsrechts. $ 30 
[Münch. 1770, S. 58], und desselben Anmerkungen ad codic. Maxim. Bavar. 
ev. Thl. 5. Ausg. v. J. 1821, S. 723; [Schrodt] Systema iur. publ. univ. 
[Prag 1765] Ps. OD, c. 5, p. 200; Veremund von Loclıstein [P. v. Oster- 
wald], Gründe sowohl für als wider die geistliche Immunität u. s. w. Strassh. 
1766. 8. 57f., 91; Rantenstrauch, Synopsis iuris eccles. ... Vien. 1776, 
$ 47, 48; P. A. Frank, Grundbetraehtungen über Staat und Kirche. Mainz 
1784, S.89 ff.; Ferd. Arndts in seiner, von Rierger und Wedekind gänzlich 
abhänrigen Schrift „Ueber Relirion und Staat, das Jus in et circa sacra 
u. 8. w. [Hadamar 1804] S. 94), möchte man die Worte Amort's in seiner 
Polemik gegen Vivien de la Borde entgegenhalten:... A se admitti simulat 
potestatem spiritualem independentem a temporali. Reipsa .. . eam inde- 
pendentiam destruit, dum statim subiungit in omni actu externo inveniri 
relationem ad bonum publicum pertinentem ad iurisdictionem potestatis teın- 
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Superiorität der Staatsgewalt anzuerkennen und in dieser Ober- 
hoheit des Staates die Garantie der für die gallikanische Kirche 
behaupteten Ordnungen und Freiheiten gegenüber dem Primate 
zu erblicken. 

Die herrschende Ansicht über den Gallikanismus ist freilich 
geneigt, wenigstens die Theologen der gallikanischen Richtung 
als Anwälte der kirchlichen Unabhängigkeit gelten zu lassen und 
dieselben somit von jeder Verantwortlichkeit dafür freizusprechen, 
dass die Juristen und Politiker des Gallikanismus („les politieues 
et les jurisconsultes de leur &cule*) immer die Superiorität des 
Staates behauptet haben. So meint auch Moulart (L’eglise et 
l’etat... . II. edit. 1879. p. 163, 168f.): „Suivant les theologiens 
sallicans, les deux puissances sont exactement sur le m&me piel, 


egalement souveraines, egalement absolues ....... En cela, 
toute-fois, ces th6ologiens sont en desaccord avec les politiques 
et les jurisconsultes de leur Ecole ....... il existe une trös 


grande difierence entre le gallicanisme du clerg& de France et 
celui des jurisconsultes et des parlements“. Ich kann dieser Be- 
hauptung nicht zustimmen. Man darf eben die Aeusserungen 
der gallikanischen Theologen nicht aus dem Zusammenhange der 
Darstellung herausreissen. Berücksichtigt man aber den Ge- 
dankengang des Autors und den Zusammenhang der Argumen- 
tation, so wird man unsere Ansicht bestätigt finden, dass 
diese Theologen, wenn sie das Prinzip der Gleichstellung und 
gegenseitigen Unabhängigkeit der beiden Gewalten betonen ?”®, 


poralis. Quid interest, dextrone an sinistro brachio quis ligari possit et 
nolens volens pertrahi in retia? (Vgl. Eus. Amort Element. iuris canon. 
vet. et mod. tom. 1ll. edit. Ferrar. 1763, p. 471.) 

27 Wie Pey in der von Moulart, p. 168, citirten Stelle der Schrift „De 
l'autorite des deux puissances“ (Strassburg 1780). Man vgl. aber bei Pey t. I. 
II. ptie. p. 78, 80, 198f., und man wird sofort entnehmen, «dass der Stand- 
punkt der Koordination auch bei dem einzigen Theologen, welchen Mou- 
lart citirt, um den angeblichen Gegensatz zwischen den Juristen und den 
Theologen der französischen Schule zu illustriren, seine Spitze gegen die 
Doktrin von der indirckten Gewalt des Papstes kehrt. Ich will damit natür- 
lich nicht leugnen, dass Pey in anderen Fraren den Forderungen der „ku- 
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faktisch dabei doch immer nur die Unabhängigkeit des Staates 
von jeder direkten oder indirekten Obergewalt der Kirche im 
Auge haben — eine Tendenz, welche wohl schon deutlich genug 
in der Formulirung zu Tage tritt, die dem ersten Artikel der 
bekannten Deklaration des französischen Klerus vom Jahre 1682 
gegeben wurde. Hier wird die Lehre von der indirekten Gewalt 
der Kirche im Zeitlichen auf das entschiedenste verurtheilt: Die 
Unabhängigkeit der Staatsgewalt von jeglicher Oberhoheit der 
Kirche ist im Worte Gottes und in der Tradition der Kirche 
begründet, und dieselbe muss unverbrüchlich behauptet werden; 
sonst wäre die öffentliche Ruhe, das Wohl der Kirche wie des 
Staates gefährdet. Aber die Assemblee vom Jahre 1682 hat 
diesem ihren: kategorischen Urtheile durchaus nicht etwa — wie 
dies doch das Prinzip der Koordination der Gewalten fordert — 
eine Verwalırung zur Seite gestellt, welche (sei es auch nur in 
der schüchternsten Form) die Unabhängigkeit der Kirche von 
jeglicher Superiorität des Staates aussprechen würde; die Assem- 
bl&e vermeidet es, diese Frage auch nur zu berühren. Dieses 
ominöse Stillschweigen über die Frage der Superiorität des Staates 
findet seine Erklärung in den Grundsätzen, welche auch die ge- 
ınässigtesten Anhänger des Gallikanismus über die Rechte der 
königlichen Gewalt in der französischen Kirche vortrugen. Schon 
Pierre de Marca°?’® hatte ja gelehrt, dass den Königen Frank- 
reichs als „defensores ecclesiae* das Recht der Gesetzgebung in 
Fragen der Kirchendisciplin zustehe; wie sie denn auch recht- 
mässiger Weise zu allen Zeiten nicht bloss die hergebrachte gute 
Ordnung und die Freiheiten der gallikanischen Kirche gegen jeden 
Angriff geschützt und vertheidigt, sondern auch „iure patrocini“ 
selbst gesetzgeberische Anordnungen getroffen hätten, um die 
Disciplin der Kirche zu festigen und wiederherzustellen. Der 


rialen“ Richtung mehr entzegengekominen ist als andere Gallikaner, weshalb 
ja dieser Gegner des Febronius in Deutschlaud den Ruf eines „höchst kon- 
servativen“ gallikanischen Schriftstellers geniesst. 

"b (Geb. 1594, gest. 1662 als Erzbischof von Paris. 
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Papst und selbst die allgemeinen Konzilien können nach De 
Marca ohne den Konsens der gallikanischen Kirche und des 
Königs das in Frankreich anerkannte Recht nicht ändern; neue 
Kirchengesetze erlangen dort erst Geltung, sobald sie ın der gal- 
likanischen Kirche mit Genehmigung des Königs kundgemacht 
und rezipirt worden sind. Die Könige hätten auch aus eigenen 
Autrieb, nicht bloss auf die Bitten der Prälaten der gallikani- 
schen Kirche, das alte Recht der letzteren durch besondere Ge- 
setze und Massregeln gegen Neuerungsversuche der römischen 
Kurie geschützt und dem Papste jede eigenmächtige Verfügung 
(z. B. die Neuerrichtung oder Dismembration von Diöcesen) ver- 
wehrt, durch welche die Amtsrechte und Einkünfte der Kirchen 
des Landes geschmälert würden. Diese Prärogative der Könige 
sind im göttlichen Rechte begründet; sie stehen dem Könige 
nicht etwa bloss deshalb zu, weil die Päpste diese Prärogative der 
Könige von Frankreich ın den Konkordaten (?) anerkannt ha- 
ben?®. „Non solum autem Gallicanae ecclesiae consensus ex- 
spectandus est, ut novi canones vigeant .. . Cum enim pars 
nobilissima regii muneris in tuendis canonibus . . . versetur et 
antiqui patres eum ordinem secuti fuerint, ut a principibus con- 
firmationem rerum definitarum postularent, praeiudicio suo id prin- 
cipibus arrogasse videntur, ut novae leges executioni publicae 
mandari non possint, si eorum consensu expresso vel tacito desti- 
tuantur ... .. Etenim diversa est ratio principis et episcoporum: 
illis enim de novae legis aequitate disceptare liberum erit, sed 
de iuribus regni et de civium tranquillitate, quae novitate illa 
fortasse concuteretur, solus princeps decernit vi illius iuris divini, 
quod ei tuitionem canonum et consuetudinum antiquarum asseruit 
... . Diese Meinung gilt ihm gar nicht als „controvers“: Leo X. 
habe sich im Konkordate [?] zur Anerkennung derselben verstanden 
(Huic sententiae Gallorum Leo X. ultro se accomodanit etc.). 


»® Cf. Petrus de Marca, Dissert. de ceoncord. sacerdot. et imper. ... 
libri VILI [Ich citire nach der Ausg. Paris 1704] col. 158, 164 f., 203, 207 ft., 
398f., 418. 
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Bei den Gallikanern kehrt der Grundsatz der Koordination 
beider Gewalten seine Spitze immer nur gegen die bekannte Dok- 
trin von der indirekten Gewalt des Papstes im Zeitlichen. Auch 
die allergemässigtesten Vertreter der gallikanischen Theologie, 
welche sich strenge innerhalb der Grenzen der von Rom tolerir- 
ten Meinungen halten wollten, haben nie dem Staate die formelle 
Souveränetät im Rechtsgebiete bestritten und die Lehre von der 
Gleichstellung und Unabhängigkeit der beiden Gewalten nur als 
willkommene Wafte gegen das hierokratische System verwerthet ?**». 
Man kann deshalb schon die Gallikaner, olıne weitere Unter- 
scheidung, sämmtlich nur für Scheinanhänger der Koortlinations- 
theorie erklären, gerade so wie alle die Publizisten, Kanonisten 
und Theologen des katholischen Deutschland im vorigen Jahr- 
hundert, welche mehr minder von den Ideen des Gallikanısmus 
beherrscht werden?®®. Die entschiedenen Vertreter des Febroni- 


23° Diese Tendenz ist in der von Bossuet verfassten Defensio decla- 
rationis convent. cleri Gallicani (vel. Ps. I lib. I. sect. II. c. 31—37, edit. 
Luran. 1766, p. 171 1f.) ebenso unverkennbar, wie etwa bei Dupin, dessen 
Schriften über die Deklaration vom Jahre 1682 die römische Censur sofort 
verboten hat. (Vgl. Dupin, de antiq. eccles. disciplina dissertatt. historicac, diss. 
VII. c.2 edit. Mogunt. 1788. p. 365 f., und desselb. De potestate ecclesiast. et 
temporali, proposit. declar. eleri Gallic. probation. IV. et seqq. edit. eit. 
p. 11fl.). Die Koordination der Gewalten kommt immer nur als Argument 
gegen die Lehre Bellarmin’s in Betracht; nirgends wird der Grundsatz der 
Koordination als solcher mit allen seinen Konsequenzen wewürdigrt. 

2b Die Entwicklung dieser Doktrinen in Deutschland hat überhaupt 
keine selbständiren Typen gezeitigt: es haben z. B. schon die Grallikaner der 
extremen ltichtung, gerade so wie später die Josephiner, die Freiheit der 
Kirche auf das Gebiet des forum internum beschränkt und das forum exter- 
num gänzlich der weltlichen Gewalt unterworfen; vgl. Vivien de la Borde's 
1753 veröffentlichte Principia de natura, diversitate et limitibus utriusque 
potestatis etc., bei Amort a. a. O. IIL S. 438, sub 6 u. 7, 447ff., 458. (Wie 
die Josephiner, so ist auch Vivien de la Borde der Meinung, dass sein 
Standpunkt nicht im Widerspruche ist mit der Auffassung, welche die geist- 
liche Gewalt als die in ihrer Sphäre unabhängire und höchste Autorität er- 
klärt. „Jus cognoscendi de omni eo, quod in religione cst externum, non 
tribuit potestati temporali ullum ius in ipsam religionen, sed relinquit pote- 
statem spiritualenı eatenus omnino independentem. In actibus externis 
relirionis reperiuntur duo respectus seu relationes: una relatione respiciunt 
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anismus und Josephinismus ebenso wie die sogenannten „Kuria- 
listen — sie halten ja angeblich alle fest an jener uns bekannten 
„notoria doctrina et communis opinio catholicorum“; jedoch die 
wirkliche Ordnung des Verhältnisses von Staat und Kirche, 
welche diese Schriftsteller vertheidigen und als die apriorisch und 
geschichtlich allein begründete zu rechtfertigen bestrebt sind, ist 
mit ihrem feierlich verkündeten Grunddogma im entschiedensten 
Widerspruch. Indem sie die so laut und anspruchsvoll verkündete 
Unabhängigkeit und Selbständigkeit der Kirche auf das „rein 
spirituelle* Gebiet beschränken, dessen höchste und einzige Auto- 
rıtät allerdings die Hierarchie sein soll, verliert die grundsätzlich 
behauptete Koordination jede praktische Bedeutung. „Die Kirche 
hat das Recht frei und unabhängig zu sein, das heisst ihre sitt- 
liche und religiöse Ueberzeugung, ohne vom Staate eine Vor- 
schrift anzunehmen, in einem kirchlichen Symbole auszudrücken 
und ihre Gottesverehrung darnach einzurichten.“ „Auf“ diese 
„ihre Freiheit und Unabhängigkeit quoad forum internum kann 
die Kirche nicht Verzicht thun“?®. Für die „Accidentalia reli- 
sionis“ jedoch, für die gesammte „äussere*, „veränderliche“ Dis- 
ciplin der Kirche kann die letztere die Anerkennung ihrer Selb- 
ständigkeit und Unabhängigkeit nicht beanspruchen °; bezüglich 
derselben wird entweder allgemein der Grundsatz aufgestellt, dass 
lem Landesfürsten die „potestas condirectiva® sowohl auf Grund 
seiner Stellung als Schutzherr der Kirche?’*, wie zur Wahrung 


ordinemm publicum, sub alia.... actum religionis internum vel tanquam 
eausam .. . vel tanquam eflectum vel tanquam finem, ad quem obtinendum 
per modum utilis medii ordivantur. Princeps in eiusmodi actum externum 
sub ista relatione non habet ullam potestatem“ (vgl. a. a. O. S. 449). 

® S. Zirkel's „Aphorismen“ bei Ruland a. a. O. S. 272, 292. 

® Vgl. u.a. P. J. Riegger, Instit. iurisprud. eccles. Ps. I, $ 17, 19, 
109 (Edit. ai. 1774. p. 13, 15, 91); Frey, Krit. Komm. 1, S. 414 ff., 419— 422. 

s0@ So, offenbar nach dem Vorbilde De Marca’s und der Gallikaner. 
(Schrod) Syst. iur. publ. edit. ai. 1765 cit. p. 201 ff. und Rieffel, Princeps catlıo- 
licus ecclesiastici regiminis quod ad disciplinae causas particeps (Gött. 1775), 
S11S.7,830ff. Die Zustimmung der Kirche zu den Massregeln des 
Landesherrn, welche er als Schutzherr der Kirche (iure specialis curae et 
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der mitbetheiligten staatlichen Interessen gebührt?!; oder es wird 
(was ja praktisch gleichbedeutend ist) ihm doch das Recht ein- 
geräumt, auf Grund seines „ius cavendi* die „accidentalia reli- 
gionis“, die kirchlichen Gesetze und Einrichtungen abzuändern, 
wenn dies die Rücksicht auf das Wohl des Staates verlangt’. 


protectionis) verfügt, ist nicht wesentlich, wenn auch zur Vermeiduug von 
Missbräuchen erwünscht ($ 38, 39). Vgl. auch Schrod, Op. posthum. de 
iure supremi . . . imper. circa sacra (Prag 1782), p. 149, 209 ff. 

1 Rieffel a. a. OÖ. schema sect. I. u.8.9, 15fl. (s 14, 25ff.): „Quatenus 
causae disciplinae ecclesiasticae domesticae quoque sacrae societatis rationes 
verum ad rempublicam respectum habent, sub arbitrium summorum imperan- 
tium veniunt, ab his... . legibus suis determinandae.“ Und $ 52 S. 34 (wo 
er sich an Rautenstrauch’s Institutionen des Kirchenrechts anschliesst): 
„Causas disciplinae et politiae in ecclesia externae.... referri ad potestatem 
imperit civilis condirectivam, quatenus hae causae cum statu et rerimine 
politico connexionem habent“. — Aehnlich ist die Argumentation Veremund'’s 
von Lochstein [1766] a. a. OÖ. S. 68, 79f., 184 f.: „Weil (die Dinge, welche) 
zur Seligkeit nicht wesentlich nothwendig sind und gewissermassen als Ac- 
cessoria zur Sphäre der geistlichen Macht gehören ... ın Betrachtung 
gewisser Umstände, Zeiten... . der Wohlfahrt des Stantes nachtheilig seiu 
können, so sind sie kein eirentlicher Gegenstand der souveränen geistlichen 
Macht, sondern müssen als vermischte Dinge betrachtet werden . . . Daferne 
aber solche Dinge in die Wohlfahrt des Staates einen solchen Einfluss haben, 
dass diese mit dem . . . doch zur Seligkeit nicht wesentlich nothwendigen 
Endzwecke solcher Handlungen nicht bestehen kann, so erfordern Vernunft. 
Klugheit und selbst die christliche Liebe... .., dass die Wohlfahrt des Stantes 
dem ... nicht wesentlichen Guten der Kirche vorgezogen werde ... (Bei 
(diesen vermischten Dingen) konkurriret (auch) die geistliche Macht dergestalt, 
dass sie darüber verordnen und Jisponiren kann. Solche Verordnungen haben 
aber nicht eher Gesetzeskralt, als bis sie von der weltlichen souveränen 
Macht genehm gehalten werden“. Deshall, beschränkt er die Autonomie der 
Kirche („die gesetzgebende Gewalt, wodurch sie an und für sich verbinden 
kaun“) auf die „Spiritualien im eigentlichen Verstande*, d. h. auf das Gebiet 
les „Dogma’s und des wesentlichen Gottesdienstes“. 

» Vorl, Riegger, Instit. iurispr. ecel. a a. O. (vgl. oben Note 30) u.8. 313 ft. 
($ 350 fl.) ; Pehem, Praelect. in ius eccles. univ. Ps. I (1786. Viennae) S. 503: 
(Aula tam civitas quam ecclesia a Deo praecepta est, ecclesia finem eivitatis 
suis ordinationibus nec intervertere nec impedire potest“. — „Mixtae vero 
ılisciplinae ecclesiasticae causae (über den Umfang des Begriffes „negotia 
ınixta“ nach der Auffassung der Febronianer und .Josephiner s. oben $. 82 und 
Note 31) hauc habent ex leris divinae naturalis et positivae dispositione conditio- 
nem imbibitam: Sı salus civitatis eas patiatur. Hac conditione praesente piae 
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Dem Grundsatze der Gleichstellung und Unabhängigkeit der 
beiden Gewalten entsprechend müsste, sobald man dem Staate 
(das ius cavendi gegenüber der Kirche zugesteht, ebenso auclı ein 
jus cavendi der Kirchengewalt gegenüber dem Staate anerkannt 
werden. Dennoch glaubten die Meisten diese Konsequenz „als 
im Naturrechte nicht begründet“ von vornherein abweisen zu 
dürfen, weil der wesentliche Zweck der Kirche ein solches ius 
cavendi nicht erfordert, weil die Kirche „eine innere Kultur- 
anstalt“ und deren Reich „ein Reich des Gewissens, der Ueber- 
zeugung ist“, dessen Bestand „der Staat nicht zerstören kann“ ®®. 


sunt, religiosae et (ecclesiae) potestati obnoxiae; ea deficiente iam nulla Iis 
inest religio, adenque cessant esse obiectum potestatis cecclesiasticae ... 
(Riegeer, p. 91). 

® Vel. Frey, Krit. Komm. TI, S. 222, 223. Erst als nach den Befreiungs- 
kriegen die jetzt sog. „Koordinationstheorie* mit ihrem Programm für die 
Neuordnung des Verhältnisses von Staat und Kirche aufzetreten war, haben 
einzelne unter den letzten Vertheidigern des Josephinismus erkanut, dass in 
ihrem Systeme nicht von einer „Koortdination“ der Gewalten die Rede sein d ürfe 
Die von den ‚JJosephinern bekämpfte neue Richtung stellte ja alle ihre Forde- 
rungen rerade im Namen jenes Prinzipes, welches bisher in den Lehrsystemen 
der Anhänger des Staatskirchenthums nur einen schönen und ganz ungefähr- 
lichen Zierrath bedeutet hatte. Droste-Hülshoff (Grundsätze des gem. 
Kirchenr. 2. Aufl. 1832. I. Bd., S. 172#f.) erklärt die Kirche für „perpetuell 
in so weit vom Stnate abhänrie, als sie sich der Aufsicht des Staates für 
Staatszwecke nicht entziehen darf“; er findet es deshalb auch „nicht passend“, 
wenn man von einer „Koordination“ der beiden Grewalten spricht. Man 
kann ihn darum nicht mehr der Inkopsequenz beschuldigen, wenn er der 
Kirche (u. z. aus demselben Grunde wie «die älteren Josephiner, d. h. weil die 
Kirche nicht ihrem Wesen nach, wie der Staat, eine Rechts- und Zwangs- 
anstalt sei) jenes ius cavendi, jenes Recht der Aufsicht abspricht, welches der 
Staat gewenüber der Kirche zu üben berechtigt ist. Auch Brendel (Hand). 
des kathol. und protest. K.R. $ 211, 213 [3. Aufl. 1839]) unterwirft die Kirche 
erundsätzlich dem Staate und seinen Gesetzen; „die Kirche hat als solche 
keine äussere selbständige Gewalt. Obwohl in ihrem Innern selbständig, 
ist sie dieses nicht nach aussen, insoferne (dass) sie als Macht geren Macht, 
als abgeschlossene Gresellschaft mit dem Widerstandsrechte ausgerüstet dem 
Staate gerenüberstünde“. 

Der letzte Scheinauhänger des Koordinationsprinzipes, welcher diesen 
(irundsatz in den Rahmen des josephinischen Systemes pressen möchte, war 
m. W. Fidelis Haiz (geb. 1801, gest. 1872 — cin Zörling Wessenberg's, 
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Andere wollen das „ius cavendi mutuum® wenigstens im Prinzipe 
nicht ganz verwerflich finden; sie bestreiten jedoch, dass der 
Kirche ein solches Recht gegenüber den christlichen Fürsten und 
Staaten zustehen könne, welche ja den Schutz der Religion und 
Kirche als ihre erste und vornehmste Aufgabe betrachten”. Auch 
könne der seiner Kirche ergebene Landesfürst sein Urtheil über 
las wahre Wohl der Kirche für massgebend erklären, während 


— — 


welcher noch während des badischen Kirchenstreites, durch seinen Kontlikt. 
mit dem Freiburger Erzbischof von Vicari, die öffentliche Aufmerksamkeit 
auf sich gelenkt hat). Die Freiburger „Zeitschrift für Theologie* enthält in 
zwölften Bande (v. J. 1844) einen Aufsatz von Fidelis Haiz („Ueber das Ver- 
hältniss zwischen Kirche und Staat, mit besonderer Rücksicht auf die gegen- 
wärtirre Zeit“, Bd. XII S. 3—55, 317—382), welcher in dieser Beziehunr 
veradezu einen fossilen Eindruck macht. Haiz schreibt zwar Sommer die 
auch von Anderen öfter eitirten öden Floskeln nach, dass ın unserer 
Frage „die Wahrheit in der Mitte zu finden ist“, und dass „diese goldene 
Mitte sich in der gegenseitiren Unabhängigkeit oder Koortlination von Stant 
und Kirche manifestirt“. Sein Eifer für „die goldene Mitte* konnte ilın 
edoch nicht abhalten, der Kirche den C'harakter voller Souveränetät abzu- 
sprechen und zu behaupten, „dass sie in rechtlicher Beziehung unter dem 
Staate steht, obwohl sie, was Umfang und Hoheit betrifft, den Staat weit 
überragt“ (8. 30), so entschieden er uns auch versichert, dass „nur das Ver- 
hältniss der Koordination, d. h. der beiderseitiren Unabhängiekeit, das 
richtire Verhältniss zwischen Kirche und Staat sein kann“ (S. 317). Dieser 
„Anhänger“ des Koortlinationsprinzipes behandelt (8. 321f}.) jedoch die Maje- 
stätsrechte des Staates über die Kirche durchaus im Sinne des Josephinis- 
mus; er spricht sich für die Anwendbarkeit des Placet „selbst auf dogmatische 
Bestimmnngen“ aus und rechtfertigt „den Rekurs der Kleriker an die Staats- 
behörden“; er erkennt dem Staate auch ein Recht der Betheiligung an der 
kirchlichen Gesetzgebung zu und wahrt dem Staate die Befugniss, nach scinem 
Ermessen „Verordnungen und (Gesetze der Kirche, welche nur auf ihre 
äussere und ausserwesentliche Verfassung schen, nicht zuzulassen (S. 326, 
331, 335f.). 

» Mit solchen byzantinischen Redeusarten („\lens enim ecclesiae detri- 
inentum inferre [!] potestati saeculari nec est nec esse potest*) sucht schon 
Wedekind die Frare abzuweisen, ob nicht auch der Kirche das ius cavendi 
eingeräumt werden müsse. Rietlel hinzeren kehrt die volle Schärfe des 
Systemes heraus, indem er die Gleichberechtigung der Kirche mit dem Staate 
im Falle einer Kollision der Staats- und Kirchengewalt rundweg ablehnt, 
„nod arbitrium salutis publicae penes ipsum principem esse debet*. (T.. c. 
s 41.) 
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ihren Organen, wie jedem, der nicht in alle Geheimnisse der 
Staatspolitik („rei publicae occultae rationes“) eingeweiht ist, kein 
Urtheil über die Frage zustehen könne, ob das Interesse des 
Staates eine Massregel unbedingt gebietet. Es sind überhaupt nur 
sehr wenige, welche daran festhalten wollen, dass die Kirchen- 
gewalt gegenüber dem Staate ein „ıus cavendi* behaupten müsse, 
und auch ihnen ist es offenbar bloss darum zu thun, dass wenig- 
stens der Schein der Gleichstellung gewahrt werde; denn that- 
sächlich soll das angebliche „ius cavendi® doch nur in dem 
„Rechte“ (richtiger in der Pflicht) der kirchlichen Organe be- 
stehen, sich mit ihren Rathschlägen und Bitten an das Staats- 
oberhaupt zu wenden, wenn der Kirche gefährliche Massregeln 
geplant werden°®”. 


35 „Attamen ecclesiasticae etiam potestati suum cavendi ius relinyuere 
salvum princeps tenetur* .. . „Princeps ... ., siıuidem (rei publicae leges) 
... Dono ecclesiae, animarum saluti aut legi divinae .. . contrariae in- 
vemiantur, episcoporum consilia et monita audire tenebitur“. (Vgl. Schenkl, 
Institt. iur. eceles. Pars I, Sect. II, $3 340, 345, ed. cit. 8. 470, 480.) Gegen 
ein solches ius cavendi (!) konnte natürlich selbst der entschiedenste Ver- 
treter der Staatsomnipotenz schliesslich nichts einwenden. (Und Scheukl galt 
noch als „Kurialist* und Vertheidiger des „römischen Standpunktes“! s. oben 
S. 80, 83.) An solchen Acusserungen des Byzantinismus scheint sogar 
Fidelis Haiz doch Anstoss genommen zu haben; wenigstens würdigt er die 
Lehren der febronianisch-josephinischen Epoche über das ius cavendi der 
Kirche nicht einmal einer Erwähnung und behandelt die Frage selbständig, 
ohne sich in eine Polemik einzulassen. Haiz legt der Kirche gegenüber dem 
Staate ein Recht der Oberaufsicht und Advokatie bei (a. a. O. S. 3481.), 
obwohl der Kirche nur „moralische Mittel zu Gebote stehen“, „um ihre 
Rechte zu behaupten“. Die Kirche hat die Pflicht, „ihre ganze Autorität“ 
eeltend zu machen, „wenn der Staat auf Anordnungen besteht, welche der 
Kirche als ihre höheren Pflichten verletzen! erscheinen müssen“. (Diese 
Formulirung ist gewiss nicht glücklich zu nennen, so wie Haiz auch sonst 
nirgends gewandt im Ausdruck ist.) Die Kirche soll solchen Falles trotz 
aller ihr drohenden „Nachtheile ihr Veto einlegen und den Gehorsam versagen 
(Cap. 23. Cs. XXIV.Q. 4)“. Das Recht (oder richtiger: die Pflicht) der Kirche 
zum sog. passiven Widerstande gegenüber der Staatszewalt, welche die sitt- 
lichen Grenzen ihrer Wirksamkeit überschreitet, kann man jedoch nicht als ein 
ıus cavendi, oder gar als ein Recht der Oberaufsicht bezeichnen, sonst müsste 
man offenbar allen, Individuen so gut wie Gemeinschaften, welche der Staats- 
gewalt unterworfen sind, ebenso ein „ius cavendi“ beilegen, wie der Kirche. 
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Die wenigen Stimmen, welche sich in Deutschland gegen 
diese Richtung in der deutschen Wissenschaft und gegen die 
solche Prinzipien verwirklichende, jede Selbständigkeit der Kirche 
vernichtende Gesetzgebung erhoben hatten, wurden nicht beachtet. 
Der den Gallikanismus entschieden bekämpfenden „römischen“ 
Schule, welche auch an der Lehre von der indirekten Gewalt 
des Papstes im Zeitlichen festhielt, war in den letzten Jahr- 
zehnten des vorigen Jahrhunderts in Deutschland längst jeder 
Einfluss verwehrt; sie war von der Censur als staatsgefährlicl 
proscribirt, und es wäre ein bedenkliches Wagniss gewesen, ihre 
verpönten Sätze zu vertheidigen?®. Jene Schriftsteller, welche 
schon vor dem Auftreten Hontheim’s im Sinne eines sehr ge- 
mässigten Gallikanismus gelehrt und gewirkt hatten?”, ohne des- 
halb die Angriffe auf die geschichtlich begründeten Gerechtsame 
des Papstes zu billigen und die Unabhängigkeit und Freiheit der 
Kirche dem Staate völlig preiszugeben, wurden von der jüngeren 
Richtung, für welche die Lehren des Febronius und die Maximen 
der josephinischen Staatsmänner bestimmend waren, mehr und 
mehr verdrängt. Zwischen diesen beiden Richtungen bestanden 
übrigens keine tieferen, grundsätzlichen Verschiedenheiten 
der Auffassung; beiden fehlte, wie dem Jahrhundert überhaupt. 


* Selbst wo theologische Werke noch von jeder staatlichen Censur 
befreit waren (in Oesterreich wurde dieses Privileg, welches die bayerischeu 
Landesherrn niemals anerkannt hatten, 1754 aufgehoben), wäre die Ver- 
öffentlichung solcher Thesen oder Schriften ein Wagstück gewesen, welches 
leicht — für den Verfasser wie für dessen geistliche Ceusoren — hätte die 
bedenklichsten Konsequenzen nach sich ziehen können. Ein oder der andere 
schriftstellernde Fürstabt, welchem die Prärogativen seiner reichsunmittel- 
baren Stellung zu Statten kamen, mochte es immerhin eine Zeitlang ver- 
suchen dürfen, nicht nur die Gesetze eines deutschen Landesfürsten, sondern 
selbst Grundgesetze des Reiches anzugreifen und für nichtig zu erklären 
(Krauss!); er hatte schliesslich nichts weiter zu riskiren, als dass ihm 
von Reichswegen für die Zukunft Stillschweigen geboten wurde. Andere 
Schriftsteller und ihre Censoren jedoch hatten im 18. Jahrhundert mehr als 
je Ursache, sich nicht der Ungnade des Landesfürsten und seiner Rathgeber 
auszusetzen. 

»” Amort, Zallwein, Barthel, Endres u. a. m. 
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zwar nicht historische Erudition, aber eine wirklich geschichtliche 
Ansicht des Staats- und Rechtslebens; die einen wie die anderen 
bringen nicht allein die naturrechtliche Methode im Kirchenrechte 
zur Geltung, sondern erblicken auch in Naturrechte geradezu die 
Grundlage und Quelle der Normen für das Verhältniss von 
Kirche und Staat. Die älteren Vertheidiger der „libertates eccle- 
siae Germanicae® mit ihrem sehr gemässigten Gallikanismus sind 
gerade so als Scheinanhänger der Koordination von Kirche und 
Staat zu bezeichnen, wie die späteren Febronianer und Josephiner; 
im Prinzipe räumen beide Richtungen der Staatsgewalt (bezw., 
wenn es sich um die Abwehr eines päpstlichen Eingriffes in den 
hergebrachten Rechtszustand handelt, auch der Hierarchie der 
Landeskirche) die nämlichen Rechte ein, um die „Kirchen- 
freiheiten“ sowie die Interessen des Staates zu vertheidigen und 
zu schützen?®. Die Begrenzung und Anwendung dieser Macht- 


3 Vol. z. B. Eus. Amort, Elementa iuris canon. vet. et mod. ed. cit. 
tom. IIT. p. 75 (Zurückweisung päpstlicher Gesetze, welche mit der natür- 
lichen Billigkeit und den kanonischen Gsrundsätzen [regulis sacrorum cano- 
num], mit den Konkortaten und Privilegien des l,andes, mit seinen nationalen 
Sitten und Rechtsanschauungen, mit den Rechten seiner Fürsten nicht im 
Einklang sind), p. 491, 518 (Sacerdotium et Imperium als „potestates coordi- 
natae*), 8. 490, 498tl., 501 (die Kirche darf von ihrer gesetzgebenden Gewalt, 
überhaupt von ihren Jurisdiktionsrechten nur salvo bono publico Gebrauch 
machen), 525 (wo die „Remedia“ erörtert werden, welche dem Staate gesen 
Uebergriffe der geistlichen Gewalt zu Gebote stehen: Recursus ad principem 
propter manifestum abusum potestatis ecclesiasticae — streuges Verbot, 
irgend welche Propositionen zu lehren, „quae bono publico vel iuribus prin- 
cipum praeiudicant“. Meiner gemässigten Anschauurg entspricht es, dass er 
wünscht, man möge immer den Wer der Verhandlungen und des Ein- 
vernehmens mit dem päpstlichen Stuhle versuchen). Ferner Zallwein, Princip. 
iur. ecelesiast. (Edit. August. Vindel. et Oenip. 1763) passım — cf. indie. sub v. 
ecelesiae Germanicae libertates; s. insbes. tom. IV, p. 449 über die „subsidia 
libertatum“® : Placetum Regium — Recht der Bischöfe, die päpstlichen Kon- 
stitutionen zu prüfen, ob dieselben rezipirt und publizirt werden können — 
Rekurs an den Papst — endlich an den Kaiser als Advocatus ecclesiae. (Vgl. 
hiezu auch t. I, p. 378, 393 #f., t. IIL, p. 318, 319 und Barthel’s Diss. zener. 
le concordat. (Grerman. sectio III. in dess. Opuscula iuridica varıı argum. 
Bamb. 1756. t. IJ, p. 395f.).. Den Missbrauch (des Placct jedoch, das so oft 
den Stantsmännern als Hebel diene, um mit Berufung auf die souveräne ratio 
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befugnisse war eine Frage der Politik, und man fand es durch- 
aus erklärlich und begreiflich, wenn die ältere Generation der 
Zeitgenossen, welche ja noch im Banne „kurialer“ Anschauungen 
erzogen worden, sich von gewissen Pietätsrücksichten, von einer 
gewissen Neigung, auch die Interessen „Rom’s“ und der „Hier- 
archie“ soweit als möglich zu schonen, nicht frei machen konnte, 
während die entschiedenen Febronianer und Josephiner in ihrer 
Begeisterung für den „Fortschritt, die Aufklärung, das wahre 
Wohl des Staates und Volkes“ leichten Herzens entschlossen 
waren, mit allen diesen Traditionen oder „Vorurtheilen“, den 
traurigen Ueberbleibseln „finsterer* Jahrhunderte, vollständig zu 
brechen. Dass jene litterarische Opposition, welche von der dem 
Febronianismus verhassten „ultramontanen“ Schule, von den 
„päpstlich“ gesinnten italienischen Gelehrten ausgieng, die der 
„Kurie“ abgeneigte politische Strömung in Deutschland nur ver- 
schärfen musste und nicht den geringsten Erfolg zu verzeichnen 
hatte, ist leicht einzusehen. Die Polemik Gerbert’s jedoch hüllte 
sich zum Theile in das Gewand einer mystisch-allegorisirenden 
Auslegung der apokalyptischen Weissagungen?® und lag schon 
deshalb zu weit ab vom Gedankenkreise der Zeit. Der bedenk- 
lichste Fehler jener Polemik, die von den, ohnedies sehr verein- 
zelten Gegnern der herrschenden Strömung ausgieng, welche noch 


status politici alle Selbständigkeit der Kirche zu untergraben, tadelt Zallwein 
noch schärfer als manche, welche in den auf den Umfang der Primatialgewalt 
sich beziehenden Fragen der „kurialistischen*“ Anschauung näher standen; 
vgl. z. B. das, mehr als bloss zurückhaltende, Urtheil Ant. Schmidt’s in dess. 
Institt. iur. eccles. Heidelb. 1771. t. I, 183. 

®% Mart. Gerbert's „Ecclesia militanus, regnum Christi in terris etc. 
S. Blasıi in Nigra Silva 1789. Während seine mehrere ‚Jahrzehnte vorher 
gegen die gallikanische Auffassung des Primates veröffentlichten Schriften 
eine neue, vermittelnde Theorie entwickeln wollen, bringt diese Schrift nur 
eine polemische Konstruktion der Kirchengeschichte. Es war eine Selbst- 
täuschung zu glauben, dass es genüge, den Zeitgenossen die „Chamsthaten“ 
der „Aufklärung“ (vgl. t. II. p. 111, 113) in bewegten Worten zu schildern, 
um der Hierarchie wieder die Sympathien der Nation zu sichern und die 
Folgen «des „inauditum facinus huius seculi* abzuwenden. 
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den Muth fanden, mit ihrem Widerspruch in Deutschland vor 
die Oeffentlichkeit zu treten, war aber wohl deren einseitig negative 
Richtung. Sie glaubten ihre Aufgabe im wesentlichen erschöpft 
zu haben, wenn es ihnen gelungen war, schonungslos jene Miss- 
griffe und Absurditäten blosszulegen, zu welchen die extremen 
Wortführer des Febronianismus und Josephinismus die Staats- 
männer jener Zeit veranlasst hatten, und die sich so bald als 
verungiückte und unhaltbare Massregeln erwiesen. Kein tiefer 
hlickender Beurtheiler konnte jedoch verkennen (und überdies ge- 
nügte, um sich davon zu überzeugen, einfach auch schon ein 
Blick in die Litteratur und Gesetzgebung der früheren Decennien), 
dass diese Uebertreibungen und Absurditäten, die Eingriffe in die 
Freiheit des Gottesdienstes, die brüske Behandlung des Klerus 
wie die Vernachlässigung seiner moralischen und materiellen Inter- 
essen u. Ss. w. ja nicht zum \WVesen des Systems gehörten, und 
dass man an den Grundlehren des Gallikanismus und Febro- 
nianismus festhalten könne, ohne derlei Gehässigkeiten und Ueber- 
treibungen zu billigen oder gar an den unaufhörlichen öden 
Tiraden gegen Rom und die Hierarchie Geschmack zu finden. 
Diese Erkenntnis liess selbst bei den gemässigtesten An- 
hängern der herrschenden Zeitrichtung nicht die geringste Sym- 
pathie für den einseitigen negativen Standpunkt ihrer Gegner 
aufkommen; das Vorgehen der letzteren erschien selbst Be- 
urtheilern, denen jegliche Animosität ferne lag, zum mindesten 
ebenso tendentiös als sachlich ungerechtfertigt, während so manche 
minder wohlwollende Beurtheiler sich dem Verdachte persönlicher 
Motive nur zu leicht zugänglich erwiesen®®. Mit Recht forderte 
man von den Gegnern der herrschenden Richtung als Folie ihrer 
Kritik, wenn auch nicht gerade neue fruchtbare Gedanken, so 
doch eine klare und präcise, systematisch in’s Einzelne entwickelte 


4° Solchen Verdächtigungen waren nicht nur die Mitglieder aufgehobener 
Orden, sondern (seit den Ereignissen der Jahre 1799—1803) überhaupt alle 
jene Elemente des Klerus ausgesetzt, für deren Aussichten und Hoffnungen 
die Sekularisationen einen schweren Schlag bedeuteten. 
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Darlegung ihrer Ansichten über das Verhältniss von Staat und 
Kirche. Sie hatten aber nichts weiter zu bieten als die Ver- 
sicherung, dass auch sie die Auffassung, welche Staat und Kirche 
für koordinirte und wechselseitig unabhängige Gewalten erklärt, 
unverbrüchlich vertheidigen, dass auch sie in dem „Bellarminismus“ 
eine unhaltbare und unzulässige Doktrin erkennen, dass sie die 
geschichtlich rechtmässig begründeten Rechte des Staates in 
kirchlichen Dingen geachtet sehen wollten‘!!. Wenn jedoch das 


#! Als den hervorragendsten unter den Gegnern des Josephinismus in 
Süddeutschland darf man wohl ohne Zweitel Jac. Ant. v. Zallinger bezeichnen. 
(Geb. zu Bozen 26. Juli 1735, gest. das. 14. Jan. 1813. Er wirkte seit 1777 
als Lehrer des kanonischen Rechts am Lyceum zu Augsburg; 1804 wurde er 
anlässlich der Konkordatsverhandlungen mit Bayern auf Vorschlag des Nuntius 
Della Genga nach Rom berufen und verweilte daselbst ein Jahr als Ver- 
trauensinann Cousalvis. Ueber sein Auftreten geren Kant vergl. Werner's 
Gesch. der kathol. Theologie, 8. 276ff.) Aber auch seine Polemik kann mau 
von Jdem oben gerügten Fehler nicht frei sprechen; nıan vermisst die Folie 
der scharfen Kritik, welche er an den Lehren der Josephiner geübt hat. 
Man kann sich doch nicht daınit zufriedenstellen, dass er mit der „notoriu 
doctrina catholicorum“, welche ja, wie er selbst zugiebt, auch die Josephiner 
vortragen, für die Koordination der beiden Gewalten eintritt (Institut. iur. 
natur. et eccles. publ. etc., $S 223 sub d, edit. ai 1784, p. 457) und gelegent- 
lich erklärt (l. c. 8$ 364, 366 sub c, ed. cit. p. 746, 752): „Si qui olim doc- 
tores ultra iustos limites amplificasse sacram ecclesiae potestatem censendi 
sunt, potiore certe iure aftırrmabimus hodiernos scriptores non paucos...ita 
versari, ut nilil prope nisi inane potestatis simulacrum ecclesiae relinquant.* 
„Alhhorrent ab indirecta ecclesiae in res civiles potestate, neque me in eo 
dissentienten habent. At ius circa sacra, quemadmodum id hudierni tractant 
scriptores non pauci, quale est nisi indireeta circa res sacras potestas!“ Wir 
wollen nicht so sehr betonen, dass er auch schon seine Ansicht über den 
Standpunkt der „doctores von einst“ hätte etwas deutlicher kundgeben können 
— was ist nach seiner Ansicht denu eigentlich vom ius circa sacra zu halten? 
Will er nur der missbräuchlichen Anwendung desselben entgegentreten, oder 
findet er es im Prinzipe verwerflich? Man kann ja zugeben, dass seine Be- 
hauptung: „Ceterum cum plurimum intersit ecclesiae benevolos habere prin- 
cipes politicos, ipsa cavebit perdiligenter, quando potestatem suam exserit, 
ne qua re illos offendat et a se alienet* (l.c. $ 393d, S. 811) den Maximen 
der kirchlichen Politik wirklich entspricht. Aber die Frage Jder rechtlichen 
Ordnung des Verhältnisses von Kirche und Staat lässt sich mit einem solchen 
Hinweise doch nicht umgehen ! 

Zallinger's Polemik gegen die Uebergriffe der „novi doctores iurium 

7* 
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ganze positive Ergebniss der Polemik darin bestehen sollte, dass 
man Sätze aufstellte, in welchen die öffentliche Meinung Deutsch- 


sacrorum“ zeichnet sich wohl durch Schärfe und Prägrnanz der Darstellung 
aus; indessen bringt er doch wenig Neues und er hätte öfter Anlass gehabt 
zu berichten, dass schon die Schriftsteller der gemässigten gallikanischen 
Richtung einen solchen Missbrauch der staatlichen Machtvefugnisse mit ähn- 
lichen Argumenten bekämpft hätten. Schon Zallwein (l. c. t. T, p. 399f.) 
z. B. hatte den Gedanken ausgesprochen, man werde die Lehre von der 
indirekten Gewalt der Päpste im Zeitlichen fernerhin nicht mit Berufung 
darauf, dass eine solche Gewalt nicht von Christus angeordnet worden sei, 
bekämpfen können, wenn auch die Fürsten die Grenzen ihrer Aufgabe („ofti- 
cium“) nicht einhalten, gegenüber den Erwägungen der „Staatsraison“ keine 
Rücksicht auf die Selbständigkeit der Kirche gelten lassen und auf die 
„natura regiminis politici* den Anspruch stützen, in kirchlichen Dingen eine 
Gewalt zu üben, welche, in diesem Umfange wenigstens, der rechtlichen 
Grundlage gewiss entbehrt („adeo ampla potestas regum ex nullo iure demon- 
strabilis“). Ebenso erhebt Zallinger ($ 366b, S. 751) mit bestem Grunde den 
Einwand, dass man auf das ius cavendi die Anwendung von Präventivmass- 
regeln gegen die Kirche stützen wolle, ohne auch nur die Frage zu prüfen, 
ob die Besorgniss eines Missbrauches der kirchlichen Autorität thatsächlich 
begründet ist. Aber schon Eus. Amort (l. c. III, p. 501) hatte trotz seines 
srcmässigten gallikanischen Standpunktes die Freiheit der kirchlichen Gesetz- 
rebung vertheidigt, so lange nicht etwa „per abusum sacrae potestatis evi- 
dlentem et notorium rei publicae infertur aut per actuales machinationes 
secretas indubias intentatur gravamen respective notabile..... meritö non tole- 
randum.“ In seinen Ausführungen, welche das Placet auch grundsätzlich be- 
kämpfen ($ 401, S. 832ff.), trifft Zallinger nicht den springenden Punkt. Er 
hat nicht erkannt, dass gegenüber den Anwälten der staatlichen Ansprüche 
die Berufung auf die Nutzlosigkeit solcher Massregeln das stärkste Argument 
ist. Man kann wohl mit Hilfe des Placet wegen einer blossen Formfrage 
neue Konflikte schaffen; wenn aber ein Eingriff in das Gebiet der staatlichen 
Kompetenz versucht und durch die Anordnungen der Kirchengewalt wichtige 
staatliche Interessen getährdet werden, dann ist die Stellung der Staatsgewalt 
durch den Bestand eines „Placet* thatsächlich um nichts stärker und ge- 
sicherter, als ohne dieses. (So richtig Hinschius, Kirchenr. III, 847, 848.) 
Scharf und wirklich schlagend ist Zallinger’s Polemik gegen die Josephiner- 
welche zwischen den „Substantialia* und den „Accidentalia religionis“ unter- 
scheiden und letztere der Staatsgewalt unterwerfen, „ne impediant finem civi- 
tatis.“ Vgl. Zallinger $ 68e, S. 154: „Ita imperanti . . . totum pene dant, 
quod sacrum est et alienum a profano imperio. Nam primo, quid ... sub- 
stantiam religionis attingat, princeps politicus definiet: dein quidquid sacra 
potestas... aggredietur, id aliter atque aliter fieri posse, consequenter acei- 
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lands zu jener Zeit nichts weiter als unbestrittene und unbestreit- 
bare Gemeinplätze erblickte (weil man sich nicht für berufen hält, 
ein Programm der praktischen Politik zu entwerfen, oder aber — 
weil man es nicht wagen darf, jene Gedanken und Vorschläge 
auszusprechen, die man verwirklicht sehen möchte), dann musste 
eine solche unfruchtbare Polemik schliesslich das Interesse ein- 
büssen. Zudem legten die grossen Umwälzungen der Napoleo- 
nischen Zeit, die Sekularisationen und die drohende Zerstörung 
des hierarchischen Organismus jedem wahren Freunde der Kirche 
und der Wiederherstellung ihres berechtigten Einflusses im Leben 
der Nation ganz andere Bestrebungen nahe als die Fortsetzung 
einer Polemik, die momentan höchstens schweren Schaden 
stiften konnte. Die Zahl derjenigen war schon eine ver- 
schwindende geworden, welche, noch in wirklich streng „römi- 
schen“ Anschauungen erzogen, der Entwicklung der Dinge seit 
der Mitte des achtzehnten Jahrhunderts durchaus ablehnend und 
feindlich gegenüberstanden, also der Zeitströmung zum Trotze an 
ihrer „ultramontanen“ Auffassung festhielten. Sie mussten sich 
wohl auch selbst sagen, dass die neue Zeit sie nicht mehr ver- 
stehen könne, dass jedes Hervortreten nicht nur aussichtslos sei, 
sondern auch noch den josephinisch gesinnten Staatsmännern, den 
Rathgebern der deutschen Fürsten, neuen Anlass geben würde, 
die „Hierarchie“ wieder als eine „gefährliche, Unfrieden stiftende, 
kampfbereite Macht“ hinzustellen und so die Kirche schwer zu 
schädigen, welche ohnedies — mehr als je vordem — den Staats- 
männern schutzlos preisgegeben und auf das Wohlwollen der 


dentale esse dicet ete.* — 8. 810 (8 393d) bekämpft er die „novi doctores 
jurium sacrorum“, welche wegen des Zusammenhanges („nexus“) der kirchlichen 
Disciplin ımit dem Gebiete der eigentlichen Staatsaufgaben („res politicae“) 
ein staatliches (resetzgebungsrecht über die Fragen der Kirchendisciplin für 
begründet erklären. Aber auch Zallinger selbst schiesst hier offenbar weit 
über das Ziel hinaus, wenn er sich in seiner Polemik gar zu der Behauptung 
hinreissen lässt: „Qui spiritualia ecclesiae negotia cum politicis confert, cum 
fine et mediis longe inter se distent, aegre deprehendet nexum, qui fictitius 
non sit et calumniam [non] contineat.* (!) 
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Fürsten angewiesen schien. Jener Generation jedoch, die jetzt 
thatsächlich das massgebende und führende Element des Klerus 
bedeutete, galten zum mindesten die Prinzipien des Josephinis- 
mus so wie die wesentlich übereinstimmenden Doktrinen des 
Naturrechts und der Publizisten über das Verhältniss von Staat 
und Kirche längst als unumstössliche Wahrheiten. Diese allein 
„vernünftigen“ und im „Naturrechte* begründeten Auffassungen 
erschienen ihnen nach dem Zeugnisse, welches die Geschichte 
der katholischen Staaten Deutschlands bis zum Auftreten Hont- 
heim’s bot, auch nicht unvereinbar mit dem pflichtmässigen Eifer 
für das Wohl und die Macht der Kirche, mit der Sorge für die 
Wahrung der Würde, und einer schonenden Rücksichtnahme auf 
die wohlbegründeten Rechte des apostolischen Stuhles.. Nur so 
wird es uns begreiflich, dass damals Männer, welche bis zu ihrem 
Lebensende mit der grössten Aufopferung für die Vertheidigung 
der Rechte und Interessen der katholischen Kirche eintraten und 
deshalb als „Kurialisten® und „Römlinge“* verschrieen waren, die 
herrschenden Anschauungen über das Verhältniss der Kirche zum 
Staate vortrugen und sich darauf beschränken mochten, jenen 
realen Machtfaktor, welchen der Einfluss des Staates bedeutet, 
wiederum den Rücksichten auf das Wohl und die gedeihliche 
Wirksamkeit der Kirche zugänglich zu machen. Die drakonischen 
und kirchenfeindlichen Massregeln der Aufklärungsepoche be- 
trachten sie nur als vorübergehende Erscheinungen, welche man 
bekämpfen kann, ohne die Berechtigung des Regierungssystems 
in Abrede zu stellen. 

Diese thatsächlich unbestrittene dominirende Stellung, welche 
das febronianisch-josephinische Staatskirchenthum im Beginne des 
‚Jahrhunderts behauptete, müssen wir uns hier stets vor Augen 
halten. Nur so werden wir die Bedeutung des Umschwunges 
richtig würdigen, aber auch verständlich finden, dass die Vor- 
kämpfer der kirchlichen Unabhängigkeit, welche kaum anderthalb 
Jahrzehnte später auftraten, anfänglich nicht etwa bloss bei den 
Staaten und ihrer Bureaukratie einer ablehnenden Haltung und 
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entschiedenem Widerstande begegneten. Auch der Klerus stand 
zum Theile der Bewegung mindestens kühl und indifferent gegen- 
über, ja einzelne Stimmen aus seiner Mitte hielten sich sogar für 
berufen das Staatskirchenthum zu vertheidigen*?, als die durch 


4 Dias Staatskirchenthum sollte jedoch diese seine Popularität, deren es 
sich bis dahin auch bei der Geistlichkeit zu erfreuen hatte, bald einbüssen. 
Die Stützen desselben waren vor allem in der älteren Generation des Klerus 
zu suchen, welche sich der „Reichszeit“ noch sehr gut erinnerte und schon 
vor der Sekularisation in ihrem geistlichen Amte gewirkt hatte; diese Gene- 
ration kannte die Kehrseite (der früheren Zustände aus eigener Auschauung 
und wollte deshalb von der „Freiheit“ und „Unabhängigkeit* der kirch- 
lichen Verwaltung nichts hören. Diese älteren Elemente des Klerus hielten 
sich eben zum guten Theile einfach an die Thatsache, dass ilıre äussere Lage 
und die Aussichten für den Scelsorgeklerus überhaupt seit dem Staatsregi- 
inente viel günstigere geworden waren, dass sie sich nicht mehr als die „Ent- 
erbten“ ihres Standes fühlen mussten. Man übersah in diesen Kreisen nur 
zu leicht den Eiufluss der Veränderunz in den socialen und politischen An- 
schauungen, welcher sich seit der französischen Revolution vollzogen hatte, 
und rlaubte, dass man die Befreiung von all’ den Missständen, «leren Druck 
und Unbill gerade der niedere Klerus in den Gebieten der geistlichen Reichs- 
fürsten aın meisten hatte empfinden müssen, nur dem neuen büreaukratischen 
Staatsregimente zu danken habe. Als jedoch die Bedeutung dieser älteren 
Elemente des Klerus mit der Zeit natureemäss mehr und mehr zurücktrat 
und die Jüngere Generation der Geistlichkeit zu Geltung und Eintluss we- 
laugte, welche — anders als die Zöglinge der Aufklärung — für die religiös- 
politische Strömung der Zeit wieder das volle Verständniss besass, teren 
theologische Studien zum Theile auch schon Lehrer geleitet hatten, die wieder 
mehr den „hierarchischen* Auffassunren zuneirten, schloss sich der Klerus 
fast überall in Deutschland mit voller Entschiedenheit dem Programm der 
Koordinationstheorie an. (Diese Opposition gegen den Josephinismus machte 
sich — freilich innerhalb bescheidener Grenzen und mit vorläufig sehr be- 
scheitlenen Erfolgen — selbst in Oesterreich geltend, wo doch ein starrer 
Absolutismus mit eiserner Hanıl jede selbstündige Regung der Geister nieder- 
hielt, und sie trat auch in Baden hervor, obwohl dort das febronianisch- 
Josephinische System länger als in anderen (rebieten des ausserösterreichischen 
Deutschland die Sympathien eines Theiles des Klerus besass, dessen geist- 
liches Oberhaupt Wessenberr ja bis 1827 geblieben war.) 

Ausserhalb Oesterreichs und Bayerns hat übrigens in der Folge wohl 
das auch sonst in jeder Beziehung unkluge und tadelnswerthe Vorgehen 
mancher Regierungen viel dazu beigetragen, dem Staatsregimente in Kirchen- 
sachen die letzten Sympathien der Katholiken zu entfremden. Die grosse 
Anzahl der neuen katholischen Untertanen und deren billige Forderungen 
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die Befreiungskriege gänzlich veränderte religiöse und politische 
Stimmung der Nation in katholischen Kreisen jenes Programm 
der Neugestaltung des Verhältnisses von Staat und Kirche ent- 
stehen liess, welches heute unter dem Naınen der „Koordinations- 
theorie* bekannt ist — ein Programm, welches die bis dahin 
tbatsächlich illusorische Unabhängigkeit und Freiheit der Kirche 
auch „praktisch allgemein anerkannt“, einer solchen, ihrer Würde 
allein entsprechenden Stellung der Kirche eine „feste Garantie“ 
gesichert sehen will“. Die katholische Kirche — so Droste- 
Vischering a. a. O., S. 11ff. — ist nicht erst von den deutschen 
Staaten „recipirt“ worden, so dass diese ihr die Bedingungen der 
Aufnahme hätten vorschreiben können‘; „nicht der deutsche 
Staat hat die Kirche aufgenommen, sondern die Kirche hat die 
Einwohner Deutschlands mit den früheren Gliedern in ihrem 
Schoosse vereinigt“. Die in der Kirche bestehende, von ihrem 
göttlichen Stifter angeordnete Gewalt ist „in ihrer Sphäre die 
höchste und einzige“; sie ist in „allem, was zum Wirkungskreise 
der Kirche gehört“, „vom Staate völlig unabhängig“, wenn auch 
„Vorsteher und Glieder der Kirche als Bürger dem Staate in 
allem, was zu seinem Wirkungskreise gehört, unterworfen sind“. 


wurden trotz des nunmehr angeblich paritätischen Charakters dieser deut- 
schen Staaten nicht genügend berücksichtigt; von einer Regierung, für welche 
offenbar noch immer die Traditionen des alten protestantischen Staatswesens 
bestimmend waren, glaubte man auch nur erwarten zu dürfen, dass sie die 
Machtbefugnisse und den Einfluss auf das innere kirchliche Leben, welchen 
ihr das hergebrachte Staatskirchenrecht gewährte, als Hebel benützen werde, 
um die katholische Kirche zu schädigen und das TJebergewicht des Protestan- 
tismus zu sichern. 

# Vergl. die Stellen aus Droste-Vischering's Schrift „Ueber Kirche und 
Staat“, oben Note 19. 

* „Der Kaiser von China mag etwa behaupten, eine Anzahl von Christen 
als eine Missionsanstalt recipirt zu haben“; denn ihm gilt die Kirche bloss 
als eine religiöse Sekte, nicht aber — wie einen christliehen Fürsten — als 
eine von Gott gestiftete Heilsanstalt, mit deren Würde der Gedanke einer 
an Bedingungen geknüpften Reception „in empörendem Widerspruche steht“. 
Und selbst „eine Missionsanstalt wird, als ein Theil des katholischen Kirchen- 
vereines“, sich nie für „dem Landesfürsten subordinirt erkennen“ dürfen. 
(Droste-Vischering a. a. O. S. 12.) 
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Nicht bloss die Kirche, als unsichtbarer Bund der wahrhaft 
Gläubigen gedacht, sondern auch die sichtbare Kirche, welche als 
rechtlich anerkannter Kirchenverein, als Gesellschaft in den Staaten 
besteht, ist von letzteren unabhängig; sie kann in kein Subjektions- 
verhältniss zum Staate treten, weil „Christus der von ihm ge- 
stifteten sichtbaren Kirche die Unabhängigkeit von jeder anderen 
Gewalt zum Gesetze gemacht hat“; die Kirche kann darum auch 
als Rechtsgesellschaft dem Staate nicht subordinirt, nur koordinirt 
sein. „Die staatliche Anerkennung der Kirche als eines rechtlich 
bestehenden Vereines“ und „die Verheissung des Staates, sie als 
solchen zu schützen“, kann für die Kirche kein Subjektions- 
verhältniss zum Staate begründen, noch „diesem Rechte über die 
Kirche verleihen“. „Die Anerkennung legt dem Staate vielmehr 
nur die Verbindlichkeit auf, die Kirche zu achten als einen durch 
(rottes Stiftung geordneten unabhängigen Verein“, „mithin ihre 
Unabhängigkeit zu achten in Rücksicht aller der Rechte und 
Mittel, die zu ihrer Existenz und zur Erreichung ihres Zweckes 
erforderlich sind“ (S. 10—22 das.). Der Wirkungskreis der 
Kirchengewalt, das Gebiet ihrer unabhängigen Thätigkeit kann 
nur „nach dem konstitutiven Zwecke der Kirchenanstalt“ bestimmt 
werden (S. 11), ebenso wie der konstitutive Zweck des Staates 
der Staatsgewalt ihren Wirkungskreis anweist. Nur nach diesem 
konstitutiven Zwecke jeder der beiden Gewalten und den für 
diesen Zweck erforderlichen Mitteln kann der „eigentliche“, der 
„Natur und Wesenheit“ beider Gewalten entsprechende Wirkungs- 
kreis derselben festgestellt werden (S. 24f.).. Als „Gegenstände, 
welche nothwendig unter die Regierung der Kirche fallen müssen“, 
weil dieselben, nach dem Wesen der katholischen Kirche, als 
Mittel zu dem der Kirche „eigenthümlichen Zwecke“ erkannt 
werden müssen, betrachtet Droste „alles, was die Glaubens- und 
Sittenlehre, den öffentlichen Gottesdienst, die Gnadenmittel der 
Kirche betrifft, die Kirchenzucht, die innere Verfassung der 
Kirche und deren „besondere kirchliche Anstalten“®, „Alle 


#5 Als Gegenstände, welche zum ausschliesslichen Wirkungskreise der 
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diese Angelegenheiten gehören“ somit „nach der Natur der Sache 
ausschliesslich dem Wirkungskreise der Kirche an“; die Freiheit 
der Kirche in diesem Gebiete ist wesentlich für die Existenz 
der Kirche als einer selbständigen, unabhängigen Gesellschaft. 
Die Kirche hat jedoch „als selbständiger Verein auf gesetzliche *% 
Weise“ überdies eine Reihe von „zufälligen Gerechtsamen“ er- 
langt, welche für die Existenz und den Zweck der Kirche nicht 
wesentlich sind, ihr aber als wohlerworbene Rechte zustehen”, 
Diese Gerechtsame der Kirche, welche sich in Deutschland auf 
das anerkannte Recht der Verträge und auf das „gesetzliche 
Herkommen“ gründen, können wohl, eben weil sie nicht wesentlich 
sind, nach Zeit und Umständen der Veränderung unterliegen, 
sollen aber — als wohlerworbene Rechte eines selbständigen, 


Kirche gehören, führt Droste (a. a. OÖ. 8. 26) noch besonders an: „Die Ver- 
theilung der Gläubigen in verschiedene Kirchsprengel, die Besetzung der 
Kirchenämter, endlich der erforderliche Bedarf (!) an Personen und Sachen.“ 
Da es sich bei diesen Angelegenheiten offenbar um Fragen der Kirchen- 
verfassung (Disciplin) handelt, so möchte man diese Aufzählung pleonastisch 
nennen. Die von Droste beabsichtigte Polemik (a. a. O. S. 26, 82 ff.) geren 
die Auffassungen, welche in den Kreisen der Staatsmänner und in der vom 
‚Josephinismus beherrschten Litteratur anlässlich der Verhandlungen mit Rom 
über die Fundation, Abgrenzung und künftire Besetzung der Diöcesen Deutsch- 
lands hervorgetreten waren, lässt es jedoch erklärlich erscheinen, wenn er 
hier besonders betont, dass solche „Angelegenheiten ausschliesslich dein Wir- 
kungskreise der Kirche angehören“. 

4° Dieses Wort ist für Droste hier identisch mit „rechtmässig“. 

# Droste unterscheidet hier nicht zwischen den öffentlich-rechtlichen 
Privilegien der Kirche, welche das Recht des deutschen Reiches vordem der 
Kirche garantirte (Sätze der geltenden objektiven Rechtsordnung, die der 
Kirche oder dem Klerus ein sog. ius singulare gewährleisteten), und den wirk- 
lichen Privatrechten, welche den einzelnen kirchlichen Anstalten des Reiches 
als deren wohlerworbene subjektive Rechte zustanden. Er nennt als „Bei- 
spiele“ „solcher zufälliger Gerechtsame“ nicht nur die Rechte an dem Kirchen- 
ut, an dem in Deutschland einst „so bedeutenden Vermögen“ der Kirche, 
sondern auch „das privilegirte Forum in nicht-kirchlichen Angelegenheiten“, 
welches einst „den Vorstehern und Dienern der Kirche zustand“, und er ist 
der Ansicht, dass alle „solchen zufälligen Gerechtsame“ der Kirche vom Rechts- 
standpunkte der gleichen Beurtheilung unterliegen (vgl. S. 33: „Ebenso ver- 
hält es sich u. s. w.). 
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unabhängigen Vereines — der Kirche nur mit ihrer Zustimmung, 
nicht „nach einseitiger Willkür der weltlichen Macht“ entzogen 
oder geschmälert werden (S. 22—33). 

Auch nach Droste „giebt es“ jedoch „wirklich gemischte 
Angelegenheiten“, welche „ihrer Natur nach unter den Wirkungs- 
kreis beider Gewalten fallen“; als solche bezeichnet er die Gesetz- 
gebung über die Ehe (8. 35ff.), ferner zum Theile auch die Ord- 
nung des öffentlichen Unterrichts (des Gymnasial- und des niederen 
Schulwesens, sowie die Ordnung des höheren Unterrichts, soweit 
es sich um die Pflege der philosophischen Wissenschaften handelt, 
während die theologischen Studien „ausschliesslich Angelegenheit 
der Kirche sind“, die „weltlichen und bürgerlichen ausschliess- 
lich dem Staate angehören“), endlich die Ordnung der Armen- 
pflege (S. 37—43). Die Existenz anderer gemischter Angelegen- 
heiten stellt Droste entschieden in Abrede und bekämpft die 
Staats- und Kirchenrechtslehrer seiner Zeit, welche die ganze 
Wirksamkeit der Kirche vom Staate abhängig machen, indem sie 
alle nicht „rein geistlichen“ Gegenstände für „gemischte“ erklären, 
und auf diese Weise, „da in unserer sichtbaren Welt nicht leicht 
etwas Rein-Geistliches zu finden ist, dem Staate beinahe bei 
allen kirchlichen Angelegenheiten ein wirkliches Mitverfügungs- 
recht zuerkennen“**. Entsprechend dem Prinzipe, dass Kirche 
und Staat als zwei selbständig nebeneinander bestehende, von 
einander unabhängige Gewalten betrachtet werden müssen, kann 
das staatliche Jus circa sacra nur „ein Inbegriff von Rechten des 
Staates in Beziehung auf die Kirche“ sein: „Rechte über die 
Kirche* und „über die zur Kirchenregierung gehörenden An- 
gelegenheiten“ können dem Staate nicht zustehen. Da Droste 


#* Darum weist Droste (S. 44) auch (ie (bekanntlich damals herrschende) 
Auffassung gänzlich ab, welche jede kirchliche Angelegenheit, deren Connexi- 
tät mit der Aufgabe und «en Zwecken des Staates sich irgendwie begründen 
lässt, als eine „gemischte“ erklärt. Droste bemerkt richtig, dass es ja über- 
haupt „keine kirchliche Angelegenheit giebt, welche nicht auch auf den 
Zweck des bürgerlichen Vereines rückwirken“ könnte, und dass wanz das Näm- 
liche auch in umgekehrter Beziehung velte. 
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jedes Subjektionsverhältniss der Kirche gegenüber dem Staate 
leugnet, so stellt er — und diese Konsequenz vor allem unter- 
scheidet sein System von jenem der zahllosen Scheinanhänger der 
Koordinationslehre -— auch jedes Hoheitsrecht des Staates über 
die Kirche in Abrede; er lässt, durchaus folgerichtig, insbesondere 
kein Oberaufsichtsrecht des Staates gelten. Es wäre dies „der 
Natur beider Gewalten völlig zuwider“, da dem Staate nur „über 
eine von ihm abhängige Anstalt eine Oberaufsicht zustehen kann“, 
Das „Jus cavendi, Verhütungs- und Verwahrungsrecht“ des Staates 
giebt diesem nicht etwa ein Recht, „in den Wirkungskreis einer 
nebenstehenden, als unabhängig anerkannten Gewalt einzugreifen“; 
dieses Jus cavendi ist nur „das in der Selbsterhaltungspflicht be- 
gründete Recht einer jeden selbständigen Gewalt, den Nachtheil 
abzuwehren“, welcher ihr durch missbräuchliche Anwendung einer 
von ihr unabhängigen Gewalt droht. Dieses ius cavendi ist „des- 
halb nur ein Recht negativer Art“: dem Staate gebührt also 
weder ein Recht der Betheiligung an der Ausübung der Kirchen- 
gewalt, noch „unter dem Vorwande eines ius cavendi eine Ober- 
herrschaft“, welche für ihn ein „Genehmigungsrecht“ bei den Akten 
der Kirchengewalt begründen würde. Deshalb verwirft Droste 
sowohl das Placet als die Appellatio tamquam ab abusu. Das 
„verdachtvolle polizeiliche Benehmen“ der Regierungen gegen 
die Kirche ist nicht nur für diese kränkend, ein solches wider- 
natürliches „Verhältniss kann auch keinem Theile Gedeihen 
bringen, am wenigsten dem Staate“. Dieser „verwirrt“ vielmehr 
„nur alle Verhältnisse und vermehrt“ nur die Konflikte „in's 
Unzählige, wenn er die vom göttlichen Stifter angeordnete 
Unabhängigkeit der Kirche vernichten“ will, unter dem Vorwande, 
der Möglichkeit schädlichen Missbrauches der Kirchengewalt zu 
hegegnen. Diesem Unheil kann nur „die Anerkennung und Be- 
achtung des wesentlichen Verhältnisses“ beider Gewalten vor- 
bauen; „Kirche und Staat sind wesentlich nicht bloss selbständig 
und von einander unabhängig, sondern auch innigst befreundet, 
weil das wahre Wohl der Kirche immer auch im Einklange ist 
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mit der wahren Wohlfart des Staates“. Damit die beiden Ge- 
walten sich nicht im Widerspruche mit ihrem göttlichen Berufe 
gegenseitig Schaden zufügen, weil den „Verwesern® dieser Ge- 
walten vielleicht im gegebenen Falle die richtige Einsicht aus 
„menschlicher Schwachheit“ mangelt, wird der Staat „im Falle 
einer von der Selbsterhaltungspflicht gebotenen Nothwehr der 
Wirksamkeit der Kirche selbst gewaltsame Hindernisse entgegen- 
setzen dürfen“; regelmässig jedoch wird das Verhältniss innigster 
Freundschaft, welches zwischen Staat und Kirche bestehen soll, 
bei richtiger Pflege desselben dem Staate ohnehin schon „die 
sicherste Garantie“ gegen jeden Missbrauch der Kirchengewalt 
bieten und solchen Fällen eines Konfliktes vorbeugen. Dieses 
freundliche Verhältniss von Kirche und Staat erfordert nicht bloss 
die „Oeffentlichkeit“, d. h. die „förmliche Oeffentlichkeit“ der 
Kirchenregierung (die Verpflichtung der Kirchengewalt, jede neue 
Verordnung und Verfügung sogleich der Staatsgewalt zur Kennt- 
niss zu bringen), diese Tendenz, allem Zwiespalte zuvorzukommen, 
rechtfertigt auch die „vorläufige vertrauliche Mittheilung“ jeder 
Massregel, welche „zu dem der anderen Gewalt eigenen Zwecke 
in näherer Beziehung steht“. (Vgl.a. a. O., S. 45—68.) 

Kurze Zeit nach dem Erscheinen dieser Schrift des Dom- 
kapitulars Freiherrn Franz Otto von Droste zu Vischering *° wur- 
den in Adam Müller’s Deutschen Staatsanzeigen (Bd. II [1817], 
Heft X, 277ff. und Heft XI, 405ff.) „Fragmentarische Bemer- 
kungen über das Verhältniss des Staates zur christlichen Kirche, 
von verschiedenen Verfassern“ veröffentlicht, welche sich durchaus 
den Gedanken der oben besprochenen Schrift Droste’s anschliessen, 
ohne jedoch letztere zu citiren°. Die Annahme, dass diese 
„Fragmentarischen Bemerkungen“ von unserem Verfasser her- 


DT Ba. 


4 Die Vorrede derselben ist vom 1. Mai 1817 datirt. 

5 Für uns kommt hier nur die erste, im zehnten Hefte des Il. Bandes 
der „Deutschen Staatsanzeigen“ enthaltene Abtheilung des Aufsatzes in Be- 
tracht; die zweite bringt nur die Aeusserungen mehrerer anonymer Recen- 
senten über Kopp's Schrift: „Ideen zur Organisation der deutschen Kirche“. 
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rühren, ist ausgeschlossen, weil derselbe ein erklärter Gegner 
anonymer Publikationen war°!. Den ersten Theil dieses Aufsatzes 
in den „Staatsanzeigen dürfen wir wohl Franz Otto’s jüngerem 
Bruder Clemens August von Droste-Vischering°? beilegen; zum 
mindesten ist die Uebereinstimmung einzelner Stellen mit der 
Schrift „Ueber den Frieden unter der Kirche und den Staaten 
u. s. w.“ (Münster 1843), welche Clemens August nach den be- 
kannten Kölner Ereignissen (jedoch, seiner eigenen Angabe ge- 
mäss, als das Ergebniss zwanzigjähriger Vorarbeiten) veröffentlicht 
hat, sehr auffällig°®. Die „Bemerkungen“, die ja keine neuen 
(esichtspunkte bringen, wurden wohl nur deshalb von den Freun- 
den des Droste’schen Programmes als eine willkommene Eı- 
gänzung seiner Schrift begrüsst, weil dieselben (s. Staatsanzeigen 
II, S. 304ff.) der Frage: „Sind Kirche und Staat, kirchliche und 
bürgerliche Verfassung und Macht koordinirt, oder ist eine der 
anderen subordinirt?“ einen besonders hervorgehobenen Abschnitt 
gewidmet haben, welcher zudem die grundsätzliche Verurtheilung 
des hierokratischen Systemes noch schärfer ausspricht, als F. O. 
v. Droste °%. 


5 Vgl. den Schluss seiner Vorrede: „Da ich die Anonymität an anderen 
nicht liebe, so werde ich mich derselben nicht schuldig machen. Für die 
eute Sache wie für die Personen selbst scheint es wünschenswerth, dass jeder 
wisse, was er an dem anderen hat.“ 

62 Dem nachmaligen Erzbischof von Köln (gest. 23. Okt. 1845). Clemens 
August ist übrigens auch der Verfasser des Schriftchens: „Ueber die Reli- 
gionsfreiheit der Katholiken“, welches anlässlich der Jubelfeier der Refor- 
mation im Oktober 1817 erschien. Ich wundere mich, dass man diese Bro- 
schüre jetzt wewöhnlich als eine Arbeit des älteren Bruders Franz Otto v.D. 
angeführt findet (so selbst in der Allg. Deutsch. Biographie, Bd. V, 8. 434); 
diese Broschüre, welche in den Göttinger Gel. Anzeigen in freundlichem 
Sinne besprochen wurde, nennt ja schon am Titelblatte Clemens von Droste 
als ihren Verfasser. Uebrigens führt Clemens August in dem Verzeichnisse 
seiner Publikationen, welches er der Vorrede (S. VIII) seiner Schrift „Ueber 
den Frieden unter der Kirche u. d. Staaten“ eingeschaltet hat, die erwähnte 
Broschüre gleich an erster Stelle an. 

8 Vgl. z. B. nur Clem. Aug. v. Droste-Vischeringe’s citirte Schrift 
(I. Ausg. v. J. 1843) S. 35 und Deutsche Staatsanzeigen II, S. 282, 298. 

& Vgl. Deutsche Staatsanzeigen II, S. 305: „Die Püpste..... fiengeu an, 
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Es ist selbstverständlich, dass nicht nur die Anwälte der 
konservativ-legitimistischen Strömung im katholischen Deutsch- 
land die Schrift ihres Gesinnungsgenossen°’, welcher als der 
getreue Dolmetsch ihres Programmes auftrat, mit Jubel be- 
grüssten — sie fand auch den Beifall jener vielaugefeindeten 
Kurialisten und Ultramontanen, welche sich vor allem als die 
Vertheidiger der Rechte und Interessen ihrer vom Staate bevor- 
mundeten und beeinträchtigten Kirche fühlten. Joseph Scheill, 
der 1818 unter dem Titel „Kirche und Staat“ einen Kommentar 
zur Schrift Droste’s veröffentlichte, giebt diesem Urtheile in den 
enthusiastischen Worten seiner Vorrede Ausdruck, welche laut 
das Lob Droste’s verkünden: „In diesen jammervollen Tagen 
grosser Noth und heilloser Bedrängniss der Kirche und des ge- 
meinsamen deutschen Staatenbundes ist es ein nicht genug zu 
ehrendes Unternehmen, die katholische Kirche, worüber (!) ein 
despotischer Weltgeist die Geissel der Unterdrückung schwingt, 
ihre Freiheit und Unabhängigkeit mit offenem deutschen Sinne 
kühn zu vertheidigen und mit der Tiefe des deutschen Geistes 
die aus allen Fugen gerissenen Grenzen der Kirchen- und Staats- 
gewalt unwiderlegbar zu fixiren“°. Wenn die Gedanken und 
Vorschläge Droste’s bald auch in den entschieden liberal gesinnten 
Kreisen des katholischen Deutschland sich einer gewissen Popu- 
larität zu erfreuen hatten, so war dies dem wirkungsvollen Auf- 


nicht allein so zu handeln — was etwa in den Zeitumständen Grund oder 
Entschuldigung finden möchte, sondern auch so sich zu äussern in ihren 
Dekretalen, als sei der Staat subordinirt der Kirche“. „Die Obermacht des 
römischen Stuhles und der Kurie ward drückend für den Staat und auch für 
die Geistlichkeit in christlichen Ländern“ u. 8. w. 

5 Vgl. oben 8. 78f. 

5° Vgl. die Vorrede der Schrift Jos. Scheill’s, damals Kaplanes an der 
Aukirche zu München (geb. 13. März 1784 zu Reichenhall, gest. als Professor 
der Theologie zu Braunsberg den 9. Juli 1834 — am meisten bekanut als 
Fortsetzer des Frey’schen „Krit. Kommentar’s üb. d. Kirchenrecht“), Kirche 
und Staat. München 1818. Mit dem Kommentar zu der „vortrefflichen 
Schrift“ Droste’s verbindet jedoch Scheill eine Polemik gegen das bayerische 
Religionsedikt, deren Ton die Grenzen des Zulässigen weit überschreitet, und 
welche darum schwerlich Droste’s Beifall gefunden haben dürfte. 
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treten des praktischen Juristen Sommer zu verdanken, dessen 
Schrift „Von der Kirche in dieser Zeit. Betrachtungen von West- 
phalus Eremita“ 5’ die Unabhängigkeit der Kirche als eine Ga- 
rantie der Völkerfreiheit vertheidigte (Vorr. S. IV, S. 45, 53, 
67, 94, 124—135 u. s. ö.) und zugleich das neue kirchenpolitische 
Programm mit den Forderungen der Parität in Einklang zu 
bringen suchte. Sommer verlangt auch die Befreiung der prote- 
stantischen Kirchen „von der usurpirten Kirchengewalt“ der 
Landesherrn. „Der Geist des Protestantismus“ fordere „die 
Freiheit der Gemeinden“, auf welcher die Synodalverfassung der 
Reformirten beruhe (vgl. a.a. O.S. 108ff.). Warm und entschieden 
bekämpft Sommer die Patrone einer neuerfundenen Legitimität, 
welche die „echt christliche historische Ansicht“ fälschen und nur 
die Gewalt der Fürsten, nicht die geschichtlich begründeten Ver- 
fassungen und Freiheiten der Völker für legitim erklären möchten. 
Er vertheidigt’®? die Kirche gegen diese ihre gefährlichen Freunde, 
welche die Kirche im Widerspruche mit ihrem Wesen und ihrer 
Geschichte als eine Schutzwehr der absoluten Fürstenmacht an- 
preisen möchten und ihr so die Herzen aller Freunde liberaler 
Institutionen entfremden, während doch Freiheit der Gewissen 
und Unabhängigkeit der Kirche „die erste und wesentliche Be- 
dingung der bürgerlichen Freiheit“ ist. Mit seinen politischen 
Gresinnungsgenossen (den Anhängern des vormärzlichen Liberalis- 
mus) theilt Sommer den bekannten ideologischen Standpunkt, 
welcher in einem bestimmten Verfassungssystem die Panacee für 
alle Schäden des Staats- und Volkslebens erblickt. So komnit 
er selbst in Widerspruch mit der von ihm laut verkündeten „echt 


- ee — 


67 Die erste Auflage der Schrift erschien 1819 zu Münster; die Vorrede 
ist vom 31. Jan. 1819 datirt. Die zweite Auflage vom Jahre 1845 (Sommer, 
welcher seine „Betrachtungen“ als junger Mann von 26 Jahren verfasst hatte, 
war 1845 Justizrath zu Arnsberg) enthält einige Zusätze, die als solche be- 
sonders hervorgehoben sind; ich citire die Schrift nach der zweiten Autlage, 
welche mir momentau allein vorliegt. 

5 Vgl. insbes. das IX. Kapitel der Schrift: „Die Religion und die 
Politik, oder das Mittelalter und die Freiheit“ (S. 1221f.). 


Fe —— —— —-- 


Fe rn u - 


 —- rn En pe 


Sinrer, Zur Frage des staatlichen Oberaufsichtsrechtes. 113 


historischen Ansicht“, und er bewährt sich zudem als der richtige 
doktrinäre Fanatiker, welcher in seiner Begeisterung für die 
Freiheit jeden Gegner knechtischer Gesinnung zeihen zu dürfen 
glaubt und keinen Widerspruch als Ausdruck wahrer Ueber- 
zeugung gelten lässt. Die „Illiberalen“, die „wahren Römlinge*“ ®°, 
die „Staatskünstler“, die „Schmeichler und Fürstendiener“ ®' halyen 
als verächtliche Feinde der Volksfreiheit bei ihm keine Gnade zu 
erwarten. Diese Leidenschaftlichkeit des Verfassers und seine Vor- 
liebe für poetisch angehauchte Kraftphrasen®? werden heute kaum 
einem Leser der Schrift ein günstiges Urtheil abgewinnen. Ge- 
rechter Weise muss man jedoch anerkennen, dass die Schrift 
Sommer’s für die juristische Ausgestaltung der „Koordinations- 
theorie“ wirklich von bleibender Bedeutung war; als Jurist ergänzt 
er die Gedanken, welche Droste über das Verhältniss von Kirche 
und Staat entwickelt hatte, indem er mit einer in der Wissen- 
schaft längst bekannten, aber vordem nicht popularisirten Auf- 
fassung die Beziehungen zwischen Staat und Kirche den Normen 
des Völkerrechtes unterwirft®. Staat und Kirche sind zwei von 


” So nennt er (ie Anwälte des Absolutismus. 

eı Vgl.S. 90: „Man darf behaupten, dass alle deutschen Katholiken — 
wenn sie nicht als Fürsteudiener oder Schmeichler das morsche Territorial- 
system in Schutz nelimen — sich zu dem so natürlichen Koordinationssystem 
bekennen“. 

e: Eine einzige Seite der Schrift (vgl. S. 47) bietet folsrende Muster- 
karte solcher Stylblüthen: „Tiberischer Argwohn“ — „Netz der allumfanrenden 
Polizei* — „das grüne Leben verdorrt* — „ihre erfrorene Seele“ — „die 
ewire Ruhe der Kirchhöfe“ — „die Ruhe eines Kirchhofes, wie Posa zu 
Philipp sagte, der auch eine ganz polizeiliche Natur“... . Selbstverständlich 
war Sommer auch der erste, welcher die Phrase vom System „der goldenen 
Mitte“ in Umlauf brachte (8. 44). 

63 Schon bei «den Vertheidirern des kirchlichen Supremates und der 
Doktrin von der indirekten (rewalt des Papstes finden wir den Gedanken 
ausgesprochen, dass Kirche und Staat, wenn weder die weltliche Gewalt der 
geistlichen, noch letztere der ersteren untergeordnet sein soll, nur in dem- 
selben Verhältnisse stehen könnten, wie zwei von einander unabhängire Staats- 
wesen: wenn Kirche und Staat als koordinirte Grössen betrachtet würden, 
so könute folgerichtig im Falle einer Kollision der beiden Gewalten nur ein 
gerechter — nach den Bräuchen des Völkerlebens sich abspielender — Krier 
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einander unabhängige Mächte; als solche führen sie Krieg und 
schliessen Frieden, das Konkordat als völkerrechtlicher Vertrag 
ordnet ihre Beziehungen und schlichtet den Streit. „Die Mög- 
lichkeit des Krieges muss bleiben; dies erfordert die Freiheit, 
und trägt eben am meisten dazu bei, den Frieden dauernd zu 
machen“ (Vgl. Sommer, S. 48—52). So erscheint das Programnı 
der „Koordinationstheorie“, welches den Grundsatz vollkommener 
Unabhängigkeit der Kirchengewalt anerkannt und durchgeführt 
sehen will, auch als die Konsequenz eines konstruktiven Gredankens, 
welcher in dem Verhältnisse von Kirche und Staat ein Ana- 
logon des völkerrechtlichen Verhältnisses zweier unabhängiger 
Staaten erblickt. Mit dieser Anlehnung an einen bekannten Typus 
des Völkerrechtes war der Kreis der Vorstellungen beschlossen, 
in welchem sich die „Koordinationstheorie* fortan bewegte. 
Unsere Ansicht, das Programm der „Koordinationstheorie*, 
wie Droste dasselbe zuerst entwickelt hatte, müsse als der Reflex 
einer weitverbreiteten religiös-politischen Strömung der Geister 
betrachtet werden, findet eine eclatante Bestätigung auch in der 
Thatsache, dass beinahe gleichzeitig mit Droste — und oflenbar 
ganz unabhängig von letzterem — ein praktischer Jurist Süd- 
deutschland’s für dieselbe Forderung eintrat und die strikte 
Durchführung des Koordinationsprinzipes verlangte. In seiner 
1817 zu Augsburg erschienenen Schrift „Betrachtungen über die 
Selbständigkeit und Unabhängigkeit der Kirche Gottes von einem 


die Entscheidung bringen. (So z. B. schon Franc. Suarez [+ 1617] Defensio 
fidei cathol.... adv. Anglic. sectae errores 1. III c. 22 in dess. Oppa. Venet. 
1749 t. XXI p. 168f.) Uebrigens hatte auch die (der Zeit Sommer’'s näher 
stehende) Polemik der Gegmer des Josephinismus gelegentlich das Argument 
verwerthet, dass der Staatsrewalt auf Grund ihres natürlichen Sellstverthei- 
digungsrechtes (ius defensionis et praecautionis) gegenüber der Kirche, einer 
dem Staate koordinirten und selbständigen Gewalt, nach den Grundsätzen des 
„Naturrechtes“ keine anderen Mittel des Schutzes der staatlichen Rechte zu 
(Gebote stehen können als jene, welche jeder unabhängige Staat einem anderen 
Staate gegenüber in Anwendung zu bringen berechtigt ist. (Vgl. Zallinger 
l. c. $ 366 sub b, S. 751; $ 393 sub d, S. 811.) 
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Weltmanne“ °* entwickelt Casimir von Sicherer® noch voll- 
ständiger als Droste alle jene Gedanken und Vorschläge, welche 
die Grundlage des Programmes der „Koordinationstheorie“ sind ®. 


698 Die Vorrede der Schrift ist vom 28. Juli 1817 datirt. Dass die 
Frage der litterarischen Priorität zu Gunsten Droste’s entschieden werden 
muss, kann also keinem Zweifel unterliegen. 

% (‘asimir (Joseph Nicolaus) von Sicherer war ein Vetter des bekannten, 
1868 im Alter von 95 Jahren verstorbenen Freilurger Erzbischofes Hermann 
von Vicari. Geboren zu Wiesensteig am 9. März 1764 als der Sohn des da- 
maligen Administrators dieser bayerischen Kalinets-Herrschaft Jolıann Carl 
von Sicherer und der Vatersschwester Vicari's, studirte er zu Ingolstadt die 
Rechte und wurde, nachdem er in Wien beim Reichshofrath praktizirt hatte, 
von dem adeligen Frauenkloster Holzen bei Donauwörth als Pileger (Justiziär) 
angestellt. Sicherer blieb in seinem Amte zu Holzen, auch nach der 1808 
erfulsten Sekularisation des Klosters, und starb daselbst aın 23. Fehr. 1823. 
(Herr Prof. Dr. Hermann von Sicherer in München, ein Enkel unseres Ver- 
fassers, hatte die Güte, mir diese biographbischen Daten mitzutheilen.) 

#5 Sicherer verwirft „jede behauptete Superiorität* des Staates über die 
Kirche; nur beider „freundschaftliches Nebeneinandersein“ ist das allein wahre 
und richtige Verhältniss, wie es auch dem Begriffe einer Kirche, welche eine 
göttliche Ordnung ist, entspricht. Die „heut zu Tage in ein System gebrachte 
Unterordnung der Kirche unter den Staat“ ist das Werk der „kanonistischen 
Politiker“, eine „giftige Wucherpflanze aus lem Treibhause des“ (aufercklärten) 
„Despotismus“. Die Selbständirkeit und Unabhängigkeit der Kirche ist ebenso 
eine Forderung des natürlichen Gesellschaftsrechts, wie eine unabweisbare 
Konse«uenz des Glaubens an den göttlichen Beruf einer Kirche, die als das 
Reich Gottes, als eine objektive göttliche Ordnung erkannt wird, also nicht 
— wie andere (wenn auch in religiöser Tendenz begründete) Vereinigungen 
und Gesellschaften, welche deshalb auch nur dem Staate unterworfene 
Schöpfungen mepschlicher Klugheit sind — „den Stempel der Subjektivität 
an der Stirne trägt“. Nicht die Staaten haben die Kirche rezipirt, sondern 
sie selbst sind mit ihren Gliedern eingetreten in die Einheit der allgemeinen 
Kirche. Folgerichtig verwirft Sicherer jede Beschränkung der kirchlichen 
Unabhängigkeit durch ein Oberaufsichtsrecht des Staates und alle Befugnisse 
der Staatsgewalt, welche die Schule auf dieses Oberaufsichtsrecht stützte, 
insbesondere das Placet. „Das Recht, sich vor der schädlichen Einwirkung 
anderer, physischer oder moralischer Personen zu bewahren, begründet nicht 
eine Unterwürfigkeit oder Abhängigkeit“ der letzteren. In dieser Beziehung 
stehen Staat und Kirche einander ebenso gegenüber wie zwei unabhängige 
Staaten. Es ist „ein völkerrechtswidriges und ungerechtes Benehmen“, wenn 
man die Selhständigkeit der Kirche aufheben, sie als dem Staate „subjekt 
und unterthan erklären“ will. Zugegeben, „dass die Repräsentanten der 
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Der Verfasser verfügte —. was man der Schrift auch sofort an- 
merkt — nicht über einen grösseren litterarischen Apparat (des- 
halb richtet sich auch seine Polemik überall nur gegen die 
herrschenden Ansichten, nirgends gegen bestimmte Schriftsteller); 
aber seine Worte sind der Ausdruck wahrer Begeisterung wie 
tiefer religiöser und politischer Ueberzeugung, und man kann ihm 
gründliche Kenntnisse sowie das volle Verständniss für die Be- 
deutung seines Problemes nicht absprechen. Die Form der Dar- 
stellung jedoch ist nichts weniger als glücklich; zudem gebricht 
es dem Verfasser an der nöthigen Selbstkritik. Indem er sich 
für berechtigt hält, jedes Argument und jeden Einfall zu ver- 
werthen, mit welchem er momentan einen glücklichen Griff gethan 
zu haben glaubt, lässt er sich zu einer Reihe gewagter Urtheile 
und paradoxer Aussprüche verleiten ®. Diese müssen wohl auch 
einem Leser, der das Programm des Verfassers billigt, die An- 


Kirche etwas Ungebührliches und (dein Staate) Nachtheiliges verfügen könn- 
ten“, so bleibt es doch eine Forderung des Rechtes und der Humanität, dass 
man auch der Kirche gegenüber den Grundsatz der Selbständigkeit derselben 
ebenso achte wie im Verkehre der Staaten, und dass man „im Falle wirk- 
licher Beeinträchtigung“ des Staates den „Weg der Gegenvorstellungen und 
der gütlichen Verhandlungen einschlarre*. 

Die gelungenste Partie der Schrift ist wohl die eben so kurze als 
schlagende Polemik gegen den bekannten Standpunkt der deutschen Kano- 
nisten jener Zeit, welche glauben, die Unabhängigkeit der Kirche im Gebiete 
ihrer „wesentlichen“ Aufgaben behaupten zu «dürfen, obwohl sie die Diseiplin 
der Kirche der Gesetzrebung des Staates unterwerfen. 

e So bekämpft er z. B. (S. 43) die bekannte Eintheilung der damaligen 
Doetrin, welche neben den res spirituales und res teımporales auch ein Gebiet 
der res mixtae annımmt, mit folgenden Argumenten: „Aber es mar doch 
vielleicht gemischte Gegenstände geben, die eben so sehr in die Befugnisse 
der weltlichen Macht eingreifen, als sie einerseits von dem Stoffe des (Glau- 
bens und der kirchlichen Verfassung ausgehen? Dies scheint so wenie Wahr- 
scheinlichkeit zu haben, als irgend ein Gegenstand eine öffentliche und eine 
Privatsache zugleich sein kann. Jedes Ding hat seine richtige Begrenzung 
und kann rein von allem fremden Zusatze, von aller Vermischung mit hetero- 
senen Merkmalen gedacht und gehandhabt werden.“ — S. 26 wird behauptet: 
„Ebendarin“, dass das „Wesen der Kirche alle politischen Verhältnisse über- 
steigt, liert der Grund, dass sie keinem derselben widerstreben, mit keinem 
in Kollision kommen kann“, 
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sicht nahelegen, dass die Schrift des letzteren eine gutgeimeinte, 
aber nicht ausgereifte und darum wenig glückliche Publikation 
ist. Freilich sind die augenfälligen Mängel der Schrift begreiflich 
bei der Arbeit eines Mannes, welcher in kurzer Zeit eine ganze 
Reihe durchaus populärer Broschüren über religiöse und politische 
Tagesfragen®? veröffentlicht hatte. Deshalb kamen aber gewiss 
viele unter den „Zünftigen“ seiner Schrift auch nur mit einem 
gewaltigen Vorurtheile entgegen ®®, oder sie glaubten von derselben 
nicht einmal erst Kenntniss nehmen zu müssen. Dieses Vorurtheil 
nicht minder, als die eclatanten Mängel der Schrift haben es 
wohl auch verschuldet, dass die letztere — selbst in der engeren 
Heimat des Verfassers — kaum beachtet wurde®®, während Droste 
und Sommer wirklich Schule machten und ihr Programm von 
Hand zu Hand gieng. 

Was endlich Görres angeht, welcher jetzt bekanntlich all- 
gemein als der „Urheber der Koordinationstheorie* betrachtet 


6” Ein Verzeichniss derselben hat der Verleger auf der Rückseite des 
letzten Blattes der „Betrachtungen“ beifügen lassen. 

0% So wie andererseits Sicherer ihnen gegenüber einen Ton anschlügt, 
dessen Schärfe oft unangenehm berührt. („Hofpolitiker* — „Nachbeter ge- 
lehrter Thorheiteu, abgeschmackter theoretischer Schulsysteme“ — „absurder, 
sinuloser, elender Popanz, den die schulgerechten Taktiker der Staatskunde 
uns ... auf die Nase binden wollen.*) Indessen kann man ihm in dieser 
Beziehung wenigstens Parteilichkeit nicht zum Vorwurfe machen; auch das 
hierokratische System wird mit scharfen Worten bekämpft, und schwerlich 
hat in unseren Jahrhundert dieses System von einem der Kirche mit solcher 
Berreisterung ergebenen Manne eine entschiedenere und rücksichtslosere Ab- 
weisung erfahren. „Diese Eingrifte der Kirche oder vielmehr der römischen 
Kurie in die Rechte des Staates“, „die Bannstrahlen, welche auf die Häupter 
der Fürsten weren Streitigkeiten um weltliche Hoheitsrechte geschleudert“ 
wurden, die Absetzungen, die Lösung des Treueides der Unterthanen be- 
zeichnet er als „Ereignisse, welche die Geburten eines rohen Zeitgeistes waren, 
der wohl vie wiederkehren wird.“ Er meint, „der päpstliche Stuhl“ habe 
wohl „durch traurige Erfahrungen ... .. einschen gelernt, dass es der Kirche 
höchst schädlich ist, den sanften Geist Jesu Christi mit dem Herrschergeiste 
einer irdischen Macht zu vertauschen“. 

6° Scheill z. B., welcher 1818 zu München eice kommentirende Dar- 
stellung der Grundsätze Droste's veröffentlichte (s. oben S. 111), scheint die 
Schrift Sicherer's gar nicht gekannt zu haben. 
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wird, so kann ich es nur für erstaunlich erklären, dass diese 
Behauptung bis heute unwidersprochen bleiben konnte. Man 
beruft sich auf die berühmte Schrift „Teutschland und die Re- 
volution — aber bezeichnender Weise finden wir nirgends ein 
genaueres Citat?®, und deshalb liegt wohl nicht nur der — Ver- 
dacht nahe, dass diejenigen, welche Görres den Urheber der 
Koordinationstheorie nennen, schwerlich in dessen berühmte 
agitatorische Schrift „Teutschland und die Revolution“”! un- 
mittelbar Einsicht genommen haben dürften. Im Folgenden der 
Wortlaut der Stelle (vgl. Görres, Teutschland und die Revolution 
S. 147ff.), er spricht wohl deutlich genug: „Darum wenn in 
früheren Zeiten die Vertheidiger der Freiheit sich zu dem Staate 
gehalten, als es gegolten, einen wirklichen Napoleonism“ (!) „der 
'Päpste zu bekämpfen, dann ist ihr Ort jetzt bei der schmählich 
unterdrückten Kirche, dass sie ihre Freiheit und Unabhängigkeit 
gegen die Anmassungen der Staatsgewalt vertheidigen und die 
Idee retten aus den Banden, in denen sie eine usurpirende Macht 
gefangen hält. Für die katholische Kirche zunächst kann also 
von keinem Grundsatze der Unterordnung, sondern allein von 
dem der Beiordnung der weltlichen Macht zur geistlichen die 
Rede sein, und die absteigende Bewegung, die seither diese zu 
jener herabgerissen, muss so lange rückläufig werden, bis es zu 
jenem Punkte des Gleichgewichts gekommen, wo sie sich dann 
befestigen mag. Dort kann im wechselseitigen Verhältnisse 
beider nur eine vollkommene Gleichheit der Rechte beider giltig 
sein, also dass auch für sie das Prinzip der christlichen Moral 
verbindlich ist: was Du nicht willst u.s.w. — wie es der 
Domkapitular von Droste, in seiner Schrift: Kirche und 
Staat, sehr gut und praktisch ausgeführt.“ Im Folgenden 


‘0 Es wird weder eine Seitenzahl angegeben, noch der Wortlaut der 
Stelle. 

"1 Welche Görres als Wortführer der liberal-koustitutionellen Partei in 
der Rheinprovinz — nach seiner eigenen Mittheilung (vgl. „In Sachen der 
Rheinprovinz u. s. w., Stuttgart 1822, S. 152) binnen vier Wochen — ver- 
fasst hat. 
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spricht Görres die Hoffnung aus, dass die katholische Kirche 
Deutschlands, wenn sie in der Anlehnung an die Einheit der 
Hierarchie „Licht und Freiheit“ sowie auch jene „billige Dotation® 
erlangt haben wird, „die ihr der Staat noch immer vorenthält“, 
„bei der ungeheueren Reproduktionskraft, die ihr beiwohnt“, 
„sich leicht aus sich selbst zeitgemäss ergänzen, ihre... . Ver- 
hältnisse durch Synoden ..... ordnen... . und wieder verjüngt 
erstehen“ wird. „Dann erst wird es“ (so setzt Görres fort) „an 
der Zeit sein, jedem . . Despotismus, der sich in“ der Kirche 
„entwickeln wollte, zu begegnen, da das katholische Deutschland 
so wenig den kirchlichen wie den politischen sich gefallen zu 
lassen irgend eine Neigung hat. Der protestantischen Kirche 
aber, die, ohne sich selber aufzuheben, in diesem Sinne nicht 
rückläufig werden kann, wird nichts übrig bleiben als die Refor- 
mation in der Richtung zu beendigen, in der sie angefangen, und 
sie so weit fortzuführen, bis die Gewalt überall bei der Gemeinde 
ruht, wie Sommer, in seiner Schrift: Von der Kirche in dieser 
Zeit, treffend entwickelt hat.“ Görres ist also einfach, wie so 
viele andere liberale Katholiken, durch Droste und Sommer für 
die Koordinationstheorie gewonnen worden. Man könnte übrigens 
nicht einmal zugeben, dass sein Eintreten für dieses Programm 
damals (1819!) wirklich ein entschiedener Gewinn für die Sache 
der kirchlichen Freiheit war’?, 


72 Bei den liberalen Katlıoliken des westlichen und südlichen Deutsch- 
land hatte «die Idee der Kirchenfreiheit auch ohne Görres schon frucht- 
baren Boden gefunden. Auch hier war wohl der gemässigten Richtung 
(welcher die bestehenden Autoritäten denn doch noch etwas anderes 
hedeuteten als die Träger „des Geistes der Willkür, Gewaltthätigkeit und 
Deutschvergessenheit“) der Grundton seines berühmten Pamphletes, das so- 
fort von der preussischen Regierung beschlagnahmt worden, gewiss nicht 
willkommen; auf die Anerkennung der politisch streng-konservativen kirchen- 
treuudlichen Kreise aber hat Görres damals wohl selbst nicht zerrechnet. That- 
sächlich beeilte man sich da auch mit der grössten Entschiedenheit den un- 
erwünschten und gefährlichen Helfer zurückzuweisen; es war noch «das mildeste 
Urtbeil, wenn man wenigstens zugab, dass Görres in seiner „berüchtigten“ 
Schrift, welche „von einem Sauerteig revolutionärer Irrthümer durchdrungen 
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Dass man die Behauptung, „Joseph von Görres habe die 
Koordinationslehre zuerst zur Geltung gebracht“, bisher so wider- 
spruchslos hingenonmen hat, muss um so mehr überraschen, 
weil ja zugleich auch jene irrige Auffassung ausgesprochen und 
verbreitet wurde, welche in der Koordinationstheorie ebenso 
wohl den Ausdruck kirchlich-politischer Tendenzen, wie neuer 
kunstruktiver Gedanken erblickt??: „Nachdem nämlich die... 
Suprematie der Kirche über die Staaten... unmöglich geworden 
war, nachden ferner das auf direkte Beherrschung der Kirche 
gerichtete starre Staatskirchentlium mit seinen zur Heuchelei und 
Korruption führenden Auswüchsen sich überlebt zu haben schien, 
sollte unter . . Anerkennung der... Parität des Protestantismus 

. ein Verhältniss gegenseitiger Unabhängigkeit und wechsel- 
seitiger Freundschaft zwischen den christlichen Staaten und der 
katholischen Kirche hergestellt werden: an die Stelle der hiero- 
kratischen Unterordnung des Staates unter die Kirche und der 
cäsaropapistischen Subjektion der Kirche unter die Staatsgewalt 
suchte man eine den geschichtlich begründeten Verhältnissen an- 
gepasste Koordination zu setzen.* Diese irrige Vorstellung ist 
von uns bereits oben (S. 76 ff.) widerlegt worden. Thatsächlich 
war die „IKoordinationstheorie“* unseres Jahrhunderts eine höchst 
bedeutsame geschichtliche Erscheinung, obwohl man bei ihren 
Vertretern vergeblich nach einem konstruktiven Gedanken suchen 
würde, der wesentlich neu wäre. Vom Standpunkte der herr- 
schenden Auffassung hätte man sich aber u. E. doch auch die 
Frage vorlegen müssen, ob denn Joseph von Görres der Mann 
war, welcher der Wissenschaft eme neue theoretische Kon- 
struktion des Verhältnisses von Staat und Kirche bieten konnte. 
Görres war gewiss eine geniale Natur, er war vielleicht der ori- 
ginellste und gewandteste Publizist seiner Zeit; für die Aufgabe 
ist, dennoch, sei es aus Geist des Widerspruches oder aus aufwachendem 
besseren Gefühl, die Unabhängigkeit der Kirche mit Wärme vertheidiet habe“ 
(Haller). 


73 Ich will mir in dem mitgetheilten Wortlaute der Citate keine Kor- 
rekturen erlauben; deshalb lasse ich selbst die Satzfügung lieber unverändert. 
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jedoch, deren Lösung unsere kanonistische Litteratur der letzten 
Jahrzehnte Görres imputirt, fehlte ihm zum mindesten — alles: 
Beruf, Neigung, vollständige Sachkenntniss, Tiefe der Auffassung, 
Sinn und Verständniss für die konstruktiven Aufgaben der Reclıts- 
wissenschaft. Görres ninımt wohl gelegentlich Kenntniss von den 
verschiedenen Theorien über das Jus circa sacra, sobald er glaubt, 
einen oder den anderen Satz derselben in seinen Streitschriften 
als wuchtiges Argument verwertlien zu kömmen: eine konsequent 
durchgeführte Auffassung des Verhältnisses von Staat und Kirche 
würde man jedoch in seinen Schriften vergeblich suchen’. — 
Wie die Bedeutung und der Eintluss der Koordinations- 
theorie überhaupt nur richtig beurtheilt werden kan, wenn die- 


’% Schon Brendel (1839) hat darauf hingewiesen, dass Görres z. B. im 
„Athanasius* (1838) sich selbst widerspricht, wenn er dem Staate das Placet, 
überhaupt das Majestätsrecht «der Oberaufsicht zuerkennt und dabei doch 
den Grundsatz aufstellt, dass Lehre und Disciplin zu jenem Gebiete des 
kirchlichen Lebens gehören, imnerhall dessen sich die Kirche frei bewegen 
muss, ja gelegentlich ohne weiteres den Vorzug des kirchlichen Jtechts vor 
dein weltlichen behauptet. Es darf uns auch nicht überraschen, wenn Görres, 
der im „Athanasius“ sowie in dem von ihm 1825 anonyın veröflentlichten 
Aufsatze „Die katlı. Kirche in den... Stuaten Deutschlands“ (vl. „Katholik* 
Jahrg. 1825. Bd. 18, 8. 257 fl, insbes. S. 295, 296) das Majestätsrecht des Staates 
über die Kirche anerkennt, in der Schrift „Kirche und Staat nach Ablauf der 
Cölner Irruug“ [1842] S. 69 uur mit Hohn von den „Doctoren iuris circa sacra 
unter den Katholiken* spricht: im nämlichen Jahre wie scin „Athanasius” 
erschien ja die gegen Leo, Marheinecke und Bruno gerichtete Schrift „Die 
Triarier”, in welcher — 8. 116, 117 — die „Ueberordnung“ der Kirche behauptet 
und deshalb die Forderung aufrestellt wird, dass im Falle eines Kontliktes die 
Kirche als „vorberechtigt“ anerkaunt werde. Seine Bemerkung (Athanasius 
S.53), dass „die Kirche ihre Anordnungen, Erlasse, Breven und Bullen gerne 
dem Placet“ des Staates „hingiebt“, wenn sie nur nicht „rein «eistliche 
Gierenstände* betreflen, beweist, dass Görres von den entscheidenden Aus- 
sprüchen der Päpste über diese Frage und von der Geschichte des Placet 
keine Kenntniss hatte. lTeberhaupt war für ihn die juristische Litteratur 
(selbst jene seiner Zeit und der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts) oflen- 
bar zum grössten Theile eine terra incoenita; sonst hätte er nie die Behaup- 
tung gewagt, dass das eigenthümliche Gebiet der Kirche, auf welchem sie 
sich völlig frei bewegen muss, „ohne Zweifel und auch eiugestandener 
Massen“ das Gebiet „der Lehre und der Disciplin sei“, und „dass man 
diesen ihren Anspruch zu allen Zeiten anerkannt, veachtet und geehrt habe“ 
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selbe nicht bloss als eine „wissenschaftliche Meinung“, sondern 
als das leitende System und Programm einer mächtigen Strömung 
im deutschen Staatsleben des 19. Jahrhunderts gewürdigt wird, 
so ist auch jener Gegensatz zwischen der wissenschaftlichen und 
der populären Auffassung des Verhältnisses von Staat und Kirche, 
welcher in den katholischen Kreisen Deutschlands heute so 
eclatant hervortritt?®, nur als eine Reflexwirkung der politischen 
Ereignisse der letzten Jahrzehnte zu erklären. Die populäre Auf- 
fassung hält trotz des veränderten Standpunktes der Wissen- 
schaft an jenen Prinzipien fest, welche die katholische Partei in 
der Zeit des Kulturkampfes geradezu zur Bedeutung eines poli- 
tischen Dogmas erhoben hatte. Wer dürfte auch dieser Partei, 
welche, völlig isolirt, unter den schwierigsten Verhältnissen die 
Freiheit der katholischen Kirche gegen die Uhterdrückungs- 
tendenzen des Staates vertheidigen musste, einen Vorwurf daraus 
machen, dass sie nicht geneigt war, „doktrinären® Bedenken ein 
Prinzip zu opfern, welches schon vor dem Jahre 1848 das volks- 
thümliche Losungswort im Kampfe gegen den Polizeistaat geboten 
hatte, eine Theorie preiszugeben, welche die Forderungen des 
Parteiprogrammes als absolut begründet, als „grundsätzlich allein 
berechtigt“?% erklären zu dürfen glaubt. Der Kampf für die 


(Athanasius S.29). Eine geradezu verblüffende Probe seiner Unkenntniss und 
Naivetät in canonistischen Fragen enthält der oben citirte anonyme Aufsatz 
im Jahrg. 1825 des „Katholik“, wo (S. 264) Görres den Papst Bonifaz VIII. 
eine Glaubenslehre aufstellen und „wieder zurücknehmen“ lässt. 
> Vgl. oben 8. 74. 
76 Reichensperger (Kulturkanpf oder Friede in Staat und Kirche, 
II. Aufl. S. 27ff.) hat bekanntlich die Koordinationstheorie als „das eruni- 
sätzlich allein berechtigte System“ proklamirt: „Das grundsätzlich allein be- 
rechtigte System der Nebeneinanderorduung der beiden grossen Gewalten 
. muss die Zukunft beherrschen, wenn nicht Ordnung und Freiheit als 
zwei sich ausschliessende Begriffe erklärt werden sollen... Da, wo das 
relissiöse Lebensbewusstsein in einem Volke überwog, — wo es die anderen 
sozialen und politischen Interessen gar absorbirte ... bestand, nicht 
kraft kirchlichen Prinzipes, sondern eben nur thatsächlich, die 
Ueberordnung der Kirche über den Staat... Wo dagegen in einem Volke 
oder in einer Zeitperiode das Aussenleben zu überwiegen herann ... wo 
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Freiheit der Kirche gegen den Staat, welcher sein Oberaufsichts- 
recht missbraucht, um der katholischen Kirche ihren legitimen 


vielleicht die Kirche selber durch das abnorme Uebergewicht ihrer Vertreter 
über dievon Rechtswegen selbständige Staatsgewalt und durch allzu 
enge Verwicklung mit der äusseren Welt Schaden am eigenen inneren Leben 
genoinmen — da machte sich ... . die entgegengesetzte Tendeuz der UÜcher- 
ordnung des Staates über die Kirche geltend“... „Diese beiden Systeme 
müssen innerlich gleich falsch sein, wenn es anders wahr ist, dass 
(ie Menschheit kraft ihrer Doppelnatur eine zweifache Aufrabe zu lösen hat, 
welche sie gleichmässig auf den Staat uud auf die Kirche hinweist, und wenn 
es zugleich wahr ist, dass eine jede dieser Lebensformen des menschlichen 
Daseins nur auf dem Boden der Selbstbestimmung, also der Freiheit, ılır... 
Wesen zu verwirklichen vermag.“ Wenn Reichensperger hier für das Ver- 
hältniss von Staat und Kirche eine Maxime von absoluter Geltung aufstellt 
und seine Maxime nach dem Vorbilde der Naturrechtsdoktrin als den souve- 
ränen Massstab des allein- und allgemeingiltiren Rechtes der Bewegune des 
veschichtlichen Lebens gerenüberstellt, so hat er damit offenbar den wissen- 
schaftlichen Standpunkt unseres Jahrhunderts, die historische Ausicht des 
Rechtslebens, vollständig verleugnet. Martens (a. a. O. S. 344) durfte 
ihn unseres Erachtens mit vollstem Rechte einfach auf den „treffenden“ 
Ausspruch Ketteler's verweisen, dass auch „das Verhältniss zwischen Kirche 
und Staat nicht ein für allemal und für alle Zeiten durch fertige Formeln 
festgestellt werden“ kann. Dagegen ist Martens entschieden im Irrthume, 
wenn er annimmt, dass kein Anhänger der Koordinationstheorie in seinem 
Eifer für diese Lehre jemals noch „weiter gerangen“ ist als Reichensperzger. 
Erzbischof Clemeus August von Droste-Vischeriog hat ja die Koordination 
von Kirche und Staat geradezu für eine Ordnung Gottes erklärt; vergl. 
dessen Schrift „Ueber den Frieden unter der Kirche und den Staaten“ 
(Ausg. v. J. 1843, S. 61): „Da aber die Kirche, ihr Episcopat, die Bischöfe, 
als solche, der Staatsrewalt nach der Anordnung des Herrn rechtlich nicht 
subordinirt, sondern koordinirt sind, so ist, was diesem Koordinations- 
verhältnisse widerspricht, mit der Anordnung Gottes im Wider- 
spruche.“ Ist die Koordination der beiden (icwalten in der „Anordnunr 
(sottes“ gegründet, kann die Kirche nach Gottes Ordnung dem Staate nur 
„koordinirt“ sein, darf „das Verhältniss von Staat und Kirche richtir nur“ 
als ein Verhältniss „beiderseitiger Unabhängigkeit bezeichnet werden“ (C. A. 
v. Droste-Vischering, a. a. 0. S. 91, 95, 97 u. s. 6.) — dann ist es offenbar 
auch „im Widerspruche mit der Anordnung Gottes“, wenn man für die Kirche 
(lie Superiorität verlangt, wenn eine indirekte Gewalt der Kirche über die 
Staaten behauptet wird. Dann führt uns also die Argumentation Droste- 
Vischering's zu demselben Ergebnisse, wie der erste Artikel der bekannten 
Deklaration des französischen Klerus vom Jahre 1682, welcher seine Schluss- 
folgerungen in dem Ausspruche zusammenfasst: „Reges ergo et principes in 
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Eintluss im Leben der Nation zu entziehen und einem andercu 
Bekenntnisse das Uebergewicht zu sichern, musste das grösste 
Hinderniss werden für ein objektives Urtheil über das System 
der staatlichen Kirchenhoheit. Erwägt man, dass die kirchlichen 
Zustände Deutschlands auch m der ersten Hälfte unseres Jahr- 
hunderts analoge Erscheinungen aufweisen, so wird man wohl 
unserer Ansicht beipflichten müssen, dass die Koordinations- 
tlıeorie die Bürgschaften ihres Bestandes und ihrer Verbreitung 
immer wesentlich nur äusseren politischen Momenten zu danken 
hatte. Nur so wird die Thatsache erklärlich, dass die oflen- 
sichtlichen Mängel der rationellen und geschichtlichen Begrün- 
dung dieses Systemes niemals seiner Popularität Eintrag tun 
konnten, dass die Koordinationstheorie im katholischen Deutsch- 
land seit den Dreissiger- Jahren tonangebend blieb, und dass 
daselbst keine wissenschaftliche Polemik entscheidende prak- 
tische Erfolge zu erzielen vermochte. Der Einfluss der Kölner 
Ereignisse auf die Stimmung im ganzen katholischen Deutschland 
wie die allgemeine Abneigung gegen den Polizeistaat, zu dessen 
Rüstzeug das tus circa sacra gehörte, liessen damals jeden Ver- 
such, die populäre Auffassung den Hoheitsrechten des Staates 
zugänglich zu machen, als aussichtslos erscheinen. Hingegen 
dürften wohl viele jener katholischen Staatsmänner und Rechts- 
gelehrten aus der erwähnten Epoche, welche für Anhänger der 
Koordinationstheorie gelten müssen, die Schwäche dieses Systems 
nicht verkannt haben. Zum mindesten fehlte ihnen gewiss nicht 
die Einsicht, dass der Grundsatz der Koordination sich nicht 
verwirklichen lasse im Rahmen der bestehenden Staatsordnung, 
in welcher die „Landeskirchen“ überall zugleich als Träger staat- 
licher Aufgaben erschienen, und dass darum vorläufig noch jeder 
Versuch, den Grundsatz der Koordination mit allen seinen Kon- 
sequenzen im deutschen Staatsleben wirklich durchzuführen, un- 


temporalibus nulli ecelesiasticae potestati Dei ordinatione subici . . . posse, 
eanique sententiam publicae tranquillitati necessariam ... verbo Dei, patrum 
tradition ... . consonam ommino retinendam.* 
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lösbaren Schwierigkeiten begegnen müsste. Die Erklärung für 
die Thatsache, dass sie dennoch nicht geneigt waren, die Ko- 
ordinationstheorie aufzugeben oder dieses System wenigstens 
nicht mehr als politisches Prinzip zu vertheidigen, müssen wir 
wohl in der allgemein verbreiteten Vorstellung suchen, welche 
eine durchgreifende Veränderung, eine Umwälzung der staatlichen 
Zustände für unausbleiblich ansah. Dieser Staat der Zukuntt 
sollte auch der Kirche ıhre völlige Freiheit und Unabhängigkeit 
wiedergeben, welche ılır das alte Staatswesen verkümmert hatte. 
Mit anderen Worten: Jene Ordnung des Verhältnisses von Staat 
und Kirche, welche seit den Kölner Ereignisse angebahnt worden 
war, wurde nur als ein bedeutungsloser (und hoffentlich bald 
vorübergehender) Uebergingszustand betrachtet, der „die Trennung 
(ler Kirche vom Staate“ vorbereiten sollte. Man war überzcust, 
(lass diesem Systeme die Zukunft gehöre; dasselbe war der katho- 
lischen Partei nicht minder sympathisch als dem Liberalismus 
jener Epoche’”‘. Wenn damals viele begeisterte Anhänger der 


7 Phillips — welcher sich jedoch selbst niemals über die Unhaltbar- 
keit der Koordinationslehre getäuscht hat — bringt die herrschende Stin- 
mung der katholischen Kreise zum Ausdruck, wenn er im «lritten Banıdle 
seines Kirchenrechts (1848) seine Ansicht über die künftiee Stellung der 
Kirche in folgendem Ausspruche zusammenfasst: „Die Verhältnisse Nord- 
ainerikas scheinen das Vorbild von dem sein zu sollen, was in der ganzen 
Welt bevorstehen möchte* (vel. a. a.0O. I. Abthle., S. 493). 

Ich will hier auch noch auf die Broschüren, Gutachten und Reden 
Döllinger's aus den Jahren 1848—50 verweisen, welche die Frage der Kirchen- 
freiheit betreffen, und die jetzt ia den 1890 von Reusch herauszserebenen 
„Kleineren Schriften“ Düöüllingers (S. 1—104) gesammelt vorliegen. Das 
amerikanische System ist ihm identisch mit „der vollkommenen Freiheit und 
Unabhängigkeit der verschiedenen Bekenntnisse vom Staate*. Das Schlag- 
wort „Irennung der Kirche vom Staate“ bezeichnet Döllinger als miss- 
verständlich und „unpassend“; er bedauert, dass auch den von katholischer 
Seite ausgehenden Petitionen dieses Schlaxwort geläufig sei. Seine Partei 
verlange die Freiheit und Unabhängigkeit der Kirche, aber nicht die „Ent- 
christlichung des Staates“; die Kirche soll auch ferner als geistige Macht deu 
Staat unterstützen und „dem Staate soll das, was er noch von christlichen 
Elementen in sich trägt, erhalten werden“. In Belgien sei seit dem Jahre 1831 
„venan alles das eingeführt, was der Antrag“ seiner Partei verlanre. Die 
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Koordinationsidee in der Täuschung befangen waren, dass die 
ersehnte radikale Reform in dem Verhältnisse von Staat und 
Kirche einen Sieg ihres Prinzipes bedeuten würde, so liegt die 
Erklärung dieses Irrthumes nahe. Ueber das sog. amerikanische 
System waren noch unrichtige und unklare Vorstellungen ver- 
breitet; die Thatsache, dass der indifferente Staat der Kirche 
völlig freie Bewegung gestattet, liess leicht den grundsätzlichen 
Standpunkt verkennen, auf welchem das amerikanische System 
beruht?®. Man war sich nicht klar darüber, dass dieses System 


Freiheit der Kirche, die Unabhängigkeit der religiösen Gesellschaften von 
der Staatsgewalt sei, wie das Beispiel Belgiens und Nordamerikas beweise, 
zugleich die sicherste Garantie des konfessionellen Friedens; ebenso wisse in 
Nordamerika und in Belgien Niemand etwas von Konflikten zwischen der 
Staatsgewalt und den Religionsgesellschaften, während in Deutschland die 
Bevorinundung der Kirche durch ein Beamtenregiment die Quelle der ewigen 
Zerwürfoisse zwischen Kirche und Staat bilde und in Wahrheit auch allein 
das Hinderniss für ein „friedliches Nebeneinanderbestehen der beiden grossen 
Kirchen“ Deutschlands bedeute. Wenn in Deutschland „Entfremdung und 
Erbitterung“ unter den Konfessionen herrsche, a0 habe diese „ihren Haupt- 
erund in der Einmischung der Staatsgewalt“. „Die ganze Geschichte lehrt, 
dass Reibungen und Kämpfe“ der Kirchen unter einander „durch die Da- 
zwischenkunft der Staatsgewalt ... . erst recht vergiftet und unheilbar ge- 
macht werden.“ Auch „die Ereignisse der letzten Zeit“ (Döllinger meint die 
‚Jahre 1837—48) hätten wieder „die Erfahrung bestätigt, dass es eben die Ein- 
mischung der Staatsgewalt, die wirkliche oder doch gefürchtete ... . Partei- 
lichkeit einer Regierung für die eine und gegen die andere Kirche gewesen 
sei, was die Gemüther in religiöser Beziehung mit Argwohn und Bitterkeit 
erfüllt, den Gregensatz und Streit der Kirchen vergiftet habe“. 

Auf die Stimmung der liberalen Kreise hatten die Lehren Schleier- 
macher's und die (letzteren völlig entsprechende) landläufige Idealisirung der 
Verhältnisse in der nordamerikanischen Demokratie im gleichen Sinne Ein- 
fluss geübt; entscheidend und ausschlaggebend war schliesslich das Vorbild 
der belgischen Konstitution, das Gewicht der Thatsache, dass dieser konsti- 
tutionelle Musterstaat, dessen Verfassung der gemässigten liberalen Richtung 
der Achtundvierziger als das Ideal konstitutioneller Ordnung galt, auch schon 
den Versuch unternommen hatte, auf den geschichtlich gegebenen Grund- 
lagen eines modernen europäischen Staatswesens das Prinzip der Trennung 
der Kirche vom Staate durchzuführen. 

8 Vgl. z.B. nur die oben angeführten Aussprüche Döllinger’s; die Bei- 
spiele analoger Aeusserungen aus katholischen Kreisen liessen sich leicht be- 


— 
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im Prinzip alle Religionsgesellschaften ebenso der Souveränetät 
der Staatsgewalt unterordnet, wie das System der Kirchen- 
hobeit des paritätischen Staates. 

Die erste wirklich beachtenswerthe und gediegene Widerlegung 
der Koordinationstheorie finden wir im Jahrgange 183] der Zeit- 
schrift „Katholik“ (Bd. 40, S. 180ff.), und zwar in der Ein- 
leitung zu einem daselbst veröffentlichten anonymen Aufsatze unter 
dem Titel „Ueber das Verhältniss der Kirche zum Staate. Aus 
der französischen theologischen Litteratur“ (Katholik Bd. 40, 
S. 177ft., 271—285), dessen Hauptzweck es war, die Leser der 
Zeitschrift durch Auszüge aus den Schriften des De Lamennais 
und Litta’® mit jener Vertheidigung der politischen Suprematie 


liebig vermehren, wie ein Blick in die Parlaimeutsverhandlungen und popu- 
lären Broschüren jener Zeit beweist. 

Auch bei den Gegnern der katholischen Partei fehlte nicht minder eine 
klare und richtige Vorstellung von den Rechtsgrundlagen der kirchlichen Zu- 
stäude Amerikas. Selbst ein Rechtslehrer von der Bedeutung Heffter's bekennt 
sich alles Ernstes zu der Auffassung, dass der in Amerika unter den Kon- 
fessionen herrschende „äussere Friedenszustand“ „theils dem Sinne für die 
materiellen Interessen“, „der Macht der öffentlichen Meinung, aber auclı der 
sich leicht entfesselnden Selbstkraft und Selbsthilfe“, dem „Lynchresetze“ zu 
danken sei; in den Zuständen Amerikas will Hetfter „jedenfalls nur die erste 
Entwicklungsstufe der Verhältnisse zwischen Staat und Kirche und zwischen 
den verschiedenen Konfessionen“ erblicken — noch nicht eine rechtliche 
Ordnung dieser Verhältnisse, sondern nur die Zustände einer Periode des 
Kampfes, der Kollision der Gegensätze, welche dereinst in der erkämpften 
staatlichen Rechtsordnung ihre Lösung finden sollen. „In der alten Welt“, 
so meint Heffter, „liegt dieser Entwicklungsgrad längst hinter unseren Zeiten; 
wir können nicht mehr dahin zurückkehren. Nicht Gewalt und Kampf 
kann herrschen, sondern das Recht, und dieses hat der Staat zu ver- 
mitteln“. Vgl. Heflter's 1839 erschienene Schrift: „Der gegenwärtige Grenz- 
streit zwischen Staats- und Kirchengewalt.e Von einem norddeutschen Pu- 
blizisten.* S. 57, 58. 

” S. 186ff.: Auszüge aus der Schrift „De la religion consideree dans 
ses rapports avec l’ordre politique et civil“, welche Lamennais in den Jahren 
1825—26 veröffentlicht hatte; S. 271ff. aus Lorenzo Litta’s „Lettres sur les 
quatre articles dits du clerge de France“, welche 1826 in einer neuen Aus- 
gabe mit Noten erschienen waren, die allgemein Lamennais zugeschrieben 
wurden. 
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der Kirche vertraut zu machen, welche man diesen Gegnern des 
(zallikanismus verdankte. In der Einleitung zu diesem Aufsatz, 
welcher in der Folge gänzlich in Vergessenheit gerieth und nieines 
Wissens nirgends citirt wird (selbst Phillips und Martens kennen 
diese Publikation nicht), hat der Verfasser desselben gegen die 
Koordinationstheorie wuchtige Schläge geführt. Der Ver- 
fasser wirft den Kirchenrechtslehrern seiner Zeit vor, dass sie 
über das Verhältniss von Staat und Kirche „nichts als Triviali- 
täten“ vorbringen: dass jede Gewalt in ihrer Sphäre von der 
anderen unabhängig ist, keine in die Sphäre der anderen über- 
greifen darf, dass jedoch der Staat (der Verf. wirft ein: „Warum 
nicht auch die Kirche?“) das Recht haben muss, sich gegen 
ebergriffe der Kirche ... . zu schützen. Diesen „Trivialitäten*“ 
gegenüber bemerkt der Verfasser, dass „die Schwierigkeit ja gerade 
da beginne, wo unsere Lehrbücher mit ihrem Kram am Ende 
sind... Wie weit geht denn eben die Sphäre der welt- 
lichen und der kirchlichen Gewalt in concreto? ... Es kann 
uns wohl auch Einer eine Reihe von Dingen herzählen und sagen: 
das und jenes... geht das kirchliche Interesse nicht an ... 
Es kann uns aber überhaupt dieses Meinen von dem, was in 
concreto Kirchliches oder Weltliches ist, nicht kümmern und 
nichts nützen; denn ist eine äussere Autorität gesetzt über Welt- 
liches und Kirchliches, so sind wir eben an diese Autorität selbst 
angewiesen, um zu erfahren, was Kirchliches oder Weltliches sei, 
und es kann keineswegs unserem willkürlichen Meinen überlassen 
sein, was wir für Kirchliches oder Weltliches halten, da ja ausser- 
dem“ (!) „wir die Autorität selbst wären, nicht aber der Autori- 
tät Unterthanen . . .. Gesetzt aber, beide Gewalten sind mit 
einander selbst im Widerspruch, und die eine erklärt für Welt- 
liches, was die andere für Kirchliches erklärt, und jede macht 
demnach in Folge der widersprechenden Ansichten auch wider- 
streitende Rechtsansprüche? Dieser Fall der Kollision zwischen 
beiden Gewalten ist der schwierige Knoten, der gelöst werden 
muss, und der mit jenem abstrakten Satze von der Unabhängig- 
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keit beider Gewalten innerhalb ihrer eigenthümlichen Sphäre nicht 
gelöst wird. Freilich, die Kollision wird aufgehoben durch ein 
Konkordat; aber das heisst nicht mehr als: die Kollision wird da- 
durch aufgehoben, dass sie aufgehoben ist. Gesetzt aber, es kommt 
kein Konkordat zu Stande? ... . Ihr sagt selbst: beide Gewalten 
sind von einander unabhängig — also kann keine über die andere 
Richter sein, also kann man nicht verlangen wollen, dass die eine 
sich ohne weiteres unter die Ansicht der anderen beuge und gegen 
das Bewusstsein ihres guten Rechts ... . der anderen sich füge? 
Also ist jede nur auf ihr eigenes Gewissen angewiesen, und da 
jede der beiden Gewalten das Recht der Selbsterhaltung hat, so 
würde die Kollision der Ansprüche zum offenen Kampfe führen, 
und es würde zwischen beiden @ewalten eines und desselben 
Staates dasselbe Verhältniss eintreten, wie zwischen zwei von 
einander unabhängigen Völkern im Falle der Kollision ihrer 
Rechtsansprüche. Das hiesse aber doch wohl das Prinzip der 
inneren Entzweiung zum Staatsgrundgesetze machen. Wollt ihr 
dies nicht, so bleibt euch nur eine Alternative often: Entweder 
ihr saget, die weltliche Gewalt habe die Entscheidung zu geben, 

. oder ıhr erkennet der Kirche das Recht der letzten Ent- 
scheidung im Kollisionsfalle zu, und dann gebt ihr ein Abhängig- 
keitsverhältniss der weltlichen zur kirchlichen Gewalt zu ... 
(Vgl. „Katholik“ a. a. O. S. 182—184.) 

Wie diese ganze anonyme Publikation über das Verhältniss 
der Kirche zum Staate, so scheint auch die Einleitung derselben 
mit ihrer Polemik gegen die Koordinationstheorie kaum beachtet 
worden zu sein. Litta’s Briefe über die sog. vier Artikel des 
Klerus von Frankreich und vor allem die solches Aufsehen er- 
regenden kirchenpolitischen Schriften des De Lamennais waren 
damals auch schon in Deutschland genug bekannt und verbreitet, 
so dass ein Aufsatz, welcher dieselben bei den Lesern einer theo- 
logischen Zeitschrift erst durch Auszüge populär machen wollte, 
fürwahr sehr überflüssig erscheinen konnte. Die Einleitung mit 


ihrer Polemik gegen die Koordinationslehre wurde da nur zu 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. V. 1. 9 
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leicht übersehen, und der ganze Artikel vom Leser bei Seite ge- 
schoben. Der Verfasser scheint übrigens selbst zu befürchten, 
seine Polemik werde hier nicht genug beachtet werden; denn er 
bemerkt°® ausdrücklich, er „hoffe bei einer anderen Gelegenheit 
und in einer anderen Form“ sich „mit dem gelehrten Publikum 
über das angeregte Thema weiter besprechen“ zu können, und 
siebt nicht undeutlich zu verstehen, dass er auch schon der 
Tübinger Theologischen Quartalschrift eine von dieser, vielleicht 
prinzipieller Bedenken wegen, noch nicht veröffentlichte Arbeit über 
das Verhältniss von Staat und Kirche vorgelegt habe°®!. Die 
Grundgedanken der Polemik unseres Verf. kehren sänmtlich — 
zum Theile sogar in ähnlicher Wortfassung — in der eingehen- 
den Widerlegung des Koordinationssystemes wieder, welche 
Gengler’s von uns bereits citirte „Aphorismen“ ®° enthalten (vgl. 
„Aphorismen“ a. a. O. S. 464—469; s. das. auch 8. 473f., 479, 


”sS.185. 

318.185, 186: „Möchten noch einige Andere sich über die angeregte 
Frare aussprechen; möchte namentlich die Tübinger Quartalschrift sich ver- 
nehmen lassen, welche wahrscheinlich ihre früher geäusserten Ansichten über 
das rechte Verhältniss zwischen Kirche und Staat im Verlaufe der Zeit etwas 
modliheirt haben wird; denn was erst im letzten Hefte dieser Zeitschrift“ 
(vgl. hiezu Tüb. Theo). Quartalschr. 1830, S. 734fl.) „bei Gelegenheit der 
Recension einer Schrift Moy’s beiläufig über dieses Thema gesagt worden ist, 
kam sicherlich nicht von den Meistern selbst“. 

»* Einige Aplıorismen über das Verhältniss der Kirche zun Staate 
überhaupt, und über die geschichtliche Fortbildung dieses Verhältnisses“, in 
der Tüb. Theol. Quartalschr. 1832, S. 445 ff. 

Die Redartion der Tübinger Quartalschrift glaubte die (wie e scheiut, 
ohnehin lang genug verzögerte) Aufnahme der „Aphorismen“ mit einer ge- 
wundenen Erklärung erst besonders rechtfertiren zu müssen, welche bei aller 
Anerkennung für den „Geist“ und die „grosse Kunst“ (!) des Verfassers doch 
sofort entnelimen lässt, die Redaction habe hier die Verantwortung dafür 
ablehnen wollen, dass Gengler in seinem „Aufsatze* den in Deutschland da- 
mals herrschenden Anschauungen über das Verhältniss von Kirche uuıd Staat 
„in manchen Punkten ganz schroff entgegentritt“. Die Redaction hebt auch 
hervor, dass „nach dem Wunsche des Herrn Verfassers Gegenbemerkungen 
fülgen werden“. Dieses Versprechen ist unerfüllt geblieben, wie man es über- 
haupt vorgezogen hat, «die höchst unwillkommene Polemik Gengler's zu igno- 
riren, statt eine Widerlegung derselben zu versuchen. 
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486ff.).. Schon deshalb werden wir wohl annehmen dürfen, dass 
auch der 1831 im „Katholik“ veröffentlichte anonyme Beitrag 
„Ueber das Verhältniss der Kirche zum Staate“ von Gengler her- 
rührt; die oben erwähnte Andeutung jedoch müsste den letzten 
Zweifel über die Person des Verfassers beseitigen, wenn ein solcher 
vernünftiger Weise im gegebenen Falle überhaupt möglich wäre. 
Die kurze anonyme Polemik im Jahrgange 1831 des „Katholik“ 
sollte wohl eine Voranzeige des Verfassers der „Aphorismen“ 
bedeuten, welcher in seiner Einleitung zu den für den „Katholik“ 
bestimmten Auszügen aus Litta und Lamennais die (#elegenheit 
benützt, um die Redaction der Theologischen Quartalschrift zu 
einer Entscheidung bezüglich der ihr vorliegenden „Aphoris- 
men“ zu bestimmen, deren Aufnahme — wie es scheint, in Folge 
der Bedenken der Redaction — ganz ungewöhnlich verzögert wor- 
den war. 

Martens°®® hat die Widerlegung der Koordinationstheorie in 
Gengler’s „Aphorismen“ nicht nur als „treffend“, sondern auch 
als „wahrhaft abschliessend“ bezeichnet. Diesem Lobe kann 
man indessen m. E. doch nicht ohne Einschränkung zustimmen; 
es ist wohl in den „Aphorismen“ keine, vom politischen Ge- 
sichtspunkte wichtige Seite der Frage unberührt geblieben, aber 
es fehlt Gengler die Erkenntniss, dass wir in dem Verhältnisse 
von Staat und Kirche nicht mehr ein Gebiet der Herrschaft des 
Reclıtes erblicken könnten, wenn wir das Prinzip der Koordination 
beider Gewalten aufstellen®®. Nicht alle Gedanken der Polemik 
Gengler’s sind neu und originell — eine Bemerkung, welche selbst- 
verständlich Gengler's Verdienst nicht schmälern will; denn Gengler 
konnte (oder er musste vielmehr) manches Argument verwerthen, 
welches schon die älteren Vertheidiger der kirchlichen Suprematie 
der Annahme eines Koordinationsverhältnisses entgegengestellt 


83 Vırl. dess. „Beziehungen der Ueberordnung, Nebenordnung und Unter- 
ordnung zw. Kirche und Staat“, S. 341. 
5% Vgl, über dieses Bedenken gegen die Polemik Geuglers unten 
Ss. 155ft. 
g9* 
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hatten®‘. Gegenüber der anonymen Publikation im „Katholik“ 
zeichnet sich die Polemik der „Aphorismen“ vor allem dadurch 
aus, dass die Widerlegung der Koordinationstheorie hier als die 
harmonische Schlussfolge der Auffassungen erscheint, welche die 
„Aphorismen“ über das politische Prinzip des Katholizismus und 
über die geschichtliche Entwicklung des Verhältnisses von Staat 
und Kirche vortragen. Gengler beschränkt sich hier nicht mehr 
darauf, in einer kurzen scharfen Kritik die Schwäche des be- 
kämpften Systems schonungslos aufzudecken und im übrigen den 
Leser, welchem der Standpunkt der Negation nicht genügen kann, 
darauf zu verweisen, dass die konsequentere „Theorie Bellarmin’s“ 
in der neueren französischen Litteratur begeisterte Apologeten ge- 
funden habe. Wohl vertheidigen auch die „Aphorismen“ das 
„System der politischen Hierarchie des Mittelalters“ als das „Ideal 
einer vollkommenen Staatseinrichtung* auf der (Grundlage der 
Alleinberechtigung des katholischen Prinzipes. Aber dieses „Ideal 
einer vollkommenen Staatseinrichtung® kann nicht die Norm für 
die Verhältnisse der Gegenwart bedeuten, in welcher „die momen- 
tane Abhängigkeit der Kirche von der weltlichen Gewalt“ ihre 
Rechtfertigung in der geschichtlich gegebenen Nothwendigkeit 
findet, die Parität des Katholizismus und Protestantismus zu 


% So „Aphorismen“ S. 467 (s. auch schon oben S. 129 und Katholik, 
Bd. 40, S. 184), wo Gengler den Gedanken ausführt, es würde „in einem 
Staate, in dem das Verhältniss der gegenseitigen völligen Unabhängirkeit 
zwischen Kirche und Staat in das Staatsrecht aufrenommen wäre, eben (da- 
durch der Bürgerkrieg im Falle der Kollision zwischen beiden Gewalten ge- 
setzlich gemacht; es stünden... beide in gleichem Verhältnisse zu ein- 
ander, wie zwei... unabhängire Völker, zwischen denen im Falle einer 
im friedlichen Wege unausgleichbaren Kollision . . . am Ende auch nur 
der Krieg die Entscheidung herbeiführt“. Vergl. biezu bei Franc. Suarez, 
Defensio fidei cathol. ... . adv. Anglic. sectae errores, lil. III cap. 22 (Opa. 
Venet. 1749. tom. XXI, p. 168fg.): ... Necessarium est, ut hac potestates 
aliquem ordinem inter se observent: alias nom posset pax .. . servari. 
Nam saepe temporalia commoda repugnant spiritualibus: et ideo vel erit 
bellum iustum inter utramque potestatem, vel necesse est alteram 
alteri cedere ... Ergo vel potestas spiritualis erit sub temporali, vel 
e coutrario ... 
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sichern. Darum erkennt Gengler in der Superiorität des modernen 
paritätischen Staates, dessen den Kirchen übergeordnete, „neutrale 
Macht das Mass ihrer Freiheit und Unabhängigkeit zu bestimmen® 
hat, eine relativ berechtigte, geschichtlich begründete Ordnung des 
Verhältnisses von Staat und Kirche, wie sie den Bedürfnissen des 
„gesellschaftlichen Lebens im europäisch-germanischen Staaten- 
systeme“ der Gegenwart entspricht. Gengler’s Polemik ist scharf 
und schlagend, jedoch nirgends verletzend, und nirgends tritt eine 
persönliche Spitze hervor. Er bekämpft „die Vertheidiger des 
Systemes der Unabhängigkeit zwischen Kirche und Staat“, ohne 
auch nur die Schriftsteller zu nennen, deren Behauptungen als 
unhaltbar erwiesen werden ®®., 

Die Tlıatsache, dass auch diese hervorragende Leistung Geng- 
ler's keinen bedeutenden Erfolg zu erzielen vermochte und im 
allgemeinen so wenig gewürdigt wurde, lässt sich nur erklären, 
wenn man sich das Gewicht jener äusseren politischen Momente 
vergegenwärtigt, welche der von Gengler bekämpften „Koordi- 
nationstheorie® einen Rückhalt sicherten, den kein wissenschaft- 
licher Angriff zu erschüttern im Stande war®®. Darin werden 
wir jedenfalls den entscheidenden, ausschlaggebenden Grund er- 
blicken müssen, wenn ich auch nicht in Abrede stellen will, dass 
manche Kreise bei ihren ablehnenden Verhalten gegenüber der 


»° Auch Droste und Sommer sind nirgends eitirt, selbst dort nicht, wo 
Gieugler’s Polemik offenbar eine bestimmte Stelle ihrer Schriften im Auge 
hat. (So ist z. B. Gengler's eben so scharfe als treffende Bemerkung: „Dieses 
System der Mitte ist eben nur das System einer mittelmässigen Einsicht, 
d. i. einer solchen, die nur bis auf die Mitte des Weges, und nicht bis auf 
die letzten Prinzipien vorzudringen vermag“, gegen die uns schon bekannte 
Phrase Sommer’'s vom System „der goldenen Mitte* gemünzt.) 

»6 Vol oben S. 124. — Wenn Martens (a. a. O. S. 341) im Jalıre 1877 
die „Aphorismen* Genelers — mit Recht — als eine „leider fast ganz ver- 
sessene und verschollene“ Schrift bezeichnet hat, so erklärt diese gewiss rich- 
tige und zutreffende Bemerkung doch nicht die Ursache, sie konstatirt viel- 
mehr nur die Folge jenes ablehnenden Verhaltens, jener selbstbewussten 
Passivität, welche den Angriff ignorirte und nicht durch den Versuch einer 
Polemik den Absichten des Gegners entgesenkam. 
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Schrift Gengler's auch noch von anderen Motiven beeinflusst waren. 
Gengler’s philosophisch-theologische Bestrebungen®” wurden von 
vielen einfach als excentrische Sonderbarkeiten betrachtet, und selbst 
die wohlwollenden Kritiker mussten doch sehr entschieden eine 
„Berichtigung“ seiner verfehlten Spekulationen verlangen. Gengler’s 
philosophischer Standpunkt mochte vielen ein höchst ungünstiges 
Vorurtheil gegen alle seine Schriften nahelegen, und eine bei den theo- 
logischen Kontroversen jener Zeit begreifliche Voreingenomnienheit 
liess wohl auch für die Lehren der „Aphorismen“ Gengler’s keine 
Sympathie, ja selbst kein rechtes objektives Urtheil aufkommen. 
In jenen Kreisen hingegen, welche von den Bewegungen in der 
theologischen Gelehrtenwelt weniger berührt wurden, dürfte 
Gengler’s Vertheidigung „des Systems der politischen Hierarchie 
des Mittelalters“ nicht das rechte Verständniss gefunden haben. 
Manche mochten sogar besorgen, dass solche „unzeitgemässe* 
Diskussionen noch den Gegnern der katholischen Kirche Waffen 
liefern könnten, während anderswo vermuthlich gerade wieder 
Gengler’s Auffassungen über die geschichtliche Mission und das poli- 
tische Prinzip des Protestantismus®® missbilligt wurden. Uebrigens 
muss man zugestehen, dass Gengler in seinen „Aphorismen“ eine 
(seschichtskonstruktion entwickelt, welche zwar für das a priori 
feststehende Schema die geschichtlichen Belege entsprechend den 
Forderungen der Spekulation zu finden weiss, aber auch die 
historische Wahrheit nicht immer zu ihrem Rechte kommen lässt”. 


#7 In seiner Abhandlung „Ueber das Verhältniss der Theologie zur 
Philosophie“ (1826) und in seinem 1834 erschienenen Hauptwerke „Die Ideale 
der Wissenschaft oder die Encyklopädie der Theologie“; vgl. die unzewöhn- 
lich scharfe Recension über die „Ideale d. W.“ im Katholik, Bd. 59. S. 279 ff. 
und Bd. 60. S. 46ff. 158 ff., sowie die „berichtigende* Beurtheilung in der 
Tüb. Theol. Quartalschr., Jahrg. 1835. S. 195 ff. 

88 Vgl. Aphorismen 8. 475ff., 487fi. S. auch Gengler’s Aufsatz „Ueber 
eine angeblich zu hoffende Indifferenzirung des Katholizismus und des Pro- 
testantismus in einen höheren Dritten“ in der Tüb. Theol. Quartalschr. 1832. 
S. 203 ff., insbes. S. 242ff. 

® Im Folgenden ein Beispiel. S. 468 stellt Gengler den Satz auf: 
„Dualismus der höchsten Gewalten in der Gesellschaft ist das Prinzip ihrer 
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Diese dialektischen Neigungen des Verfassers konnten einen jeder 
derartigen Geschichtskonstruktion abgeneigten Leser leicht zu 
einem ungünstigen Urtlieile über die ganze Schrift, auch über die 
von solchen spekulativen Verirrungen des Verfassers unabhängigen 
Ergebnisse derselben bestimmen — um so mehr, wenn diese 
Resultate eine Meinung unterstützen sollen, welcher man ohne- 


eigenen Zerstörung, und wo er in der geschichtlichen Entwicklung der Staaten 
faktisch geltend ist, geschieht das überall nur in einer ÜUcbergangsperiode der 
(reschichte, die einem «dauernden Zustande erst Platz und Wer macht.“ 
S. 478ff. hören wir dann, dass „vom ersten Eintritt des Christenthumes in 
die Geschichte bis zum Ende des dreizchnten Säculum das katholische Prinzip 
sich im gesellschaftlichen Leben Europas ununterbrochen fortschreitend ent- 
wickelt.“ Diese Konstruktion der Geschichte der christlich-europäischen Ge- 
sellschaftsverfassung geht nun von der Behauptung aus, dass im hyzantini- 
schen Reiche der Dualismus der beiden höchsten Gewalten bestand (!), dass 
zwei oberste Autoritäten im christlich-byzantinischen Staate anerkannt waren, 
die eine für die weltlichen, die andere für die kirchlichen Interessen. Ueber 
„Niese abstrakte Grenzscheidung zwischen kirchlicher und weltlicher Gewalt“, 
welche, als „Grundsatz schon von Konstantin dem Grossen“ (!) „angenommen“, 
zu beständiren Konflikten führte, „sei die Staatseinrichtung des christ- 
lich-byzantinischen Reiches nicht hinausrekommen“. (! — 8. 486 hören 
wir sogar, dass dieser Dualismus zweier höchster Gewalten auch noch den 
Untergang dieses Reiches herbeiführte, welches, „lange in diesem inneren 
Widerspruche herumbewegt und durch die Kämpfe der kirchlichen und welt- 
lichen Gewalt zur gänzlichen Ermattung gebracht. seine politische Selbständig- 
keit“ durch die Unterwerfung unter „den türkischen Sultanismus“ verlor!) 
„So wie die Entwicklung (er Organisation des kirchlichen Episcopates in der 
yriechischen Kirche unvollständig blieb“, weil „die kirchliche Autorität im 
byzantinischen Reiche sich nie völlig zur organischen Einheit ausbilden konnte“, 
„so blieb auch die Organisation des auf dem katholischen Prinzipe gevrün- 
ıleten“ (!!) „christlich-byzantinischen Staates unvollendet stehen, und es wurde 
(len germanischen Völkern die Aufgabe übertragen, den katholischen Staat 
und die auf Jas katholische Prinzip gestützte Staatseinrichtung zu vollenden“. 
Bei den germanischen Völkern „musste es den römischen Bischöfen leicht 
werden, gegenüber den vielen und unter sich selbst uneinigen Fürsten der 
wermanischen Stämme die nunmehr zur völligen Einheit gelangte kirchliche 
Gewalt über die weltliche emporzuhecben“. Und diese Geschichtskonstruktion 
soll sich mit der von Gengler selbst zugestandenen Thatsache vereinbaren 
lassen, dass „in dem byzantinischen Reiche, bei der noch unvollkommenen 
Einheit des Episcopates, die eine und ungetheilte kaiserliche Autorität im 
überwiegenden Ansehen [gegenJüber der kirchlichen Gewalt bleiben musste“ (!!) 
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dies, schon aus äusseren politischen Gründen, keine Sympathie 
abgewinnen kann. 

Jedenfalls steht die Thatsache fest, dass Gengler’s „Aphoris- 
men“ und ihre Widerlegung der Koordinationstheorie in Folge 
des passiven, ablehnenden Verhaltens der politisch wie litterarisch 
massgebenden Kreise des katholischen Deutschland keinen Erfolg 
zu erzielen vermochten und nach wenigen Decennien vergessen und 
verschollen waren; es ist schon erwähnt worden, dass man eine Pole- 
mik vermieden’) und Gengler’s Angriff auf die wie ein politisches 
Dogma behandelte Koordinationstheorie ignorirt hat. Nur Phillips 
hat Gengler’s Alhandlung beifällig gewürdigt und, indem er sich 
dem bekannten, von uns schon oben 8. 71 citirten Ausspruclıe 
Stahl’s anschliesst, die Koordination der beiden Gewalten sogar 
für unmöglich erklärt°'), ohne dass sein Urtheil der Verbreitung 
und Popularität der Koordinationstheorie hätte Eintrag thun 
können. Sie war nicht allein die im katholischen Deutschland 
volksthümliche Auffassung des Verhältnisses von Staat und Kirche, 


» Fidelis Haiz (welcher übrigens — so wie die Josephiner — nur ein 
Scheinanhänger des Koordinationsprinzipes ist; vgl. über seinen Standpunkt 
oben S. 93), war m. W. der einzige Zeitgenosse Gengler’s, der sich auf eine 
Polemik mit «dessen „Aphorismen“ einliess. Indessen hat Haiz Jdie Tendenz 
der Schrift Gengler's nicht einmal richtig erkannt; ihm bedeuten die 
Aphorismen einfach nur eine Vertheidigung „der mittelalterlichen Supre- 
matie der Kirche“, des „an sich verwerflichen hierarchischen Systems“ 
(vergl. Zeitschr. für Theol. XII. Bd. 1844. S. 3, 46, 51, 52). Diese Verschie- 
denheit der Auffassungen über das von Grengler aufgestellte „Ideal einer voll- 
kommenen Staatseinrichtung“* hätte aber Haiz doch niemals hindern können 
der Widerlegung der Koordinationslehre oder zum mindesten den Ansichten 
Genvler's über die in den Verhältnissen des heutigen Staatslebens begründete 
Superiorität des Staates gerecht zu werden. Haiz hat sich offenbar mit einer 
schr flüchtigen und oberflächlichen Lektüre der „Aphorismen“ begnügt; da 
er einmal den Eindruck gewonnen hatte, (dass er es mit einem Vertheidiger 
des mittelalterlichen Supremates der Kirche zu thun habe, scheint er über- 
haupt die „Aphorismen“ keines eingehenden Studiums mehr gewürdigt zu 
haben. 

91 Phillips, Kirchenrecht, Bd. II [1846] S. 618, Bd. III. S. 257, 540. 
Phillips hat Gengler’s „Aphorismen* auch sonst öfter beitällig citirt; vgl. 
z. B. Kirchenrecht II. S. 483, 629. 
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sondern sie blieb auch massgebend für den kirchenpolitischen 
Standpunkt jener Lehrbücher des Kirchenrechts, welche seit 1850 
im katholischen Deutschland von hervorragenderem Einflusse waren. 

Den wissenschaftlichen Vertheidigern der Koordinationslehre, 
welche zugleich noch im engsten Sinne des Wortes Gengler’s Zeit- 
genossen gewesen sind, konnten seine damals so leicht zugäng- 
lichen „Aphorismen“ unmöglich unbekannt bleiben; man hat die 
Schrift nicht etwa — wie die anonymen, einem Aufsatze zweifel- 
haften Werthes eingefügten Bemerkungen im Jahrgange 1831 des 
„Katholik“@ — übersehen, sondern ignorirt®. Bezüglich der spä- 
teren Apologeten des Koordinationssystemes, welche in der zweiten 
Hälfte unseres Jahrhunderts geschrieben haben, möchte man öfter 
wirklich die Annahme für berechtigt erklären, dass dem Verfasser 
weder die Schrift Gengler’s selbst, noch auch nur die wesentlichen 
Momente ihrer Beweisführung gegenwärtig waren ®®. Diese Schrift- 


®2 Selbstverständlich habe ich bei meiner Bemerkung, dass Gengler's 
Zeitgenossen dessen Schrift ignorirt haben, nur Fachmänner im Auge, welche 
auf wissenschaftliche Bedeutung Anspruch erheben können, bei denen wir 
wenigstens von vornherein die vollständige Kenntniss der leicht zugänglichen 
Litteratur vermuthen dürfen. Bei den populären Lobrednern des Koorli- 
nationssystems, sie mögen der älteren oder der jüngeren Generation an- 
gehören, wird ohnehin Niemand die Beherrschung der Litteratur und die 
Kenntuiss der Schrift Gengler's voraussetzen; so manchen unter ihnen fehlt 
wohl überhaupt die richtire Vorstellung vom Wesen des Problemes, und so 
wieren sie sich in der Täuschung, dass sie nur die (von Niemandem bestrit- 
tenen) serensreichen Wirkungen des friedlichen Einvernehmens von Stant 
und Kirche zu schildern brauchen, um ihre Gegner zu entwaffnen. 

?: Wenn einmal die Abhandlung Gengler's in einer Litteraturübersicht 
erwähnt wird, so ıst dies selbstverständlich noch kein Beweis dafür, dass der 
Verfasser die Arbeit Gengler's wirklich kannte. Schulte z. B., welcher ja 
bis zu seinem Uebergange in's altkatholische Lager ein Anhänger der Koor- 
dinationstheorie war (vel. dessen Kath. Kirchenrecht, II [System des allg. 
kathol. Kirchenr. 1856] S. 430ff., und I [Die Lehre von den Quellen des 
kath. K.-R. 1860] S. 392#., 416, 426f., 435tt., 440f., 459), führt wohl in 
keinem an erster Stelle genannten „System“ auch die Abhandlung Gengler's 
au (vgl. die Litteraturübersicht vor $ 85: „Prinzipielles Verhältniss der 
Kirche zu der weltlichen Rechtsordnung“). Die Darstellung jedoch lässt 
nirgends entnehmen, dass Schulte die Schrift Gengler’s kennt; wohl aber 
enthält der citirte Abschnitt — sicherlich der schwächste im Systeme 


138 Abhandlungen. 


steller scheint sogar jener „Punkt der Schwierigkeit“ gar nicht 
zu beunruhigen, welchen Gengler für unüberwindlich erklärt **®. 


Schulte’'s — neben einer Menge landläufiger Gemeinplätze und banaler Phrasen 
einige originelle Gedanken des letzteren, deren vorliegende Fassung jedoch 
in Folge der höchst unglücklichen Ausdrucksweise Schulte’s einen gewiss 
nicht beabsichtigten komischen Eittekt erzielen könute. In der ersten Auf- 
larre des Schulte’schen Lehrbuches d. kath. K.R. (v. J. 1863; vgl. das. 8 22, 
S. 127, Note 1) erscheint auch die Schrift Gengler’s in den aus Schulte's 
System herübergenommenen Litteraturangaben; ebenso in der zweiten ÄAuf- 
lage des Lehrbuches (v. J. 1868; s. das. $ 23, 8. 121). Die dritte und vierte 
Auflage des Lehrbuches (v. J. 1873, bezw. 1886) haben den Boden der Koor- 
«linationstheorie verlassen; Schulte tritt hier bekanntlich als der allerent- 
schiedenste Vorkämpfer der Superiorität des Staates auf und verlangt deren 
unbedingte Anerkennung, so weit „das Kirchliche in das Rechtliche eingreift“ 
(vel. III. Aufl. S. 155f., IV. Autl. S. 52ff.). In (den Litteraturangaben der 
letzten Auflaren wollte Schulte, wie er uns versichert (vgl. S. 142 der IIl. 
Aufl.), aus der „Masse“ (2?) „der in der zweiten Auflage anreführten Schriften“ 
nur mehr „jene hervorheben, welche bleibenden Werth haben... . oder 
weniger bekannt sind“. Die Schrift Gengler’'s wird nicht mehr erwähnt — 
offenbar weil Schulte vom Werthe dieser Arbeit keine Ahnung hatte und 
nicht einmal wusste, dass Gengler ein Gegner der Koordinationslehre ist! 
Auch in dem dritten Bande von Schulte’s Geschichte der Quellen und der 
Litteratur des kanon. Rechtes (1880) würde man selbst nur den Namen 
Gengler's vergeblich suchen, während dort viele der unbedeutendsten Bro- 
schüren verzeichnet sind, welche anlässlich der Frankfurter Konferenzen, des 
Kölner Ereignisses u. 8. w. veröffentlicht wurden. 

"4a Das selbstzufriedene Auftreten solcher Anhänger des Koordinations- 
prinzipes, welche für diese längst aufgedeckte Schwäche ihres Systemes kein 
Verständniss zeisren, zog ihnen wiederholt den Vorwurf der „Unaufrichtig- 
keit“ zu. Dieser Verdacht, welchen Stahl schon im J. 1846 ausgesprochen 
hatte (Rechtsgutachten über die Beschwerden . . . der Protestanten im 
Königreiche Bayern, 8. 69), ist während der kirchenpolitischen Kämpfe der 
letzten Decennien von neuem laut geworden. Man hat behauptet (vgl. Hin- 
schius „Die preuss. Maigesetze u. d. Ausgleich“ in der Deutschen Revue 
IV. 3. S. 284, desselb. „Staat und Kirche* in Marquardsen’s Hdbch. d. öft. 
Rechts d. Gegenw. I. 1. S. 220), dass die jüngsten Vertheidiger der Koordi- 
nationstheorie, welche während des Kulturkampfes für diese publizistisch in 
die Schranken getreten sind, von der (stillschweigend postulirten, als „selbst- 
verständlich“ behandelten) Voraussetzung ausgehen, im Falle eines Kon- 
tlıktes der beiden Gewalten über die Grenzen ihres Gebietes müsse die Ent- 
scheidung der Kirche zustehen. Im Sinne dieser Schriftsteller und Parla- 
mentarier sei die proklamirte „Koortlination“ der beiden Gewalten thatsächlich 
gleichbedeutend mit der Anerkennung des Supremates der Kirche; ihre 
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„Die Schwierigkeit, welche dieses Vermittlungssystem .... drückt, 
besteht eben darin zu bestimmen, wie die Grenze zwischen geist- 


„Koortdinationstheorie“ nur ein Versuch, „die... Lehre von der potestas in- 
diirecta der Kirche über den Staat in einem neuen, einem gewissen miss- 
verstandenen Liberalismus gefälliren Gewande zu empfelilen* und auf (diese 
Weise wenigstens jenen Konsequenzen des Supremates der Kirche zur Gel- 
tung zu verhelfen, deren Durchführung im modernen Staatsleben überhaupt 
moeglich ist. 

Ich kann «iesen Vorwurf nicht begründet finden. Die Schriften der 
Vertheitiser des Koordinationssystemes, welche der Centrumspartei an- 
rehörten, machen nicht den Eindruck genügender Kenntniss jener Argumnen- 
tation, mit welcher eine treffliche Kritik das erwähnte System schon vor 
einem halben Jahrhundert vom rechtspolitischen Gesichtspunkte bekämpft 
hatte. Aher selbst im gegentheiligen Falle wäre durchaus kein Grund vor- 
handen, ein unaufrichtiges Vorgehen zu vermuthen; denn Niemand wird 
leugnen wollen, dass vor allem in der Politik der (iruudsatz „Probiren geht 
über’s Studiren* massgebend sein muss — und deshalb ist jede rechtspoli- 
tische Kritik werthlos, wenn sie durch die Erfahrungen des öffentlichen 
Tiebens widerlegt worden ist. Die litterarischen Wortführer der Centrums- 
partei durften sich auch wirklich zu einem solchen Urtheile für berech- 
tiert halten; denn nach ihrer Ansicht hatte das System der Koor:tlination 
seine Probe bestanden, und selbst ihre Gegner stellten die Durchführ- 
barkeit des Systemes nicht ia Abrede, wenn diese auch im Interesse 
des Staates die Abschaffung einer Gesetzgebung verlangten, in welcher 
sie (u. E. freilich mit Unrecht) das System der Koordination verwirklicht 
sahen. Die Centrunispartei glaubte das Prinzip der staatlichen Kirchenhoheit 
nicht anerkennen zu dürfen, weil sie in dem Irrtlum befangen war, dass 
damit auch schon jener Grundsatz geopfert wäre, welchen der Artikel 12 der 
oktroyirten, bezw. der Artikel 15 der revidirten Verfassungsurkunde für den 
preussischen Staat ausgesprochen hatte. Nicht nur, dass eine unklare, aber 
ılamals noch von Manchen wetheilte Autlassung in dem sog. amerikanischen 
System („der Trennung der Kirche vom Staate“) das Prinzip der Koorili- 
nation verwirklicht salı: die Gegner (vel. Reichensperger, Kulturkampf oder 
Friede in Staat und Kirche, S. 29, 32) wie die Freunde der Kulturkampf- 
gesetzgebung giengen von der Anschauung aus, dass jene Ordnung «des Ver- 
hältnisses der katholischen Kirche zum Staate, welche in Preussen vom Jahre 
1849—72 thatsächlich bestanden hatte, dem Grundsatze der Koordination 
entspreche. (Und die letztere Ansicht, welcher Hinschius, Staat und Kirche 
a.a. OÖ. S. 220, sich anschliesst, ist auch heute noch die herrschende; vel. 
hier. unten 8. 160ff.) Das System der Koordination war also in Preussen ver- 
wirklicht worden, ja es hatte dieses System (nach Reichensperger a. a. 0.) in 
Preussen „thatsächlich einen 25-jährigen kirchlich-politischen Frieden be- 
gründet“; während eines Vierteljahrhunderts hatte sich „kein Konfliktsfall* 
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lichen und weltlichen Dingen zu ziehen sei... Dass einiges das 
religiöse Interesse berühre, sich aber nebenher auch wieder nach 
einer anderen Seite in das weltliche hinüberziehen lasse, gestehen 
die Vertheidiger des Systems... selbst zu... Aber wie soll es 
nun eben mit solchen Gegenständen gemischter Natur gehalten 
werden? Sagt man, sie sollen gemeinsam von der kirchlichen 
und weltlichen Autorität geordnet werden, so lässt sich dies hören 
bis auf den Fall der Kollision beider Gewalten .... Es handelt 
sich dann um die Regel, nach der sich beide Autoritäten einigen 
sollen, und hier eben ist der Punkt der Schwierigkeit... Von 
hier aus zeigt es sich, dass dieses System der Mitte eben nur das 
System einer mittelmässigen Einsicht ist, d. i. einer solchen, die 
nur bis auf die Mitte des Weges, und niclıt bis auf die letzten 
Prinzipien vorzudringen vermag. Es fragt sich also ... was 
ist Rechtens, im Falle die weltliche Gewalt überhaupt Dinge in 
ihre Sphäre zieht, welche die kirchliche Gewalt als ihrer Sphäre 
zugehörend erklärt? — und umgekehrt. Was ist Rechtens, wenn 
(lie weltliche Gewalt“ . . . (über gemischte Gegenstände) „solche 
Verfügungen trifft, durch welche sich die kirchliche Gewalt in 
anderer Beziehung verletzt glaubt? Hier sollen nun freilich die 


ergeben!! Die Aussprüche eines Stahl, Phillips u. s. w., welche, auf Grund 
einer politischen Kritik des Koordinationsprinzipes, die Unmöglichkeit der 
Koortlination wie eine für die Wissenschaft länıst feststehende Wahrheit 
verkünden, durfte der praktische Politiker ohue weiteres ignoriren — die 
Erfahrung hatte ja bewiesen, dass es sich da nur um anspruchsvoll verkün- 
dete doktrinäre Vorurtheile handle. Die Möglichkeit eines Konfliktes 
konnte man nicht leugnen, aber der öfter citirte Anwalt des Koordinations- 
systems war, wenn dieses System in Preussen durch ein Vierteljahrhundert 
den Frieden zwischen Staat und Kirche gesichert hatte, doch gewiss berech- 
tirt seinen Gegnern (die harten Worte zuzurufen: „Nur ein Thor mag er- 
warten, dass die Formulirung eines Verfassungsgesetzes, wie des Artikels 15, 
die Möglichkeit jedes künftigen Streites ausschliesse; das vermag auch auf 
anderen Rechtsgebieten kein Gesetzesparagraph“. (Dieses Argument wäre 
wewiss schlagend, wenn man eben auf der Grundlage des Koordinations- 
systemes überhaupt auch nur die Existenz einer höheren rechtsetzendeu 
Autorität behaupten dürfte, welche Jen (fesetzesparagraphen schaffen könnte, 
der eine für den Staat und für die Kirche «vleichmässir verbindliche Norm 
bedeuten soll!) 
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weltliche und kirchliche Gewalt Konkordate mit einander schliessen, 
und das ist auch der gute Rath, den zuletzt die Vertheidiger des 
Systems... uns geben; es ist aber auch der letzte, den sie uns 
geben können, und der uns — leider — nichts nützt! Denn es 
handelt sich ja eben darum, was Rechtens sei im Falle, wenn die 
beiden Gewalten..... es nicht zu einem Konkordate bringen können; 
das ist ja eben der Fall der Kollision .... Sagt man, für den 
Fall der Kollision habe die weltliche Autorität die Entscheidung 
zu geben, oder... auch nur...: die Ausscheidung dessen, was 
weltlicher und was kirchlicher Natur sei, komme der weltlichen 
(sewalt zu, so wird gegen die Voraussetzung“ (der Koordination)... 
„die Kirche dem Staate ... unterthan. Sagt man umgekehrt, 
der Kirche komme dieses Recht zu, dann ist der Staat der Kirche 
unterthan ... . (So Gengler, Aphorismen 8, 464 ff.; vgl. damit 
die oben S. 128f. mitgetheilten Stellen aus dem anonymen Beitrag 
„Ueber das Verhältniss der Kirche zum Staate“ im 40. Bande des 
„Katholik“.) 

Sobald man die Befugniss einer der beiden Gewalten an- 
erkennt, die Grenzen ihres Herrschaftsgebietes formell souverän 
zu bestimmen, und die andere Gewalt von Rechts wegen verpflichtet 
sein soll, sich dieser Entscheidung zu unterwerfen, ist auch die 
Koordination der Gewalten im Prinzipe negirt. Wer also (wie 
der Verfasser des Aufsatzes „Das Rechtsprinzip des Verhältnisses 
der Kirche zum Staate“, im „Katholik“ Bd 31 [1829] S. 139 ff.; 
vgl. insbes. S. 153) „ın zweifelhaften Fällen“, d. h. bei kollidiren- 
(den Ansprüchen, „der geistlichen Macht gemäss ihres hohen End- 
zweckes® von Rechts wegen die Entscheidung zuspricht, fordert 
tlhatsächlich die Anerkennung der rechtlichen Oberhoheit der 
Kirche über den Staat. Es ist unseres Erachtens nichts weiter 
als Selbsttäuschung, wenn man diesen Standpunkt mit der An- 
nahme einer „Koordination“ (vgl. a. a. O. Bd. 31 S. 152) für ver- 
einbar hält. Die Frage nach dem rechtlichen Verhältnisse der 
beiden Gewalten, die Frage, welche der beiden Autoritäten als 
die subordinirte die rechtliche Oberhoheit der anderen anzuerkennen 
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hat, verlangt nun einmal praktisch ihre Lösung für den Fall des 
Konfliktes über die Grenzen der Gebiete, und sie wird nur in 
Folge solcher Kollisionen in ihrer ganzen praktischen Bedeutung 
empfunden. Das Nebeneinanderbestehen zweier von einander un- 
abhängiger Autoritäten für einen und denselben Kreis von Unter- 
worfenen wird und muss immer Konflikte der Autoritäten im 
(Gefolge haben, da diese keinen höheren Willen als eine ihnen 
massgebende gemeinsame Norm anerkennen, welche beiden die 
Sphäre ihrer Zuständigkeit vorzeichnet und in Kollisionsfällen 
entscheidet. Bestimmen beide Autoritäten aus eigener sou- 
veräner Machtfülle das Gebiet ihrer Wirksamkeit, so sind Kolli- 
sionen unvermeidlich, und wir dürfen dann gar nicht davon sprechen, 
dass solche Konflikte der Autoritäten nicht das „Normale“, $on- 
dern das „Anormale“ sind — es fehlt ja die über beiden Ge- 
walten stehende Norm, deren Befolgung den „Normalzustand“ der 
Eintracht herstellen sollte oder könnte. Wenn auch jede der 
beiden Autoritäten erkennen soll, dass es ein eigenthümliches 
Lebensgebiet giebt, welchem fernzubleiben für sie ein Gebot der 
Religion und Moral, wie der Vernunft und Politik ist, so ist doch 
auch diese Maxime nicht gegen Verletzung und Missdeutung ge- 
sichert. Und auch abgesehen davon, es giebt ja eine Reihe sog. 
„gemischter* Liebensverhältnisse, die immer das Grenzgebiet der 
Berührung und des Kontliktes beider Autoritäten darstellen werden. 
Das dualistische System der Koordination von Staat und Kirche 
ist unhaltbar, nicht etwa deshalb, weil die ethische und materielle 
Voraussetzung ihrer Gleichstellung mangelt — denn man kann 
nicht leugnen, dass die Forderung, jeder der beiden Gewalten 
solle die Selbständigkeit und Unabhängigkeit ihres Wirkens in 
einen ihr eigenthümlichen Gebiete thatsächlich gewahrt werden, 
in der Natur der Sache vollkommen begründet und berechtigt ist 
— wir verwerfen auch dieses System nicht nur (wie Gengler und 
die modernen Vertheidiger der staatlichen Kirchenhoheit) aus 
(sründen der Politik: u. E. ist die Koordination überhaupt für 
uns als Rechtsprinzip unmöglich, weil sie den Bestand einer 
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formellen rechtlichen Ordnung des Verhältnisses beider Gewalten 
ausschliesst. 

Die Vertheidiger des Koordinationsprinzipes verschieben in 
ihrer Polemik gerne den strittigen Punkt, indem sie ihren Geg- 
nern insinuiren, dass letztere die Möglichkeit, ja Nothwendigkeit, 
jeder der beiden Gewalten ein Gebiet selbständiger und unab- 
hängiger Wirksamkeit zuzugestehen, nicht als ein berechtigtes 
Postulat anerkennen wollen. Auch wer die formelle Superiorität 
des Staates zugiebt, will ja damit nicht behaupten, es sei gerecht- 
fertigt, oder es sei auch nur moralisch und politisch möglich, dass 
der Staat die Grenzen seines Gebietes nach seiner Willkür be- 
stimme und die Selbständigkeit der Kirche vernichte. Ebenso 
wenig wird etwa ein Anlıänger des hierokratischen Systemes in 
Abrede stellen, dass die Kirche der freien, unabhängigen Ver- 
fügung der Staatsgewalt im „weltlichen“ Gebiete regelmässig nicht 
entgegentreten, dass sie die Selbständigkeit des Staates, ohne 
welche er seinen Beruf nicht erfüllen könnte, achten soll. Aber 
diese Maxime gilt den Vertheidigern des Supremates der Kirche 
als ein Prinzip der Kirchenpolitik, nicht etwa als ein Rechts- 
prinzip, welches eine Schranke für die formell völlig souveräne 
Kirchengewalt bedeuten würde. Im Gegentheile, diese Doktrin 
(vgl. z. B. Molitor, die Dekretale Per venerabilem S. 239; Moulart, 
'cglise et l’etat. II. cdit. p. 200—208) hält an dem Grundsatze 
fest, oder richtiger, sie muss konsequenter Weise an dem Grunl- 
satze festhalten, dass die indirekte Gewalt der Kirche sich im 
Prinzip auf das „ganze weltliche Gebiet“ erstreckt, und dass kein 
Gebiet der staatlichen Kompetenz, keine Frage des öffentlichen 
oder Privatrechts sich der Jurisdiktion der Kirche entziehen kann, 
sobald die geistliche Autorität es für ein Gebot ihrer Pflicht 
erkennt, ihre Suprematie geltend zu machen, um eine Gefahr für 
Religion und Seelenheil der Unterthanen abzuwenden. 

Um für das Verhältniss von Staat und Kirche überhaupt den 
Bestand einer rechtlichen Ordnung behaupten zu können, haben 
die Anhänger der Koordinationstheorie die Kirche wohl als eine 
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souveräne Macht erklärt, deren Beziehungen zum Staate nach 
dem völkerrechtlichen Typus des Verhältnisses zweier von ein- 
ander unabhängiger Staaten beurtheilt werden müssten®. Die 
Konsequenzen des Satzes „Kirche und Staat sind souveräne 
Mächte, welche zu einander in völkerrechtlichen Beziehungen 
stehen“, werden von manchen nicht in ihrer vollen Schärfe ge- 
zogen und gewürdigt, oder man erschöpft sich in Versuchen, die 
fatale Bedeutung dieser Folgerungen ®°* möglichst abzuschwächen. 


® Vgl. oben S. 113f. 

9 Kollisionen zwischen Staat und Kirche können nur durch einen 
völkerrechtlichen Vertrag, durch eine Vereinbarung der beiden souveränen 
(ewalten beigelert werden; nur ein Konkordat kann von Rechts wegen 
die kirchlichen Obern verpflichten, innerhalb jenes Gebietes, welches die 
souveräne Kirchengewalt als die Sphäre ihrer Zuständigkeit und Herrschaft 
erklärt, den Willen des Staates zu respektiren. Einseitige Verfügungen der 
Staatsgewalt in diesem Gebiete sind für die Kirche ebenso „ungiltig* und 
unverbindlich, wie die Gesetze, welche ein Staat für das Territorium eines 
anderen erlässt, in welchem seine Souveränetät nicht anerkannt wird (eine 
Analogie, welche Martens a. a. O0. S. 240 mit Recht heranzieht, da dieselbe 
dem Standpunkte der Koordinationstheorie völlig entspricht). Die Anhänger 
der Koortlinationslehre täuschen sich nicht darüber, dass „ihr einziger unıl 
letzter guter Rath“ nicht immer den Frieden der beiden Gewalten verbürgen 
kann; es ist eine l’ebertreibung, wenn Grengler u. A. im Uebereifer der Pole- 
mik den Urhebern der Koordinationslehre vorwerfen, sie hätten nicht einmal 
erkannt, dass die Möglichkeit einer im friedlichen Wege nicht ausgleichbaren 
Kollision besteht, und dass ihr System dann die beiden (sewalten, wie zwei 
unabhängige Staaten, auf das Mittel der defensiven oder aggressiven Selbst- 
hilfe verweisen muss. Aber schon Sommer glaubte ja gerade von seinem 
„Systeme der goldenen Mitte“ erwarten zu dürfen, dass dasselbe zu solchen 
Kollisionen den geringsten Anlass geben werde: „Die Möglichkeit des 
Krieges“, welche bleiben muss — als Garantie der Freiheit —, ist am aller- 
wenigsten ein Grund, auf die Unabhängigkeit der Kirche zu verzichten; denn, 
„wenn Kirche und Staat gegenseitig ihre Umabhängigkeit anerkennen, so 
haben sie wenig Gelegenheit zum Kampfe*, während vordem «das Bestreben 
(les absoluten Staates, „die Kirche zur Magd seiner weltlichen Interessen 
herabzuwürdigen*, beständige Konflikte herbeiführen musste. Im Gegen- 
satze dazu sind andere Anhänger des Koortlinationsprinzipes gerade wieder 
bestrebt, uns glaubhaft zu machen, dass feindliche Kollisionen und Kämpfe 
zwischen der geistlichen und weltlichen Autorität überhaupt immer „ausser- 
ordentlich selten waren“; sie erklären es darum für ein Zeichen unbegrün- 
deten Misstrauens, wenn man der Kirche nicht die Unabhängigkeit gewähren 
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Eine Lehre, welche die im Staate bestehenden Kirchen als un- 
abhängige, souveräne Gemeinschaften ansieht, die der souveränen 
Staatsgewalt von Rechts wegen nicht unterworfen sind, tritt mit 
dem modernen Staatsbegriffe in Widerspruch’. Allerdings ist 
die katholische Kirche in ihrer Gesammtheit nicht der Gewalt 


wolle, obwohl die Kirche doch selbst gegenüber ungerechter Vergewalti- 
gung inmer so lange als nur möglich an dem Prinzipe festgehalten habe, 
ılass es ihre Pflicht sei, die Gegner durch Nachgiebigkeit und Milde zu ver- 
söhnen. 

% Nur Haller's Theorie, die den modernen Staatsbegriff verwirft und 
an der patrimonialen Auffassung des Staatswesens festhält, welcher die 
Staatsgewalt nur ein Privatrecht des Regenten bedeutet, konnte ohne weiteres 
auch die Kirche, wie überhaupt alle Individuen und Korporationen im Staate 
als dem Träger der Staatsgewalt formell gleichherechtigte (wenn man will: 
rechtlich koordinirte) Subjekte „der eicenen natürlichen oder erworbenen 
Rechte“ behandeln. (Diese Theorie kennt ja keine wirklich souveräne Gewalt, 
vielmehr sind die Rechte des Fürsten in ihrem Wesen nicht verschieden 
von den Rechten, welche den Einzelnen und Korporationen zustehen.) Haller 
wendet darum auch auf das Verhältniss des Landesherrn zur Kirche einfach 
nur „jene Regel an, welche die Grundlage unseres ganzen Staatsrechts aus- 
macht, und welche auch hier die einzig wahre, für beide Theile befriedigende 
Auskunft gibt“. Um beide für rechtlich koortinirt zu erklären, musste Haller 
nicht etwa den völkerrechtlichen Charakter ihres Verhältnisses behaupten; 
er konnte vielmehr im Rahmen seiner Staatsauflassung auch der Kirche zu- 
gestehen, dass sie „an und für sich, in bloss rechtlicher Beziehung“ ein dem 
„Staate* (richtiger: dem Fürsten) koordinirtes Rechtssubjekt ist, und im 
Staate, aber unabhängig vom Staate, gerade so wie der Landesherr 
„ihre eigenen natürlichen und erworbenen Rechte besitzt“, welche der Landes- 
herr achten soll, „gleichwie die Kirche hinwieder des letzteren natürliche 
und erworbene Befuernisse zu respektiren hat“. Kollisionen zwischen der 
Kirche und der landesherrlichen (rewalt sind glücklicher Weise doch nur 
„ausserordentlich selten“, wenn sie auch — was Haller schliesslich doch nicht 
leuemen will — nach dem Zeugnisse der Geschichte „einige Male“(!!) wirk- 
lich vorgekommen sind. Bei allen solchen Kollisionen wird die mächtiger 
(tewalt, mit Recht oder mit Unrecht, den Sieg davon tragen; darum empfichlt 
Haller der Kirche, wie den Unterthanen, wie allen Individuen und Korpo- 
rationen, dass auch sie bei einem Eingriffe des Fürsten in ihre Rechte nicht 
durch unzeitigen Widerstand das Uebel vergrössern, sondern, bessere Zeiten 
erwartend, dulden solle, was sie nicht hindern kann, bis früher oder später 
dlas Recht doch wieder triumphirt. (Vel. C. L. von Haller, Restauration der 
Staatswissenschaft, II. Auft., IV. Bd., S. 352#f., 359-373, 378, 394, 
405—429.) 
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eines Staates unterworfen; die katholische Kirche ist selbst eine 
civitas, ein zwar innerhalb der Staaten bestehendes, jedoch ein- 
heitlich organisirtes staatsartiges Gemeinwesen, und ihr Oberhaupt, 
der Papst, besitzt, obwohl er nur ein geistlicher Monarch, der 
Träger einer geistlichen (spirituellen) Gewalt ist, doch als eine 
unabhängige, keiner Staatsgewalt unterworfene Macht den Staaten 
gegenüber eine der weltlichen Souveränetät analoge Stellung. 
Diese „spirituelle Souveränetät“ oder diese „Quasi-Souveränetät“ 
des Papstes ist die Grundlage seiner völkerrechtlichen Stellung, 
in Folge deren das Oberhaupt der katholischen Kirche als Sub- 
jekt des internationalen Rechts anerkannt ist und in Angelegen- 
heiten der Kirche mit den Staaten in völkerrechtlichen Verkehr 
tritt °”, Diese der Souveränetät analoge Stellung, welche der Papst 
als eine unabhängige geistliche Macht den Staaten gegenüber ein- 
nimmt, kann auch allein jene Auffassung gerechtfertigt erscheinen 
lassen, welche die von ihrem Oberhaupte repräsentirte katholische 
Kirche gleich den Staaten als ein Subjekt des internationalen 
Rechtes anerkannt sehen will. Man mag immerhin die Souveräne- 
tät, deren Träger der Papst ist, virtuell der katholischen Kirche 
als solcher beilegen, und man wird dann auch die katholische Kirche 
für eine souveräne geistliche Macht erklären dürfen ®, welche den 


% Vgl. Dove in dieser Zeitschr. (I. Folge), Bd. 8. S. 188, und iu Rich- 
ter’s Kirchenrecht, VIII. Aufl., S. 294, Herrmann im Deutschen Stauts- 
wörterbuch, Bd. 5. S. 740. 

®® Leo XIII. (Encycl. Immortale Dei. de do. 1. Nov. 1885; vel. Archiv 
f. katlı. K.R., Bd. 55. S. 311) konnte darum die katholische Kirche als eine 
anerkannte souveräne Macht bezeichnen: ... . Opiniosue et re... probarunt 
ipsi viri principes rerumque publicarum gubernatores, ut qui paciscendo, 
trausigendis negotiis, mittendis vicissimque accipien.dlis legatis, atque aliorum 
mutatione officiorum agere cum Eecclesia tamquam cum suprema potestate 
legitima consueverunt“. Dabei liegt jedoch der Encyclica die Absicht gewiss 
ferne, etwa jene Auffassung missbilligen oder zurückweisen zu wollen, welche 
die Souveränetät dem Papste, dem die Gesammtkirche repräsentirenden Ober- 
haupte zuschreibt. Schon der nüchste Satz der Encyclica lässt ja gar keinen 
Zweifel darüber, dass Leo XILI. diese völkerrechtlich anerkannte Souveräne- 
tät (suprema potestas) der Kirche thatsächlich doch nur als eine Prärogative 
desselben Rechtssubjektes (des Oberhauptes der Kirche) betrachtet, welchen 
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Staaten im völkerrechtlichen Verkehre koordinirt ist. Es ist dies 
schliesslich nur eine Frage der theoretischen Auffassung, eine 
Frage, welche jeder praktischen Bedeutung entbehrt, da ja das 
Resultat immer das gleiche ist, ob man nun die katholische Kirche, 
oder ob man den Papst als eine den Staaten völkerrechtlich ko- 
ordinirte geistliche Macht betrachtet; denn die Verfassung der 
katholischen Kirche beruht auf unveränderlichen dogmatischen 
Grundlagen, und im Sinne des katholischen Dogmas ist der Papst 
nicht etwa nur der Träger der höchsten hierarchischen Gewalt, 
sondern ihm steht vielmehr in der Kirche die plenitudo potestatis 
zu°°, und die Macht des Papstes ist formell ebenso unumschränkt 


auch die Rechte der weltlichen Herrschaft, die souveräne Staatsrewalt im 
Kirchenstaate zustanden. („Neque profecto sine singulari providentis Dei 
consiliv factum esse censendum est, ut haec ipsa potestas principatu 
civili velut optima libertatis suae tutela muniretur“.) 

® Der Widerspruch, welchen die episcopale Doktrin geren (diese Auf- 
fassung des Primates erhoben hatte, gehört heute der Geschichte an. Die 
Lehren der Episcopalisten sind niemals zu einer wirklichen bleibenden Be- 
deutung welangt, und sie vermochten es nicht zu hindern, dass der Primat 
jene hierarchische Machtfülle behauptete, welche eine von ihnen vergeblich 
bestrittene tausendjährire Rechtsentwicklung dem Primate gesichert hatte. 
Obwohl übrigens «las Episcopalsystem die Auffassung des Primates, welche 
unsere im Texte ausgesprochene Ansicht begründet, grundsätzlich verworfen 
hat, so haben die Episcopalisten die internationale Stellung des Papstes doch 
immer als eine ausschliessliche Prärogative des Kirchenoberhauptes be- 
trachtet, welche dem letzteren als ein wesentliches und eminent primatiales 
Recht unabhängie vom Episcopate zusteht. (Meines Wissens hat kein 
einziger Schriftsteller dieser Schule den Gedanken ausgesprochen, dass die 
völkerrechtliche Souveränetät, wenigstens arundsätzlich und substantiell, dem 
Episcopate beigelegt werden müsse, und dass dem Papste nur die „Aus- 
übung“ derselben verstattet sci.) Die Erklärung dafür bietet uns die politische 
Tendenz des Episcopalsystemes: anderen Falles wäre es ja nicht mehr mög- 
lich gewesen, ostentativ das Papstthum als eine „auswärtige geistliche Macht“ 
zu behandeln. Man leugnet zwar nicht, dass diese „auswärtige Macht“ be- 
rufen ist, überall die Grundsätze und die Interessen der allgemeinen Kirche 
zu wahren; da aber der Papst thatsächlich vor allem bestrebt sein müsse, 
die eigenen (wohlbegründeten oder usurpirten) primatialen Gereclhtsame 
zu behaupten, so ist es in den katholischen Staaten die Aufgabe (der Re- 
gierungen und des Episcopates, „die Rechte und Freiheiten ihrer Landes- 
kirchen“ gegenüber „einer auswärtigen Macht“, gegen einen „fremden Souve- 
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wie jene eines absoluten Monarchen '. Die vom internationalen 
Rechte anerkannte Souveränetät des Kirchenoberhauptes (oder, 
wenn man will, der katholischen Kirche) ist jedoch, in ihrer recht- 
lichen Bedeutung, beschränkt auf das Gebiet des völkerreclhıit- 
lichen Verkehres zwischen den Staaten und dem Repräsentanten 
der kirchlichen Souveränetät; die internationale, den Staaten ko- 
ordinirte Stellung des Kirchenoberhauptes (oder: der Kirche) übt 
keinen formellen rechtlichen Einfluss auf jenes staatsrechtliche 
Verhältniss der Unterordnung, welches für die dem Staatsgebiete 
angehörenden und deshalb der Staatsgewalt unterworfenen Glieder, 
Organe und Anstalten der katholischen Kirche gegenüber der im 
Staatsgebiete allein souveränen Staatsgewalt besteht. Die Staats- 
gewalt wird moralisch und politisch genöthigt sein !°', nicht bloss 
die hierarchische Machtstellung des Papstes zu respektiren, son- 
(lern überhaupt allen jenen Ansprüchen „der katholischen Kirche* 
(d. h. der kirchlichen Regierungsorgane, welche die Rechtsordnung 
der Kirche zur Leitung der Gläubigen und kirchlichen Anstalten 
im Gebiete des Staates autorisirt) gerecht zu werden, in deren 
Versagung das moderne Rechtsbewusstsein eine Verletzung der 
rän“ zu vertheidigen, indem sie den „Usurpationen“ des Papsttlumes ent- 
gegentreten. 

1 Ich habe wohl keinen Anlass, eine Missdeutung dieses Ausspruches 
zu besorgen und mich ausdrücklich gegen die Unterstellung zu verwahren, 
dass bier der Papst über das göttliche Recht gestellt, oder die Bedeutung 
der moralischen und politischen Schranken seiner Macht geleugnet werde; 
absolute Monarchie und schrankenloser Despotismus siud ja nicht identische 
Begriffe. - 

101 Im einzelnen Falle kann wohl durch Staatsverträre, Konkortlate, 
überhaupt durch Conventiones iuris publici auch eine formelle rechtliche 
Schranke der staatlichen Kirchenhoheit berründet werden; solche Verträre 
jedoch, aus welchen eine rechtliche Verbindlichkeit immer nur für die Kon- 
trahenten entsteht, berühren niemals unmittelbar das staatsrechtliche Ver- 
hältniss zwischen der Staatsgewalt und ihren Unterthanen. Die Normen des 
Staates behaupten schlechthin den C'harakter eines für alle seiner Souveräne- 
tät Unterworfenen verbindlichen formellen Rechts, auch dann, wenn die 
Staatszewalt durch die Erlassung, bezw. die Aufrechthaltung der frarlichen 


Normen unzweifelhaft rechtbeständige vertrausmässige Verpflichtungen ver- 
letzt hütte. 


Singer, Zur Frage des staatlichen Oberaufsichtsrechtes. 149 


Gewissens- und Kultusfreiheit erblicken müsste; aber wir dürfen 
deshalb nicht verkennen, dass diese „katholische Kirche“ des 
Staatsgebietes formell ebenso der souveränen Kirchenhoheit des 
Staates unterworfen ist, wie überhaupt die Kirchen und Religions- 
gesellschaften des Landes. Die Kirchen können im modernen 
®taate nicht die rechtliche Unabhängigkeit, den Charakter sou- 
veräner und der Staatsgewalt rechtlich gleichgeordneter Korpo- 
rationen behaupten; so weit der Organismus der katholischen 
Kirche dem Bereiche der Souveränetät eines bestimmten Staats- 
wesens angehört, kann auch diese „Kirche im Staatsgebiete“ sich 
der Unterordnung unter die formelle rechtliche Superiorität der 
Staatsgewalt nicht entziehen. Es ist darum missverständlich, wenn 
man in der völkerrechtlich anerkannten Souveränetät des Kirchen- 
oberhauptes, des allein berechtigten Repräsentanten der Gesammt- 
kirche, zugleich eine Rechtfertigung und Anerkennung der 
Koordinationstheorie erblickt, und wenn deshalb selbst manche 
Rechtslehrer unserer Zeit, obwohl sie aus Rücksichten der Kirchen- 
politik dem System der Koordination überhaupt ablehnend gegen- 
überstehen, prinzipiell doch nur die Anwendbarkeit dieses 
Systemes auf das Verhältniss des Staates zur evangelischen 
Kirche bestreiten !*. 

#2 Dem Protestantismus bedeuten die kirchlichen Verfassungseinrich- 
tungen nur ein untergeordnetes Moment; zulässig ist jede kirchliche Ver- 
fassunesform, welche die Aufgabe lösen kann, einer richtiren Wort- und 
Sakramentsverwaltung Raum und Ordnung zu schaffen. Der Protestantismus 
fordert an sich gar nicht die Existenz einer dem Staate selbständig gegen- 
überstehenden Kirche, den Dualismus einer geistlichen und einer weltlichen 
Anstalt innerhalb der Christenheit. Wenn die Staatsrewalt dem Protestan- 
tisınus gleichgiltig, oder gar ablehnend und feindselig gegenübersteht, muss 
allerdings auch der Protestantismus ein Kirchenthum begründen, welches 
sich ın den Formen des genossenschaftlichen Selbstregimentes bewegt und 
vom Staate, dessen Souveränetät im Rechtsgebiete niemals bestritten werden 
kann, nichts weiter als Freiheit für die Wirksamkeit der Kirche als einer 
autonomen Korporation beansprucht, welche ihre Angelegenheiten durch 
ihre eigenen Organe verwaltet. „An sich jedoch ist der Protestantismus 
überhaupt nicht kirchenbildender Natur, und das Ideal der deutschen Refor- 
matoren war nicht etwa eine dem Staate sellıständig gexenüberstehende 
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lichen und weltlichen Dingen zu ziehen sei... Dass einiges das 
religiöse Interesse berühre, sich aber nebenher auch wieder nach 
einer anderen Seite in das weltliche hinüberziehen lasse, gestehen 
die Vertheidiger des Systems... selbst zu... Aber wie soll es 
nun eben mit solchen Gegenständen gemischter Natur gehalten 
werden? Sagt man, sie sollen gemeinsam von der kirchlichen 
und weltlichen Autorität geordnet werden, so lässt sich dies hören 
bis auf den Fall der Kollision beider Gewalten .... Es handelt 
sich dann um die Regel, nach der sich beide Autoritäten einigen 
sollen, und hier eben ist der Punkt der Schwierigkeit... Von 
hier aus zeigt es sich, dass dieses System der Mitte eben nur das 
System einer mittelmässigen Einsicht ist, d.i. einer solchen, die 
nur bis auf die Mitte des Weges, und nicht bis auf die letzten 
Prinzipien vorzudringen vermag. Es fragt sich also ... was 
ist Rechtens, im Falle die weltliche Gewalt überhaupt Dinge ın 
ihre Sphäre zieht, welche die kirchliche Gewalt als ihrer Sphäre 
zugehörend erklärt? — und umgekehrt. Was ist Rechtens, wenn 
(die weltliche Gewalt“ . . . (über gemischte Gegenstände) „solche 
Verfügungen trifft, durch welche sich die kirchliche Gewalt in 
anderer Beziehung verletzt glaubt? Hier sollen nun freilich die 


ergeben!! Die Aussprüche eines Stahl, Phillips u. s. w., welche, auf Grund 
einer politischen Kritik des Koordinationsprinzipes, die Unmöglichkeit der 
Koordination wie eine für die Wissenschaft längst feststehende Wahrheit 
verkünden, durfte der praktische Politiker ohne weiteres ignoriren — die 
Erfahrung hatte ja bewiesen, dass es sich da nur um anspruchsvoll verkün- 
dete doktrinäre Vorurtheile handle. Die Möglichkeit eines Konfliktes 
konnte man nicht leugnen, aber der öfter citirte Anwalt des Koordinations- 
systems war, wenn dieses System in Preussen durch ein Vierteljahrhundert 
den Frieden zwischen Staat und Kirche gesichert hatte, doch gewiss berech- 
tirt seinen Gegnern die harten Worte zuzurufen: „Nur ein Thor mag er- 
warten, «dass die Formulirung eines Verfassungsgesetzes, wie des Artikels 15, 
die Möglichkeit jedes künftigen Streites ausschliesse; das vermag auch auf 
anderen Rechtsgebieten kein Gesetzesparasraph“. (Dieses Argument wäre 
cewiss schlagend, wenn man eben auf der Grundlage des Koordinations- 
systemes überhaupt auch nur die Existenz einer höheren rechtsetzenden 
Autorität behaupten dürfte, welche (en Gesetzesparagraphen schaffen könnte, 
der eine für den Staat und für die Kirche vleichmässiz verbindliche Norm 
bedeuten soll!) 
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weltliche und kirchliche Gewalt Konkordate mit einander schliessen, 
und das ist auch der gute Rath, den zuletzt die Vertheidiger des 
Systems... uns geben; es ist aber auch der letzte, den sie uns 
geben können, und der uns — leider — nichts nützt! Denn es 
handelt sich ja eben darum, was Rechtens sei im Falle, wenn die 
beiden Gewalten..... es nicht zu einem Konkordate bringen können; 
das ist ja eben der Fall der Kollision .. .. Sagt man, für den 
Fall der Kollision habe die weltliche Autorität die Entscheidung 
zu geben, oder... auch nur...: die Ausscheidung dessen, was 
weltlicher und was kirchlicher Natur sei, komme der weltlichen 
Gewalt zu, so wird gegen die Voraussetzung“ (der Koordination)... 
„die Kirche dem Staate ... unterthan. Sagt man umgekehrt, 
der Kirche komme dieses Recht zu, dann ist der Staat der Kirche 
unterthan ... . (So Gengler, Aphorismen 8. 464 ff.; vgl. damit 
die oben S. 128f. mitgetheilten Stellen aus dem anonymen Beitrag 
„Ueber das Verhältniss der Kirche zum Staate“ im 40. Bande des 
„Katholik“.) 

Sobald man die Befugniss einer der beiden Gewalten an- 
erkennt, die Grenzen ihres Herrschaftsgebietes formell souverän 
zu bestimmen, und die andere Gewalt von Rechts wegen verpflichtet 
sein soll, sich dieser Entscheidung zu unterwerfen, ist auch die 
Koordination der Gewalten im Prinzipe negirt. Wer also (wie 
der Verfasser des Aufsatzes „Das Rechtsprinzip des Verhältnisses 
der Kirche zum Staate“, im „Katholik“ Bd 31 [1829] S. 139 ff.; 
vgl. insbes. S. 153) „in zweifelhaften Fällen“, d.h. bei kollidiren- 
(len Ansprüchen, „der geistlichen Macht gemäss ihres hohen End- 
zweckes® von Rechts wegen die Entscheidung zuspricht, fordert 
thatsächlich die Anerkennung der rechtlichen Oberhoheit der 
Kirche über den Staat. Es ist unseres Erachtens nichts weiter 
als Selbsttäuschung, wenn man diesen Standpunkt mit der An- 
nahme einer „Koordination“ (vgl. a. a. O. Bd. 31 S. 152) für ver- 
einbar hält. Die Frage nach dem rechtlichen Verhältnisse der 
beiden Gewalten, die Frage, welche der beiden Autoritäten als 
die subordinirte die rechtliche Oberhoheit der anderen anzuerkennen 
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hat, verlangt nun einmal praktisch ihre Lösung für den Fall des 
Konfliktes über die Grenzen der Gebiete, und sie wird nur in 
Folge solcher Kollisionen in ihrer ganzen praktischen Bedeutung 
empfunden. Das Nebeneinanderbestehen zweier von einander un- 
abhängiger Autoritäten für einen und denselben Kreis von Unter- 
worfenen wird und muss immer Konflikte der Autoritäten im 
Gefolge haben, da diese keinen höheren Willen als eine ihnen 
massgebende gemeinsame Norm anerkennen, welche beiden die 
Sphäre ihrer Zuständigkeit vorzeichnet und in Kollisionställen 
entscheidet. Bestimmen beide Autoritäten aus eigener sou- 
veräner Machtfülle das Gebiet ihrer Wirksamkeit, so sind Kolli- 
sionen unvermeidlich, und wir dürfen dann gar nicht davon sprechen, 
dass solche Konflikte der Autoritäten nicht das „Normale“, Son- 
dern das „Anormale“ sind — es fehlt ja die über beiden Ge- 
walten stehende Norm, deren Befolgung den „Normalzustand“ der 
Eintracht herstellen sollte oder könnte. Wenn auch jede der 
beiden Autoritäten erkennen soll, dass es ein eigenthümliches 
Lebensgebiet giebt, welchem fernzubleiben für sie ein Gebot der 
Religion und Moral, wie der Vernunft und Politik ist, so ist doch 
auch diese Maxime nicht gegen Verletzung und Missdeutung ge- 
sichert. Und auch abgesehen davon, es giebt ja eine Reihe sog. 
„gemischter“ Lebensverhältnisse, die immer das Grenzgebiet der 
Berührung und des Kontliktes beider Autoritäten darstellen werden. 
Das dualistische System der Koordination von Staat und Kirche 
ist unhaltbar, nicht etwa deshalb, weil die ethische und materielle 
Voraussetzung ihrer Gleichstellung mangelt — denn man kann 
nicht leugnen, dass die Forderung, jeder der beiden (Grewalten 
solle die Selbständigkeit und Unabhängigkeit ihres Wirkens ın 
einem ihr eigenthümlichen Gebiete thatsächlich gewahrt werden, 
in der Natur der Sache vollkommen begründet und berechtigt ist 
— wir verwerfen auch dieses System nicht nur (wie Gengler und 
die modernen Vertheidiger der staatlichen Kirchenhoheit) aus 
Gründen der Politik: u. E. ist die Koordination überhaupt für 
uns als Reclhtsprinzip unmöglich, weil sie den Bestand einer 
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formellen rechtlichen Ordnung des Verhältnisses beider Gewalten 
ausschliesst. 

Die Vertheidiger des Koordinationsprinzipes verschieben in 
ihrer Polemik gerne den strittigen Punkt, indem sie ihren Geg- 
nern insinuiren, dass letztere die Möglichkeit, ja Nothwendigkeit, 
jeder der beiden Gewalten ein Gebiet selbständiger und unab- 
hängiger Wirksamkeit zuzugestehen, nicht als ein berechtigtes 
Postulat anerkennen wollen. Auch wer die formelle Superiorität 
des Staates zugiebt, will ja damit nicht behaupten, es sei gerecht- 
fertigt, oder es sei auch nur moralisch und politisch möglich, dass 
der Staat die Grenzen seines Gebietes nach seiner Willkür be- 
stimme und die Selbständigkeit der Kirche vernichte. Ebenso 
wenig wird etwa ein Anhänger des hierokratischen Systemes in 
Abrede stellen, dass die Kirche der freien, unabhängigen Ver- 
fügung der Staatsgewalt im „weltlichen“ Gebiete regelmässig nicht 
entgegentreten, dass sie die Selbständigkeit des Staates, ohne 
welche er seinen Beruf nicht erfüllen könnte, achten soll. Aber 
diese Maxime gilt den Vertheidigern des Supremates der Kirche 
als ein Prinzip der Kirchenpolitik, nicht etwa als ein Rechts- 
prinzip, welches eine Schranke für die formell völlig souveräne 
Kirchengewalt bedeuten würde. Im Gegentheile, diese Doktrin 
(vgl. z. B. Molitor, die Dekretale Per venerabilem 8. 239; Moulart, 
Veglise et l’ctat. II. cdit. p. 200—208) hält an dem Grundsatze 
fest, oder richtiger, sie muss konsequenter Weise an dem Grunll- 
satze festhalten, dass die indirekte Gewalt der Kirche sich im 
Prinzip auf das „ganze weltliche Gebiet“ erstreckt, und dass kein 
Gebiet der staatlichen Kompetenz, keine Frage des öffentlichen 
oder Privatrechts sich der Jurisdiktion der Kirche entziehen kann, 
sobald die geistliche Autorität es für ein Gebot ihrer Pflicht 
erkennt, ihre Suprematie geltend zu machen, um eine Gefahr für 
Religion und Seelenheil der Unterthanen abzuwenden. 

Um für das Verhältniss von Staat und Kirche überhaupt den 
Bestand einer rechtlichen Ordnung behaupten zu können, haben 
die Anhänger der Koordlinationstheorie die Kirche wohl als eine 
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souveräne Macht erklärt, deren Beziehungen zum Staate naclı 
dem völkerrechtlichen Typus des Verhältnisses zweier von ein- 
ander unabhängiger Staaten beurtheilt werden müssten ®. Die 
Konsequenzen des Satzes „Kirche und Staat sind souveräne 
Mächte, welche zu einander in völkerrechtlichen Beziehungen 
stehen“, werden von manchen nicht in ihrer vollen Schärfe ge- 
zogen und gewürdigt, oder man erschöpft sich iu Versuchen, die 
fatale Bedeutung dieser Folgerungen °°* möglichst abzuschwächen. 


» Vgl. oben S. 113f. 

9%» Kollisionen zwischen Staat und Kirche können nur durch einen 
völkerrechtlichen Vertrag, durch eine Vereinbarung der beiden souveränen 
Gewalten beigelegt werden; nur ein Konkordat kann von Rechts wegen 
die kirchlichen Obern verpflichten, innerhalb jenes Gebietes, welches die 
souveräne Kirchengewalt als die Sphäre ihrer Zuständiekeit und Herrschaft 
erklärt, den Willen des Staates zu respektiren. Finseitige Verfügunren der 
Staatsgewalt in diesem Gebiete sind für die Kirche ebenso „ungiltig* und 
unverbindlich, wie die Gesetze, welche ein Staat für das Territorium eines 
anderen erlässt, in welchem seine Souveränetät nicht anerkannt wird (eine 
Analogie, welche Martens a. a. 0. S. 240 mit Recht heranzieht, da (dieselbe 
dem Standpunkte der Koordinationstheorie völlig entspricht). Die Anhänger 
der Koortinationslehre täuschen sich nicht darüber, dass „ihr einziger uni 
letzter guter Rath“ nieht immer den Frieden der beiden Gewalten verbürgen 
kann; es ist eine Tebertreibung, wenn Grengler u. A. im Uebereifer der Pole- 
mik den Urhebern der Koordinationslehre vorwerfen, sie hätten nicht einmal 
erkannt, dass die Möglichkeit einer im friedlichen Wege nicht ausgleichbaren 
Kollision besteht, und dass ihr System dann die beiden (Gsewalten, wie zwei 
unabhängige Staaten, auf das Mittel der defensiven oder aggressiven Selbst- 
hilfe verweisen muss. Aber schon Sommer glaubte ja gerade von seinem 
„Systeme der goldenen Mitte“ erwarten zu dürfen, dass dasselbe zu solchen 
Kollisionen den geringsten Anlass gehen werde: „Die Möglichkeit des 
Krieges“, welche bleiben muss — als Garantie der Freiheit —, ist am aller- 
wenigsten ein Grund, auf die Unabhängigkeit der Kirche zu verzichten; denn, 
„wenn Kirche und Staat gegenseitig ihre Umabhängigkeit anerkennen, so 
haben sie wenig (Gelegenheit zum Kampfe“, während vordem das Bestreben 
des absoluten Staates, „die Kirche zur Magd seiner weltlichen Interessen 
herabzuwürdigen*, beständige Konflikte herbeiführen musste. Im (egen- 
satze dazu sind andere Anhänger des Koortlinationsprinzipes gerade wieder 
bestrebt, uns glaubhaft zu machen, dass feindliche Kollisionen und Kämpfe 
zwischen der geistlichen und weltlichen Autorität überhaupt immer „ausser- 
ordentlich selten waren“; sie erklären es darum für ein Zeichen unbeerün- 
leten Misstrauens, wenn man der Kirche nicht die Unabhängigkeit gewähren 
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Eine Lehre, welche die im Staate bestehenden Kirchen als un- 
abhängige, souveräne Gemeinschaften ansieht, die der souveränen 
Stautsgewalt von Rechts wegen nicht unterworfen sind, tritt mit 
dem modernen Staatsbegriffe in Widerspruch’. Allerdings ist 
die katholische Kirche in ihrer Gesammtheit nicht der Gewalt 


wolle, obwohl die Kirche doch selbst gegenüber ungerechter Vergewalti- 
gung innmer so lange als nur möglich an «dem Prinzipe festgehalten habe, 
ılass es ihre Pflicht sei, die Gegner durch Nachgiebigkeit und Milde zu ver- 
söhnen. 

% Nur Haller's Theorie, die den modernen Staatsbegriff verwirft und 
an «ler patrimonialen Auffassung des Staatswesens festhält, welcher die 
Staatsgewalt nur ein Privatrecht des Regenten bedeutet, konnte ohne weiteres 
auch die Kirche, wie überhaupt alle Individuen und Korporationen im Staate 
als dem Träger der Staatsgewalt formell gleichberechtirte (wenn man will: 
rechtlich koordinirte) Subjekte „der eigenen natürlichen oder erworbenen 
Rechte“ behandeln. (Diese Theorie kennt ja keine wirklich souveräne Gewalt, 
vielinehr sind die Rechte des Fürsten in ihrem Wesen nicht verschieden 
von den Rechten, welche den Einzelnen und Korporationen zustehen.) Haller 
wendet darum auch auf das Verhältniss des Landesherrn zur Kirche einfach 
nur „jene Regel an, welche die Grundlage unseres ganzen Staatsrechts aus- 
macht, und welche auch hier die einzig wahre, für beide Theile befriedigende 
Auskunft gibt“. Um beide für rechtlich koordinirt zu erklären, musste Haller 
nicht etwa den völkerrechtlichen Charakter ihres Verhältnisses behaupten; 
er konnte vielmehr im Rahmen seiner Staatsauflassung auch der Kirche zu- 
gestehen, dass sie „an und für sich, in bloss rechtlicher Beziehung“ ein dem 
„Staate“ (richtiger: dem Fürsten) koordinirtes Rechtssubjekt ist, und im 
Staate, aber unablängig vom Staate, gerade so wie der Landesherr 
„ihre eigenen natürlichen und erworbenen Rechte besitzt“, welche der Landes- 
herr achten soll, „gleichwie die Kirche hinwieder des letzteren natürliche 
und erworbene Befugnisse zu respektiren hat“. Kollisionen zwischen der 
Kirche und der landesherrlichen Gewalt sind glücklicher Weise doch nur 
„ausserordentlich selten“, wenn sie auch — was Haller schliesslich doch nicht 
leusmen will — nach dem Zeugnisse der Geschichte „einige Male“(!!) wirk- 
lich vorgekommen sind. Bei allen solchen Kollisionen wird die mächtiger 
(iewalt, mit Recht oder mit Unrecht, den Sieg davon tragen; darum empfiehlt 
Haller der Kirche, wie den Unterthanen, wie allen Individuen und Korpo- 
rationen, dass auch sie bei einem Eingrifle des Fürsten in ilıre Rechte nicht 
durch unzeitigen Widerstand das Uebel vergrössern, sondern, bessere Zeiten 
erwartend, dulden solle, was sie nicht hindern kann, bis früher oder später 
ılas Recht doch wieder triamphirt. (Vgl. C. L. von Haller, Restauration der 
Staatswissenschaft, 1I. Aufl, IV. Bd., 8. 352ff., 359—373, 378#., 394ff., 
405 —429.) 
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eines Staates unterworfen; die katholische Kirche ist selbst eine 
civitas, ein zwar innerhalb der Staaten bestehendes, jedoch ein- 
heitlich organisirtes staatsartiges Gemeinwesen, und ihr Oberhaupt, 
der Papst, besitzt, obwohl er nur ein geistlicher Monarch, der 
Träger einer geistlichen (spirituellen) Gewalt ist, doch als eine 
unabhängige, keiner Staatsgewalt unterworfene Macht den Staaten 
gegenüber eine der weltlichen Souveränetät analoge Stellung. 
Diese „spirituelle Souveränetät“ oder diese „Quasi-Souveränetät“ 
des Papstes ist die Grundlage seiner völkerrechtlichen Stellung, 
in Folge deren das Oberhaupt der katholischen Kirche als Sub- 
jekt des internationalen Rechts anerkannt ist und in Angelegen- 
heiten der Kirche mit den Staaten in völkerrechtlichen Verkehr 
tritt °”. Diese der Souveränetät analoge Stellung, welche der Papst 
als eine unabhängige geistliche Macht den Staaten gegenüber ein- 
nimmt, kann auch allein jene Auffassung gerechtfertigt erscheinen 
lassen, welche die von ihrem Oberhaupte repräsentirte katholische 
Kirche gleich den Staaten als ein Subjekt des internationalen 
Rechtes anerkannt sehen will. Man mag immerhin die Souveräne- 
tät, deren Träger der Papst ist, virtuell der katholischen Kirche 
als solcher beilegen, und man wird dann auch die katholische Kirche 
für eine souveräne geistliche Macht erklären dürfen ®°, welche den 


% Vgl. Dove in dieser Zeitschr. (I. Folge), Bd. 8. S. 188, uud m Rich- 
ter's Kirchenrecht, VIII. Aufl, S. 294; Herrmann im Deutschen Staats- 
wörterbuch, Bd. 5. S. 740. 

»® Leo XII. (Encycl. Immortale Dei. de do. 1. Nov. 1885; verl. Archiv 
f. katlı. K.R., Bd. 55. S. 311) konnte darum die katholische Kirche als eine 
anerkannte souveräne Macht bezeichnen: ... . Opinione et re... probarunt 
ipsi viri prineipes rerumque publicarım gubernatores, ut qui paciscendo, 
transigendis negotiis, mittendis vieissimque accipiendis legatis, atque aliorum 
mutatione officiorum agere cum Ecclesia tamquam cum suprema potestate 
legitima consueverunt“. Dabei liegt jedoch der Encyclica die Absicht gewiss 
ferne, etwa jene Auffassung missbilligen oder zurückweisen zu wollen, welche 
die Souveränetät dem Papste, dem die Gesamnitkirche repräsentirenden Ober- 
haupte zuschreibt. Schon der nächste Satz der Encyclica lässt ja gar keinen 
Zweifel darüber, dass Leo XIII. diese völkerrechtlich anerkannte Souveräne- 
tät (suprema potestas) der Kirche thatsächlich doch nur als eine Prürogative 
desselben Rechtssubjektes (des Oberhauptes der Kirche) betrachtet, welchem 
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Staaten im völkerrechtlichen Verkehre koordinirt ist. Es ist dies 
schliesslich nur eine Frage der theoretischen Auffassung, eine 
Frage, welche jeder praktischen Bedeutung entbehrt, da ja das 
Resultat immer das gleiche ist, ob man nun die katholische Kirche, 
oder ob man den Papst als eine den Staaten völkerrechtlich ko- 
ordinirte geistliche Macht betrachtet; denn die Verfassung der 
katholischen Kirche beruht auf unveränderlichen dogmatischen 
Grundlagen, und im Sinne des katholischen Dogmas ist der Papst 
nicht etwa nur der Träger der höchsten bierarchischen Gewalt, 
sondern ihm steht vielmehr in der Kirche die plenitudo potestatis 
zu’, und die Macht des Papstes ist formell ebenso unumschränkt 


auch die Rechte der weltlichen Herrschaft, die souveräne Staatsgewalt im 
Kirchenstaate zustanden. („Neque profecto sine singulari providentis Dei 
consiliv factum esse censendum est, ut haec ipsa potestas principatu 
ceivilı velut optima libertatis suae tutela muniretur“.) 

®° Der Widerspruch, welchen die episcopale Doktrin geeen diese Auf- 
fassıng des Primates erhoben hatte, geliört heute der Geschichte an. Die 
Lehren der Episcopalisten sind niemals zu einer wirklichen bleibenden Be- 
deutung welangt, und sie vermochten es nicht zu hindern, dass der Primat 
Jene hierarchische Machtfülle bebauptete, welche eine von ihnen vergeblich 
bestrittene tausendjährige Rechtsentwicklung dem Primate gesichert hatte. 
Obwohl übrigens das Episcopalsystem die Auffassung des Primates, welche 
unsere im Texte ausgesprochene Ansicht begründet, grundsätzlich verworfen 
hat, so haben die Episcopalisten die internationale Stellung des Papstes doch 
immer als eine ausschliessliche Prärogative des Kirchenoberhauptes be- 
trachtet, welche dem letzteren als ein wesentliches und eminent primatiales 
Recht unabhängie vom Episcopate zusteht. (Meines Wissens hat kein 
einziger Schriftsteller dieser Schule den (redanken ausgesprochen, Jass die 
völkerrechtliche Souveränetät, wenigstens grundsätzlich und substantiell, dem 
Episcopate beigelegt werden müsse, und dass dem Papste nur die „Aus- 
übune“* derselben verstattet sei.) Die Erklärung dafür bietet uns die politische 
Tendenz des Episcopalsystemes: anderen Falles wäre es ja nicht mehr mög- 
lich gewesen, ostentativ das Papstthum als eine „auswärtige geistliche Macht“ 
zu behandeln. Man leurnet zwar nicht, dass diese „auswärtige Macht“ he- 
rufen ist, überall die Grundsätze und die Interessen der allgemeinen Kirche 
zu wahren; da aber der Papst thatsächlich vor allem bestrebt sein müsse, 
die eirenen (wohlbegründeten oder usurpirten) primatialen Gereclhtsame 
zu behaupten, so ist es in den katholischen Staaten die Aufgabe der Re- 
gierungen und des Episcopates, „die Rechte und Freilieiten ihrer Landes- 
kirchen“ gegenüber „einer auswärtigen Macht“, gegen einen „fremden Souve- 


10* 
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wie jene eines absoluten Monarchen !,. Die vom internationalen 
Rechte anerkannte Souveränetät des Kirchenoberhauptes (oder, 
wenn man will, der katholischen Kirche) ist jedoch, in ihrer recht- 
lichen Bedeutung, beschränkt auf das Gebiet des völkerrecht- 
lichen Verkehres zwischen den Staaten und dem Repräsentanten 
der kirchlichen Souveränetät; die internationale, den Staaten ko- 
ordinirte Stellung des Kirchenoberhauptes (oder: der Kirche) übt 
keinen formellen rechtlichen Einfluss auf jenes staatsrechtliche 
Verhältniss der Unterordnung, welches für die dem Staatsgebiete 
angehörenden und deshalb der Staatsgewalt unterworfenen Glieder, 
Organe und Anstalten der katholischen Kirche gegenüber der im 
Staatsgebiete allein souveränen Staatsgewalt besteht. Die Staats- 
gewalt wird moralisch und politisch genöthigt sein !P'!, nicht bloss 
die hierarchische Machtstellung des Papstes zu respektiren, son- 
(dern überhaupt allen jenen Ansprüchen „der katholischen Kirche* 
(d. h. der kirchlichen Regierungsorgane, welche die Rechtsordnung 
der Kirche zur Leitung der Gläubigen und kirchlichen Anstalten 
im Gebiete des Staates autorisirt) gerecht zu werden, in (deren 
Versagung das moderne Rechtsbewusstsein eine Verletzung der 
rän“ zu vertheidigen, indem sie den „Usurpationen“* des Papstthumes ent- 
gegentreten. 

100 Ich habe wohl keinen Anlass, eine Missdeutung dieses Ausspruches 
zu besorgen und ınich ausdrücklich gegen die Unterstellung zu verwahren, 
dass hier der Papst über das göttliche Recht gestellt, oder die Bedeutung 
der moralischen und politischen Schranken seiner Macht geleugnet werde; 
absolute Monarchie und schrankenloser Despotismus sind ja nicht identische 
Begriffe. -» 

1% Jın einzelnen Falle kaun wohl durch Staatsverträre, Konkordate, 
überhaupt durch Conventiones iuris publici auch eine formelle rechtliche 
Schranke der staatlichen Kirchenhoheit begründet werden; solche Verträre 
jedoch, aus welchen eine rechtliche Verbindlichkeit immer nur für die Kon- 
trahenten entsteht, berühren niemals unmittelbar das staatsrechtliche Ver- 
hältniss zwischen der Staatsgewalt und ihren Unterthanen. Die Normen des 
Staates behaupten schlechthin den Charakter eines für alle seiner Souveränc- 
tät Unterworfenen verbindlichen formellen Rechts, auch dann, wenn die 
Staatsgewalt durch die Erlassung, bezw. die Aufrechthaltung der frarlichen 


Normen unzweifelhaft rechtbeständige vertraxsmässige Verpflichtungen ver- 
letzt hätte. 
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Gewissens- und Kultusfreiheit erblicken müsste; aber wir dürfen 
deshalb nicht verkennen, dass diese „katholische Kirche“ des 
Staatsgebietes formell ebenso der souveränen Kirchenhoheit des 
Staates unterworfen ist, wie überhaupt die Kirchen und Religions- 
gesellschaften des Landes. Die Kirchen können im modernen 
®taate nicht die rechtliche Unabhängigkeit, den Charakter sou- 
veräner und der Staatsgewalt rechtlich gleichgeordneter Korpo- 
rationen behaupten; so weit der Organismus der katholischen 
Kirche dem Bereiche der Souveränetät eines bestimmten Staats- 
wesens angehört, kann auch diese „Kirche im Staatsgebiete“ sich 
der Unterordnung unter die formelle rechtliche Superiorität der 
Staatsgewalt nicht entziehen. Es ist darum missverständlich, wenn 
man in der völkerrechtlich anerkannten Souveränetät des Kirchen- 
oberhauptes, des allein berechtigten Repräsentanten der Gesammt- 
kirche, zugleich eine Rechtfertigung und Anerkennung der 
Koordinationstheorie erblickt, und wenn deshalb selbst manche 
Rechtslehrer unserer Zeit, obwohl sie aus Rücksichten der Kirchen- 
politik dem System der Koordination überhaupt ablehnend gegen- 
überstehen, prinzipiell doch nur die Anwendbarkeit dieses 
Systemes auf das Verhältniss des Staates zur evangelischen 
Kirche bestreiten !*. 

102 Dem Protestantismus bedeuten die kirchlichen Verfassungseinrich- 
tungen nur ein untergeordnetes Moment; zulässig ist Jede kirchliche Ver- 
fassungsform, welche die Aufgabe lösen kann, einer richtigen Wort- und 
Sakramentsverwaltung Raum und Ordnung zu schaffen. Der Protestantismus 
fordert an sich gar nicht die Existenz einer dem Staate selbständig gegen- 
überstehenden Kirche, den Dualismus einer geistlichen und einer weltlichen 
Anstalt innerhalb der Christenheit. Wenn die Staatsgewalt dem Protestan- 
tisınus gleichgiltig, oder gar ablehnend und feindselig gegenübersteht, muss 
allerdings auch der Protestantismus ein Kirchenthum begründen, welches 
sich in den Formen des genossenschaftlichen Selbstregimentes bewegt und 
vom Staate, dessen Souveränetät im Rechtsrebiete niemals bestritten werden 
kann, nichts weiter als Freiheit für die Wirksamkeit der Kirche als einer 
autonomen Korporation beansprucht, welche ihre Angelegenheiten durch 
ihre eigenen Organe verwaltet. „An sich jedoch ist der Protestantismus 
überhaupt nicht kirchenbildender Natur, und das Ideal der deutschen Refor- 
matoren war nicht etwa eine dem Staate selbständig gegenüberstehende 
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In der Epoche, welcher die Koordinationstheorie entstammt, 
galten den Meisten noch immer „Natur und Vernunft“ für die 


Kirche, sondern die einheitliche Organisation des natürlich-weltlichen und 
des religiös-christlichen Lebens“ („der christliche Staat“). Eine Kirche 
jedoch, die als souveräne Gemeinschaft, als ein staatsartiges geistliches Reich 
(Melanchthon’s bekauntes Wort vom „rernum pontifieum“!) kraft höherer 
Autorisation eine dem Staate äquale Rechts- und Zwaugsgewalt übt, ist im 
Protestautismus überhaupt unmöglich, weil eine solche Kirche eben nur als 
eine unmittelbare göttliche Ordnung gedacht werden, nur allein aus der 
katholischen Auffassung vom göttlichen Berufe der Hierarchie und dem 
wesentlichen Unterschiede der Stände ihre Rechtfertigung schöpfen kaun und 
den unausgleichbaren Gegensatz des irdischen Staates zum Gottesreiche, eines 
geistlichen Standes, eines geistlichen Lebens zum weltlichen voraussetzt. 
(Vgl. Rieker, die rechtl. Stellung d. evang. Kirche Deutschl. in ihrer gesch. 
Entw., S. 42 ff., 9317., 112f., 47Yfl.; Sohm, Kirchenr. I, 486ff., 541ff.; Mejer 
in den Preuss. Jahrb. Bd. 58, S. 469ff.) Kahl, Lehrsyst. d. Kirchenr. und 
der Kirchenpol. I. 277, bemerkt u. E. ganz richtir, «dass ein Protestant, 
welcher für die Koordination von Kirche und Staat eintritt, sich bewusst 
oder unbewusst auf ein Gebiet von Voraussetzungen und Folgerungen 
verirrt, welche seinem Kirchenwesen nothwendig fremd sind. Ich möchte 
übrigens annehmen, dass jene Stimmen in evangelischen Kreisen, welche 
man als Anlıänrer des Koordinationsprinzipes betrachtet, thatsächlich doch 
pur für die Begründung eines autonomen, von jeder staatlichen Bevor- 
mundung befreiten Kirchenthums eimtreten, aber nicht eine Autoritätskirche 
schaffen wollen, welche eine dem Staate gleichgeordnete souveräne Maclhıt 
sein soll. Diese dem Wesen des Protestantismus widerstrebende Anschau- 
ung liegt m. E. auch Harless ferne, welcher gewöhnlich als ein protestan- 
tischer Vertreter der Koordinationstheorie bezeichnet wird, weil er Staat 
und Kirche „koexistente und koordinirte Grössen“ nennt und dem Stante 
ein „Oberaufsichtsrecht, oder Herren- und Richterrecht über die Kirche“ 
nicht zugestehen will. Aber dieses hier der Staatsgewalt abgesprochene 
Recht soll wohl mit einem „imperium“, einer „Herrschaft“, einem „Herren- 
thum der Obrigkeit über die Kirche“ identisch sein, welches die Kirche zur 
Staatsanstalt macht, die durch des Staates Willen existirt. (Vgl. Harless, 
Staat und Kirche oder Irrtum und Wahrheit in den Vorstellungen von 
ehristlichem Staat und von freier Kirche, S. 58, 67f., 76f.) Thatsächlich 
hat auch Harless nur eine autonome, vom Staate als öffeutliche Korporation 
anerkannte Kirche vor Augen, welche der Souveränetät des Staates unter- 
worfen ist; nur soll der Staat die Autonomie der Kirche nicht antasten und 
seine gesctzgebende Gewalt nicht auf jenem Gebiete geltend machen, in 
dessen Pflege die Kirche bestimmungsgemäss ihre Aufgabe erkennen muss 
(S. 5lf.). Der Staat entscheidet über die Rezeption der Kirche (S. 51, 62f., 
65, 67), welche er als eine öffentliche Korporation zulassen soll, „wenn und 
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Quellen des Völkerrechts; dieses Völkerrecht im Sinne der älteren 
Auffassung ist, wie das „Naturrecht“ überhaupt, ein „philosophisch“ 
konstruirtes Recht !%, d. h. ein Komplex von Grundsätzen, welche 
das subjektive Rechtsgefühl als vermeintliche Forderungen der 
Vernunft und Natur verkündet. So vermochte man auch die 
Existenz eines ius cerebrinum zu behaupten, dessen Normen für 
das postulirte „völkerrechtliche“ Verhältniss des Staates zur Kirche 
massgebend sein sollen, während es für den Standpunkt unserer 
modernen Rechtswissenschaft, welcher die Begriffe Recht und 
positives Recht identisch sind, kein anderes Völkerrecht geben 
kann, als das im modernen internationalen Verkehre geltende 
Recht, dessen Sätze das gemeinsame Rechtsbewusstsein der zu 
einer internationalen Rechtsgemeinschaft verbundenen souveränen 
Mächte als diese verpflichtende Normen anerkannt hat — ein 
Recht, dessen Herrschaftsgebiet nothwendig von den Bedürfnissen 
des internationalen Verkehres bestimmt wird. Wenn die reli- 
giösen Zustände unserer modernen Staaten jeden Gedanken an 
eine neue hierokratische Ordnung des Verhältnisses von Staat 


weil er in der Öffentlichen kirchenthümlichen Bethätirung nichts gewalhırt, 
was den sittlichen Zielen und Zwecken“ des Staates widerspricht; der Staat 
stellt die Normen seines Verhältnisses zur Kirche fest und verwehrt jede 
(sefährdung der staatlichen Ordnung und jeden Uebergriff in das Machtgcbiet 
des Staates. Auch der „christliche Staat“ kann der Kirche nicht eine 
schrankenlose Freiheit gewähren, weil „die rechtliche Gestaltung der Kirche 
zum Kircheuthum“ doch immer nur „eine menschliche Einrichtung und des- 
hall, der Möglichkeit menschlicher Verirrung und Ausschreitung unterworfen 
ist“. Darum ist es Sache des Staatswesetzes, „die Machtbefugnisse des 
Kirchenthums in die ihm natürlichen und zuständigen Grenzen zurückzu- 
weisen“, und die Kirche ist verptlichtet, sich diesen Gesetzen des Staates zu 
unterwerfen (S. 78, 79, 86). Demnach entspricht es durchaus seinem Prinzip, 
wenn Harless auch die staatliche Oberaufsicht und Kontrole über die Ver- 
waltung des Kircheugutes als in der staatlichen Oberaufsicht über die Ver- 
waltung jedes „öffentlichen korporativen* Vermögens begründet erkennt. 

3 Die Gegner des Naturrechtes waren sich auch klar darüber, dass 
mit dem Naturrecht zugleich dieses „Völkerrecht“ fallen müsse; vgl. hiezu 
meine Bemerkungen in Grünhut's Zeitschr. für das Privat- und öffentl. Recht 
der Gegenw., XVI. Bd. S. 294, 
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und Kirche ausschliessen, dann ist und bleibt dasselbe eine Domäne 
des Staatsrechtes !°%. Die Idee eines „Völkerrechtes“, welches die 
Norm bilden soll für die Beziehungen der modernen Staaten zu 
den ihnen „völkerrechtlich koordinirten® Kirchen, ist nichts weiter 
als eine phantastische Verirrung der Spekulation. Wer einem 
solchen Phantom eine Zukunft prophezeien wollte, müsste sich 
die Macht zutrauen, das Wesen jener geschichtlich gegebenen 
Faktoren zu ändern (oder richtiger gesagt, zu zerstören), welche 
seit der Reformation die Entwicklung des religiösen und politi- 
schen Lebens beherrscht und dessen legitime Existenzformen be- 
stimmt haben. Die Idee einer internationalen Rechtsgemeinschaft, 
welche Staaten wie Kirchen der christlichen Nationen als sou- 
veräne Grössen auf der Grundlage der wechselseitig anerkannten 
Gleichberechtigung zu einer höheren, vom „Völkerrechte* be- 
herrschten Einheit verbinden soll, ist eine chimärische: denn wir 
haben wohl die moralische Gewissheit, dass der moderne Staat 
das Prinzip der souveränen Staatsgewalt nicht opfern wird, um 
eine „Karikatur des Mittelalters® zu schaffen; dass die katho- 
lische Kirche niemals, im Widerspruche mit ihrem Dogma !”°, die 

10° Es ist missverständlich und verwirrend, wenn die Normen über das 
Verhältniss der Kirche zu den Staaten, zu den von ihr getrennten Konfes- 
sionen und deren Gliedern als „äusseres* Kirchenrecht bezeichnet werden. 
Das „innere“ Kirchenrecht erschöpft das eigenthümliche Gebiet des Kirchen- 
rechts, und die Sätze des sog. „äusseren“ Kirchenrechts gehören ihrem 
Wesen nach gar nicht zum Gebiete des Kirchenrechts. Die unnaltbare und 
verwirrende Unterscheidung eines „inneren“ und „äusseren“ Kirchenrechts, 
wie sie heute noch herkömmlich ist, entstammt der Naturrechtsdoktrin des 
voriren Jahrhunderts; die gedachte Eintheilung wurzelt in dem Irrthume, 
das ius naturae bedeute ein gemeinsames Erkenntnissprinzip der Normen für 
jene Verhältnisse, welche wir theils dem Kirchenrechte, theils dem Staats- 
rechte, theils (so weit es sich um die Grundsätze handelt, welche im. völker- 
rechtlichen Verkehre der von ihrem Oberhaupte repräsentirten Kirche mit 
den Staaten die Anerkennung als Rechtsnormen erlangt haben) dem Völker- 
rechte überweisen. Vgl. hierüber meinen Artikel „Kirchenrecht“ im Staats- 
lexikon der (oerres-Gesellsch. III, 779—781. 

15 Vergl den Catechismus Romanus ex decr. conc. Trident. ad parochos, 


Pi V.... iussu edit. (Diling. 1567, p. 167ff.): Quare, ut omnes intelligerent, 
quaenam esset ecclesia catholica, patres in symbolo .... addiderunt „apo- 
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Existenzberechtigung der von ihr getrennten Kirchen im Prinzipe 
anerkennen wird; dass der Protestantismus niemals an Stelle eines 
Kirchenthumes, welches mit dem Staate innig verbunden oder doch 
ein dessen souveräner Gewalt unterworfener autonomer Verband 
ist, im Widerspruche mit den Ideen der Reformatoren eine Kirche 
schaften werde, die wie die katholische ein staatsartig organisirtes 
geistliches Reich ist und vom Staate die Anerkennung als eine 
souveräne, völlig selbstäudige „Rechts- und Machtanstalt“ ver- 
langt 19, 

Um Kirche und Staat für koordinirte Gewalten erklären zu 
können, müssten wir also aufhören in ihrem Verhältnisse ein 
(xebiet der Herrschaft des Rechtes zu erblicken; denn die Koordi- 
nation schliesst die Möglichkeit einer formellen rechtlichen Ord- 
nung der Beziehungen beider Gewalten aus. Ein „Völkerrecht“, 
dessen Normen die Rechtsgrundlage des Verhältnisses von Staat 
und Kirche bilden sollen, existirt nicht, und der Gedanke eines 
solchen Völkerrechtes, das „die Zukunft beherrschen“, „Ordnung 
und Freiheit“ vereinigen soll, ist eine ungeschichtliche Dlusion. 
Wer die rechtliche Superiorität des Staates über die Kirche nicht 
zugestehen will, muss konsequenter Weise auch bereit sein, sich 
jener „realistischen“ Auffassung anzuschliessen, welche mehrere 
Autoritäten des Volkslebens als souveräne Mächte betrachten 
kann, weil dieser „Realismus“ das Verhältniss der Autoritäten 
für ein bloss thatsächliches Machtverhältniss erklärt. „Souveräne- 
tät“ ist dann nur der Ausdruck, welcher diese Stellung der Auto- 
ritäten über dem Rechte bezeichnet, und die Kirche ebenso gut 
souverän wie der Staat, wenn das Volksleben eine selbständige 


stolicam“; etenim Spiritus sauctus ... eam non per aliud genus mini- 
strorum, quam per apostolicum, gubernat. Qui Spiritus ... semper in 
ecclesia ınansit. Sed quemadmodum haec una ecclesia errare non potest in 
fidei et morum disciplina tradenda, cum a Spiritu sancto gubernetur, ita 
caeteras omnes, quae sibi eccelesiae noınen arrogant, . . . in doctrinae et 
morunı perniciosissimis erroribus versari necesse est. 

109 Denn nach den Grundlehren der Reformation kann überhaupt keine 
bestimmte äussere Rechtsordnung für die Kirche wesentlich sein. 
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religiöse Autorität entwickelt hat, Staat und Kirche nicht zu 
einer einheitlichen Organisation vereinigt sind. Zwischen der 
souveränen Kirche und dem souveränen Staate besteht dann ein 
Verhältniss „ebenso nur thatsächlicher Natur, wie das zwischen 
Fürst und Volk“. Das „freie“ Handeln dieser Autoritäten bindet 
kein Recht und keine Moral; es sind nur Motive des Nutzens 
und der Klugheit, welche dieses „freie* Handeln bestimmen. 
Zwischen Staat und Kirche giebt es nur Regulirungen des Besitz- 
standes, welche keine Rechte begründen, sondern nur Bedeutung 
besitzen, so lange sie den Machtverhältnissen beider Theile ent- 
sprechen. Ein solcher „Realismus“ liegt freilich weit ab von dem 
religiösen und politischen Standpunkte, welchem wir die Koordi- 
nationstheorie verdanken; aber dieser „Realismus“ ist die einzige 
Anschauung des Staats- und Volkslebens, welche — freilich nur 
auf den Trümmern der Errungenschaften unseres modernen sitt- 
lichen Bewusstseins — Staat und Kirche als „ebenbürtige sou- 
veräne“* Gewalten im „freien Kampfe um die Grenzen ihres 
Machtgebietes nebeneinander stellen kann. Denn dieser „Realis- 
mus“ hat sich losgesagt von all’ den „Vorurtheilen“ jener Welt- 
anschauung, welche wir (ebenso wie die Anhänger der Koordi- 
nationslehre) als ein unantastbares Gut betrachten möchten. Für 
uns ist die universelle Geltung des Sittengesetzes ausser Frage, 
und nach unserer Auffassung kann es überhaupt keine mensch- 
liche Autorität geben, deren „freies Handeln® über dem Sitten- 
gesetze stünde. In der allgemeinen Geltung des Rechtsprinzipes 
erblicken wir die oberste Norm des Staatslebens, dessen höchste 
(Grewalten für uns nicht Autoritäten, d. h. ethische Grössen 
sein können, wenn sie sich über die Moral und über das Recht 
stellen. 

Wir bestreiten nicht die Bedeutung des rechtspolitischen 
Gesichtspunktes und das Verdienst einer Polemik, welche in einer 
schlagenden Kritik des Koordinationssystems ihr ablehnendes Ur- 
theil über den politischen Werth des Koordinationsprinzipes prag- 
matisch begründet hat. Aber es ist doch wohl ein wesent- 
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licher Mangel dieser Polemik, wenn sie über den politischen 
Gesichtspunkt nicht hinausgekommen  ist!”. Vermöchte denn 


—— 


107 Selbst die modernen Vertheidiger des Systems der staatlichen 
Kirchenhoheit bekämpfen die Koordinationstheorie nur vom politischen 
Standpunkte und verwerfen sie nicht als ein unmögliches Rechtsprinzi). 
(Es wurde ja schon erwähnt, dass die herrschende Lehre sogar behauptet, 
jene Ordnung des Verhältnisses der katholischen Kirche zum Staate, welche 
in Preussen vom Jahre 1849 bis zum Jahre 1872 auf Grund der Verfassungs- 
urkunde, und jene, die in Oesterreich auf Grund des Konkordates vom 
Jalıre 1855 bestand, hätten — freilich zum Nachtheile für die Interessen des 
Staates und der evangelischen Kirche — den Grundsatz der Koordination 
verwirklicht.) 

Wir haben bereits oben bemerkt, dass auch Gengler die Koordinations- 
tlıeorie nur vom rechtspolitischen Gesichtspunkte bekümpfte. Nach Gengler 
kaun der Dualismus der höchsten Gewalten wegen der diesem Systeine 
wesentlich anhaftenden Mängel nie „in einer vollkommen organisirten Ge- 
sellschaft“, sondern nur während „einer Uebergangsperiode der Geschichte“ 
bestehen, welche „einem dauernden Zustand erst Platz und Weg maclıt“. 
(Damit lässt es sich freilich schwer zusammenreimen, dass nach Geneler's 
Behauptung dieser Dualismus iin byzantinischen Reiche länger als ein Jahr- 
tausend bestanden haben soll; vgl. oben S. 135.) Was das moderne Staats- 
leben betrifft, so verlangt Gengler, wie schon erwähnt wurde, mit Rücksicht 
auf die Verhältnisse unserer paritätischen Staaten die Anerkennung der 
Superiorität des Staates, dessen neutrale Macht die Parität der ihm unter- 
worfenen Kirchen sichert; die Superiorität des Staates ist hier nach Gengler 
eine politische Nothwendigkeit. In unserem Sinne auch die Frage zu er- 
örtern, ob im modernen Staatsleben die Koordination der beiden Gewalten 
als Rechtsprinzip für das Verhältniss von Staat und Kirche in Betracht 
kommen kann, ob da eine rechtliche Koordination der beiden Gewalten 
möglich ist, liegt Gengler ferne; denn er sellst ist gerade so befangen in 
den naturrechtlichen Vorstellungen, wie die Urheber der von ihm bekämpften 
Theorie. Auch ihn beherrscht offenbar «die Idee eines auf aprioristischen 
Deduktionen beruhenden Normalrechtes für das Verhältniss von Staat und 
Kirche (vgl. hiezu Gengler's „Aphorismen“ a. a. O. S. 463ff.: „Allein, alı- 
gesehen von den geschichtlichen Verhältnissen und dem, was durch dieselben 
bedingt ist, fragen wir, welches die wahre Stellung dieser beiden Gewalten ..., 
welches das rechte gegenseitige Verhältniss derselben? Dies ist der wesent- 
lichste Punkt“ u. 8. w.), und er will nur der Auffassung entgegentreten, 
welche im Systeme der Koordination dieses Normalrecht erblickt. Es füllt 
ilım deshalb gar nicht auf, dass seine Gegner die Existenz eines Rechts- 
zustandes zwischen Staat und Kirche annehmen, olıne uns über die (uelle 
positiver Normen für das Verhältuiss dieser Autoritäten aufzuklären. 
Auch er geht eben von der Voraussetzunr aus, dass zwischen Staat und 
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eine solche Kritik das bekannte Dilemma Stahl’s!°° zu recht- 
fertigen?! Der Ausspruch Stahl’s wurzelt in einem richtigen 
Gefühle; Stahl trifft — sagen wir, intuitiv den springenden Punkt, 
wenn ihm auch das entscheidende Motiv seines Urtheiles nicht 
zum Bewusstsein gekommen ist. Das Dilemma Stahl’s ıst in 
Wahrheit zwingend für jeden, der nicht bereit ist, unsere Be- 
griffte von der Aufgabe und dem Gebiete der Rechtsordnung zu 
verleugnen und das Verhältniss der Autoritäten als ein blosses 
Machtverhältniss ausserhalb des Rechtes zu stellen. Wenn aber 
in der Darstellung Stahl’s dieses Dilenıma scheinbar doch nur 
als das Ergebniss einer politischen Kritik des Koordinations- 
systems auftritt, dann ist der Einwand völlig begründet, dass 
Stahl’s berühmte Worte „Es giebt kein Drittes mehr behaupten, 
als seine Prämissen erweisen können. Zugegeben, dass das Prin- 
zip der Koordination nicht die geeignete Grundlage der „absolut 
richtigen“, der „vollkommenen Organisation des gesellschaftlichen 
Lebens“ (Gengler) ist — dürfte man deshalb leugnen, dass der 
Dualismus der höchsten Gewalten unter den Verhältnissen einer 
bestimmten Epoche doch als „relativ berechtigt“ erscheinen kann? !"® 
Die Mängel und praktischen Inkonvenienzen eines solchen „Rechts- 
Kirche ein Rechtszustaud bestehen könne, dessen einzige Normen jene 
Rechtserundsätze bilden sollen, welche als Forderungen des Vernunftrechtes 
selbst für das gegenseitige Verhältuiss unabhängiger souveräner Gewalten 
gelten müssen. Nur ist ein solcher Zustand, soferne es sich um das Ver- 
hältniss zwischen der geistlichen und weltlichen Autorität handelt, nach 
seiner Anschauung nicht etwa jener Zustand der alsolut berechtigten Ord- 
nung des gedachten Verhältnisses, wie er in einer „vollkommen organi- 
sirten“ Gesellschaft bestehen soll. Darum ist Gengler bestrebt die ecla- 
tanten wesentlichen Mängel des dualistischen Systems nachzuweisen, welches 
den Krieg zwischen Staat und Kirche „gesetzlich macht“, und kommt zu 
dem Resultate, dass eine „Rechtswissenschaft* (wir würden sagen: eine 
naturrechtliche Spekulation), welcher ein solches System die Ordnung „einer 
vollkommen organisirten Gesellschaft“ bedeutet, sich für „impotent“* erklärt. 

18 Vgl. oben S. 71. 

1 'Thatsächlich will dies Gengler auch gar nicht in Abrede stellen, 
und Phillips (Kirchenrecht, II [1846], S. 618) ist entschieden im Irrthume, 


wenn er annimmt, dass Gengler, ebenso wie Stahl, die Unmöglichkeit der 
Koordination behaupten will. 
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zustandes“, die fortwährenden Kollisionen der beiden Gewalten, 
welche aus eigener souveräner Machtfülle die Sphäre ihrer Wirk- 
samkeit bestimmen, die Frage der „gemischten“ Angelegenheiten, 
welche immer das Grenzgebiet der Berührung und des Konfliktes 
beider Autoritäten darstellen werden, den keine höhere Instanz 
entscheidet — alle diese Momente würden es doch nur als eine 
Forderung der Politik rechtfertigen, dass es einen solchen „Rechts- 
zustand“ nicht geben soll!!‘, Das Dilemma Stahl's jedoch 
werden wir als zwingend nur anerkennen, wenn wir uns darüber 
klar geworden sind, dass die Koordination der beiden Gewalten 
die Geltung des Rechtsprinzipes im Verhältnisse von Staat und 
Kirche aufhebt. So lange man jedoch was immer für politische 
Bedenken gegen das Prinzip der Koordination mit einer Be- 
rufung auf den Ausspruch Stahl’s verbrämen will, bewegt man 
sich in Unklarheiten. Und wer es nicht zu bestreiten wagt, dass 


10 Bei einer solchen Kritik, welche die Prinzipienfrage nicht lösen 
kann, darf man sich auch nicht verführen lassen, über das Ziel hinauszu- 
schiessen und Forderungen zu stellen, die keine Rechtsordnung je realisiren 
wird, weil sie ja doch immer ein Menschenwerk bleibt, welches den Keim 
(ler Entwicklung und Veränderung in sich trägt. Nur wer die historische 
Ansicht des Rechtslebens nicht erfasst hat, vermöchte sich der Täuschung 
hinzugeben, dass es je gelingen werde, eine Rechtsordnung zu schaffen, 
welche die Harmonie und Eintracht der Gewalten absolut verbürgt und 
jedem Konflikte vorzubeugen vermöchte. Wenn Gengler und andere Ver- 
theidiger des hierokratischen Systemes (vgl. z. B. auch Riess, Staat und 
Kirche, m d. Stimmen aus Maria-Laach 1869 II. 12, S. 131) zudem glauben, 
lass der Supremat der Kirche sich als das Allheilmittel erweise, welches 
die gottgewollte Eintracht der Gewalten noch am besten zu sichern ver- 
möchte, so wird ihre Ansicht wenigstens durch die Geschichte der mittel- 
alterlichen Blütheperiode hierarchischer Macht nicht bestätigt. Es ist miss- 
verständlich, wenn Gengler (a. a. O. 468, 486) dem Koordinationssystem die 
Existenzberechtigung deshalb abspricht, weil es nicht „alle möglichen Kolli- 
sionen zwischen beiden Gewalten beilegen“, „den feindlichen Gegensatz im 
Falle der Kollision zwischen Staat und Kirche nicht aus «der Gesellschaft 
entfernen kann“ — denn dies vermag überhaupt keine Rechtsordnung, und 
in dem Versuche spekulativer Lösung solcher Probleme erblieken wir heute 
nicht mehr eine Aufgabe der „Wisseuschaft“. weil wir nicht mehr, wie 
Gengler, von der Auflassung ausgehen, dass es eine „Rechtswissenschaft“ 
viebt, „in welcher“ die historische Ansicht „keine Stelle findet“. 


- 


158 Abhandlungen. 


auf der Grundlage jenes Prinzipes Normen festgestellt werden 
können, welche das Verhältniss der beiden Autoritäten beherr- 
schen sollen, möge nicht Argumente vorbringen, die schliesslich 
doch nur darauf hinauskommen, dass solchen Normen bloss eine 
unvollkommenere Gewähr ihrer Realisirung geboten wäre. Dies 
wäre ja doch nur ein Mangel, der eine solche rechtliche Ord- 
nung, wenigstens grundsätzlich, nicht anfechtbarer erscheinen 
liesse als jede andere Rechtsnorm, welche die Macht der Auto- 
rıtäten beschränken soll. 

Uebereinstimmend wird von der herrschenden Lehre als ein 
entscheidendes politisches Bedenken gegen die Koordinations- 
theorie die Erwägung geltend gemacht, dass der moderne pari- 
tätische Staat seiner Ptlicht, den Frieden unter den Konfessionen 
zu sichern, nur entsprechen könne, wenn er sich als eine höhere, 
rechtlich übergeordnete und neutrale Macht über die Konfessionen 
stellt '!!. Im paritätischen Staate erscheint die Abhängigkeit der 
Kirche vom Staate als eine politische Nothwendigkeit; der Staat, 
welcher die Koexistenz einer Mehrheit von Bekenntnissen gewähr- 
leistet, kann den Kirchen keine unbeschränkte Freiheit gestatten; 
er muss sich vielmehr das Recht der Entscheidung vorbehalten, 
ob olıne Gefährdung des Staatswohles und des konfessionellen 
Friedens alle Forderungen gewährt werden können, welche die 
Konfessionen Namens der ihnen zugesicherten Selbständigkeit oder 
auf Grund des Prinzipes der (sewissensfreiheit erheben!!?, Diese 


11! Vergl. aus der älteren Litteratur Gengler in der Tüb. Thieol. Quartalschr., 
Jahrg. 1332, S. 243 und S. 4891#1.; Phillips, Kirchenrecht III, 548, 556. Die 
neuere Litteratur, welche das Prinzip der staatlichen Kirchenhoheit ver- 
theidigt, betont nicht nur diesen Gesichtspunkt, sondern hebt auch hervor, 
dass das Koordinationssystem der Kirche thatsächlich das Uebergewicht ver- 
schaffe und die Interessen des Staates beeinträchtige, wofür man sich auf die 
Erfahrungen beruft, zu denen jene Gesetzgebungen der zweiten Hälfte unseres 
Jahrhunderts geführt haben, in welchen die herrschende Lehre das Koorldi- 
nationssystem verwirklicht sieht. 

2 Es ist selbstverständlich, dass dieser Grundsatz bestritten wurde, 
so lange man das amerikanische System als eine Verwirklichung des Ko- 
ordinationsprinzipes betrachtete. Die Wortführer des Systems der Trennung 
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Erwägung ist so einleuchtend, dass auch viele Vertheidiger der 
Koordinationstheorie derselben Rechnung tragen wollen. Selbst 
während der politischen Kämpfe der Siebziger Jahre fehlte es nicht 


der Kirche vom Staate hielten sich darum für berechtigt, gerade das Prinzip 
der Koordination als die (rarantie künftiren friedlichen Nebeneinanderstehens 
der Kirchen bezeichnen zu dürfen, welches bisher eben nur wegen der be- 
ständigen Einmischung des Staates nicht habe erreicht werden können. (So 
Döllinger und andere Stimmen des Jahres 1848; vgl. oben S. 125f.) Wenn 
jedoch auch Robert von Mohl (Staatsrecht, Völkerrecht und Politik I, 1, 
S. 178), obwohl er das Kooruinationssystem als eine Quelle der. Zwietracht 
zwischen Kirche und Staat aus politischen Gründen bekämpft, diesem System 
dennoch gerade den Vorzug nachrühmt, dass unter seiner Herrschaft in 
paritätischen Ländern verschiedene kirchliche Organisationen nebeneinander 
bestehen können, ohne sich gegeuseitig in ihren Eirenthümlichkeiten zu 
stören, so ist mir dieser Ausspruch räthselhaft. Sollte dieser paradoxe 
Satz vielleicht auf einen Lapsus calami zurückzuführen sein? — anders 
lässt sich wohl die Thatsache nicht erklären, dass Mohl ein Urtheil, welches 
mit den herrschenden Auffassungen in schrotfen Gegensatz tritt, ausspricht, 
ohne auch nur ein Wort zur Begründung scines abweichenden Standpunktes 
hinzuzufügen. 

Manche der älteren Vertheidiger des Koordinationsprinzipes entziehen 
sich der Konsequenz, die katholische Kirche der Oberaufsicht des Staates 
unterwerfen zu müssen, indem sie den Standpunkt der Parität der Kirchen 
ablelmen, die Koordination nur für die katholische Kirche fordern, während 
sie die übrigen Reliriousgesellschaften dem Staate unterwerfen, weil deren 
kirchliche Organisationen nicht, wie die katholische Kirche, ihrem Wesen 
nach guttrreordnete Verfassungskirchen sind. Diese kirchlichen Organisationen, 
welche „wenigstens in Bezug auf die Modalität ihres Daseins keine Noth- 
wenldigkeit für sich haben“, müssten deshalb das Gebiet ihrer äusseren Rechts- 
ordnung dem Staate völlig unterwerfen, welcher nur verpflichtet sei, in seiner 
Gesetzrebung die den Einzelnen garantirte Gewissensfreiheit zu respektiren, 
indem er ihnen alles gewährt, was nach ihrem Bekenntnisse nothwendig und 
unerlässlich ist. Vom katholischen Standpunkte müsse hingeren nicht nur 
eefordert werden, dass die Gewissensfreilieit der Einzelnen respektirt werle; 
diese Forderung müsse vielmelr auch für „die katholische Kirche als mora- 
lische Person“ erhoben werden, welche „mit moralischer Nothwendigkeit* 
als cine vom Staate unabhängige Autorität besteht. (Vgl. z. B. E. Mox 
de Sons in seiner 1830 veröffentlichten, bereits oben S. 68 citirten Schrift 
„von der Ehe und der Stellung d. kath. K. in Deutschl.“ u. s. w., 8. 126 ff. 
Der gleiche Grundgedanke beherrscht wohl auch schon die Auffassung 
Sicherer's; vgl. dessen schon wiederholt erwähnte „Betrachtungen“ 8. 48, 49 
und oben S. 115.) 
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an Stimmen, welche geneigt waren, dem paritätischen Staate jenes 
Oberaufsichtsrecht zuzugestehen, welches eine nothwendige poli- 
tische Voraussetzung der Parität ist. Damit ist freilich logischer 
Weise das Prinzip der Koordination für den paritätischen Staat 
ausgeschlossen, obwohl diese Schriftsteller sich nicht darüber klar 
sind, dass ihr Zugeständniss mit dem Prinzip der Koordination 
unvereinbar ist und einfach die grundsätzliche Anerkennung der 
rechtlichen Superiorität des Staates bedeutet. Ein solcher Stand- 
punkt verdient in der Wissenschaft keine Würdigung!"’, und mit 
einer politischen Kritik der Ansicht, welche die Koordinations- 
theorie wenigstens im katholischen Staate für lebensfähig hält, 
brauchen wir uns wohl auch kaum weiter zu befassen — der 
politische Gesichtspunkt in dieser ganzen Frage ist längst er- 
schöpft, und wir haben um so weniger Anlass hier Bekanntes zu 
wiederholen, weil wir die Verwerfung des Koordinationsprinzipes 
nicht bloss für eine Forderung der Politik halten. Dagegen 
dürften unsere Leser von uns am Schlusse unseres Excurses über 
die Koordinationstheorie wohl mit Recht eine Widerlegung der 
herrschenden Ansicht erwarten, welche in der Ordnung der Be- 
ziehungen zwischen dem Staate und der katholischen Kirche, die 
in Oesterreich während der Konkordatsperiode, und in jener, die 
in Preussen vom Jahre 1849—1872 bestand, den Grundsatz der 
Koordination verwirklicht sieht. Diese Behauptung ist völlig ver- 
griffen; das System der Koordination, welches u. E. die Geltung 
des Rechtsprinzipes im Verhältnisse von Staat und Kirche auf- 
heben müsste, ist weder in Oesterreich, noch in Preussen, noch 
sonst in einem modernen Staate jemals die Grundlage für die Ord- 
nung des Verhältnisses beider Gewalten gewesen. 

Was Oesterreich angeht, so war der Abschluss eines Kon- 
kordates ursprünglich von Seite des Staates nur als Mittel in 
Aussicht genommen, um der Kirche nach jeder Richtung die 
Freiheit der Wirksamkeit zu sichern, welche ihr das josephinische 


113 Vgl. auch oben S. 72, Note 12. Der scharfe Tadel, welchen Martens 
a. a. O. ausspricht, ist völlig berechtigt. 
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System verkümmert hatte. Für ein solches Konkordat war jedoch 
die Zustimmung der Kurie nicht zu erlangen, und endlich hat 
nach mehrjährigen Verhandlungen die österreichische Regierung 
sich dazu verstanden !!, einen Vertrag einzugehen, welcher die 
Ueberordnung der Kirche wenigstens grundsätzlich anerkannte, 
und auch im einzelnen eine Anzahl von Forderungen der Kirche 
erfüllte, welche dem hierokratischen Prinzipe entsprechen!'®. Damit 


14 TJje Gründe, welche die üsterreichische Regierung schliesslich zur 
Nachriebigkeit gegenüber den Forderungen der Kurie bestimmten, entziehen 
sich heute noch dem Urtheile der Oeffentlichkeit. Ueber diesen Punkt geben 
auch die Mittheilungen, welche Wolfsgruber aus dem handschriftlichen Nach- 
lasse Rauscher's veröffentlicht hat, keine Aufklärung. 

115 Es wird genügen, hier Folgendes hervorzuheben: 1) Soweit die 
Kirche nicht in den besonderen vertragsmässigen Vereinbarungen dem Staate 
sein Gebiet der Zuständigkeit ausdrücklich garantirt hatte, war der Kirchen- 
wewalt grundsätzlich das Recht gewahrt, über alle Angelegenheiten von 
kirchlicher Beziehung allein die entscheidenden Normen aufzustellen, d. h. 
also die Grenzen ihrer gesetzgeberischen Kompetenz nach eigenem Ermessen 
zu bestimmen. (Vgl. d. Artt. 1 und 34 des österr. Konkord.) 2) Der Staat 
erkennt an, dass die Bischöfe „ex proprii pastoralis officii inunere“ berechtigt 
sind, den gesammten Unterricht in den öftentlichen sowohl, als den nicht öffent- 
lichen Lehranstalten, welche der katholischen Jugend zugänglich sind, zu 
überwachen (Art. 5). 3) Die Kirche beansprucht ausschliesslich das Recht 
der Gesetzgebung und Gerichtsbarkeit in Ehesachen (Art. 10). Während der 
Staat sich der Forderung unterwarf, dass das kirchliche Eherecht für das 
weltliche Rechtsgebiet ohne weiteres massgebend ist, wurde jede offizielle 
Anerkennung eines staatlichen Gesetzgebungsrechts in Ehesachen von der 
Kurie abgelehnt. Die $$ 69 und 70 der bekannten Instruktion für die geistl. 
Ehegerichte in Oesterreich, welche aus der Pflicht der Unterthanen zuın 
(sehorsam gegen die Staatsgewalt folgern, dass die ersteren den Gesetzen 
des Staates „über die bürgerlichen Wirkungen der Ehe“ sich zu unterwerfen 
haben, enthalten nicht einmal das prinzipielle Zugeständniss, dass die kirchı- 
lichen Organe vom kirchlichen Standpunkte verpflichtet wären, den staat- 
lichen Eheverboten Gehorsam zu schaffen; es bleibt dem Staate überlassen, 
ınit seinen Strafzesetzen [vgl. d. $$ 21 und 35 des Ges. vom 8. Okt. 1856] 
seinen Verboten Gehorsam zu sichern. Die kirchlichen Organe sollen wohl 
mit allem Eifer dahin wirken, dass die Ehewerber die Vorschriften der Staats- 
gesetze erfüllen; verliarren die Ehewerber auf ihrer Weigerung, so bleibt jedoch 
— wenigstens nach dem Inhalte der Anweisung — dem Bischofe das Recht der 
Entscheidung gewahrt. Obwohl also in der Anweisung selbst gar nicht 
eininal ausgesprochen war, dass die staatlichen Eheverbote die kirchlichen 
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war aber auch dem Rechtszustande der Konkordatsperiode jener 
„ungeschichtliche“, den Verhältnissen und Bedürfnissen des mo- 


Organe ohne weiteres zur Beobachtung verpflichten, und dass der Staat über 
die bürgerlichen Wirkungen der Ehe nach freiem Ermessen bestimme, so 
ist der Standpunkt der Anweisung in dieser Frage bekanntlich von der 
römischen Kurie dennoch nicht offiziell approbirt worden. (Der Payst hat 
bei den Verhandlunrzen konsequent den Standpunkt der bekannten, in unserem 
Jahrhundert herrschend gewordenen theologischen Doktrin festgehalten, 
welche dem Staate das Recht der Ehegesetzgebung gänzlich abspricht, wäh- 
rend die Staatsregierung auf die wichtigsten jener Zugeständnisse verzichten 
musste, welche der Ministerialvortrag vom 10. Mai 1852 „als die Vor- 
bedinguug“ einer den Wünschen der Kirche entsprechenden Reform des 
Eherechtes bezeichnet hatte; vgl. diesen Vortrag bei Michel, Beiträge zur 
Gesch. des österr. Eherechts II, S. 24ff.) 4) Die Artikel 13 und 14 er- 
kennen wenigstens grundsätzlich die Immunität der Kleriker von der welt- 
lichen Gerichtsbarkeit an, obwohl der Papst „temporum ratione habita“ 
keinen Einwand dagegen erhebt, dass die Kleriker der weltlichen Gerichts- 
barkeit unterworfen werden. Die Kriminalsachen der Bischöfe wurden jedoch 
von diesem Zugeständnisse ausgenommen, und in einem geheimen Artikel 
wurde sogar vereinbart, dass diese Exemtion ein staatliches Gerichtsverfahren 
selbst gegenüber einem Bischofe, welcher des Hochverrathes beschuldirt 
wird, ausschliesse; es wurde für solche Fälle dem Monarchen nur die Be- 
fugniss gewahrt, „etiam antequam de iudicio peragendo cum Sancta sede 
consilia conferre potuerit, ea praevie disponendi, quae ad servandam imperii 
integritateın et pacem pro casus natura necessaria forent, salvis semper 
articuli XIV. dispositionibus®. (Vgl. den Wortlaut des geheimen Artikels 
bei Wolfsgruber, Joseph Othmar Kardinal Rauscher ... . sein Leben und 
Wirken, 8. 157.) Die grundsätzliche Befreiung des Klerus von der weltlichen 
Gerichtsbarkeit ist bekanntlich eine wesentliche Konsequenz der hierokrati- 
schen Auffassungen, welche dem Staate selbst in weltlichen Dingen über den 
Klerus keine Autorität kraft eigener staatlicher Machtvollkommenheit ein- 
räumen („clerici a lege mundana extranei“) oder doch den Klerus den welt- 
lichen Gesetzen Jedenfalls nur quoad vim directivam unterwerfen, nicht quoad 
vim coactivam, so dass der Staat gegen Kleriker, welche seine Gesetze ver- 
letzen, keine Zwangs- und Strafgewalt besitzt. Das Zugeständnis, welches 
der apostolische Stuhl im Artikel XIV des Konkordates erlangt hatte, war 
zwar nicht praktisch, wohl aber grundsätzlich von ausserordentlicher Bedeu- 
tung. Niemals hatten die Staaten das privilegium fori respektirt, wenn 
etwa Kleriker oder Prälaten die Sicherheit des Staates bedrohten; selbst. 
als für die Regel der Fülle das privilegium fori dem Klerus noch in allen 
katholischen Staaten gewahrt wurde, haben letztere doch, wenn es sich um 
die Alındung sog. politischer Verbrechen handelte, keine Rücksicht auf die 
klerikale Immunität gelten lassen. Wenn nicht in einem Staate besondere 
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dernen Staatslebens widersprechende Charakter aufgeprägt, welcher 
dem Werke der Urheber des Konkordates von vornherein keine 
Dauer verhiess. 


Gesetze bestanden, welche bei solchen cerimina excepta von vornherein jede 
Anerkennung eines befreiten Gerichtsstandes ausschlossen, so berief man 
sich gegebenen Falles auf das „Staatsnothrecht“, auf die unbedingte Pflicht 
der Staatsgewalt, jede Gefährdung der Existenz und der Integrität des 
Staates mit allen Machtmitteln desselben abzuwehren. Der geheime Artikel 
sicherte also den Bischöfen eine Ausnalmsstellung, wie sie selbst in den 
Zeiten allgemeiner Geltung des privilegium fori von den Staaten nicht an- 
erkannt worden war, und bei der Beurtheilung der allgemeinen Vorschriften 
des Art. XIV dürfen wir den Umstand nicht übersehen, dass es sich nicht 
etwa darum handelte, den Staat zu verpflichten, dass er ein noch bestehen- 
des Privileg der Kirche auch in Zukunft aufrecht erhalten werde. Das 
privilegium fori bestand 1855 in Oesterreich-Ungarn nicht mehr. In den 
nicht-ungarischen Ländern war dasselbe schon seit Joseph II. Reformen im 
Gerichtswesen aufgehoben; in Ungarn und Jessen Nebenländern war dessen 
Aufhebung durchgeführt worden, als in Folge der Revolutionsereignisse von 
1848/49 die alten staatsrechtlichen Ordnungen des Landes den Gesetzen der 
absolut regierten einheitlichen Monarchie weichen mussten. Zudem war ge- ' 
rade in Ungarn das privilegium fori des Klerus nie ein unbeschränktes un(d 
ausnahmsloses gewesen; insbesondere war im alten ungarischen Staate nicht 
nur thatsächlich anerkannt, sondern auch wiederholt durch besondere Gesetze 
ausgesprochen worden, dass bei Verbrechen gegen die Sicherheit des Staates 
jeder Einwohner des Reiches (auch wenn er ein Glied der privilegirten 
Stände ist, welchen sonst ihr besonderer Gerichtsstand und ihre Vorrechte hin- 
sichtlich des Verfahrens und der Strafen garantirt sind) dem für solche Fälle 
vorgeschriebenen ausserordentlichen Gerichtsverfahren unterworfen werden soll. 
(Vgl. die Ung. Ges. Art. 7 vom Jahre 1715 und Art. 5 vom Jahre 1723 im Corpus 
decret. iur. Hung. Bd. II. S. 79, 119.) Die österreichische Regierung war sich 
auch vollkommen klar darüber, dass durch die Gewährung der Forderungen, 
welche schliesslich im Artikel XIV und dem geheimen Separatartikel wirklich 
zugestanden wurden, der hierokratische Grundsatz, dass der Klerus der 
Staatsgewalt nicht unterworfen ist, wenigstens im Prinzipe anerkannt werde, 
und man wollte um dieses Bedeukens willen in die gänzliche Befreiung der 
Bischöfe von der staatlichen Kriminalgerichtsbarkeit nicht einwilligen. Aus 
welchen Gründen die österreichische Regierung — wie es scheint, erst in 
letzter Stunde — sich auch in diesem Punkte endlich zur Nachgiebigkeit 
bestimmen liess, ist bis jetzt nicht bekannt. Dem citirten Werke Wolts- 
gruber's (S. 148) ist nur so viel zu entnehmen, dass noch am 4. Jan. 1855 
der österreichische Bevollmächtigte den Auftrag erhalten hatte, der päpst- 
lichen Kurie zu erklären, dass die Regierung geneigt sei, „in Fällen straf- 
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Die Bestimmungen der preussischen Verfassungsurkunde, 
welche die Selbständigkeit der kirchlichen Verwaltung garantirten, 
sollten wohl nur die „positive“ Betheiligung des Staates an der 
Kirchenverwaltung, die staatliche Bevormundung der Kirche be- 
seitigen; es war jedoch nicht die Intention der Urheber des Ge- 
setzes, „das negative Recht“ des Staates gegenüber den Religions- 
gesellschaften, d. h. das auf repressive Massregeln beschränkte 
Oberaufsichtsrecht des Staates gänzlich aufzuheben, wenn auch 
immerhin einzelne bestimmte Aeusserungen des staatlichen Jus 
circa sacra, in welchen die Verfassungsurkunde eine Beeinträch- 
tigung der den Kirchen zu gewährenden Selbständigkeit erblickt, 
durch besondere Anordnungen der Verfassungsurkunde unmittel- 
bar beseitigt wurden. In Folge des Widerstandes, welchem diese 
Auslegung der Verfassungsurkunde bei dem Episcopate begeg- 
nete!!®, hatte jedoch die Staatsverwaltung bekanntlich in der Folge 


barer weltlicher Handlungen katholischer Kirchenfürsten jede öffentliche 
- Gefährdung des Ansehens der kirchlichen Autorität zu vermeiden“ und dies 
auch dem apostolischen Stuhle in einer besonderen Note zuzusichern; dass 
„jedoch eine vertragsmässige legale Ausnahmsbestimmung von dem .. . be- 
stehenden allgemeinen Strafgesetze und Strafverfahren zu Gunsten der bischöf- 
lichen Würdenträger abgelehnt werden“ müsse. 

16 Schon diese Thatsache ergiebt, dass die uns bereits bekannte, 
namentlich während des Kulturkampfes öfter aufgestellte Behauptung, seit 
der Publikation der Verfassungsurkunde habe in Preussen immer ein voll- 
ständiges Einvernehmen zwischen dem Staate und der Kirchengewalt bestan- 
den, auf eine Tebertreibung hinauskommt. (Auch Reichensperger, welcher 
in seiner 1876 veröffentlichten Broschüre „Kulturkampf oder Friede in 
Staat und Kirche“ wiederholt — vgl. z. B. S. 29, 32, 90 — die Periode von 
1849—1872 als die Zeit eines durch keinen Konflikt gestörten kirchlich- 
politischen Friedens bezeichnet, hat noch im Jahre 1864 ın dem anonyın 
veröffentlichten Aufsatze „Das verfassungsmässige Recht der Kirchen in 
Preussen und das Urtheil des königl. Obertribunales vom 19. Mai 1863“ sich 
viel zurückhaltender ausgesprochen; er hebt da nur hervor, dass „sich ein 
eigentlicher Konflikt nicht ergeben habe“, obwohl „die Staatsregierung und 
der Episcopat selbständig vorwärts gegangen“ seien. Vgl. dess. cit. Aufsatz 
im Archiv für kathol. Kirchenr. XI [1864], S. 13). Ucbrigens konnten auch 
in der Folge, als die preussische Staatsregierung sich der vom Episcopate 
verlangten Auslegung der Verfassungsurkunde angeschlossen hatte, Irrungen 
und Streitigkeiten wie überall, so auch in Preussen nicht gänzlich vermieden 
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ihren Standpunkt geändert und im Wege der administrativen 
Praxis sowohl im alten Länderbestande der Monarchie, als in den 
seit 1866 neu einverleibten Provinzen der Ansicht Geltung ver- 
schafft, dass durch die Verfassungsurkunde „alle staatlichen Zu- 
ständigkeiten“, „welche vom Standpunkte und in Kraft des sog. 
landesherrlichen Jus circa sacra“ vordem in Anspruch genommen 
werden konnten, unmittelbar beseitigt worden seien. Auch diese 
Interpretation der Verfassungsurkunde und der auf Grund der- 
selben durch das Vorgehen der Bischöfe im Einklange mit der 
staatlichen Verwaltungspraxis geschaffene Zustand kann jedoch 
keineswegs als eine Anerkennung des Koordinationsprinzipes 
gelten; es ist völlig unrichtig, wenn während des Kulturkampfes 
auf beiden Seiten behauptet wurde, und wenn auch heute die 
herrschende Lehre behauptet, dass in den Jahren 1849—1872 das 
System der Nebenordnung in dem Verhältnisse des preussischen 
Staates zur katholischen Kirche verwirklicht war. Selbst wenn 
man annimmt, dass die Verfassungsurkunde auf das Oberaufsichts- 
recht verzichten und den Kirchen eine durch kein besonderes Jus 
circa sacra des Staates beschränkte Selbständigkeit einräumen 
wollte, so waren dadurch die Kirchen doch noch nicht von der 
Unterwerfung unter die Souveränetät des Staates eximirt. Wenn 
der Staat in seinen Gesetzen die Grenzen der kirchlichen Selbst- 
ständigkeit bestimmt, dieselbe erweitert und Schranken derselben, 
die bisher bestanden, beseitigt, so bethätigt ja der Staat gerade 
hierdurch die ihm über die Kirchen prinzipiell zustehende Sou- 
veränetät; dieselbe souveräne Gewalt, welche diese Schranken nach 
ihrem formell souveränen Ermessen geschaffen hat, beseitigt die- 
selben, weil sie die Erweiterung der kirchlichen Freiheit politisch 
und moralisch geboten findet. Der Staat bringt solchen Falles 
gerade durch die Art und Weise, wie er der Kirche die Selbst- 


werden; vergl. z. B. nur die Angaben Richter’s in seinem bekannten Aufsatze 
über „Die Entwicklung des Verh. zwischen d. Staale u. d. kath. Kirche in 
Preussen seit der Verfass.-Urk. vom 5. Dez. 1848“ in der Zeitschr. f. Kirchen- 
recht, I. Bd. (1861), S. 115 ff. 
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ständigkeit ihrer Verwaltung gewährt, seine Souveränetät über 
die Kirche zum Ausdruck und wahrt so grundsätzlich den Stand- 
punkt, dass die Grenzen der kirchlichen Freiheit und Autonomie 
durch die formell völlig souveräne Gesetzgebung des Staates fest- 
gestellt werden. Wenn nun die Gesetzgebung des Staates der 
Kirche die Stellung einer öffentlichen Korporation mit allen 
Privilegien einer solchen belässt und die Kirche trotzdem von 
jener besonderen Oberaufsicht des Staates befreit, welche mit 
Rücksicht auf die bevorrechtete Stellung der Kirche sonst von 
der Staatsgewalt beansprucht wurde, so bleibt die Kirche deshalb 
doch immer nur eine autonome der souveränen Staatsgewalt 
unterworfene Korporation; die Kirche ist nicht etwa schon eine 
souveräne dem Staate koordinirte Macht geworden, wenn sie 
nach der Gesetzgebung des Staates (welche dieser übrigens nach 
seinein formell souveränen Ermessen auch wieder im Sinne einer 
grösseren Beschränkung der kirchlichen Freiheit abändern kann) 
nur jenen Beschränkungen unterliegt, welche die allgemeinen 
Staatsgesetze für alle Individuen, bezw. Korporationen im Staate 
begründen, und nur jener Aufsicht unterworfen ist, welche die 
staatliche Vereinspolizei gegenüber allen Vereinen handhabt'’'”. 


117 Es ist gewiss sehr auffällig, dass selbst Schriftsteller, die ganz 
richtig hervorheben, dass auch im System der Trennung der Kirche vom 
Staate die Souveränetät des Staates über die Religionsgesellschaften aufrecht 
bleibt, sich dennoch der Ansicht anschliessen, welche in den preussischen 
Zuständen der Jahre 1849—1872 die Koordination des Staates und der 
katholischen Kirche verwirklicht sehen will. 


II. Literaturübersicht'. 


Erstattet von E. Friedberg. 


I. Allgemeines. 


1. Lexikon* f. Theol. u. Kirchenwesen, v. Dr. Holtzmann 
u. Dr. R. Zöpffel. Lehre, Gesch. u. Kultus. Verfassung, Feste, 
Sekten u. Orden d. christl. K.; das Wichtigste bezügl. d. übrigen 
Religionsgemeinschaften. Dritte, durch einen Anhang vermehrte 
Auflage. Braunschw., Schwetschke & Sohn 95. Lief. 1. Mk. 1. 

Die neue Auflage des bekannten, nicht bloss für theologische 
Kreise bestimmten vortrefflichen Buches ist von Michael Zimmer 
in Strassburg besorgt worden. Sie ist im Wesentlichen unverändert. 
Doch will sie in einem Nachtrage ausser Biographien hauptsächlich 
Literaturangaben bringen, neuere statistische Mittheilungen und die 
wichtigsten Ereignisse auf dem Gebiete der Kirchengeschichte und 
der Theologie. E. Fr. 

2. Kirchengeschichtliche* Studien, her. v. Knöpfler, Schrörs, 
Sdralek. Bd. I, H. 3. 

Klebba, D. Anthropologie d. h. Irenäus. Eine dogmen- 
geschichtliche Studie. Münster. H. Schöningh 94. Mk. 4,40. 
Subscript.-Pr. 3,20. 

Die Schrift fällt als rein theologische ausserhalb des Bereiches 
unserer Kritik. Er. Fr. 

3. Theologisches* Jahrbuch auf d. J. 1895. Her. v. J. Schnei- 
der. Gütersloh. Bertelsmann. 

Pünktlich zur gewohnten Zeit hat sich der neue Jahrgang des 
Jahrbuches eingestellt. Derselbe enthält neben einer Abhandlung 
von Bärsch über die Grenzen der relig. Toleranz — hier wären 


! Die mit * bezeichneten Bücher sind der Redaktion zur Besprechung 
zugegangen. 
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doch wohl Ficker’s und Rieker’s Untersuchungen zu verwerthen ge- 
wesen — aus der Feder des Herausgebers: 1) Mittheilungen aus 
der kirchlichen Gesetzgebung der Einzelstaaten. — Hier vermissen 
wir die Mittheilung über die in Schaumburg-Lippe vollzogene Ein- 
führung der Presbyterialverfassung — Entscheidungen der höchsten 
Gerichtshöfe und Erlasse der preussischen Ministerien. — Der Ab- 
schnitt ist instruktiv und gut zusammengestellt; 2) Personalstatus 
d. ev. K. Deutschlands; 3) kirchliche Statistik; 4) Evangelisation; 
5) kirchliche Chronik; 6) Nekrolog; 7) Literaturbericht (dieser Ab- 
schnitt ist dürftig und giebt keine Uebersicht über die wichtigeren 
neueren Erscheinungen). Schöner-Dottenheim hat den Abschnitt 
Heidenmission bearbeitet, de la Roi-Elberfeld die Mission an Israel 
und Schneider-Kösfeld Innere Mission. E. Fr. 

4. Mezzacapo, Il fondamento razionale del dir. can. Ricerche. 
Napoli 94. 

5. Neher, Conspectus hierachiae cathı. in toto orbe terrar. 
Kirchl. stat. Tabellen über d. ganze katlı. Welt. Regensb. 94. 

6. Pierrefeu, L’Episcopat, sous le joug. Scenes de la vie 
eccles. et docum. secrets sur tous les archev. evöques et candidats 
a l’episcopat. Preface d’Edm. Turquet. Par. 94. 

7. Martens*, Gregor VII. Sein Leben u. Wirken. 1. 2. 
Leipz. 94. Duncker & Humblot. Mk. 16. 

In seiner Bedeutung als geschichtliche Darstellung haben wir 
das Buch hier nicht zu würdigen. Es enthält aber eine Fülle von 
Untersuchungen, die für den Kanonisten von Bedeutung sind. Dazu 
zähle ich die Erörterungen über das Papstwahldecret des Nicolaus,. 
dessen Autorschaft wohl mit Recht dem Cardinal Humbert zu- 
gesprochen wird, die Darstellung des vom Verf. s. g. hierokrati- 
schen Systemes, der Nachweis, dass schon Gregor V1I. die Ver- 
hängung eines Interdictes geplant hatte, die genaue Untersuchung 
des sog. Dietatus. Der Verf. schliesst sich der Auffassung Sackurs 
an, wonach hier eine Arbeit des Deusdedit vorliegt, welcher auch 
das Registrum Gregors VII. redigirt habe. 

Ueberall urtheilt der Verf. nüchtern und verständig, wie denn 
sein Urtheil über den Papst selbst auch ganz objektiv ist. Das 
Registrum des Papstes kennt er bis in’s Kleinste und verwerthet 
es in einer so genauen Weise, wie Niemand vor ihm. Nicht minder 
benutzt und kennt er die zeitgenössische Literatur. Im Uebrigen 
findet sich wohl eine Benutzung der modernen historischen Werke, 
dagegen wenig ein Heranziehen der kanonistischen Literatur. 
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Obgleich nun die Kenntniss derselben bei dem Verf., der ja 
selbst einst der Zunft angehört hat, selbstverständlich ist, so würde 
doch seine Darstellung vertieft worden sein, wenn er auf Grund 
der von der Kirchenrechtswissenschaft gewährten Resultate die 
Stellung Gregor’s mehr aus dem geschichtlichen Hintergrunde hätte 
hervortreten lassen. Dass er Mirbt’s Arbeit über die Publizistik, 
die sich mit seiner mannigfach berührt, nicht mehr benutzen konnte, 
ist zu bedauern. E. Fr. 

8. Scheffer-Boichorst, War Gregor VII. Mönch? 

D. Z. f. Gesch.-Wissensch. 11, 227 (ja; gegen Martens). 

9. Nuntiaturberichte* aus Deutschland 1572—1585 nebst 
ergänzenden Actenstücken, Bd. II. Der Reichstag zu Regensburg 
1576. Der Pacificationstag zu Köln 1579. Der Reichstag zu Augs- 
burg 1582. Im Auftrage des K. Preuss. histor. Instituts in Rom. 
Bearbeitet von Joseph Hansen. Berlin 94. A. Batlı. 

Der vorliegende II. Band bestelit nach dem Plane des ganzen 
Unternehmens aus Einleitungen und Aktenstücken. Die ersteren 
sind klar und lichtvoll geschrieben und verwertlien vortrefflich das 


neue Material. Die letzteren sind reichhaltig — der Band enthält 
275 Nummern — und geben vielfach neue Aufschlüsse. Ein An- 
hang bringt Nachträge auch zu dem I. Bande. E. Fr. 


10. Loesche, Joh. Mathesius, Ein Lebens- u. Sitten-Bild aus 
d. Reformationszeit. 1. Gotha 94. 

11. Doniol, La quest. de l’Eglise en France. 

Revue du dr. publ. 1, 405. 


I. Lehr- und Handbücher. 


1. Gross, Lehrb. f. kath. K.R. (s. Bd. 4, S. 206). Rezens.: 
Ott in: Allgem. Oesterr. Gerichts-Ztg. 1894, Nr. 25, S. 210. 
2. Castellari, Il dir. eccles. Fasc. 15. Torino 94. 


III. Sammlungen von Kirchengesetzen. Kirchengesetze 
mit Kommentaren. 


1. Die* Verfassungs- u. Verwaltungs-Gesetze d. ev. Landes- 
kirche in Preussen m. bes. Berücksichtigung der sieben östl. Pro- 
vinzen. Bearb. u. erläutert v. E. Nitze, Ob.-Cons.-R. in Magdeb. 
II. wesentl. vermehrte u. verbess. Aufl. Berlin 95. Carl Heymann. 
Mk. 12. 
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Es spricht gewiss für die Brauchbarkeit des Buches, dass der 
i. J. 1894 erschienenen I. Auflage schon jetzt die II. nachfolgt. 
Was wir von der ersteren (s. Bd. 4, S. 209) Vortheilhaftes sagen 
konnten, gilt von der letzteren in erhöhtem Masse. Nicht nur, dass 
das Buch durch Hinzufügung von Kolumnentiteln, ein chronologisches 
Gesetzesverzeichniss, ein erweitertes Sachregister handlicher und nutz- 
barer geworden ist: auch altes, früher bei Seite gelassenes Material 
ist aufgenommen worden, und nicht minder das neue, bis auf die 
von der letzten Generalsynode beschlossenen Gesetzesvorlagen, die 
noch keine landesherrliche Sanktion erhalten haben. Ebenso haben 
die Anmerkungen eine ansehnliche Vermehrung erfahren, so dass 
der Gesammtumfang des Buches von 675 auf 825 Seiten gewachsen 
ist. Wenig können wir uns dagegen mit der Einleitung befreunden. 
In solcher Kürze lässt sich kein instruktives Bild der Kirchenver- 
fassung entwerfen. Auch ist der Standpunkt des Verf. kein in sich 
gefestigter.. Während er S. 5 gut kollegialistisch, aber wie wir 
meinen richtig, die Kirchengewalt des Landesherrn als ein annexum 
der Staatsgewalt bezeichnet, stellt er sich S. 6 auf den Standpunkt 
des Territorialisnıus und beruft sich dafür auf Mejer — so und 
nicht Meyer heisst der Autor. Als Societäten können doch die ev. 
Gemeinden, die juristische Persönlichkeit haben, nicht bezeichnet 
werden. Die Staatsdienerqualität der Konsistorialmitglieder halten 
wir trotz des O.-V.-G. für falsch u. s. w. E. Fr. 


2. Kirchenverfassung”, ev., in d. älter. Prov. d. Monarchie. 
Gesetze u. Instruktionen etc. m. e. d. neueren Kirchengesetze enth. 
Anh. Mit Anmerkungen und ausführl. Sachregister. Nach amtl. 
Quellen. Berl. 94. ?®. R. v. Decker. Pr. kart. Mk. 3. 

Die Sammlung ist der früheren Auflage gegenüber durch die 
seit Erlass der Kirchenverfassungsgesetze von 1875/76 ergangenen 
Kirchengesetze und die hierzu erlassenen Instruktionen, insbeson- 
dere auch mit dem die Beziehungen des Staates zur evangelischen 
Landeskirche wesentlich abändernden Staatsgesetz vom 28. Mai 1894 
vervollständigt und bei den einzelnen Bestimmungen der Kirchen- 
gemeinde- und Synodalordnung, sowie der Generalsynodal-Ordnung 
hierauf entsprechend Bezug genommen worden. Ausser den Kirchen- 
gesetzen betreffend Vermögensaufsicht, Pfarrwahlrecht, Dienstalter, 
Ruhegehalt, Sterbe- und Gnadenzeit, Versorgung der Wittwen und 
Waisen der Geistlichen, Disziplinargesetz, Trauungsordnung, Ver- 
letzung kirchlicher Pflichten etc. und den zugehörigen Staatsgesetzen 
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hat insbesondere auch die umfangreiche Verwaltungsordnung vom 
17. Juni 1893 Aufnahme gefunden. 

So empfiehlt sich das gut ausgestattete Buch, dessen Benutzung 
durch ein ausführliches Sachregister erleichtert wird, namentlich für 
praktische Zwecke. E. Fr. 

3. Arthur Schmidt*, Kirchenrechtl. Quellen d. Grossh. Hessen. 
Eine Quellensammig. z. Stellg. v. Staat u. Kirche u. z. kirchl. Ver- 
' fassungsrecht. Ergänzungsheft. Giessen 94. Ricker. Mk. 1,90. 

Das vorliegende Heft enthält 19 Nummern mit einem Sach- 
register. Davon fallen 9 in die Zeit nach Abschluss der Haupt- 
sammlung, Juni 1891 bis Juni 1894, während die übrigen 10, die ge- 
wissermassen als eine Nachlese anzusehen sind, früheres Rechts- 
material bringen bis z. J. 1826 zurück, darunter namentlich solches, 
welches auf die religiöse Erziehung der Kinder und den Austritt 
aus der Kirche Bezug hat. Die Brauchbarkeit der Sammlung ist 
dadurch nur erhöht worden. E. Fr. 


IV. Quellen des Kirchenrechts. 


1. Krüger*, Gesch. d. altchrist. Literatur in d. ersten drei 
Jahrh. Freiburg. J. C. B. Mohr. Mk. 4,80; geb. 5,80. 

Die zahlreichen neuen Funde und die täglich mehr anschwel- 
lende Literatur über die ältesten schriftstellerischen Denkmäler des 
Christenthums machen dem Kanonisten die Pflicht, sich in diesem 
Materiale zu orientiren, zu einer ungemein schwierigen. Um so 
wichtiger ist für ihn das vorliegende Buch, welches auf schmalem 
Raume, unter vollständiger Beherrschung der Materie, in präciser 
Form den gegenwärtigen Stand der Wissenschaft darstellt und durch 
die vortrefflichen Literaturnachweisungen auch demjenigen, welcher 
tiefer in eine Frage eindringen will, die Wege dazu weist. 

Speziell dem kirchenrechtlichen Gebiete sind gewidmet: $ 91 
(S. 214£.), $ 95—98, wozu noch die Erörterungen über die Didache 
($S 21) kommen. E. Fr. 

2. Kirchengeschichtl. Studien’, her. v. Knöpfler, Schrörs, 
Sdralek. Bd. 2. Heft 2. Von Sychowski, Hieronymus als 
Literarhistoriker. Eine quellenkritische Untersuchung d. Schrift des 
h. Hieronym.: de viris illustribus. Münster. Schöningh 94. Mk. 4,60. 
Subscript.-Preis Mk. 3,40. 

Da für das Kirchenrecht bedeutsame Schriften in dem Werke 
ddes Hieronymus, dessen ungemein geringe Selbständigkeit der Verf. 
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nachweist, nicht behandelt werden, so begnügen wir uns, auf das 
Erscheinen des Buches hinzuweisen. E. Fr. 

3. Seckel, Z. d. Acten d. Triburer Syn. 895. Abth. II. 
N. Arch. 20, 291. 

4. Langen, Röm. Fälschungen griech. Schriftsteller. Internat. 
theol. Z. 1895, 122. 

5. Singer, Beitr. z. Würdigung d. Dekretistenliteratur. A. f. 
K. K.R. 73, 3. 

6. Auvray, Les Registres de Greg. IX. Fasc. 3. 94. 

7. Sdralek*, D. Strassburger Diöcesansynoden. Herder, Frei- 
burg ı. Br. 94. Strassburger theol. Studien. Her. v. Ehrhard & Müller, 
Bd. 2, H. 1. 

Der Verf. giebt in der IT. Abth. eine Geschichte der Strass- 
burger Diöcesansynoden in den Abschnitten bis zum XIV., im XIV., 
seit dem XV. Jahrhundert. Der II, Theil handelt zunächst über den 
Wolfenbütteler Cod. Aug., 84 fol. und den Cod. ms., Nr. 17 der 
Schlettstadter Stadtbibliothek. 

Aus dem ersteren werden dann edirt die Diöcesanstatuten des 
B. Johann I. 1310, der ordo der Frohnleichnamsfeier in Strassburg 
(1315 — 1318), die ersten Diöcesanstat. d. B. Berthold II. v. Bucheck 
1341, die zweiten desselben Bischofs 1345, Aufzeichnungen des 
Donidechanten Johann v. Lichtenberg über liturgische Gewohnheiten 
und Bestimmungen für den Strassburger Dom 1345—47, eine Ver- 
ordnung des B. Bertholds v. Bucheck über das Diöcesanrecht und 
besonders den Lebenswandel der Geistlichen 1347, die Entscheidung 
des Domdechanten Joh. v. Lichtenberg und des Domkapitels über 
die Vertheilung des Opfers bei der Hauptmesse 1348, Bestimmungen, 
erlassen Seitens desselben für den Chordienst im Dom 1353, über 
die Vertheilung des Opfers bei Begräbnissen von Bischöfen, Prä- 
laten und Domherrn 1353, die Diöcesanstatuten des B. Johann II. 
1354 (auch nach der Schlettstadter Hdschr.), Erlass des B. Fried- 
rich U., wonach allen Mitgliedern der Secular- und Regularkapitel, 
welche die Subdiakonatsweihe noch nicht erhalten haben, verboten 
wird, ihr Stimmrecht auszuüben, 1375—93. — Sehr angenehm wäre 
es gewesen, wenn Sdralek auch die dem XIV. Jahrh. vorangehenden 
Diöcesanstatuten, deren Inhalt er zwar analysirt, gleichfalls mit ab- 
gedruckt hätte. So muss der Leser für diese das Strassburger 
Urkundenbuch heranziehen. E. Fr. 

8. Mon. Concil. general. sec. XV. edd. caesar, acad. scien- 
tiar. socii delegati. C. Basil. SS. t. 3, p. 3. Wien 95. 
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9. Maltzen. D. grosse Buss-Kanon d. h. Andreas v. Kreta. 
Deutsch und slavisch unter Berücksichtigung des griech, Ur- 
textes. 94. 

10. Bertheau, D. Vorgeschichte d. Lauenb. K.O. Arch. d, 
Vereins f. d. Gesch. d. Herzogth. Lauenb. 4, H. 2. 1894. 
S. 1—26. 

11. Acta der provincialie en particuliere synoden, gehouden in 
de Noordelijke Nederlande gedurende de jaren 1572—1620, ver- 
zameld en uitgegeven door J. Reitsma en $S. D. van Veen. 
D1. III. Zuid-Holland 1593—1620, Groning. 94. 


V. Geschichte der katholischen Kirchenverfassung. 


1. Lemme, Stephanus Fortunatus u. Achaicus. Ein Beitr. z. 
Verf.-Gesch. d. apost. Zeitalt. N. Jahrb. f. d. Theol. 4 H. 1. 

2. Weichell, D. rzpeoßdrspor im ersten Clemensbrief. Z. £. 
K.-Gesch. 15, 364 (sowohl Altersbezeichnung als auch Amtsname). 

3. Goetz, Z. Gesch. d. Busssakraments. Z. f. K.-Gesch. 
15, 321. 

4. Goetz*, Die Busslehre Cyprians. Eine Studie z. Gesch. 
d. Busssakraments. Königsb. i. Pr. 95. Braun & Weber. 

In der kleinen Schrift operirt der Verf. mit sorgfältiger Quellen- 
interpretation, wie sie bei dogmengeschichtlichen Fragen allein zur 
Klarheit zu führen vermag. So weichen denn auch seine Ergeb- 
nisse mannigfach von denen der heutigen katholischen Dogmatiker 
ab, welche bemüht sind, die heutige Kirchenlehre als die stets ver- 
kiindete nachzuweisen. Der Verf. legt dar, dass bei Cyprian eine 
feste Normirung der Busszeit nicht vorkommt, sondern die Dauer 
derselben durch den Priester von Fall zu Fall bestimmt wird unter 
massgebender Mitwirkung der Gemeinde, wenn der Büssende wieder 
in die Kirchengemeinschaft aufgenommen werden soll. Denn nur 
darauf bezieht sich die reconciliatio poenitentis, die keine modern- 
römische Sündenvergebung ist. Lediglich mittelbar hat sie eine 
Beziehung zum Seelenheil, weil dieses nur in der Kirche und durch 
(die Thätigkeit der Priester erlangt werden kann. Und mehr als 
eine Art von Garantie für das ewige Heil gewährt dem Sünder die 
Wiederaufnahme in die Kirche auch nicht, da es ja nicht gewiss 
ist, ob Gott das Aufnahmeurtheil auch zu dem seinigen machen wird. 
Im Anfange erörtert der Verf. in sehr annelhmbarer Weise, was 
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nach der Terminologie Cyprians der Bischof bedeute, was religio 
und fides, sacramentum, haeresis und schisma. E. Fr. 

5. Görres, Demüth. Titulaturen abendländ. Bischöfe d. Vor- 
mittelalterss. Neue ascet.-conciliengeschichtl. Forschungen. 2. f£. 
wiss. Theol. 37, 603. | 

6. Zinkeisen, The donation of Constantine as applied by 
the Roman Church. Engl. Hist. Rev. 1894, 625. 

7. Henner, Z. Gesch. d. Rota Romana. A.f. K. K.R. 73, 177. 

8. Sägmüller, D. Entwickelung d. Rota bis z. Bulle Jo-_ 
hanns XX1I. Ratio iuris a. 1326. Tüb. theol. Quartalschr. 77, 97. 

9. Baumgarten, Belegstelle üb. d. alte päpst. Archiv. Rönm. 
Quartalschr. VIII, H. 3 u. 4. 

10. Schmitz, D. libri formatorum d. Canon apost. Röm. 
Quartalschr. VIH, H. 3 u. 4. 

11. Miltenberger, Abschwörungen von Schisma und Häresie 
i. d. apost. Kammer. Röm. Quartalschr. VIII, H. 3 u. 4. 

12. Miltenberger, Versuch einer Neuordnung d. päpstl. 
Kammer i. d. ersten Regierungsjahren Martins V. (1417—20). Röm. 
Quartalschr. VIII, H. 3 u. 4. | 

13. Schulte u. Colombijn, Die Legitimität d. K. v. Ut- 
recht. Intern. theol. Zeitschr. 1894, 722. 

14. Gross, Gesch. d. Aachener Reichs in: Aus Aachens Vor- 
zeit. 6 Jahrg. Aachen 93. 108. Ueber Sendgerichte. 

15. Jacobs, Aus d. Rechnungsbuche d. Wernigeroder 
Dechanten u. bischöfl. Halberst. u. Hildesheim. Offizials zu 
Braunschweig. Joh. Kerkener (1507—41). Ztschr. d. Harz-Vereins 
27,2. 

16. Otto, Berichte üb. d. Visitationen d. nassauischen Kirchen 
des Mainzer Sprengels 1548—50. Z. f. K.-Gesch. 15, 427. 

17. Schmidt, Gesch. d. Kirchenpatronats in Livland. Dor- 
pater Jur. Stud. 3, 37. 

18. Lauter, Vorgesch. u. Einführg. d. Köln. Vergleiches v. 
1692. Ein Beitr. z. Gesch. d. Simultaneum. Regensb. 94. 

19. Trippenbach, D. Streit um die Patronatsgerechtsame 
ij. d. Grafsch. Falkenstein a. H. Mansfelder Blätter, Jahrg. 8. 

20. Clarke, a history of tithes. Lond. 94. 

21. Cassani, Origine giurid. delle decime eccl. Bologna 94. 

22. Marce, les decr. du 27./3. 93 sur la comptabilite des 
fabriques, des objets presbyteraux et des consist. protest. et des 
communautes israel. Par. 94. 
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VI. Staat und Kirche. 


1. Lombardo, La separazione dello stato dalla chiesa. Dis- 
cussioni. Siena 94°. 

2. Sickel, D. Verträge d. Päpste m. d. Karolingern u. d. neue 
Kaiserthum. D. Z. f. Gesch.-Wissensch. 11, 301. 12, 1. 

3. Otto, D. Beziehungen Rudolfs v. Habsb. zu P. Gregor X. 
Innsbr. 94. 

4. Schlitter, Pius VI. u. Josef II. von der Rückkehr des 
Papstes nach Rom bis z. Abschlusse des Concordates. Ein Beitr. 
z. Gesch. d. Beziehungen Josefs II. z. röm. Curie v. 1782 —84. 
Wien 94. 

5. Nicklas, D. Geltendmachung d. Placets n. bayer. Ver- 
fassungsrecht. A. f. öff. R. 10, 181. 

6. Väszonyi, D. placet. reg. n. ungar. Staatsrechte. Z. f. 
Ungar. öff. u. Priv.-R. 1, 31. 

7. Boulay de la Meurthe, Un mem. d’Artaud sur le con- 
cordat. Revue d’hist. diplom. 8, 427. 

8. Schokking, Histor.-jurid. schets van de wet van den 
10./9. 1853 tot regling van het toezicht op de onderscheidene Kerk- 
genootschappen (Stastblad Nr. 102). (Amsterd. Diss.) Leiden 94. 


vH. Verfassungs- und Verwaltungsrecht der katholischen 
Kirche, 


1. Michaud, La notion de l’Eglise d’apres S. Augustin. Inter- 
nat. theol. Z. 1894, 607. 

2. Lingen, Ueb. kirchl. Gewohnheitsrecht mit bes. Berück- 
sichtig. eines Artikels v. Prof. Dr. Wahrmund im Archiv über die 
Bulle Aeterni patris filius u. d. staatl. Einfluss auf d. Papstwahlen. 
A. f. K. K.R. 73, 131. 

3. Villiger, D. Religionsdelikte in histor.-dogmat. Darsteller. 
m. Berücksichtig. d. schweizer. Rechtes. Zug 94. (Berner Diss.) 

4. Holder”, D. Designat. d. Nachfolger, durch die Päpste 
kirchenrechtlich untersucht. Arch. f. K. K.R. 72, 4109; auch ab- 
gesondert erschienen. Mainz 94. 

Der Verf. sucht in dieser Abhandlung den in seiner früheren 
Schrift näher ausgeführten Gedanken, dass der Papst nach geltendem 
Rechte seinen Nachfolger nicht designiren dürfe, gegen inzwischen 
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erfolgte Anfechtung zu vertheidigen. Es kann ihm in der That 
nicht bestritten werden, dass er das geltende Recht richtig dar- 
gestellt hat und wir können noch ergänzend hinzufügen, dass auch 
(die Caesaraugustana, die Collectio trium Partium, ja selbst die Gre- 
gorianer Anselm und Polycarp das Dessignationsverbot in ihre 
Sammlungen aufgenommen haben. 

Anders steht es freilich mit der vom Verf. verneinten Frage, 
ob eine von einem Papste nichtsdestoweniger vorgenommene Er- 
nennung seines Nachfolgers nichtig wäre. Wir vermögen das nicht 
anzunehmen. Der Papst ist zwar nicht Despot der katholischen 
Kirche, aber doch ihr absoluter Monarch. Als solcher darf er nicht 
gegen das Gesetz handeln, aber er kann dieses selbst aufheben, so- 
fern es nicht als ius divinum bezeichnet werden muss. Dass dies 
letztere betreffs der Papstwahl nicht der Fall ist, kann nicht be- 
stritten werden. Während aber ein staatliches Gesetz nur wieder 
durch ein Gesetz, also durch einen formalen Willensakt des Gesetz- 
gebers aufgehoben werden kann, existiren doch irgendwelche for- 
male Schranken für die päpstliche Gesetzgebungsgewalt nicht. Nicht 
einmal eine bestimmte Form der Publikation ist erforderlich und 
lie mündliche Willensäusserung steht der schriftlichen ganz gleich. 
So kann denn nicht bezweifelt werden, dass der Papst das geltende 
Recht der Papstwahl aufheben kann und statt dessen die Desig- 
nation des Nachfolgers gesetzlich anordnen darf. Aber er kann 
(lies auch thun durch einen lex specialis, für nur einen Fall, und 
dla sein Willensakt, um Rechtssatz zu werden, keiner bestimmten 
Form bedarf, so genügt es, wenn er jenen in nur irgend welcher 
Weise veröffentlicht. Man mag ja mit dem Verf. darin überein- 
stimmen, dass ein solches Faktum für die katholische Kirche sehr 
bedenkliche Folgen haben könnte. Aber die Schuld daran trägt 
das bezüglich der kirchlichen Gesetzgebung so wenig entwickelte 
katholische Kirchenrecht. Dass der Papst supra ius positus est, 
erscheint insofern richtig, als die Gestaltung und Umgestaltung des 
Rechtes ausschliesslich in seine Hand gelegt ist, und selbst die 
dürftigen formalen Schranken, welche das Staatsrecht dem Monarchen 
gezogen hat, im Kirchenrecht nicht existiren. E. Fr. 

5. Ugo G. B., Sulle chiese palatine e sui beni della corona. 
Archiv. di dir. pubbl. 4, 125. Fortsetzg. 

6. Arndt, De libris 'prohibitis Commentarii. Regensb. 95. 

7. Reinkens u. Friedrich, V. d. Giltickeit d. anglikan. 
Weichen. Internat. Theol. Z. 1895, 1—29. 
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8. Arndt, D. Suspension ex informata consc. A. f.K. K.R. 
73, 141. 

9. Schiappoli*, La prescrizione del diritto di patronato. 
Teoria canonistica e diritto vigente. Torino Bocca 94. 3 Lire. 

Der Verf., welcher sich schon durch seine staatskirchenrecht- 
lichen Schriften vortheilhaft bekannt gemacht hat und gegenwärtig 
als Privatdocent an der Universität Neapel Kirchenrecht lehrt, gibt 
uns hier eine auf ernsten Studien beruhende kirchenrechtliche Mono- 
graphie. Er untersucht genau die Rechtsquellen und zeigt, dass 
im corpus iuris canonici ausdrücklich die Möglichkeit der Aquisitiv- 
verjährung des Patronatrechtes nicht zugelassen sei, während sie frei- 
lich dem Geiste des kanonischen Rechtes entspreche. Die Kanonisten 
sind in ihrer Meinung getheilt und der Standpunkt des Tridentinum - 
in dieser Frage ist schon vorher mannigfach vertreten gewesen. 

In derselben historisch-dogmatischen Methode behandelt der 
Verf. die translative und die extinktive Verjährung, überall in die 
Darstellung des heutigen italienischen, österreichischen und preussi- 
schen Rechtes ausmündend. E. Fr. 

10. Arndt, Die Rechtsverhältnisse d. Oratorien (Schluss: D. 
Privatoratorien d. Bischöfe, Klöster u. anderer loca relig. od. pia). 
Arch. f. K. K.R. 72, 434. 

11. Les honoraires de messes VI. Le canon. contemp. 17, 543. 
Vgl. ib. 1891, 434; 1892, 1; 1893, 71. 347. 

12. Marie, La comptabilite des fabriques et le concordat. 
Rev. de droit publ. 1, 193. 

13. Scaduto, Decime regie. Specie Siciliane dominicali o 
sacramentali. Roma 94. Separatabdruck aus Riv. di dir. eccles. 
vol. 4. | 

14. Geiger, D. Einkonmensaufbesserung d. kath. u. protest. 
Seelsorgegeistl. in Bayern. Arch. f. K. K.R. 72, 464. 

15. Ruffini, Sulla natura giuridica delle cosidette tasse di 
rivendicazione e di svincolo dei beni dei benefizii e delle cappellanie 
soppressi (Schluss). Il Filangieri 1894, I, 421. 

16. Luchini, Le istituzioni pubbliche di benficenza nella 
legislaz. ital. Firenze 94. 


VII. Ordenswesen. 

1. Ph. Meyer*, Die Haupturkunden für die Geschichte der 
Athosklöster. Grösstentheils zum ersten Male herausgegeben und 
mit Einleitungen versehen. Leipzig 94. Hinrichs. Mk. 10. 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. V. 1. 12 
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Der richtige Satz des Verf., dass wer die Geschichte der 
Athosklöster gleichzeitig die Geschichte des griechischen Mönch- 
thums kenne, giebt den Fingerzeig für die Bedeutung des vor- 
liexenden Buches. Dasselbe bringt 24 Urkunden und eine ge- 
schichtliche Einleitung. Vieles darin nimmt das Interesse auch des 
Kanonisten auf das Aeusserste in Anspruch. So die Beurtheilung 
der Regel des h. Basilius, der Nachweis, dass die Laura-Verfassung 
im Morgenlande keineswegs der koinobitischen gewichen ist, son- 
dern im Gegensatz zu ihr sogar als die vorzüglichere angesehen 
wurde, bis Justinian’s Gesetzgebung ihr den Untergang brachte. 
Aber auch die idiorrhytmische Bewegung ist bisher noch nicht ge- 
nugsam gewürdigt worden. Danach haben die Mönche Sonder- 
eigenthum und darauf fussend eine solche Selbstständigkeit erlangt, 
dass die monarchische Klosterverfassung einen durchaus demo- 
kratischen Charakter erhalten hat. Die Reaktion des Asketismus 
dagegen liegt dann wieder in der Entstehung der Skiten vor, die 
in Mönchsdörfern, aber abhängig von einem Kloster eine streng- 
mönchische Lebensweise führen. So bildet das Buch eine wichtige 
Ergänzung zu den Mittheilungen, die der mit den Verhältnissen 
selten vertraute Verfasser schon im XI. Bande der Zeitschr. f. 
Kirchengeschichte gegeben hat. E. Fr. 

2. Regula monachor. S. Columbani ähbat. herausg. v. See- 
bass. Z. f. K.Gesch. 15, 366. 

3. Cooke, The settlement of the eistereians in Engl., Engl. 
hist. Rev. 1893 No. 32, S. 625. | 

4. Ducket, Visitations and chapters general of the Order 
of Cluni, in respect of Alsace, Lorraine, Transiurane Burgundy 
(Switzerland) and other parts of the province of Germany, from 
1269 — 1529; witli notices of early Cluniac foundations in Irland 
and England. Lond. 93. 

(Fortsetzung der früheren Publicationen: Record-Evidence 
among archives of ancient abbey of Cluni from 1077 to 1534. 
Lewes 1886.) 

Monasticon Cluniacense Anglicanun. ib. 1888. 8.2. 

Visitations of engl. Cluniac foundations in 47. Hen. III. (1262) 
3. and 4. Edw. I. (1275—76):and 7. Edw. I. (1279). London 90. 

5. Le Grand, Les begiines de Paris (hist. de l’institut.; 
la vie intime du beguinage: sa’ disparition; ce qui en restait ä& la 
fin du XV° siecle. in Mem. de la societ. de l’hist.. de Paris et de 
YIle-de-France. t. 20. 1898. 
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6. Prutz, Krit. Bemerkungen z. Process d. SUB 
D. a f. Gesch.-Wissensch. 11, 242. 

. Cros, Le P. L.-Jos.-Marie, S. J. St. Franc. de Xavier, 
de ie Companiis de Jesus: son pays, sa famille, sa vie. Docum. 
nouveaux I° serie. Toulouse 94. 

8. Nagner, Z. Gesch. d. Jesuiten-Mission in Altona. Ztschr. 
d. Vereins f. Hamb. Gesch. Bd. 9, H.3. 

9. Jenkies, The Jesuits in China and the legation of 
Card. de Tournon: an examination of conflicting evidence, and an 
attempt at an impartial judgment. Lond. 94. 

10. Pie de Langogne, De la profession relig. anticipee in 
articulo mortis. Le can. cont. 19, 1. 

ll. Keiter, Beding. f. d. Eintritt in sämmtl. rel. Männer- 
orden u. Genossensch. Deutschl. u. Oesterr, so wie der Marister, 
Oblaten u. d. kath. Lehrergesellsch. Nach authent. Mittheil. zu- 
sammengestellt. Regensb. 94. 

12. Boudinhon, Des confreries. La can. cont. 17, 654. 

13. Distinction des Confreries et Archiconfreries. Nouv. Revue 
Theol. 1894, No. 4. 


IX. Evangelisches Kirchenrecht. 


1. Georg Müller*, Verfassungs- u. Verwaltungsgesch. d. 
sächs. Landeskirche. Neun Vorlesungen in der Gehe-Stiftung zu 
Dresden im Herbste 1893 gehalten. Mit Anmerkungen und Bei- 
lagen. Leipzig 93. Ambros. Bartlı. Th. 1. (Sep.-Abdr. a. d. 
Beitr. z. Sächs. K.Geschichte, Heft 9.) 

Der vorliegende erste Theil enthält fünf Vorträge. Von diesen 
behandelt der erste die Aufgabe, die Quellen, das Gebiet, der zweite 
das landesherrliche Kirchenregiment, der dritte die kirchlichen Be- 
hörden, der vierte die Kirchenvisitationen und Kirchenordnungen 
und endlich der fünfte Lehre und DBekenntniss, Bekenntniss- 
verpflichtung sowie Censur. Die Bedeutung der Schrift besteht 
nicht nur darin, dass sie auf Grund des bisher zugänglichen Ma- 
teriales eine klare, objektive, zutreffende, sich bis auf die Gegen- 
wart erstreckende Darstellung giebt, sondern auch namentlich in 
der Heranziehung eines reichen handschriftlichen Materiales. Auf 
Grund dieses empfangen wir mannigfache neue Aufschlüsse; so 
über den sächsischen Synodus, über die Kirchenvisitationen, die 
Kirchenordnungen u. s. w. Vermisst haben wir eine geschichtliche 
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Entwickelung der Kircheninspektionen, die aber vielleicht im 
zweiten Bande noch nachfolgt. E. Fr. 

2. Issleib, D. Interim in Sachsen im N. Arch. f. Sächs. 
Gesch. 15, 193. 

3. Lemme, D. R. d. K.Gemeinden u. d. Patrone auf d. 
Pfarrpfründen. K. Monatsschr. XIV, 4 (Jan. 95). 

4. Coulon, Etude hist. sur lY’introduct. de la confirmat. 
dans les &egl. du pays de Montbeliard These. Par. 94. 

5. Kleinwächter, D. älteste prot. Kirchenbuch d. Stadt 
Posen. Z. d. hist. Gesellsch. f. d. Prov. Posen IX, 2, 1894, 105. 


X. Sektenwesen. Beligionsfreiheit. 


1. Fuchs, Beitr. z. Lehre v. d. Religionsfreiheit in d. Praxis. 
Wien 94. 

2. Brugi, Gli studentji tedeschi e la S. Inquisizione a 
Padova nella seconda metä del sec. XVI. Atti del R. instit. Veneto 
52, 1015. 

3. Waldenser in Württemberg: Rössger in Württemb. 
Jahrb. 1890/91 II, 137, 1893, 261. Roque-Ferrier in ÖOcci- 
tania t. 1 (1887—8). Kopp in Gesch. BI. d. deutsch. Hugenbot!t.- 
Vereins. 3. Zehnt. H. 5 u. 6. Magdeb. 94. Achard ebend. H. 9 ih. 

4. Comba, Hist. des Vaudois d’Italie.e. Par. u. Turin 87. 
(engl. zum Theil erweiterte Uebersetzung: History of the Wal- 
denses of Italy. Lond. 89). 

5. Comba, Storia dei Valdesi. Firenze 93. 

6. Knuttel, De toestand der Nederl. Katholiken in tijde 
der republiek. II. de achttiende euw. Hage 94. 


XI. Eherecht. 


1. Luckock, The history of Marriage, Jewish and Chri- 
stian, in relation to divorce and certain forbidden degrees. Lond. 94. 

2. Ruffini, Per la storia del dir. matrim. Il Filangieri 
19, 1, 561. 

3. Dessaules, Des Erreurs de l’Egl. en droit naturel et 
canon. sur le mariage et le divorce. Par. 94. 

4. Besia, Del contratto di matrim. Commento al tit. V. Iib. 
III. del cod. civ. Portici 94. 


XI. Eherecht. 181 


5. Guillaume, Le Mariage en droit internat prive et la 
Conterence de la Haye. Bruxelles 94. 

6. Quisquam, Verlöbniss u. Ehe, sowie deren Aufhebung 
nach Hamb. Recht. Cass. 94. 

7. Hinschius, D. Mentalreservation u. d. Eheschliessung 
nach kath. K.R. Zu c. 26 X. de sponsal. (4, 1.) Arch. f. civ. 
Praxis 83, 321. 

8. Spirgatis, Verlobung u. Vermählung im altfranzös. volks- 
thüml. Epos. Berl. 94. Diss. 

9. Schwartz, D. ungar. Civilehegesetzgebung. (Text d. 
Regierungsvorlage u. Motivenbericht. Text d. Justizausschusses d. 
Abgeordnetenhauses u. Bericht dieses Ausschusses.) Z. f. Ungar. 
öffentl. u. Privat-R. 1, 3ff. 

10. Graniello, De lege civili matrim. pro Hungariae regno 
rogata. Romae 94. 

ll. Cigoi*, D. Unauflösbarkeit d. christl. Ehe u. d. Ehe- 
scheidung nach Schrift und Tradition. Eine historisch-kritische 
Erörterung von der apostol. Zeit bis auf die Gegenwart. Heraus- 
gegeben unter d. Protektorate d. Leo-Gesellsch. Paderb. 95. 
Schönigh. 

Die Schrift kann als eine bemerkenswerthe wissenschaftliche 
Leistung nicht betrachtet werden. Der Verf. hat die Zeugnisse 
der Väter und Schriftsteller für die Unauflöslichkeit der Ehe zu- 
sammengestellt und interpretirt. Aber eine solche Zusammen- 
stellung ist nicht neu und die Interpretation nicht immer zutreffend. 
Würde der Verf. sich besser in der Literatur umgesehen haben, 
so würde er seine Arbeit anders gestaltet, vielleicht ganz unter- 
lassen haben. Er kennt aber weder Freisen noch Löning, noch 
Hinschius Abhandlung über das Scheiderecht der Bussbücher, und 
er spricht von den Lehren Luthers, Brenz, Melanchthons, mit einer 
Oberflächlichkeit, die ernst zu rügen ist und ohne dass er sich 
mit der reichen hier einschlagenden Literatur auch nur annähernd 
bekannt gemacht hätte. So wird denn seine Arbeit wohl kaum den 
von ihm gewünschten Einfluss auf die katholischen Staaten aus- 
üben, die noch keine Ehescheidung haben, aber sie einzuführen 
gedenken. Der Verf. scheint übrigens von der Auffassung auszu- 
gehen, dass die Ehescheidung die nothwendige Konsequenz der 
Civıilehe sei. Darum nimmt er auch an, dass in Italien Ehe- 
scheidung existire, was bekanntlich nicht der Fall ist, und über- 
sieht, dass in Frankreich bis in die neuere Zeit hinein Civilehe 
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ohne Scheidung Rechtens gewesen ist. Auch die Erörterungen 
über die Auflösung des matrimonium non consummatum sind dilet- 
tantisch.. Es macht den Eindruck, als ob die gesammte Literatur 
der zweiten Hälfte unseres Jahrhunderts von wenigen Ausnahmen 
abgesehen für den Verf. gar nicht vorhanden wäre, und er pole- 
misirt dafür gegen Autoren, denen heut zu Tage Niemand mehr 
Beachtung schenkt. E. Fr. 

12. Fulci, I divorzio nella prima epoca del dir. rom. 
Arch. giur. 53, 229. 

13. Baglioni, Il divorzio in relazione al div. e alla donna. 
Studio. Perugia 94. 

14. Hinrichsen, Die Legitimation durch nachfolgende Ehe 
im internat. Privatrecht. Gött. 94. Diss. 

15. Kahl”, D. Konfession d. Kinder aus gemischten Ehen. 
Zu den Vorschlägen über die Kodifikation des deutsch. bürgerl. 
Rechts. Freib. 95. J.C. B. Mohr. 

Die Schrift enthält das durch Anmerkungen verstärkte Referat, 
welches der Verf. dem Centralvorstande des evangelischen Bundes 
auf dessen Verlangen abgegeben hat. Sie giebt ein reiches Material 
und gewährt eine bequeme Uebersicht über den geltenden Rechts- 
zustand. Den positiven Vorschlägen des Verf. gegeniber ver- 
mögen wir aber unser Bedenken nicht zu unterdrücken. Diese 
beziehen sich zunächst auf den vom Verf. formulirten Begriff der 
gemischten Ehe. Als eine solche will Kahl angesehen wissen die 
Ehe zwischen Personen eines christlichen und nichtchristlichen, des 
„protestantischen* — warum nicht lieber: evangelischen? und 
katholischen Glaubensbekenntnisses, sofern diese Personen einer im 
Retchsgebiete mit Korporationsrechten bestehende Religionsgesell- 
schaft angehören: Ich erachte diese Beziehung auf die Korporations- 
rechte für unglücklich. Zwar weiss ich ja, dass auch die Reichs- 
gesetzgebung theilweise auf dieses Moment abstellt, aber ich er- 
blicke darin eine ungesunde Erbschaft aus den preussischen Recht. 
Zunächst ist es widersinnig, dass der Besitz der privatrechtlichen 
Persönlichkeit eine Einwirkung auf das öffentliche Recht ausüben 
soll. Und wenn das noch ohne Missstände in Preussen geschehen 
kann, wo zur Ertheilung solcher Korporationsrechte ein Gesetz er- 
forderlich ist und demnach eine Religionsgesellschaft nie gegen 
den Willen des Staates die an den Besitz der Korporationsrechte 
geknüpften Öffentlichen Rechte erlangen kann, so zeigt sich das 
Verkehrte dieses gesetzgeberischen Prinzipes schon in Sachsen, wo 
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es keines Aktes der Regierung zur Erlangung der Korporations- 
rechte bedarf, sondern nur der Eintragung in das gerichtliche 
Register. Und kann aber nicht jetzt jede Religionsgesellschaft sich 
zu einer Gesellschaft mit besckränkter Haftung gestalten und damit 
ganz von selbst juristische Persönlichkeit erlangen? 

Der Verf. will weiter für die Konfession der Kinder aus ge- 
mischten Ehen die des Vaters in unabänderlicher Weise mass- 
vebend sein lassen, so dass das Kind in dieser den staatlichen 
Religionsunterricht empfangen muss. Auch damit kann ich mich 
nicht einverstanden erklären. 

Es gehören heute viele Personen einer Religionsgesellschaft 
an, lediglich weil sie in ihr geboren sind. Sie würden einer 
anderen Religionsgesellschaft beitreten, wenn sie nicht vielleicht 
durch soziale oder ethische Motive von einer Konversion zurück- 
srehalten würden, und nun sollen doch die Kinder solcher Väter in 
(ler Konfession erzogen werden, welcher diese selbst nur äusserlich 
angehören. Wie viele katholische Väter lassen ihre Kinder evan- 
gelisch erziehen, und namentlich wie viel jüdische Väter, die jetzt 
in dem Zeitalter des Antisemitismus eine Scheu empfinden, das 
Judenthum zu verlassen, und da sollte der Staat ohne jede Berück- 
sichtigung der konkreten Verhältnisse die Kinder eines katholi- 
schen Vaters stets zu Katholiken stempeln und die des jüdischen 
Vaters stets zu Juden? Eine solche Beschränkung der Elternrechte 
will mir nicht in den Sinn. E. Fr. 
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1. Lahrssen, Sammlung d. Gess., Verordn., Bekannt- 
machungen etc., welche d. ev. Volksschulwesen d. Hgt. Oldenburg 
betreffen. Oldenb. 94%. 

2.[Kuhn] s. Volksschulgesetzgebung d. Grossh. Sachsen. 1—6. 
Weimar 76—93. 

3. Orbaneja y Majada, Diccion. de legilslac. de instruccion 
publica 1. 2. Valladol. 90—93. 

4. Denifle, Chuartular. Universit. Paris. t. IIT 1350—1354. 
Par. 94. 

5. Denifle et Chatelain, Auctarium chartularii Universit. 
Parisiens. t. 1: liber procurator. nation. anglic. (alemanniae) ab anno 
1333—1406. Par. 95. 

6. Fournier, Les Statuts et Privil. des Univ. franc. depuis 
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leur fondat. jusqu’en 1789. II° partie: XVI* siecle. T. 4: l’Univ. 
de Strassbourg et les Academ. protest. franc. fasc. 1. Gymnase, 
Academie, Univ. de Strassb. par Marcel Fournier et Charles Engel, 
professeurs au Gymnase protest. de Strassb. Par. 94. 

7. Kaisser, Gesch. d. Volksschulwesens in Württemberg. 
Stg. 95. 

8. Wirth, D. ev. Schule d. XVI. u. XVII. Jahrh. Meerane ı. S. 
Programm d. Realschule 94. 

9. Frey, Schulen i. heut. Westfalen vor d. XIV. Jahrl. 
Münster i. W. 1894 (Gymnas.-Progr.). 

10. Steinhuber, Card., S. J. Gesch. d. Colleg. Germanic. 
Hungaric. in Rom 1. 2. Freib. 94. 

11. Erichson*, D. theolog. Studienstift Collegium Wilhel- 
mitanum 1544—1894 zu dessen 350jähriger Gedächtnissfeier. 
Strassburg 94. Heitz & Mündel. 

Die vorliegende auf ungedruckten Materialien beruhende Schrift 
hat nicht bloss ein ortsgeschichtliches, sondern ein allgemein kultur- 
historisches und rechtsgeschichtliches Interesse. Das Kollegium 
wurde von Caspar Hedio in dem Gebäude des vormaligen Klosters 
St. Wilhelm 1544 gegründet als Konvikt für Schüler des akademi- 
schen Gymnasiums und seit 1621 für die Studirenden der Theologie 
an der Universität. Die Anstalt stand unter städtischer Verwaltung. 
Als aber seit 1687 in den Rath auch katholische Mitglieder auf- 
genommen werden mussten, wurde die Leitung einem Ausschusse 
der evangelischen Rathsherren ühertragen (1687 — 1792) und schliess- 
lich in diesem Jahrhundert die Anstalt unter die Aufsicht des 
Generalkonsistoriums gestellt. Ebenso hat das Kollegium seinen 
Wohnplatz später mit in den Räumen des Dominikanerklosters 
aufgeschlagen und befindet sich jetzt in denen des Thomasstiftes. 
— Der Verf. theilt die ältesten Lehr- und Hausordnungen mit. 

E. Fr. 
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Leo XIU. Urkk. bezügl. der Verfassung des Norwegischen 
Missionsgebietes. Arch. f. kath. K.R. 72, 481. 

Leo XII. Lit. de disciplina orientalium conservanda et 
tuenda. 30./10. 1894. (Le Can. cont. 19, 22.) 

Leo Episcopus servus servorum dei. Ad perpetuam rei 
memorian. Orientalium dignitas Ecclesiarum, pervetustis rerum monu- 
mentis eisque insignibus commendata, magnam habet toto christiano 
orbe venerationem et gloriam. Apud illas enim, inita benegnissimo 
Dei consilio humanae redemptionis primordia, celeriter ad ea propera- 
vere incrementa, ut laudes apostolatus et martyrii, doctrinae et 
sanctitatis primo honore floruerint, primam saluberrimorum fructuum 
laetitiam ediderint. Ex illis autem perampla beneficiorum vis in cete- 
ros late populos mire profluxit; quum beatissimus Petrus, princeps 
apostolici ordinis, multiplicem erroris vitiique pravitatem disjec- 
turus, lumen veritatis divinae, evangelium pacis, Christi libertateın 
in dominam gentium urbem coelesti numine intulit. — At Ecclesiis 
Orientalibus Romana potissimum, ecclesiarum omnium caput, sane 
quantum honoris et caritatis inde a memoria apostolica tribuere con- 
suevit et quam fideli obsequio vicissim letari: easdemque, per varia 
deinde atque acerba tempora, nequaquam ipsa destitit, providentia 
et benefactis, a jacturis erigere, devinctas retinere, revocare dis- 
cordes. Neque ultimum illud fuit vigilantiae officium, ut proprias 
cujusque orientalis gentis consuetudines sacrorumque rationes, quas 
pro potestate et sapientia sua legitimas edixisset, integras in eis 
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perpetuo custodiret ac tueretur: cujus rei documento multa sunt 
ıuse Decessores Pontifices, cum primis Pius IX. fel. rec., vel suis 
ipsi actis vel per sacrum Consilium christiano nomini propagando 
prudentissime censuerunt. — Non minore permoti Nos adductique 
studio, sub ipsa pontificatus initia, ad christianas Orientis nationes 
oculos peramanter convertimus. Maturavimus quidem conferre 
curas ad earum allevandas necessitates, aliasque sumus deinceps 
occasiones nacti actuosae benevolentiae testandae: sed nihil profecto 
antiquius sanctiusque fuit neque est, quam animis cum Sede 
Apostolica obstrictis, adeo in eis ardorem excitare et foecunditaten 
fidei, ut ad majorem excellentiam et laudeın exemplis renovatis 
nitantur. 

Jam lieuit aliquot adjumenta Eccelesiis illis afferre. -— Col- 
legium hac ipsa in Urbe clericis Armenis et. Maronitis instituendis, 
itemque Philippopoli et Hadrianopoli pro Bulgaris, condidimus; 
Athenis Leonianum condendum decrevimus; etiam seminario sanctae 
Annae, quod Hierosolymae, cleri Graeci Melchitae educandi causa, 
coeptum est, majorem in modum favemus. In eo praaeterea sumus 
ut Syrorum numerum in alumnis Collegii Urbaniani augeamus; ut- 
ine Athanasianum Graecorum ad pristinum restituamus institutum, 
quod Gregorius XIIF, munificus auctor, sapienter voluit, unde viri 
extiterunt clarissimi. Plura vero in hoc similique genere experiri 
Nos atque efficere posse, eo nunc vehementiore voluntate ex- 
optamus, postquam, aspirante Deo, consilium jamediu meditatum per- 
fecimus appellandi singuları epistola principes et populos universos 
ad felicem fidei divin® unitatem. Nempe inter christianas gentes 
calamitose divulsas, primo loco Orientales vocare, adhortari, ob- 
secrare contendimus, quanta maxima potuimus apostolica et paterna 
caritate. Inchoatam spem quotidie magis foveri perjucundum ac- 
cidit Nobis, certumque est, opus tam salutare enixius insistere; ut, 
quidquid ex Apostolicae Sedis providentia expectari possit, ad- 
modum expleamus, quum submovendis simultatis vel suspicionis 
causis, tum optimis quibusque reconciliationis praesidiis admovendis. 
— Prestantissimum id esse existimamus, ad incolumitatem dis- 
ciplinae Orientalium propriae, cui valde semper tribuimus, animum 
curasque adjicere. Qua in re jam Nos clericorum ephebeis earum 
gentium proxime conditis hanc etiam dedimus praescriptionem, 
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ddabimus eamdem condendis, ut maxima religione ritus colant et 
observent suos, in eisque cognitionem usumque alımni capiant. 
Siquidem in rituum orientalium conservatione plus inest quam 
credi possit momenti. Augusta enim, qua varia ea rituum genera 
nobilitantur, antiquitas, et praeclaro est ornamento Ecclesiae omni, 
et fidei catholicae divinam unitatem affırmat. Inde enim vero, dum 
sua praecipuis Orientis Ecclesiis apostolica origo testatior constat, 
apparet simul et enitet earumdem cum Romana usque ab exordiis 
summa conjunctio. Neque aliud fortasse admirabilius est ad catholi- 
citatis notam in Ecclesia Dei illustrandam, quam singulare quod ei 
praebent obsequium dispares caeremoniarum formae nobilesque 
vetustatis linguae ex ipsa Apostolorum et Patrum consuetudine 
nobiliores; fere ad imitationem obsequii lectissimi quod Christo, 
diivino Ecclesiae auctori, exhibitum est nascenti, quum Magi ex 
variis Orientis plagis devecti renerunt.... adorare eum!. — Quo loco 
illud apte cadit animadvertisse, quod sacri ritus, tametsi per se 
instituti non sunt ad dogmatum catholicorum evincendam veritaten, 
eadem tamen viva propemodum exprimunt splendideque declarant. 
Quapropter vera Christi Ecclesia, sicut magnopere studet ea custo- 
(dire inviolata quae, utpote divina, immutabilia accepit, ita in usur- 
pandis eorumdem fornis nonnunquam concedit novi aliquid vel 
indulget, in iis preesertim quae cum venerabili antiquitate conveniant. 
Hoc etiam modo et ejus vitae nunquamn senescentis proditur vis, 
et ipsa magnificentius Christi sponsa excellit, quam sanctorum Patrum 
sapientia veluti adumbratam in effato agnovit Davidico: Astitit 
regina a dextris tuis in vestitu deaurato, circumdata varietata .... 
ın fimbriis aureis, circumamicla varietatibus?). 

Quoniam igitur haec rei liturgicae disciplinaeque orientalis jure 
probata varietas, praeter ceteras laudes, in tantum decus utilita- 
temque Ecclesiae convertitur, eo non minus pertineant muneris 
Nostri partes oportet, recte ut sit consultum, ne quid incommodi 
imprudenter obrepat ab occidentalibus Evangelii administris, quos 
ad eas gentes Christi caritas urgeat. — Rata quidem permanent 
«uae in hoc Benedietus XIV, Decessor Noster illustris, sapienter 
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provideque decrevit per Constitutionem Demandalam, in forma 
epistolae, die datam XX1V decembris anno MDCCXLIN, ad Patriarcham 
Antiochenum Graecorum Melchitarum omnesque ejusdem ritus Epis- 
copos eidem Patriarchae subjectos. Verum, aetatis decursu non brevi, 
novatis per ea loca rerum conditionibus, atque latinis Missionariis 
Institutisque ibidem multiplicatis, factum est ut peculiares quaedam 
Apostolicae Sedis cure in eadem causa exposcerentur: quod certe 
peropportunum fore, crebra per hosce annos occasione Nosmetipsi 
cognoramus, et desideria aequissima confirmaverant Venerabilium 
Fratrum in Oriente Patriarcharum, non semel ad Nos delata. Quo 
autem totius negotii apertius pateret summa, aptioresque provi- 
dendi rationes definirentur, eosdem Patriarchas haud ita pridem in 
Urbem advocare placuit, quibuscum communicaremus consilia. Tum 
eos, una cum nonnullis Dilectis Filiis Nostris S. R. E. Cardinalibus, 
coranı ad deliberandum frequenti congressione habuimus. — lis 
autem rebus omnibus, quae communiter propositae et agitatae sunt, 
meditate perpensis, induximus animum certa quaedanı ejusdem Bene- 
dietinae Constitutionis praescripta, congruenter novis earum gentium 
temporibus, explicatiora facere et ampliora. In quo praestando, hoc 
tamquam principium ex ipsa deprompsimus, sacerdotes nempe latinos 
eo tantum consilio ab Apostolica Sede in illas regiones mitti, ut 
sint Patriarchis et Episcopis in adjutorium et levamen; cauto prop- 
terea ne utendo facultatibus sibi concessis, eorum jurisdictioni prae- 
jJudierum inferant et numerum subditorum imminuant!): ex quo 
perspicuum extat quibus legibus eorumdem Latinorum ad Hierarchiaım 
Örientalem sint temperanda. 

_ Itaque rerum capita quae sequuntur visa sunt in Domino prae- 
scribenda et sancienda, ut facinus, Apostolica fulti auctoritate: 
jam nunc declarantes velle Nos atque edicere ut eadem Benedictina 
decreta, qu® de Graecie Melchitis primitus data sunt, fideles omnes 
cujusvis in Oriente ritus universe attingant. 

I. Missionarius quilibet latinus, e clero saeculari vel regulari, qui 
orientalem quempiam ad latinum ritum consilio auxiliove inducat, 
praeter suspensionem a divinis quam tpso facto incurret, ceterasque 
poenas per eamdem Constitutionem Demandatam inflictas, officio 
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suo privetur et excludatur. Quae prescriptio ut certa et firma con- 
sistat exemplar ejus patere vulgatum apud Latinorum ecclesias jubemus. 

II. Ubi desit proprii ritus sacerdos cui Patriarcha orientalis 
mandet spiritualem suorum administrationem, ibi eorum curam 
suscipiat Parochus alieni ritus qui easdem atque ipsi species, azymum 
vel fermentatum, ad consecrandum adhibeat; anteferatur qui eas 
adhibeat ritu orientali. — Fidelibus autem sit facultas communicandi 
utrovis ritu, non eis tantummodo locis ubi nulla ecclesia nec sacer- 
dos sui propriüi ritus habeatur, prout a sacro Consilio christiano 
nomini propagando decretum est die XVII augusti anno MDCCCXcIt!, 
verum etiam ubi propter longinquitatem ecclesiae suae, non eam 
possint, nisi cum gravi incommodo, adire: de quo ÖOrdinarii esto 
judicium. Idque fixum resideat, eum qui alieno ritu vel diu com- 
municaverit, non propterea censendum mutasse ritum, sed in ceteris 
officiis omnibus perseverare Parocho suo addictum. 

III. Sodalitates Religiosorum latinae quae juventuti instituendae 
in Oriente dant operam, si quo in collegio alumnos ritu orientali 
non paucos numerent, sacerdotem ejusdem ritus, Patriarcha consulto, 
apud se habeant ipsorum commodo alumnorum, ad missac sacri- 
ficium, ad sacram synaxim, ad catechesim patria lingua impertien- 
dam ritusque explicandos; aut saltem diebus dominicis ceterisque 
de praecepto occurrentibus festis talem sacerdotem accessant, ea of- 
ficia praestiturum. Quam ob causam eisdem Sodalitatibus quaevis 
privilegia, etiam speciali mentione digna, quibus gaudeant ut alumni 
orientalis ritus, quamdiu in collegiis ipsarum degant, latinum se- 
quantur, adempta esse omnia edicimus: de ritualibus autem ab- 
stinentiis servandis moderatores cum religiosa aequitate videant. — 
Item alumnis externis prospiciatur: quos ad proprias ipsorum ec- 
clesias seu curias remitti aut perduci oportebit, nisi videatur eos 
cum internis ad ejusdem ritus officia admittendos. 

IV. Eadem prescripta transferenda sunt, quoad fieri possit, ad 
Religiosarum Sodalitates, puellis educandis in asceteriis scholisque 
deditas. Quod si qua immutatio per tempora et res opportuna incide- 
rit, ea non ante fiat quam Patriarchae consensus accesserit et venia 
Apostolicae Sellis. 


— 
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V. Nova, ritu latino, juventutis collegta vel domus Religiosorun 
utriusvis sexus ne in posterum aperiantur, nisi Apostolica Sede 
rogata et consentiente. 

VI. Presbyteris tum latinis tum orientalibus, neque in suis, 
neque in alieni ritus ecclesis, fas est quemquam absolvere a casibus 
qui suis cujusque Ordinariis sint reservati, nisi facultate ab eisdem 
permissa: qua in re quodvis privilegium, vel speciali mentione dig- 
num, prorsus revocamus. 

VI. Orientalibus qui ritum latinum, etiamsi ex pontificio 
rescripto, susceperint, revertere ad pristinum, Apostolica Sede 
exorata, licebit. 

VII. Mulieri latini ritus quae viro nupserit ritus orientalis, 
aeque ac mulieri orientali qu& nupserit latino, integrum erit ut aıl 
ritum viri, :ineundo vel durante matrimonio, transeat: matrimonio 
autem soluto, resumendi proprii ritus libera erit potestas. 

IX. Quicumque orientalis, extra patriarchale territorium commo- 
rans, sub administratione sit cleri latini, ritui taımen suo permanebit 
alscriptus; ita ut, nihil diuturnitate aliave causa ulla suffragante, 
recidat in ditionem Patriarchae simul ac in ejus territorium veve- 
nerit. 

X. Nulli, utriusvis sexus, Ordini vel Instituto religioso latini 
ritus, quemquam orientalem inter sodales suos fas erit recipere, qui 
proprii Ordinarii testimoniales litteras non ante exhibuerit. 

XI. Si qua ex dissidentibus communitas vel familia vel persona 
ad catholicam unitatem venerit, conditione velut necessaria inter- 
posita amplectendi latini ritus, huie ritui remaneat ea quidem ad 
tempus adstricta, in ejus tamen potestate sit ad nativum ritum 
catholicum aliquando redire. Si vero ejusmodi conditio non inter- 
cesserit, sed ideo ipsa communitas, familia, persona a latinis pres- 
byteris administretur quia desint orientales, regrediendum ipsi erit 
ad ritum suum, statim ut sacerdot:s orientalis fuerit copia. 

XII. Matrimoniales et ecclesiasticae, quaecumque sint causae, de 
quibus ad Apostolicam Sedem appellatio fiat, nequaquam Delegatis 
Apostolicis definiendae, nisi aperte ea jusserit, committantur, sed ad 
sacrum Consilium christiano nomini propagando onnino deferantur, 

XIH. Patriarchae Graeco Melchitae jurisdietionem tribuinus in eos 
quoque fideles ejusdem ritus qui intra fines Turcici Imperii versantur. 
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Praeter istas peculiares cautiones atque ex jure praescripta, ma- 
xime Nos tenet cura, quod supra attigimus, ut condantur opportu- 
nioribus in Oriente locis seminaria, collegia, instituta omne genus, 
eaqme prorsus ad juvenes incolas ipso ritu patrio formandos in 
suorum auxilia. Hoc propositum, in quo dici vix potest quanta reli- 
gioni inhaereat spes, studiose Nos aggredi, prolixisque subsidiis 
provehere, affluente, ut confidimus, catholicorum ope, deliberatum 
habemus. Sacerdotum indigenarum operam, quippe et; convenientius 
jmpensam et cupidius acceptam, multo futuram quam advenarum 
fructuosiorem, paulo fusius est a Nobis monstratum in encyelieis 
litteris quas dedimus superiore anno de collegiis clericorum in 
Indiis Orientalibus constituendis. — Ita porro sacrae juventutis ins- 
titutioni semel consulto, profecto studiis rei theologicae et biblicae 
apud Orientales accrescet honos; vigebit linguarum veterum erudi- 
flo aeque ac in recentibus sollertia; doctrinae et litterarum census, 
«ta Patres eorum scriptoresque abundant, in commune bonum, lar- 
gius proficiet; eo demum peroptato exitu, ut sacerdotii catholiei 
emergente doctrina integrique exempli laude praelucente, propensius 
ejusdem matris complexum fratres dissidentes requirant. Tum vero 
si ordines cleri animos, studia, actionem caritate vere fraterna 
sociaverint, certe, favente et ducente Deo, dies maturabitur auspi- 
ratissima, qua, occurrentibus omnibus in unifatem fidei et agnitio- 
nis Filii Dei, plene ex eo perfecteque totum corpus compaclum, et 
connerum per onnem juncturam subministrationis, secundum ope- 
rationem in mensuram uniuscujusque membri, augmentum corporis 
facit in uedificationem sui in caritate!. Ea nimirum gloriari unice 
potest Christi vera esse Ecclesia, in qua aptissime cohaereat unum 
corpus et umus spirilus®. 

Hacc universa et singula, quaecumque sunt a Nobis decreta, 
minime dubium quin Venerabiles Fratres Patriarchae, Archiepiscopi, 
Episcopi quovis orientali ritu catholici, pro ea qua praestant tum 
in Cathedram Apostolicam et in Nos pietate, tum suarum solliei- 
tudine Ecclesiarum, omni sint reverentia et obtemperatione suscepturi, 
idque sedulo effecturi ut eorumdem observantia, ab iis quorum inte- 
rest, plena consequatur. — Copia vero fructuum, quos inde augu- 

! Eph., ıv, 13, 16. 
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rari licet et jure optimo expectare, valde ex opera eorum proveniet 
qui gerunt personam Nostram per Orientem Christianum. Delegatis 
propterea Apostolicis commendatissimum volumus ut illarum gen- 
tium tradita a majoribus instituta honore debito vereantur: Patriar- 
charum auctoritatem quo par est obsequio colant, colendam curent; 
atque in officiorum cum eis permutatione, consilium expleant Apos- 
toli: Honore invicem praevenientes‘!: Episcopis, clero et populo 
studiosum ac benevolentem animum probent; eumdem plane spiri- 
tum in se referentes, quo Joannes Apostolus agebatur, quum Apo- 
calypsim dedit septem ecclesiis quae sunt in Asia scripta salu- 
tione: Gratia vobis et pax ab eo qui est, et qui erat, et qui venturus 
est?: in omnique agendi ratione sese praestent eos, qui vere 
habeantur nuntii digni conciliatoresque sanctae unitatis inter Orien- 
tales Ecclesias et Romanam, quae centrum ejusdem est unitatis et 
caritatis. — Haec ipsa similiter sentiant, similiter peragant, hortatu 
jussuque Nostro, sacerdotes latini, quotquot in eisdem regionibus 
egregios labores obeunt ad sempiternam animarum salutem; reli- 
giose in obedientia Romani Pontificis laborantibus, tunc vero dabit 
Deus ampla incrementa. 

Igitur quaecumque his litteris decernimus, declaramus, sancimus, 
ab omnibus ad quos pertinet inviolabiliter servari volumus ac man- 
damus, nec ea notari, in controversiam vocari, infringi posse, ex 
quavis, licet privilegiata causa, colore et nomine; sed plenarios et 
integros effectus suos habere, non obstantibus Apostolicis, etiam in 
generalibus ac provincialibus conciliis editis, constitutionibus, nec 
non quibusvis etiam confirmatione Apostolica vel quavis alia firmi- 
tate roboratis statutis, consuetudinibus ac prescriptionibus; quibus 
omnibus, perinde ac si de verbo ad verbum hisce litteris inserta 
essent, ad praeemissorum effectum, specialiter et expresse derogamus 
et derogatum esse volumus, ceterisque in contrarium facientibus 
quibuscumque. — Volumus autem ut harum Litterarum exemplis 
etiam impressis, manuque Notarii subscriptis et per constitutum in 
ecclesiastica dignitate virum suo sigillo munitis, eadem habeatur 
tides que preesentibus hisce Litteris haberetur ostensis. 


! Rom., xıı, 10. 
2 Apoc., ı, 4. 
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Datum Romae apud S. Petrum anno Incarnationis Dominicae 
millesimo octingentesimo nonagesimo quarto pridie’calendas, decem- 
bres Pontificatus Nostri decimo septimo. 

A. Card. BıancnHı. C. Card. DE RUGGIERO. 
Pro-Datarius | 
VISA 
De Curia I. DE AQUILA E VICECOMITIBTS. 

Loco + Piunbti. 

Reg. in Secret Brevium. I. Cuexont. 

3. Decr. C. de Propag. Fide 13./9. 94: Errichtung einer 
apost. Präfektur für die Erythräische Kolonie. Le Can. cont. 19, 56. 

4. Congr. Inquis. 18./3. 84, über die gemischten Ehen 
preuss. Soldaten. 

Danach ist die durch den ev. Geistlichen getraute oder die 
Civilehe gültig, wenn nur einer der Kontrahenten dem Dekr. Ta- 
metsi nicht unterworfen ist (also wenn das Dekret nicht am Do- 
mizil der Braut publizirt ist, oder nicht am Quasidomizile des 
Soldaten), wenn das Dekret (wie in Berlin) nur für Katholiken 
publizirt ist oder die Declarat. Bened. XIV. Geltung empfangen hat. 
T,e Can. cont. 17, 572. 

9. Decr. Congreg. Concil. Causa Colon. 18./3. 93: 


Die 6 Septembris 1890. 

Elapso anno Ordinarius Posnaniensis has litteras ad S. H. C. 
mittebat: 

In civitate Posnania, regno Borussico, ubi plures existunt pa- 
rochiae, non raro accidit, sponsos, derelicta inscio proprio parocho 
parochia, in qua domicilium per longius habuerunt tempus, et ag- 
gresso domicilio in alia ejusdem civitatis parochia, nihilominus in 
veteri parochia proclamare se facere, et ibidem dolose matrimonium 
contrahere. Cum parochi civitatis hunc dolum detexissent, ad 
przecavenda futura invalida matrimonia, generatim mutuo se dele- 
garunt, ut quotiescumque supra memoratus dolus ex parte spon- 
sorum reiteraretur, tanquam delegati proprii parochi valide matri- 
monio ineundo talium sponsorum assistere possent. Nunc tamen 
dubium eis venit, an revera facultas eis inesset talem generalen 
delegationem sibi mutuo concedere et infrascriptum Vicariatum 
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Generalem adierunt, ut ipse omnibus Civitatis Posnaniensis parochis 
facultatem tribueret assistendi valide matrimoniis omnibus alienorum 
parochianorum civitatis praefatae in casibus, in quibus ab jis per- 
tinentia ad parochiam simularetur. 

Infra scriptus Vicarius Generalis non minora tamen fovet dubia 
quoad taleın introducendam praxim et quoad competentem sibi in 
hoc casu facultatem, quam quoad praxim per plures annos, inscio 
loci Ordinario, a parochis civitatis Posnaniae observatam, — et ideo 
Sanctitati Vestrae supplicat, ut declarare dignetur: 

a) Quid de praxi parochorum Civitatis Posnaniensis adhuc ob- 
.servata, mutuo in genere se delegandi pro tempore indeterminato 
ad assistendum matrimonii sponsorum simulantium domicilium, sit 
tenendum ? 

b) Si haec praxis non probaretur, an valeat Vicariatus Gene- 
ralis generatim concedere facultatem parochis Civitatis Posnaniae, 
de qua sermo? 

c) Si praxis ad — a) — memorata improbaretur, dignetur 
Sanctitas Vestra sanare quoad praeteritum omnia matrimonia vigore 
hujus praxis invalide inita. 

Die 20 Julii 1889 rescripsi: „Quoud praeteritum pro sanatione: 
quoad dubia, prarim non esse probandum, sed requiri in singulis 
casibus erpressam ralidum deleyationem“. 

Post paucos menses, cum haec responsio Archiepiscopo Colo- 
niensi innotuisset, hie quoque similü de causa S. H. C. interpellan- 
dam censuit his terminis: 

In civitate hac Coloniensi in qua novemdecim existunt parochiae 
catholicae et circiter 150,000 numerantur catholicorum, non raro 
accidit, quod sponsa, v. g. ancilla, proclamationibus expeditis, pa- 
rochiam in qua domicilium vel quasidomicilium habebat, inscio 
parocho proprio derelinquit, et tamen coram hoc parocho dolose 
matrimonium contrahit, fingens se in hujus parochia, in qua pro- 
clamationes factae sunt, adhuc habitare. 

Quare ad praecavenda invalida matrimonia parochi hujus civi- 
tatis multis abhinc unnis se mutuo delegaverunt in hunc ınodum, 
ut parochus, qui tempore, quo proclamationes expetebantur, pa- 
rochus proprius sponsae erat, inde per tres menses matrimonio ejus 
assistere valeat, etiamsi sponsa, hac parochia derelicta, in alia pa- 
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rochia hujus civitatis tempore matrimonii habitet. Quam quidem 
conventionem adhibita facultate subdelegandi praedecessor meus 
Emus Card. Melchers postea, anno scilicet 1866, confirmaverat, 
eaque confirmatio delegationem Ordinarii exhibere videtur. Quam- 
vis vero, postquam gubernationem hujus Archidioecesis suscepi, 
similis a me confirmatio seu approbatio istius praxis statim ex- 
petita non sit, parochi Colonienses tamen eam sunt secuti. 

Similes ob causas in civitate Aquisgranensi existebat ab im- 
memoriali tempore, ut parochi asserunt, usus juxta quem, propter 
frequentem habitationis mutationem ex parte ancillarum, mercena- 
riorum et pauperum, parochus in cujus parochia sponsa habitat, 
dum proclamationes expetit, ejus matrimonio assistere possit, etiamısi 
sponsa tempore proclamationum in aliam parochiam ejusdem civi- 
tatis transmigret. Quem usum, & parochis Aquisgranensibus anno 
1840 renovatum, Vicarius Generalis Archiepiscopalis die 14 No- 
vembris 1840 tamquamı valori matrimonium faventem approbarit. 
Utilis sane est talis dispositio, quaque valor matrimonii non raro 
salvaretur. 

Attamen cum S. C. Concilii die 20 Julii h. a. in causa Pos- 
naniensi declaraverit conventionem similem parochorum Posnanien- 
sium haud esse probandam, S. V. enixe rogatur, ut declarare dig- 
netur: 

1° An Ordinario liceat parochis civitatis Coloniensis aliorumque 
oppidorum numerosiorum cum facultate subdelegandi delegare fa- 
cultatem generaliorem matrimonio assistendi, de qua sermo ? 

Et quatenus negative: 

20 S. V. dignetur Archiepiscopo oratori facultatem concedere 
qua talem delegationem assistendi matrimonio in casu exposito pa- 
rochis civitatis Coloniensis et oppidorum numerosiorum Archidioecesis 
Coloniensis concedere valeat. 

3° S. V. enixe quoque supplico, ut matrimonia, si quae ex hac 
praxi et conventione invalida in hac Archidioecesi Coloniensi con- 
tracta sunt, benigne dignetur sanare. 

Super hujusmodi libello rescriptum est: ponatur in folio. Et 
ideo cum dubia ab Archiepiscopo Coloniensi proposita supremo EE. 
VV. judicio sint definienda, nonnulla de more hinc inde colligam. 

S. Tridentina Synodus in celebri capite Tametsi 1, Sess. 24 

13* 
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de reform. matr., postquam canones Lateranensis Concilii sub In- 
nocentio III celebrati quoad matrimonium renovaverit, ac praece- 
perit, „ut in posterum, antequam matrimonium contrahatur, ter a 
proprio contrahentium parocho, tribus continuis diebus festivis in 
ecclesia inter missarum solemnia publice denunecietur inter quos 
matrimonium sit contrahendum“; dein ad radicitus evellendum ab- 
usum matrimoniorum clandestinorum, hanc tulit legem: „Qui aliter 
quam praesente parocho, vel alio sacerdote de ipsius parochi seu 
Ordinarii licentia et duobus vel tribus testibus, matrimonium con- 
trahere attentabunt, eos S. Synodus ad sic contrahendum omnino 
inhabiles reddit, et hujusmodi contractus irritos ac nullos esse de- 
cernit, prout eos praesenti decreto irritos facit et annullat.“ 

Quo posito inquirendum manet, num mutua ac generalis de- 
legatio, de qua sermo est in Coloniensis Presulis litteris, eam 
justam parochi vel Ordinarii licentiam constituat, qua matrimoniun 
coram non proprio parocho initum legitine subsistat. 

Atque in primis pro affirmante sententia stat, quod Triden- 
tinum nec modum nec fines ad praefatam licentiam concedendam 
statuerit. „Licentia assistendi matrimonio (ait Reiffen. De cland. 
desp. n. 83) ab Ordinario vel parochis concedi potest sacerdoti verbo, 
vel scripto, aut alio signo, idque specialiter vel generaliter, gene- 
rali nempe concessione peragendi cuncta munera parochialia. Ratio 
est, quia Tridentinum praecise requirit ut licentia concedatur alicui 
sacerdoti, nec addit ut fiat in verbis, aut in scriptis aut speciali 
mandato; consequenter generaliter aut distinete, prout nempe sub 
se comprehendit omnes licentiarum species, intelligendum venit.“ 

Accedit quod mutuae generalisque delegationis ratio, de qua 
quaestio, dum non contradicit litterae legis, insuper ne fini quidem 
se opponere videtur. Sane mens Tridentinorum Patrum in enun- 
ciata lege ferenda haec una fuit, ut, ad occurrendum magnis de- 
plorabilibusque malis ex clandestinis matrimoniis provenientibus, 
matrimonium nonnisi publice coram Ecclesia fieri deberet, et sic 
authentico probationis instrumento non destitueretur. Atqui hoc 
plane assequitur in proposita matrimoniorum celebrandorum praxi; 
nam nuptiae solemniter coram testibus et ecclesiae ministro contra- 
huntur et in codicibus parochialibus inscribuntur. 

Quin imo tam longe esse videtur ut haec praxis fini cap. Tu- 
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etsı contradicat, ut potius ad eumdem finem assequendum tutius 
ac facilius adducat, ut ipse Ordinarius in suis litteris colligit. Si- 
quidem ex hac praxi famulorun, mercenariorum aliarumque perso- 
narum, qui incertas habent sedes passimque vagantur, aut fraudibus 
praecaventur, aut bon® intentioni succurritur; et sic matrimonii 
valor non raro salvatur. 

Neque dicas, in casu Tridentinam legem manifeste eludi, cum 
coram tot parochis amplissimae cujusdam civitatis indistincte matri- 
monia possint iniri. Nam inprimis licentia non pro quolibet matri- 
monio conceditur, sed tantum pro matrimonio famulorum, vel ad 
summum etiam rusticorum et pauperum, ut Aquisgranae. Insuper 
ne cuilibet quidem parocho haec licentia conceditur; sed illi dunı- 
taxat qui denunciationes instituendas curavit, et in cujus parochia 
tempore denunciationum alter ex sponsis commorabatur, quique 
proinde proprius sponsorum parochus eo tempore certe erat. 

Neque subsumas, ex positiva S. H. C. dispositione, licentianı 
ad matrimonium celebrandum requiri „expressam et specialem“* ceu 
infra dicetur. Siquidem responderi in primis potest, verbum „ex- 
pressum® multiplieiter sumi; nam expressum etiam dicitur quod 
verbis generalibus exprimitur. Bartolus ad L. 1 ff. De vulg. et 
pupi. Et in re, de qua quaestio, licentia adsistendi matrimonio, 
etsi non sit data pro singulis casibus, adhuc tamen dici potest 
expressa et specialis, quia pro certo personarum coetu et pro deter- 
ıninatis circunstantiarum casibus expresse et specialiter est data. 

At ulterius quando S. H.C. declaravit licentiam ad matrimo- 
nium celebrandum expressanı et specialem requiri, id dixisse videtur 
non proprie ad excludendum casum nostrun aut similem, sed ad 
excludendam tacitam delegationem aut ratihabitionem. Sane Fag- 
nanus ad cap. Quod nobis, De despons. lib. 4 Decr. n. 31 observat 
„in casu super quo consulta S. C. respondit expressam licentiam 
requiri, expressum sumi ad differentiam et exclusionem tacitae 
licentiae*. 

Imo teste cl, Pallottini in sua Collect. tom. 13, v. Matrimonium, 
16, n. 37 scimus S.H.C. die 15 Junii 1589 in Posit. 75 declara- 
visse „sufficere licentiam a parocho datam in scriptis contrahendi 
matrimonium coram sacerdote ad contrahentium arbitrium eligendo, 
ut validum illud contrahatur“. Quam resolutionem refert etianı 
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Fagnanus |. cit.n. 32 in fine his verbis: „An licentia contrahenti- 
bus nominatim designatis a parocho concessa in scriptis, ut matri- 
monio inter se celebrando quemvis sacerdotem eorum arbitrio ad- 
hibere possint, censeatur sufficiens ad validitatem matrimonii, cui 
alius sacerdos vigore ejusdem licentiae interfuit? — Die 15 Juni 
1586 — S. C. censuit sufficere, mota praecipue doctrina Card. 
Zabarella.“ Idem refert etiam De Luca De matr. disc. 3 per tot, 
Ex quo iterum confirmari videtur, licentiam ad matrimonium cele- 
brandum multipliciter posse esse expressam. 

Haec quae in genere dieta sunt, majorem vim in urbe Aquis- 
grana forte nanciscuntur ex eo quod praxis, de qua quaestio, im- 
memorabili consuetudine probata dicatur. Quanti enim hujusmodi 
consuetudo valeat nemo non videt qui verba perpendat ap. lit. 
Pii VII ad Archiep. Moguntinum die 8 octobris 1803, ubi de con- 
suetudine contra caput Tametsi haec leguntur: „Probe novit Fra- 
ternitas tua hujus generis matrimonia (clandestina) rata et firma 
consistere iis in locis in quibus Concilii Tridentini decretum vel 
numquam publicatum fuit, vel numquam observatum tanquam hujus 
concilii decretum, vel, sö quando observatum fuit, longo dein tem- 
poris intervallo in desuetudinem abiit“. Atqui in urbe Aquisgrana 
longo temporis intervallo, imo ab immemorabili in desuetudinem 
abiit, ut famuli mercenarii ac pauperes coram proprio parocho nup- 
tias necessario ineant. 

Neque aliter forte judicandum est quoad Coloniensen civita- 
tem; nam praxis quae ab immemorabili introducta Aquisgranae 
dieitur, Coloniae multis abhinc annis inolevisse asseritur: porro ad 
praescribendum contra Tridentinam legem ad formam litterarum 
Pii VOL he&c atque illa paria esse videntur. 

Ceterum si haec omnia non valent ad propositae praxis legitimi- 
tatem statuendam, videant EE. PP. utrum sin minus argumentum 
praestent ad eamdem praxim ex Apostolicae Sedis indulto probandanı. 

At ex altera parte mutua ac generalis licentia quae in quibus- 
dam Germaniae civitatibus viget, videtur peculiaribus S. H. C. de- 
cretis reprobata. Sane Fagnanus in lib. Decret. ad cap. Quod nobis, 
De desp. hanc sibi quaestionem proponit: „an idem decretum 7Tu- 
metst, qua parte disponit ut matrimonia celebrari possint coram 
sacerdote de Ordinarii vel parochi licentia, exigat licentiam specia- 
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lem; an vero sufficiat generalis omnia sacramenta administrandi*“. 
Et resolvit, sufficere generalem, quoties sacerdos celebrationi ma- 
trimonii interveniat tamquam Vicarius temporaneus parochi, aliter 
requiri specialem. Porro quod nostra maxime interest, Fagnanus 
hujus quaestionis occasione tres refert S. H. C. resolutiones, quae 
attentam considerationem omnino merentur. 

Ait enim: „Resolutiones S. C. sunt infrascriptae“. 

a) „Cum parochus levi infirmitate detentus concessisset prae- 
posito licentiam exercendi concernentia curae officium, dubitatum 
fuit, an in ea parochia valide contractum fuerit matrimoniunı, cui 
praepositus praedictus loco parochi interfuit? S.C. die 22 Junii 1581 
censuit esse valide contractum, praesupposita licentia, seu commis- 
sione generali administrandi omnia sacramenta; et licet alias de- 
claraverit requiri licentiam specialem et expressam, tamen id in- 
tellexit in quodam canonico cui tacite permissa erat administratio 
sacramentorum in ecclesia cathedrali sciente et patiente Ordinario. 

b) „An ut sacerdos qui non sit proprius contrahentium pa- 
rochus eos matrimonio conjungere possit, sufficiat tacita licentia ? 
S. C. censuit non sufficere, sed requirs vel commissionem generalem 
udministrandi onmia sacramenta, vel, si haec non adsit, specialen: 
et expressam licentiam. 

c) „Praepositus ecclesiae Armacanae inter cetera dubitavit, an 
cum ipse constituisset vicarıum in dicta ecclesia, posteaque illi 
dedisset coadjutorem, de cujus licentia quidam sacerdos matrimonio 
contrahentes conjunxit, an matrimonium hoc modo celebratum sit 
validum? S.C. alias dixerat non sufficere ad validitatem matrimonii 
licentiam tacitam que resultat ex tolerantia: sed requiri vel licen- 
tiam generalem administrandi omnia sacramenta, vel, si haec non 
udsit, ecpressam et specialem. Item Rota dixerat in una BDarcht- 
nonen., vicarios temporales ad nutum amovibiles parochialis ecclesiae 
posse matrimoniis tamquam parochos interesse. Ideoque in casu 
praesenti S. C. sensit posse et matrimonio interesse, et alii dare 
licentiam ut intersit hujusmodique matrimonia esse valida“. 

Similiter cl. Pallottini loc. eit., tradit in dubio ad cap. 1, sess. 24 
De reform. matr. Possit. 75 S.H.C. declarasse, quod „licentia tacita 
quae resultat ex tolerantia, non sufficit ad valide contrahendum ma- 
trimonium coram sacerdote non parocho contrahentium; sed requi- 
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ritur commissio generalis administrandi omnia sacramenta, vel, hac 
deficiente, specialis et expressa licentia“. 

Fateor quidem propter temporis angustiam, nimiumque laboren 
allegatas has resolutiones me non contulisse cum originalibus; sed 
cum Fagnanus a secretis S.H.C. fuerit, et cl. Pallottini ex ipso 
S. H. C. archivio sua documenta desumpsisse dicat, de horum de- 
cretorum authenticitate prorsus fidendum videtur, eo vel magis quod 
ab omnibus DD., a Farinacio, a Reiffenstuel loc. eit. n. S4 citentur 
et sine haesitatione admittantur. 

Porro legentibus haec decreta plane liquet, S. H. C. caput Con- 
cilii interpretando semel statuisse, ac deinde iterum iterumque 
senerale illud sanxisse principium, quod sacerdos (qui parochus 
eontrahentium non est) ut valide horum matrimonio adsistat, debeat. 
esse instructus aut „licentia seu commissione generali administrandi 


omnia sacramenta — ceu in vicariis aut coadjutoribus parochorunı 
contingit; — vel, si haec deficiat, expressa et speciali licentia“. 


Et quamvis alias (prout in casibus a Fagnano relatis) S.H. C. 
licentiam expressam et specialem intellexerit et procedere declara- 
verit ad exclusionem licentiae tacitae quae ex tolerantia resultat; 
nihilominus haec statuisse videtur applicando et interpretando, mi- 
nime autem limitando et circumscribendo praefatum generale prin- 
cipium: idest, aliis verbis, S. H. C. definiisse, delegationem expres- 
sam et specialem, quam sacri canones requirunt, certe deficere in 
peculiari casu licentiae tacitae aut ex tolerantia; non ita tamen ut 
in ceteris omnibus adsit, et alii dari non possint casus in quibus 
pariter desit; uno verbo, in propositis a Fagnano resolutionibus 
agitur de interpretatione exemplificativa, minime vero de inter- 
pretatione taxativa et exclusiva principii. 

Quo posito et ad mutuam generalem delegationem quae Colo- 
niae et Aquisgranae obtinet gradum faciendo, non videtur dubium, 
quominus hc praxis penitus contradicat generali principio de ex- 
pressa et speciali delegatione a S. H.C. toties sancito. 

Insuper ad effectum valide assistendi matrimonio requiritur in 
delegato scientia suae delegationis, juxta Pontinum De matr. lib. 5, 
cap. 29, n. 8, Barbosam ad Conc. Trid. in cap. Tasmetsi n. 117, 
Ferraris v. Matr. art. 2 n. 12 ac Pallotini !. c. n. 53. Qui imo 
refert, — ad quaestionem generalem coram S. H. C. propositam 
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„utrum matrimonium contractum coram sacerdote extraneo, qui 
habet licentiam a proprio parocho unius ex contrahentibus, et ig- 
norat se habere illam, prout etiam unus ex contrahentibus ignorat, 
sit validum? — S. C. respondisse: Matrimonium, ut supra, con- 
tractum a sacerdote, qui neque certam neque praesumptam scien- 
tiam, se habere licentiam a proprio parocho, habuit, non esse 
validum*®. 

Eamdem resolutionem refert Barbosa loc. eit., et habetur penes 
lib. Decret. S. H. C. pag. 335 in Nullius diei 5 Decenbris 1625 
et 15 Aprilis 1628 — Dubtum ad cap. 1 sess. 24 De reform. matr. 

Atqui juxta praxim Coloniae et Aquisgranae receptam contin- 
reret, ut parochus matrimoniis assisteret extraneorum nedum sine 
certa aut praesumpta scientia delegationis, sed imo cum persuasione 
Jure proprio et ordinario agendi. Igitur etiam ex hoc capite mutua 
ac generalis delegatio, de qua quaestio, videtur decretis S. H. C. 
eontradicere et sacramentorum validitati oppugnare. 

Sed, quod magis est, dici insuper haud improbabiliter potest, 
eamdem controversam praxim toti oeconomiae capitis Jumetsi esse 
subversivam, et tum litterae tum spiritui ejusdem capitis cum magno 
dispendio receptae hac de re in Ecclesia disciplinae obviare. 

Sane finis a Tridentino intentus in lege irritante cap. Tumetsi 
condenda, nedum fuit abusum removendi quem Sancta Dei Ecclesia 
semper detestata erat ac prohibuerat, nempe tam magnum sacra- 
mentum quasi privatam rem et vulgarem stipulationem clanculun 
sine sacerdotali benedictione fieri; sed ad id quam maxime intendit, 
ut innumera mala quae ex clandestinis matrimoniis in christiana 
familia oriebantur radicitus evelleret. 

Compertum enim erat ex depravatis fidelium moribus, intem- 
perantia passionum, aut fidei defectu saepenumero contingere, ut 
quis unam alteramve puellam sub aspectu et sponsione matrimonii 
seduceret; alter vero secretum validumque connubium iniret, ac 
paulo post aliud publicum; et hinc innumera scandala, familiarun 
perturbationes, lites sine exitu et lugendae animarum deceptiones; 
siquidem unus adulterino consortio, cui conscientia refragabatur, 
perpetuo solemniterque ligatus manebat; parti laesae autem via ad 
obtinendam justitiam manebat praeclusa: praeterquam quod non dee- 
rant qui invidia, odio, aliaque passione capti, fingentes secreta con- 
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nubia, justas legitimasque nuptias aut vexarent aut impedirent; 
aut etiam qui secreto copulati consortio ad sacros ordines ascen- 
derent, et aut soli, aut cum uxore, reditibus et officiis ecclesiasticis, 
a quibus de jure arcebantur, nefarie fruerentur. 

Hisce itaque malis atque incommodis praecavendis lata est lex 
cap. Tametsi. Quod nedum historice constat (Cfr. C. Pallavicini 
Hıst. C. Trident. lib. 20, 22 et 23); sed in eodem capite Tametsi 
clare enunciatur; nam ob negotii gravitatem censuerunt Tridentini 
Patres in ipso legis contextu de legis motivo luculentum ponere 
testimonium his verbis: „Verum cum S. Synodus... gravia pec- 
cata perpendat quae ex eisdem clandestinis conjugiis ortum habent, 
praesertim vero eorum qui in statu damnationis permanent, dum, 
priore uxore cum qua clam contraxerint relicta, cum alia palam 
contrahunt et cum ea in perpetuo adulterio vivunt; cui malo ab 
Ecclesia, quae de occultis non judicat, succurri non possit nisi 
efficacius aliquod remedium adhibeatur; ideirco, etc.*. 

Verum his malis extirpandis non suffecisset praescribere, ut 
matrimonia cum sacerdotali benedictione et testibus utcumque cele- 
brarentur; nam cum innumeri sint sacerdotes, initum conjugium 
celari adhuc faciliter posset; sed oportebat, sicut revera factum est, 
hanc provinciam nonnullis dumtaxat committere, qui publico fun- 
gentes munere, et tabulario instructi essent, aut sin minus instrui 
facile possent, et inter quos christiana societas dividi quiret, adeo 
ut nemo nisi coram uno designato certoque sacerdote nuptias inire 
valeret. Tales autem alii esse non poterant quam parochi, et ideo 
hi ad id muneris officium, ut nempe testes essent matrimonium 
auctorizabiles et exclusivi pro omnibus suis subditis, electi sunt. 
Inde sane fiebat, ut de matrimoniis publice ac faciliter in Ecclesia 
constaret, et etiamsi quis initas nuptias niteretur celare, nihilominus 
publica auctoritas sine magno negotio inquirere et veritatem inve- 
nire valeret, cum ad id sufficeret in tabulariis quarumdam dumtaxat 
parochiarum investigare. 

Age vero mutua ac generalis delegatio, de qua quaestio, huic 
sanctissimo Tridentinae legis fini contradiceret, numerum eorum, 
coram quibus matrimonia fieri valerent, pro parochorum arbitrio 
extenderet, et sic ea mala, quibus praecavendis Tridentina lex lata 
est, sensim iterum inolescere possent: unde haec praxis, quae dici- 
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tur inducta in bonum sacramenti, idest ad impediendum ne hic vel 
ille matrimonium irrite ineat, reapse in magnum sacramenti dis- 
pendium evaderet, et dum privato unius vel alterius bono consuli 
vellet, via ad majora et generaliora mala sterneretur. 

Praetergquam quod considerari oportet, quod si parumper ad- 
mittatur posse parochos se ad invicem generaliterque delegare, de 
lege parochi proprii actum omnino videretur. Siquiden quod hodie 
in majoribus quibusdam civitatibus et pro certa personarum classe 
et in determinatis circumstantiis praefinitum est; cras ob easdem 
rationes extendi poterit ad alia oppida, ad universanı dioecesim, ad 
integras provincias vel regna pro lubitu parochorum et Episcopo- 
rum. Quod quantorum malorum causa esse possit nemo non videt, 
hac praesertim nostra aetate, in qua, attenta itinerum et commerci 
facilitate, obvium pronumque cuique est hac illuc discurrere. Enim- 
vero quo latius celebrandi matrimonia provincia patet, eo difficilius 
de inito matrimonio constare poterit, et eo facilius cuique frau- 
dendae legis licentia manebit. 

Sed nedum fini ac menti Tridentinae legis praxis, de qua 
quaestio, obviare videtur, sed et ipsi litterae. Si enim decreti verba, 
ubi de danda licentia sermo est, attente scrutemur, plane liquet, 
de delegatione singularıi et individua ibi dumtaxat sermonem haberi, 
sicut reapse S. H. C. definiisse paulo ante vidimus. 

At si ulterius contextum totius capitis examinemus, id firmum 
esse debebit, Tridentinos Patres magnis matrimoniorum clandestino- 
rum abusibus obviandis voluisse, ut proprius contrahentium paro- 
chus et in singulis casıbus partes diligenter examinaret et. excu- 
teret, denunciationes institueret, et tum demum cum nullum contra 
propositas nuptias inveniret impedimentum, ad ipsum matrimonium 
vel ipse deveniret, vel alium sacerdotem delegaret. Quae profecto 
oeconomia per praxim Coloniae et Aquisgranae vigentem de mutua 
ac generali delegatione tolli et omnino subverti videtur. 

Et haec quidem omnia tam contra validitatem quam contra 
liceitatem et honestatem controversae praxis procedere videntur. 
Quod si praeterea examen instituatur de normis, quas in delegatione 
concedenda Ecclesia parochis praefinit, eo luculentius patebit, quan- 
tum illicita eadem sit, et ab ecclesiastica disciplina etiam sub hoc 
aspectu aliena. Sane ad rem Barbosa De offic. et pot. Ep. p- 2 
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c. 21 n. 42 bene considerat: „Ceterum non ita ad sui libitum sıbı 
eredat (parochus) alium sacerdotem deputare posse (ad matrimonium 
celebrandum): per se ipsum enim, nisi legitima gravissimaque de 
causa impeditus, id munus obire tenetur“. Quod justissimum dici 
oportet; nam cum parochus judex et testis auctorizabilis matrimonii 
constitutus sit, ejus celebrationi per se ipsum adsistere debet, eadem 
ratione ac judex vel tabellio administrationem justitiae vel actorum 
rogationem per se ipsos debent perficere. 

Nec major ac in re Episcopis patet facultas; nam Benedietus XIV 
Constit. Nimiam licentiam, 18 maii 1743, inter alios abusus deplorat 
quod ab eis „cuilibet sacerdoti interessendi (matrimonio) commissio, 
interdum etiam inscio proprio parocho, demandetur. Inde enim, 
ait, matrimonii nullitas arcessitur, etc.“ Unde paulo post monet: 
„Ac primum omnium, munus quod ad proprium parochum jure 
spectat interesse matrimoniis celebrandis per se ipse parochus, nisi 
legitima gravissimaque de causa impediatur, obire tenetur“. Et 
infra: „Etsi autem Antistites.... non ignorant, matrimoniunm coram 
quolibet sacerdote non parocho, facta illi copia dataque licentia 
sive a proprio parocho sive a loci Ordinario Antistite, validum 
esse, auctoritatemque super denunciationibus dispensandi ..., se 
habere; tamen diligentissime caveant, ne ad libitum hac sua aucto- 
ritate, tum super denunciationibus dispensandi, tum cuilibet potius 
sacerdoti quam proprio parocho facultatem, ut in contrahendis ma- 
trimoniis interesse possit, committendi, nisi ubi ineluctabilem ne- 
cessitatem ita exigere animadverterint, utantur. Imo cum, ut 
praenissum est, commissionem hujusmodi necessario dandam esse 
perspexerint, eam non statim, sed postquam ex adhibitis diligentiis, 
acceptisque certis notitiis, sibi tuto constiterit nullum intra con- 
trahentes interponi inpedimentum, impertiantur“. 

Ceterum antequam finem imponam huic disputationi, quae ob 
singularitatem et gravitatem negotii paulo longior effecta est, ab- 
stinere non possum, quin denique observem, mutuam generalemque 
delegationem, de qua in precibus, et quae ideo magnificatur, quia 
quorumdam nullitate matrinıoniorum obviare praesumitur, revera ad 
effecttum ad quem dirigitur ne necessariam quidem esse. Quippe 
quoniam ad impediendum ne famuli, mercenarii, aliique de quibus 
quaestio, ex mutato inopinate domicilio nulliter contrahant, potius- 
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quam ad mutuam generalem delegationem recurrere, id unum suf- 
ficeret, ut parochus vel pridie vel ipsa nuptiarum die a sponsis 
exquireret, ubinam actu ii habitent, eosque de gravitate negotii 
ınoneat, et, detecta fraude, aut eos ad proprium parochum remittat, 
aut, obtenta continuo ad normam juris a proprio parocho sive Ordi- 
nario expressa et speciali licentia, matrimonium ipse pro casuum 
diversitate consecret. 

His itaque disputatis sint tandem 

Dup1A. 

I. — An mutua ac generalis delegatio, de qua in precibus, ad 
validitatem matrimonii valeat ın casu. 

Et quatenus negative. 

II. — An supplicandum sit SSmo pro convalidatione ejusdenm 
praxis quoad futurum ın casu: 

R. Dilata et exquiratur votum duorum consultorum. 

COLONIEN. Dubium matrimonii. 

Die 18 Martii 1893. 

Ne EE. PP. nimium praegraventur in reassumptione hujus 
quaestionis in comitiis diei 6 Septembris 1890 propositae, oppor- 
tunum duco rem totam altius repetere. Itaque Ordinarius Posna- 
niensis jam a die 22 Maii 1889 haec S. V. O. significabat: 

„In civitate Posnaniensi, etc.“ 

[Es folgen die beiden Gesuche von Posen und Cöln, wie in 
dem folio vom 6. Sept. 1890.] 

Tune edito sueto decreto: Ponatur in folio, quaestionem in 
plenaria Congregatione diei 6 Septembris 1890, ceu superius innui, 
diseutiendam, nonnullis et pro recepto more hinc inde animadversis, 
proposui. Sed EE. VV. rem maturiori examine dignam existimantes, 
solutionem comperendinaverunt responso: Dilata et exquiratur 
votum duorum consultorum. 

In praeterito folio inter cetera observatum fuerat, necessitatem 
reneralis delegationis inter parochos haud undequaque perspectanı 
esse, quippe quoniam ad impediendum ne famuli, mercenarii, alii- 
que de quibus quaestio, ex mutato inopinate domicilio nulliter con- 
trahant, potiusquam ad mutuam generalem delegationem recurrere 
id unum sufficere videretur, ut parochus vel pridie vel ipsa nuptia- 
rum die a sponsis exquireret, ubinam actu ii habitent, eosque de 
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gravitate negotii moneat, et detecta fraude, aut eos ad proprium 
parochum remittat, aut, obtenta continuo a proprio parocho sive 
Ordinario expressa et speciali licentia, matrimonium ipse pro ca- 
suum diversitate consecret. Haec vero perlegens amplissimus Colo- 
niensis Praesul, ut peculiares locorum circumstantiae et recepti mores 
plenius EE. VV. innotescerent, sequentia perpendenda die 5 De- 
cembris 1890 adjungebat: 

1° Saepissime impossibile erit, pridie nuptiarum a sponsis denuo 
locum domiecilii exquirere, quum die tantum nuptiarum non raro ad 


ecclesiam veniant, ut sacramenta suscipiant et matrimonium contra- 


hant, atque aegerrime ferrent, si matrimonium differretur ad licen- 
tiam proprii parochi exquirendam. 

20 Timendum est, ne sponsi mentirentur ad dilationem matri- 
monii et expensas evitandas, praesertim quando jam cum testibus 
in ecclesia ad matrimonium contrahendum adsint. 

3° Immo bona fide interdum in errore circa domicilium versari 
possunt, quippe qui domicilium civile, quod declaratione coram ma- 
gistratu ciivili etiam actuali habitatione nondum incepta contrahunt, 
etiam domicilium ecclesiasticum ad matrimonium contrahendum con- 
stituere opinantur. 

4° Cum ad matrimonium in facie ecclesiae contrahendum se 
nonnisi post contractum matrimonium civile sistant, timendum 
est, ne sponsi, cum parochus matrimonium, ad quod omnia parata 
sunt, differet, recedant solu matrimonio civili contenti. 

5° In matrimoniis mixtis, quae pro dolor! hisce in regionibus fre- 
quentiores sunt, timendum quoque est, ne sponsi, priusquam dilationi 
consentiant, ministrum haereticum adeant coram eo matrimonium 
contracturi, quo casu etiam liberorum salus maxime periclitaretur“. 

Hisce pro meo munere commemoratis, rogo EE. PP., ut per- 
lectis consultorum votis, quae hic mandatis obtemperans adnectenda 
curavi, enodare dignentur quae rursus proponuntur 

DupIAa. 

I. An mutua et generalis delegatio, de gua in precibus, ad 
validitatem matrimonii valeat in casu. 

Et quatenus negative, 

II. An supplicandum sit SSmo pro convalidatione ejusdem 
praxis quoad futurum in casu. 
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Es folgen die Voten des Theologen und Kanonisten (ab- 
gedruckt in Le Canon. contemp. 16, 295 ff.). 
| SENTENTIA. 

Die 18 Martii 1893, re mature perpensa, sententia S. C. C. 
prodiit: 

Ad I: Reformato dubio: „An constet de nullitate matrimonio- 
rum quae contrahuntur justa praxim de qua in casu, ab Emo Archi- 
episcopo Coloniensi propositam*. R.: Negative et ad mentem. — 
Mens est ut eidem Archiepiscopo scribatur quod ad vitanda incom- 
moda ex enunciata praxi utcumque oritura, opportunum foret in 
ea servari modum a Consultore Theologo traditum, videlicet: ut 
mutua illa generalis delegatio parochis non sit permissa nisi ac- 
cedente Ordinarii approbatione et delegatione, una cum facultate 
etiam subdelegandi; insuper ut eadem generalis delegatio limitanda 
sit ad casum quo res per petitionem proclamationum factam non 
Jam est integra, id est restringenda ad solos parochos domicilii a 
sponsis relicti; et quoad durationem, ita deterininanda sit ut ex- 
piret si a die ultimae proclamationis (exclusive) elapsi sint duo 
ınenses, sive 60 dies completi vel tot dies completi quot Juxta 
dioecesana statuta requiruntur ut denuo fiant proclamationes si intra 
illud tempus matrimonium non fuerit celebratum. Optandum vero 
ut Emus Archiepiscopus hujusmodi facultate utatur tantummodo 
pro majoribus suae Archidioecesis civitatibus. Et praesens S. ÜC. 
resolutio communicetur Archiepiscopo Posnanien. ad hoc ut, si lu- 
beat, praxi Coloniensi se conformare possit. 

Ad II: Provisum in primo. 


Gerichtssprüche. 


1. E. d. R.Ger. I. Strafsen. 1./12. 94. (Entsch. d. R.Ger. 
I. Strafsach. 26, 115 (S. 294). 

1. Kommt es für die Frage, ob ein Angriff auf das Dogma 
von der Unfehlbarkeit des Papstes als eine Beschimpfung der katho- 
lischen Kirche zu bestrafen sei, darauf an, dass dieses Dogma im 
Widerspruche mit der Landesgesetzgebung ohne Genehmigung der 
Landesregierung publicirt wurde? 
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Es kann eine einzelne Lehre einen wesentlichen Theil eines 
ganzen kirchlichen Lehrinhaltes bilden, es kann auch auf’s Strengste 
der Glaube an diese Lehre verlangt werden — sie ist immer nur 
eine einzelne Lelıre, welche nicht ohne Weiteres mit der Kirche 
identifizirt werden darf. Es lässt sich auch das angegriffene Dogma 
umsoweniger ohne Weiteres mit der katholischen Kirche selbst 
identifiziren und umsoweniger etwa als eine unbedingte Folge der 
ganzen katholischen Lehre erachten, als vor dem vatikanischen 
Konzile die Lehre von der Unfehlbarkeit des Papstes nicht als 
Dogma angenommen war, die katholische Kirche aber vorher wie 
nachher bestand. 

Das Urtheil verwechselt sonach rechtsirrthümlich die einzelne 
Lehre mit der Kirche selbst. 

Wenn dasselbe nun in seinen Ausführungen in subjektiver 
Richtung noch feststellt, dass der Angeklagte sich voll bewusst 
gewesen, dass er mit der Beschimpfung der Lehre von der Un- 
fehlbarkeit des Papstes die katholische Kirche selbst beschimpfte, 
so bleibt es immerhin zweifelhaft, ob der erste Richter hierbei 
nicht von derselben rechtsirrthümlichen Auffassung der unbedingten 
Beschimpfung der Kirche durch Beschimpfung einer Lehre derselben 
beherrscht wurde, wie bei seinen Erörterungen in objektiver Hin- 
sicht. Das Urtheil war daher aufzuheben und die Sache zur neuen 
Verhandlung und Entscheidung an das Gericht der Vorinstanz 
zurückzuverweisen. . . . 

2. E. d. R.Ger. IV. Civ.-Sen. 5./4. 94. Pr. A.L.R. II, I, 
705f. Kann ein Ehegatte, welcher den anderen Ehegatten bei der 
Polizeibehörde unter Behauptung nicht erweislich wahrer That- 
sachen eines gegen einen Dritten begangenen Diebstahles beschul- 
digt hat, der hierauf gestützten Ehescheidungsklage rechtswirksam 
den Einwand entgegensetzen, dass er die Beschuldigung zur Wahr- 
nehmung berechtigter Interessen erhoben habe? Ja, wenn eraan 
die Wahrheit seiner Anzeige glaubt. Entsch. d. R.Ger. 33 No. 66, 
S. 284. 

3. E. R.Ger. III. Civ.-Sen. E. 10./7. 94. Kann der im Ehe- 
scheidungsurtheil für den schuldigen Theil erklärte Ehegatte das 
gegen die Entscheidung an sich zulässige Rechtsmittel mit Erfolg 
zu dem Zwecke einlegen, dass, während die erkannte Ehescheidung 


Staatliche Gesetze u. Aktenstücke betr.d.kath.u.evang. Kirche gemeinsam. 211 


selbst unangefochten bleibt, der Ausspruch des Gerichtes über die 
Schuldfrage beseitigt werde? — Nein! Entsch. d. R.G. 33, No. 42, 
S. 202. 

‚4. E. R.Ger. IV. Civ.-Sen. 26./2. 94. Pr. A.L.R. II, 1, 720f£. 
Sind verziehene Ehevergehen, die als Scheidungsursache nicht mehr 
gerügt werden können, bei Entscheidung der Schuldfrage zu be- 
rücksichtigen? Nach Ermessen des Richters ist zu befinden, ob 
zwischen der verziehenen Verschuldung und der die Ehescheidung 
begründenden irgend eine Beziehung besteht. Für diesen Fall: Ja. 
Entsch. d. R.Ger. 33, No. 45, S. 213. 

5. E. O.L.Ger. Jena (gem. R.). Die Thatsache, dass ein 
Ehemann sich eines Ehebruches schuldig gemacht hat, an und 
für sich allein, giebt dem anderen Ehegatten eine Einrede gegen 
die Klage auf Ehefortsetzung nicht. Bl. f. Rpfl. in Thür. 41, 329. 

6. Obgleich nach italienischem Recht die Fähigkeit eines 
Fremden zur Eheschliessung nach dessen eigenen Recht zu 
beurtheilen ist, so hat die italienische Judikatur doch abgelehnt, 
eine in Tunis zwischen einem Juden und einer italienischen Katho- 
likin geschlossene Ehe für nichtig zu erklären. Und zwar nicht 
bloss aus dem Grunde, dass ihr der Nachweis nicht genügend er- 
bracht erschien, dass nach jüdischem Recht Ehen zwischen Juden 
und Christen nichtig seien, sondern weil solche Nichtigkeits- 
erklärung dem öffentlichen Recht Italiens zuwiderlaufen würde, und 
zwar dem Grundsatze der bürgerlichen Gleichheit und der Freiheit 
der Kulte. Il Filangieri 1894, 2, 290ff. 


Staatliche Gesetze und Aktenstücke betr. die kath. Kirche 
sowie die kath. u. ev. Kirche gemeinsam. 


1. Deutsches Reich. Bekanntmachung, betreffend die 
Ausführung des Gesetzes über den Orden der Gesell- 
schaft Jesu. Vom 18. Juli 1894. 

Auf Grund der Bestimmung im $ 3 des Gesetzes, betreffend 
den Orden der Gesellschaft Jesu, vom 4. Juli 1872 (Reichs-Gesetzbl. 
S. 253) und im Hinblick auf die Bekanntmachung, betreffend die 
Ausführung dieses Gesetzes, vom 20. Mai 1873 (Reichs-Gesetzbl. 
S. 109) hat der Bundesrath beschlossen, 

14* 
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auszusprechen, dass das Gesetz, betreffend den Orden der 
Gesellschaft Jesu, vom 4. Juli 1872 (Reichs-Gesetzbl. 
S. 253) auf 
die Kongregation der Redemptoristen (Congregatio 
Sacerdotum sub titulo Sanctissimi Redemptoris), 
sowie 
die Kongregation der Priester vom heiligen Geiste 
(Congregatio Sancti Spiritus sub tutela immaculati 
cordis Beatae Virginis Mariae), 
fortan keine Anwendung zu finden habe. (R.G.Bl. 1894, 
No. 33, S. 503.) 


Gesetze für die evangelische Kirche. 


1. Schlesw.-Holstein. K.G. v. 12./1. 95 betr. die Ergänzg. 
u. Abänderg. d. Emeritirungsordn. f. d. ev.-luth. K. v. 2./3. 91. 
K.Ges.- u. V.Bl. 1895, S. 13. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc. 
verordnen mit Zustimmung der Gesanmtsynode der evangelisch- 
lutherischen Kirche der Provinz Schleswig-Holstein, mit Zustim- 
mung Unseres Staatsministeriums, und nachdem durch Erklärung 
desselben festgestellt worden ist, dass gegen dieses Gesetz von 
Staatswegen nichts zu erinnern ist, für die genannte Kirche, was 


folgt: 
Artikel 1. 


Das Kirchengesetz vom 2. März 1891, betreffend die Emeri- 
tirungsordnung für die evangelisch-lutherische Kirche der Provinz 
Schleswig-Holstein (Kirchliches Gesetz- und Verordnungsblatt S. 20) ! 
findet auf die Pfarrgeistlichen derjenigen Personalgemeinden ($ 112 
der Kirchengemeinde- und Synodalordnung vom 4. Nov. 1876) An- 
wendung, welche der genannten Kirche angehören. 

Artikel 2. 

Das Konsistorium ist ermächtigt, wenn in den einzelnen Fällen 
das kirchliche Interesse es wünschenswerth erscheinen lässt, in Folge 
besonderen Antrages der Betheiligten die Bestimmungen der $$S 1, 
5—8, 11, 13—17 der Emeritirungsordnung vom 2. März 1891 auch 
zur Anwendung zu bringen auf ordinirte Geistliche der innerhalb 


1 Siehe Zeitschr., Bd. 1, $. 465. 
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der evangelisch-lutherischen Kirche der Provinz Schleswig-Holstein 
im Dienste der inneren oder äusseren Mission stehenden und mit 
Korporationsrechten versehenen Anstalten und Vereine. Die be- 
treffenden Geistlichen, Anstalten und Vereine haben bei Eingehung 
des Verhältnisses die aus den Vorschriften des $ 12, Ziffer 2, 3 
und 4 der Emeritirungsordnung sich ergebenden Verpflichtungen 
gegen den Emeritirungsfonds zu übernehmen, auch die Emeritirung 
von der Zustimmung der Kirchenbehörde abhängig zu machen. Die 
Erfüllung der übernommenen Verpflichtungen bildet die Voraussetzung 
der Gewährung des Ruhegehalts. 


Artikel 3. 
Der $ 3 der Emeritirungsordnung vom 2. März 1891! erhält 
als Absatz 3 folgenden Zusatz: 

„Hat ein Geistlicher das 70. Lebensjahr erfüllt, so kann 
seine Versetzung in den Ruhestand unter Gewährung des 
gesetzlichen Ruhegehalts von ihm beansprucht, aber auch von 
dem Konsistorium verfügt werden, ohne dass ihm ein Wider- 
spruch hiergegen zusteht, jedoch ist auch in diesem Falle 
der Geistliche oder dessen Vormund zu hören. Der bezüg- 
liche Beschluss des Konsistoriums ist dem betreffenden Geist- 
lichen mindestens drei Monate vor dem Zeitpunkte, mit 
welchem die Versetzung in den Ruhestand in Kraft: treten 
soll, schriftlich zu eröffnen.“ 


Artikel 4. 
An den Entscheidungen, welche das Konsistorium 
l.nach Artikel 2 dieses Kirchengesetzes über den Antrag der 


’ Bisherige Fassung: 

Die Versetzung eines Geistlichen in den Ruhestand, sowie die Bei- 
ordnung eines Adjunkten erfolgt durch Verfügung des Königlichen Konsi- 
storiums. Wird die Massregel nicht von dem Geistlichen selbst beantragt, 
so ist derselbe oder der ilım etwa gerichtlich bestellte Vormund vor end- 
giltiger Verfügung hierüber zu hören. In allen Fällen muss die Anhörung 
des Geistlichen oder des Vormundes erfolgen über die beabsichtigte Fest- 
stellung (des Betrages des Ruhegehaltes und der von dem Geistlichen zur 
Unterhaltung des Adjunkten zu übernelunenden Leistungen. 

Auch dem Kirchenvorstande der betheiligten Gemeinde muss in jedem 
Falle zu einer Aeusserung über die beabsichtigte Massregel Gelegenheit ge- 
geben werden. 
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Betheiligten auf Anwendung der Emeritirungsordnung auf 
ordinirte Geistliche im Dienste der inneren oder äusseren 
Mission, 
2.nach Artikel 3 über die Versetzung eines Geistlichen, wel- 
cher das 70. Lebensjahr erfüllt hat, in den Ruhestand, ohne 
dessen Zustimmung 
zu treffen hat, haben die Mitglieder des Ausschusses der Gesarmmmt- 
synode in der im $ 95 der Kirchengemeinde und Synodalordnung 
vom 4. Nov. 1876 bezeichneten Weise theilzunehnen. 
Artikel 5. 
Die durch den $ 6 Absatz 4 der Emeritirungsordnung vom 
2. März 1891 zugelassene Erhöhung des Ruhegehalts kann bis zum 
Betraxe von 1800 Mk. erfolgen. 
Artikel 6. 
Der $ 9 der Emeritirungsordnung vom 2. März 1891! erhält 


folgenden Zusatz: 

„Ist einem Geistlichen eine persönliche Zulage für die 
Dauer einer Abgabe bewilligt worden, welche derselbe aus 
den Pfarreinkünften zu leisten hat, so gilt die Abgabe bei 
Berechnung der Diensteinnahme als um den Betrag dieser 
Zulage vermindert. Persönliche Zulagen, welche den nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes fest angestellten, oder auf 
eine andere Stelle versetzten Geistlichen zur Erhöhung ihres 
Diensteinkonmens nach Massgabe des Dienstalters auf die 


! Bisherige Fassung: 

Bei den Geistlichen, welche einen Theil ihrer Diensteinkünfte an einen 
Emeritus, oder an die Witwe, oder an die Kinder eines Vorgängers ab- 
veben müssen, wird, so lange das Verhältniss fortdauert, nicht der volle, 
sondern nur der ihnen verbleibende Betrag des Einkommens ihrer Stelle be- 
rechnet. 

Wenn und soweit der Niessbrauch eines bei der Stelle vorhandenen 
Pfarrwitthums bei dem Nichtvorhandensein einer Wittwe dem Inhaber zu- 
fliesst, ist dieser Niessbrauch den Einkünften der Stelle hinzuzuschlagen. 

Persönliche Gehaltszulagen auf Dienstzeit, sowie Einnahmen, welche ein 
Geistlicher in seiner Eigenschaft als Kirchenpropst bezieht, werden angerechnet, 
wenn sie von dem Betheiligten spätestens innerhalb eines Vierteljahrs nach 
ihrer Bewilligung zu diesem Zweck angemeldet sind. Sonstige Einnahmen, 
namentlich auch solche, welche von einem höheren kirchenregimentlichen Anıte 
bezoren werden, bleiben unberücksichtigt. 
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Amtszeit gewährt werden, werden auf die Diensteinnahme 
auch ohne Anmeldung des Betheiligten angerechnet.“ 


| Artikel 7. 

So lange nach dem Tode eines Emeritus an dessen hinter- 
bliebene Wittwe eine Stellenabgahe zu entrichten ist, vermindert. 
sich die nach & 12 Ziffer 4 der Emeritirungsordnung vom 2. März 
1891 an den Emeritirungsfonds zu zahlende Abgabe um a Betrag 
der an die Wittwe abzugebenden Bezüge. 


Artikel 8. 

Findet vor Ablauf der aclıt Jahre, während deren nach $ 12 
Ziffer 4 der Emeritirungsordnung vom 2. März 1891 eine Stellen- 
abgabe an den Emeritirungsfonds zu entrichten ist, eine neue Emeri- 
tirung bei derselben Stelle statt, so ist die nach $ 12 Ziffer 4 der 
Emeritirungsordnung vom 2. März 1891 für den neuen Emeritirungs- 
fall festzusetzende Stellenabgabe erst dann zu zahlen, wenn die 
früher festgesetzte Stellenabgabe wegfällig geworden ist, und nur 
während derjenigen Zeit, welche von dem vom Zeitpunkt der neuen 
Emeritirung an zu berechnenden achtjährigen Zeitraum beim Weg- 
fall der früheren Stellenabgabe noch übrig ist. 


Artikel 9. 
Der $ 12 Ziffer 4 Absatz 5! der Emeritirungsordnung vom 
2. März 1891 wird durch folgende Bestimmung ersetzt: 

„Wenn es sich nach Abschluss eines Rechnungsjahres er- 
giebt, dass der Gesammtbetrag der gezahlten Dienstabgaben 
drei Zehntel der ganzen Bedarfssumme des betreffenden 
Jahres übersteigt, so tritt eine entsprechende Rückzahlung 
der Dienstabgaben ein, welche den Dienstnachfolgern der 
emeritirten Geistlichen bezw. den zur Zahlung der Dienst- 
abgabe sonst Verpflichteten mit der Massgabe zu Gute kommt, 


! Bisherige Fassung: 

Wenn es sich ergeben sollte, dass der Gesammtbetrag der von den 
Geistlichen zu zahlenden Dienstabraben drei Zehntel «der ganzen jährlichen 
Bedürfnisssumme übersteigt, so tritt eine entsprechende Kürzung der Dienst- 
abgaben ein, welche denjenigen Dienstnachfolgern emeritirter Geistlicher zu 
Gute kommt, welche am längsten die Dienstabraben bezahlt haben, zunächst 
denjenigen, welche am 1. Januar des betreffenden Jahres bereits sieben volle 
Jahre die Dienstabgabe weleistet haben. 
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gravitate negotii moneat, et detecta fraude, aut eos ad proprium 
parochum remittat, aut, obtenta continuo a proprio parocho sive 
Ordinario expressa et speciali licentia, matrimonium ipse pro ca- 
suum diversitate consecret. Haec vero perlegens amplissimus Colo- 
niensis Praesul, ut peculiares locorum circumstantiae et recepti mores 
plenius EE. VV. innotescerent, sequentia perpendenda die 5 De- 
cembris 1890 adjungebat: 

1° Saepissime impossibile erit, pridie nuptiarum a sponsis denuo 
locunı domicilii exquirere, quum die tantum nuptiarum non raro ad 
ecclesiam veniant, ut sacramenta suscipiant et matrimonium contra- 
hant, atque aegerrime ferrent, si matrimonium differretur ad licen- 
tianı proprii parochi exquirendam. 

2° Timendum est, ne sponsi mentirentur ad dilationem matri- 
monil et expensas evitandas, praesertim quando jam cum testibus 
in ecclesia ad matrimonium contrahendum adsint. 

30 Immo bona fide interdum in errore circa domicilium versari 
possunt, quippe qui domicilium civile, quod declaratione coram ma- 
gistratu ciivili etiam actuali habitatione nondum incepta contrahunt, 
etianı domicilium ecclesiasticum ad matrimonium contrahendum con- 
stituere opinantur. 

4° Cum ad matrimonium in facie ecclesiae contrahendum se 
nonnisi post contractum matrimonium civile sistant, timendum 
est, ne sponsi, cum parochus matrimonium, ad quod omnia parata 
sunt, differet, recedant solu matrimonio civili contenti. 

5° In matrimoniis mixtis, quae pro dolor! hisce in regionibus fre- 
quentiores sunt, timendunı quoque est, ne sponsi, priusquam dilationi 
consentiant, ministrum haereticum adeant coram eo matrimonium 
contracturi, quo casu etiam liberorum salus maxime periclitaretur“. 

Hisce pro meo munere conmemoratis, rogo EE. PP., ut per- 
lectis consultorunı votis, quae hic mandatis obtemperans adnectenda 
curavi, enodare dignentur quae rursus proponuntur 

DuBIa. 

I. An mutua et generalis deleyatio, de gua in precibus, ad 
validitatem matrimonii valeat in casu. 

Et quatenus negative, 

II. An supplicandum sit SSmo pro convalidatione ejusdem 
praxis quoad futurum in casu. 
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Es folgen die Voten des Theologen und Kanonisten (ab- 
gedruckt in Le Canon. contemp. 16, 295 ff.). 
| SENTENTIA. | 

Die 18 Martii 1893, re mature perpensa, sententia S. C. U. 
prodiit: 

Ad I: Reformato dubio: „An constet de nullitate matrimonio- 
rum quae contrahuntur justa praxim de qua in casu, ab Emo Archi- 
episcopo Coloniensi propositam“. R.: Negative et ad mentem. — 
Mens est ut eidem Archiepiscopo scribatur quod ad vitanda incom- 
moda ex enunciata praxi utcumque oritura, opportunum foret in 
ea servari modum a Consultore Theologo traditum, videlicet: ut 
mutua illa generalis delegatio parochis non sit permissa nisi ac- 
cedente Ordinarii approbatione et delegatione, una cum facultate 
etiam subdelegandi; insuper ut eadem generalis delegatio limitanda 
sit ad casum quo res per petitionem proclamationum factam non 
Jam est integra, id est restringenda ad solos parochos domicilii a 
sponsis relicti; et quoad durationem, ita determinanda sit ut ex- 
piret si a die ultimae proclamationis (exclusive) elapsi sint duo 
ınenses, sive 60 dies completi vel tot dies completi quot juxta 
dioecesana statuta requiruntur ut denuo fiant proclamationes si intra 
illud tempus matrimonium non fuerit celebratum. Optandum vero 
ut Emus Archiepiscopus hujusmodi facultate utatur tantummodo 
pro majoribus suae Archidioecesis civitatibus. Et praesens S. C. 
resolutio communicetur Archiepiscopo Posnanien. ad hoc ut, si lu- 
beat, praxi Coloniensi se conformare possit. 

Ad ll: Provisum in primo. 


Gerichtssprüche, 


1. E. d. R.Ger. I. Strafsen. 1./12. 94. (Entsch. d. R.Ger. 
I, Strafsach. 26, 115 (S. 294). 

1. Kommt es für die Frage, ob ein Angriff auf das Dogma 
von der Unfehlbarkeit des Papstes als eine Beschimpfung der katho- 
lischen Kirche zu bestrafen sei, darauf an, dass dieses Dogma im 
Widerspruche mit der Landesgesetzgebung ohne Genehmigung der 
Landesregierung publieirt wurde? 
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2. Ist in der Beschimpfung des bezeichneten Dogmas als solchen 
eine Beschimpfung der katholischen Kirche zu finden? 

Gesetz vom 18. Germinal X und Uebereinkommen vom 26. Messidor IX 
Artt. 1, 3. (Bull. de lois VI pg. 13, 17). 
St.G.B. $ 166. 

Aus den Gründen: 

Der auf die Bestimmungen des Gesetzes vom 18. Germinal X, 
bezw. Artt. 1, 3 der Uebereinkunft vom 26. Messidor IX gestützte 
Angriff der Revision ist verfehlt. 

Diese Gesetze bestimmen unter anderen, dass Beschliisse aus- 
wärtiger Konzilien ohne Erlaubniss der Regierung in Frankreich 
nicht publizirt werden dürfen. Wenn nun auch die Publikation 
les Dogmas von der päpstlichen Unfehlbarkeit in Elsass-Lothringen 
ohne diese Erlaubniss erfolgt ist, so kann hierdurch die Revision 
dennoch nicht gerechtfertigt werden. 

Es handelt sich hier nicht um die Frage der Strafbarkeit der 
Beschinpfung des Dogmas, sondern um die Beschimpfung der katho- 
lischen Kirche selbst, wie solche in dem Angriffe auf das Dogma 
enthalten sein soll. Erweist sich letztere Annahme als richtig, so 
erscheint der Angriff auf das Dogma nur als die äussere Form, in 
welcher sich der Angriff auf die Kirche selbst offenbart. Ob 
daher dieses unter solcher Voraussetzung nur scheinbare Objekt 
ddes Angriffes in jeder Hinsicht in legaler Weise in die Erscheinung 
eetreten, hat auf die Sache selbst keinen Einfluss. Es kann 
sonach für Beantwortung der Frage, ob eine Beschimpfung der 
katholischen Kirche vorliege, dem Mangel der Erlaubniss zur Publi- 
kation des bezeichneten Dogmas eine Bedeutung nicht beigemessen 
werden. 

Dagegen nıusste in anderer Richtung die Revision für begründet 
erachtet werden. 

Das angefochtene Urtheil beruht nämlich anscheinend insofern 
auf rechtsirrthümlicher Auffassung, als es in der bezichtigten 
Aeusserung des Angeklagten einen Angriff auf die katholische 
Kirche findet. 

Es ergiebt sich aus den gesetzgeberischen Verhandlungen zum 
Strafgesetzbuche und steht in Doktrin und Rechtsprechung un- 
bestritten fest, dass die Strafbestimmung des $ 166 St.G.B.’s nicht 
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Anwendung findet auf Angriffe, welche sich nur gegen Gegenstände 
der Verehrung oder Lehren der Kirchen richten. Zu den Lehren 
und Lehrsätzen der katholischen Kirche ist aber das angegriffene 
Dogma von der Unfehlbarkeit des Papstes zu rechnen. 

Es ist zwar zuzugeben, dass in dem Angriffe auf ein einzelnes 
Dogma auch ein Angriff auf die Kirche selbst enthalten sein kann. 
Allein es wird sich behufs Annahme eines Angriffes auf die Kirche 
selbst aus dem Urtheile ergeben müssen, dass der erkennende Richter 
eine solche Möglichkeit als thatsächlich verwirklicht angenommen, 
nicht aber das Dogma mit der Kirche selbst identificirt hat. 

Nun geht das angefochtene Urtheil davon aus, dass das frag- 
liche Dogma als allgemeiner Glaubenssatz ein wesentlicher Theil 
der ganzen kirchlichen Lehre und damit der katholischen Kirche 
selbst sei, dass der Glaube hieran und das Bekenntniss hierzu 
nach dem heutigen Stande der katholischen Kirche von jedem 
katholischen Christen als unerlässliche Zugehörigkeit zur Kirclıe 
gefordert werde, und kommt hierauf zu dem Schlusse, dass der 
Angriff auf das Dogma einen Angriff auf die katholische Kirche 
selbst begründe. 

Schliesst schon der erste dieser Sätze die Annahme nicht aus, 
als ob das Urtheil in einem Angriffe auf einen allgemeinen Glau- 
benssatz immer auch einen Angriff auf die Kirche selbst finde — 
eine Meinung, welche als rechtsirrthümlich bezeichnet werden 
müsste, weil gerade die Unterscheidung zwischen beschimpfenden 
Angriffen auf Lehren und solchen auf die Kirche selbst, wie ge- 
zeigt, dem Gesetze zu Grunde liegt —, so enthalten auch diese 
Ausführungen zunächst keine konkreten Thatsachen, aus welchen 
für den vorliegenden Fall der Beweis geschöpft werden könnte, 
dass der Angeklagte mit seiner Aeusserung die katholische Kirche 
als solche angegriffen habe. Nach dem Wortlaute der Aeusserung 
richtete sich dieselbe lediglich gegen das neue Dogma, welches nach 
der Ansicht des Angeklagten den Jesuiten seine Entstehung ver- 
danke. Es wird also besonderer Umstände bedürfen, aus 
welchen sich der Schluss rechtfertigt, dass damit die Kirche selbst 
angegriffen worden. Solche enthält aber das Urtheil nicht, und 
aus den von ihm angeführten Argumenten folgt nicht, dass das 


Dogma mit der Kirche identisch sei. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. V. 1. 14 
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Es kann eine einzelne Lehre einen wesentlichen Theil eines 
ganzen kirchlichen Lehrinhaltes bilden, es kann auch auf’s Strengste 
der Glaube an diese Lehre verlangt werden — sie ist immer nur 
eine einzelne Lehre, welche nicht ohne Weiteres mit der Kirche 
identifizirt werden darf. Es lässt sich auch das angegriffene Dogma 
umsoweniger ohne Weiteres mit der katholischen Kirche selbst 
identifiziren und umsoweniger etwa als eine unbedingte Folge der 
ganzen katholischen Lehre erachten, als vor dem vatikanischen 
Konzile die Lehre von der Unfehlbarkeit des Papstes nicht als 
Dogma angenommen war, die katholische Kirche aber vorher wie 
nachher bestand. 

Das Urtheil verwechselt sonach rechtsirrthümlich die einzelne 
Lehre mit der Kirche selbst. 

Wenn dasselbe nun in seinen Ausführungen in subjektiver 
Richtung noch feststellt, dass der Angeklagte sich voll bewusst 
gewesen, dass er mit der Beschimpfung der Lehre von der Un- 
fehlbarkeit des Papstes die katholische Kirche selbst beschimpfte, 
so bleibt es immerhin zweifelhaft, ob der erste Richter hierbei 
nicht von derselben rechtsirrthünmlichen Auffassung der unbedingten 
Beschimpfung der Kirche durch Beschimpfung einer Lehre derselben 
beherrscht wurde, wie bei seinen Erörterungen in objektiver Hin- 
sicht. Das Urtheil war daher aufzuheben und die Sache zur neuen 
Verhandlung und Entscheidung an das Gericht der Vorinstanz 
zurückzuverweisen. . . . 

2. E. d. R.Ger. IV. Civ.-Sen. 5./4. 94. Pr. A.L.R. II, I, 
705f. Kann ein Ehegatte, welcher den anderen Ehegatten bei der 
Polizeibehörde unter Behauptung nicht erweislich wahrer That- 
sachen eines gegen einen Dritten begangenen Diebstahles beschul- 
digt hat, der hierauf gestützten Ehescheidungsklage rechtswirksanı 
den Einwand entgegensetzen, dass er die Beschuldigung zur Wahr- 
nehmung berechtigter Interessen erhoben habe? Ja, wenn er an 
die Wahrheit seiner Anzeige glaubt. Entsch. d. R.Ger. 33 No. 66, 
S. 284. 

3. E. R.Ger. III. Civ.-Sen. E. 10./7. 94. Kann der im Ehe- 
scheidungsurtheil für den schuldigen Theil erklärte Ehegatte das 
gegen die Entscheidung an sich zulässige Rechtsmittel mit Erfolg 
zu dem Zwecke einlegen, dass, während die erkannte Ehescheidung 
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selbst unangefochten bleibt, der Ausspruch des Gerichtes über die 
Schuldfrage beseitigt werde? — Nein! Entsch. d. R.G. 33, No. 42, 
S. 202. 

4. E. R.Ger. IV. Civ.-Sen. 26./2. 94. Pr. A.L.R. II, 1, 720£. 
Sind verziehene Ehevergehen, die als Scheidungsursache nicht mehr 
gerügt werden können, bei Entscheidung der Schuldfrage zu be- 
rücksichtigen? Nach Ermessen des Richters ist zu befinden, ob 
zwischen der verziehenen Verschuldung und der die Ehescheidung 
begründenden irgend eine Beziehung besteht. Für diesen Fall: Ja. 
Entsch. d. R.Ger. 33, No. 45, S. 213. 

5. E. O.L.Ger. Jena (gem. R.). Die Thatsache, dass ein 
Ehemann sich eines Ehebruches schuldig gemacht hat, an und 
für sich allein, giebt dem anderen Ehegatten eine Einrede gegen 
die Klage auf Ehefortsetzung nicht. Bl. f. Rpfl. in Thür. 41, 329. 

6. Obgleich nach italienischem Recht die Fähigkeit eines 
Fremden zur Eheschliessung nach dessen eigenem Recht zu 
beurtheilen ist, so hat die italienische Judikatur doch abgelehnt, 
eine in Tunis zwischen einem Juden und einer italienischen Katho- 
likin geschlossene Ehe für nichtig zu erklären. Und zwar nicht 
bloss aus dem Grunde, dass ihr der Nachweis nicht genügend er- 
bracht erschien, dass nach jüdischen Recht Ehen zwischen Juden 
und Christen nichtig seien, sondern weil solche Nichtigkeits- 
erklärung dem öffentlichen Recht Italiens zuwiderlaufen würde, und 
zwar dem Grundsatze der bürgerlichen Gleichheit und der Freiheit 
der Kulte. Il Filangieri 1894, 2, 290ff. 


Staatliche Gesetze und Aktenstücke betr. die kath. Kirche 
sowie die kath. u. ev. Kirche gemeinsam. 


1. Deutsches Reich. Bekanntmachung, betreffend die 
Ausführung des Gesetzes über den Orden der Gesell- 
schaft Jesu. Vom 18. Juli 1894. 

Auf Grund der Bestimmung im $ 3 des Gesetzes, betreffend 
den Orden der Gesellschaft Jesu, vom 4. Juli 1872 (Reichs-Gesetz))l. 
S. 253) und in Hinblick auf die Bekanntmachung, betreffend die 
Ausführung dieses Gesetzes, vom 20. Mai 1873 (Reichs-Gesetzbl. 
S. 109) hat der Bundesrath beschlossen, 

14* 
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auszusprechen, dass das Gesetz, betreffend den Orden der 
Gesellschaft Jesu, vom 4. Juli 1872 (Reichs-Gesetzbl. 
S. 253) auf 
die Kongregation der Redemptoristen (Congregatio 
Sacerdotum sub titulo Sanctissimi Redemptoris), 
sowie 
die Kongregation der Priester vom heiligen Geiste 
(Congregatio Sancti Spiritus sub tutela immaculati 
cordis Beatae Virginis Mariae), 
fortan keine Anwendung zu finden habe. (R.G.Bl. 1894, 
No. 33, S. 503.) 


Gesetze für die evangelische Kirche. 


l. Schlesw.-Holstein. K.G. v. 12./1. 95 betr. die Ergänzer. 
u. Abänderg. d. Emeritirungsordn. f. d. ev.-luth. K. v. 2./3. 91. 
K.Ges.- u. V.Bl. 1895, S. 13. 

Wir Wilhelin, von Gottes Gnaden König von Preussen etc. 
verordnen mit Zustimmung der Gesammtsynode der evangelisch- 
lutherischen Kirche der Provinz Schleswig-Holstein, mit Zustim- 
mung Unseres Staatsministeriums, und nachdem durch Erklärung 
desselben festgestellt worden ist, dass gegen dieses Gesetz von 
Staatswegen nichts zu erinnern ist, für die genannte Kirche, was 
folgt: 

Artikel 1. 

Das Kirchengesetz vom 2. März 1891, betreffend die Emeri- 
tirungsordnung für die evangelisch-lutherische Kirche der Provinz 
Schleswig-Holstein (Kirchliches Gesetz- und Verordnungsblatt S. 20)! 
findet auf die Pfarrgeistlichen derjenigen Personalgemeinden ($ 112 
der Kirchengemeinde- und Synodalordnung vom 4. Nov. 1876) An- 
wendung, welche der genannten Kirche angehören. 

Artikel 2. 

Das Konsistorium ist ermächtigt, wenn in den einzelnen Fällen 
das kirchliche Interesse es wünschenswerth erscheinen lässt, in Folge 
besonderen Antrages der Betheiligten die Bestimmungen der $$ 1, 
5—8, 11, 13—17 der Emeritirungsordnung vom 2. März 1891 auch 
zur Anwendung zu bringen auf ordinirte Geistliche der innerhalb 


I Siehe Zeitschr., Bd. 1, S. 465. 


Gesetze für die evangelische Kirche. 213 


der evangelisch-lutherischen Kirche der Provinz Schleswig-Holstein 
im Dienste der inneren oder äusseren Mission stehenden und mit 
Korporationsrechten versehenen Anstalten und Vereine. Die be- 
treffenden Geistlichen, Anstalten und Vereine haben bei Eingehung 
des Verhältnisses die aus den Vorschriften des $ 12, Ziffer 2, 3 
und 4 der Emeritirungsordnung sich ergebenden Verpflichtungen 
gegen den Emeritirungsfonds zu übernehmen, auch die Emeritirung 
von der Zustimmung der Kirchenbehörde abhängig zu machen. Die 
Erfüllung der übernommenen Verpflichtungen bildet die Voraussetzung 
der Gewährung des Ruhegehalts. 
Artikel 3. 

Der $ 3 der Emeritirungsordnung vom 2. März 1891! erhält 
als Absatz 3 folgenden Zusatz: 

„Hat ein Geistlicher das 70. Lebensjahr erfüllt, so kann 
seine Versetzung in den Ruhestand unter Gewährung des 
gesetzlichen Ruhegehalts von ihm beansprucht, aber auch von 
ddem Konsistorium verfügt werden, ohne dass ihm ein Wider- 
spruch hiergegen zusteht, jedoch ist auch in diesem Falle 
der Geistliche oder dessen Vormund zu hören. Der bezüg- 
liche Beschluss des Konsistoriums ist dem betreffenden Geist- 
lichen mindestens drei Monate vor dem Zeitpunkte, mit 
welchem die Versetzung in den Ruhestand in Kraft treten 
soll, schriftlich zu eröffnen.“ 


Artikel 4. 
An den Entscheidungen, welche das Konsistorium 
l.nach Artikel 2 dieses Kirchengesetzes über den Antrag der 


’ Bisherige Fassung: 

Die Versetzung eines Geistlichen in den Ruhestand, sowie die Bei- 
ordnung eines Adjunkten erfolgt durch Verfügung des Königlichen Konsi- 
storiums. Wird die Massregel nicht von dem Geistlichen selbst beantragt, 
so ist derselbe oder der ihm etwa gerichtlich bestellte Vormund vor end- 
giltiger Verfügung hierüber zu hören. In allen Fällen muss die Anhörung 
des Geistlichen oder des Vormundes erfolgen über die beabsichtigte Fest- 
stellung des Betrages des Ruhegehaltes und der von dem Geistlichen zur 
Unterhaltung des Adjunkten zu übernehinenden Leistungen. 

Auch dem Kirchenvorstande der betheiligten Gemeinde muss in jedem 
Falle zu einer Aeusserung über die beabsichtigte Massregel Gelegenheit ge- 
geben werden. 
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Betheiligten auf Anwendung der Emeritirungsordnung auf 
ordinirte Geistliche im Dienste der inneren oder äusseren 
Mission, 
2.nach Artikel 3 über die Versetzung eines Geistlichen, wel- 
cher das 70. Lebensjahr erfüllt hat, in den Ruhestand, ohne 
dessen Zustimmung 
zu treffen hat, haben die Mitglieder des Ausschusses der Gesammt- 
synode in der im $ 95 der Kirchengemeinde und Synodalordnung 
vom 4. Nov. 1876 bezeichneten Weise theilzunehmen. 
Artikel 5. 
Die durch den $ 6 Absatz 4 der Emeritirungsordnung vom 
2. März 1891 zugelassene Erhöhung des Ruhegehalts kann bis zum 
Betrage von 1800 Mk. erfolgen. 
Artikel 6. 
Der $ 9 der Emeritirungsordnung vom 2. März 1891! erhält 


folgenden Zusatz: 

„Ist einem Geistlichen eine persönliche Zulage für die 
Dauer einer Abgabe bewilligt worden, welche derselbe aus 
den Pfarreinkünften zu leisten hat, so gilt die Abgabe bei 
Berechnung der Diensteinnahme als un den Betrag dieser 
Zulage vermindert. Persönliche Zulagen, welche den nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes fest angestellten, oder auf 
eine andere Stelle versetzten Geistlichen zur Erhöhung ihres 
Diensteinkommens nach Massgabe des Dienstalters auf die 


! Bisherige Fassung: 

Bei den Geistlichen, welche einen Theil ihrer Diensteinküufte an einen 
Emeritus, oder an die Witwe, oder an die Kinder eines Vorgängers al)- 
geben müssen, wird, so lauge Jas Verhältniss fortdauert, nicht der volle, 
sondern nur der ihnen verbleibende Betrag des Einkommens ihrer Stelle be- 
rechnet. 

Wenn und soweit der Niessbrauch eines bei der Stelle vorhandenen 
Pfarrwitthums bei dem Nichtvorhandensein einer Wittwe dem Inhaber zu- 
fliesst, ist dieser Niessbrauch den Einkünften der Stelle hinzuzuschlagen. 

Persönliche Gehaltszulagen auf Dienstzeit, sowie Einnahmen, welche ein 
Geistlicher in seiner Eigenschaft als Kirchenpropst bezieht, werden angerechnet, 
wenn sie von dem Betlieiligten spätestens innerhalb eines Vierteljahrs nach 
ihrer Bewilligung zu «diesem Zweck angeieldet sind. Sonstige Einnahmen, 
namentlich auch solche, welche von einem höheren kirchenregimentlichen Amte 
bezoren werden, bleiben unberücksichtigt. 
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Amtszeit gewährt werden, werden auf die Diensteinnahme 
auch ohne Anmeldung des Betheiligten angerechnet.“ 


Artikel 7. 

So lange nach dem Tode eines Emeritus an dessen hinter- 
bliebene Wittwe eine Stellenabgabe zu entrichten ist, vermindert. 
sich die nach $ 12 Ziffer d der Emeritirungsordnung vom 2. März 
1891 an den Emeritirungsfonds zu zahlende Abgabe um En Betrag 
der an die Wittwe abzugebenden Bezügre. 


Artikel 8. 

Findet vor Ablauf der acht Jahre, während deren nach $ 12 
Ziffer 4 der Emeritirungsordnung vom 2. März 1891 eine Stellen- 
abgabe an den Emeritirungsfonds zu entrichten ist, eine neue Emeri- 
tirung bei derselben Stelle statt, so ist die nach $ 12 Ziffer 4 der 
Emeritirungsordnung vom 2. März 1891 für den neuen Emeritirungs- 
fall festzusetzende Stellenabgabe erst dann zu zahlen, wenn die 
früher festgesetzte Stellenabgabe wegfällig geworden ist, und nur 
während derjenigen Zeit, welche von dem vom Zeitpunkt der neuen 
Emeritirung an zu berechnenden achtjährigen Zeitraum beim Weg- 
fall der früheren Stellenabgabe noch übrig ist. 

Artikel 9. 

Der $ 12 Ziffer 4 Absatz 5! der Emeritirungsordnung vom 
2. März 1891 wird durch folgende Bestimmung ersetzt: 

„Wenn es sich nach Abschluss eines Rechnungsjahres er- 
giebt, dass der Gesammtbetrag der gezahlten Dienstabgaben 
drei Zehntel der ganzen Bedarfssumme des betreffenden 
Jahres übersteigt, so tritt eine entsprechende Rückzahlung 
der Dienstabgaben ein, welche den Dienstnachfolgern der 
emeritirten Geistlichen bezw. den zur Zahlung der Dienst- 
abgabe sonst Verpflichteten mit der Massgabe zu Gute komnit, 


I Bisherige Fassung: 

Wenn es sich ergeben sollte, dass der Gesammtbetrag der von den 
Geistlichen zu zahlenden Dienstabraben drei Zehntel der ganzen jährlichen 
Bedürfpisssumme übersteigt, so tritt eine entsprechende Kürzung der Dienst- 
ahgaben ein, welche denjenigen Dienstnachfolgern emeritirter Geistlicher zu 
Gute kommt, welche am längsten die Dieustalraben bezahlt haben, zunächst 
denjenigen, welche am 1. Januar des betretienden Jahres bereits sieben volle 
Jahre die Dieustabgabe seleistet haben. 
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dass der Ueberschuss nach Verhältniss der in dem betref- 
fenden Jahre gezahlten Dienstabgaben vertheilt wird. Diese 
Bestimmung kommt auch für die Zeit vor dem Inkrafttreten 
dieses Kirchengesetzes nachträglich in Anwendung.® 


Artikel 10. 

Der $ 15 Absatz 1 der Emeritirungsordnung vom 2. März 1891! 
erhält folgenden Zusatz: 

„An welchen der Betheiligten die vor dem Tode des be- 
rechtigten Geistlichen nicht erhobenen und die nach Absatz 1 
noch zu leistenden Beträge zu zahlen sind, bestimmt das 
Konsistorium.“ 

2. Baden, K.G. 14./12. 94. D. Aufhebg. d. den Geist]. f. 
kirchl. Amtshandlungen zustehenden Bezüge betr. (K.G.- u. V.Bl. 
95, 8.) 

Friedrich, von Gottes Gnaden Grossherzog von Baden, Herzog 
von Zähringen. 

Mit Zustimmung der Generalsynode der Vereinigten Evangelisch- 
protestantischen Kirche des Landes haben Wir beschlossen und ver- 


ordnen wie folgt: 
Artikel 1. 


Die Bezüge, welche seither nach Herkommen oder ausdrück- 
licher Festsetzung den Geistlichen für die Amtshandlungen der 
Taufe, Konfirmation (einschliesslich des Unterrichts), Trauung und 
Beerdigung zustanden, können von den Kirchengemeinden gegen 
eine aus örtlichen kirchlichen Mitteln den Geistlichen zu gewährende 
Entschädigung zur Ablösung gebracht werden. 

Artikel 2. 

Die Entschädigung hat in einer jährlichen Rente zu bestehen. 

Behufs Festsetzung derselben ist zunächst die Durchschnitts- 
zahl der in den letzten fünf Jahren vor der Ablösung in der 
Kirchengemeinde vollzogenen kirchlichen Amtshandlungen (Artikel 1) 
und der Durchschnittsertrag der hieraus den Geistlichen zustehenden 
Bezige zu ermitteln. 

I Bisherige Fassung: 

Hinterlässt ein emeritirter Geistlicher eine Wittwe oder eheliche Nach- 


kommen, so wird das Ruhegehalt den Hinterbliebenen noch für den auf den 
Sterbemonat folgenden Monat gezahlt. 
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Dieser Durchschnittsbetrax ist als Mindestmass bei der Be- 

stimmung der Entschädirungsgrente zu Grund zu leren. 
Artikel 3. 

Nach Ablauf von je fünf Jahren kann unter Berücksichtigung 
der inzwischen etwa eingetretenen Veränderungen und gemachten Er- 
tahrungzen von der Gremeindevertretung sowie von dem Geistlichen 
eine neue Festsetzung der Entschädigungsrente verlangt werden. 


Artikel 4. 

Die Beschlüsse der Vertretung der Kirchengemeinde (Kirchen- 
vemeinderath und Kirchengemeindeversammlung) über Aufhebung 
ler Bezüre, über die Festsetzung der Entschädirungsrente, über 
die Art der Aufbringung und über die Verteilung derselben unter 
mehrere bezugsberechtigte Geistliche einer Gemeinde bedürfen der 
(tenehmieung des Oberkirchenraths. Letzterer hat vor seiner Ent- 
schliessung auch die betheilieten Geistlichen zu hören. 

Artikel 5. 

Nachdem eine Entschädigung festgesetzt ist, dürfen die Geist- 
lichen für die in Artikel 1 erwähnten Amtshandlungen Gebühren 
oder Greschenke, welche ılınen an deren Stelle anzeboten werden, 
nicht mehr annehmen. 

3. Oldenburg, Ev. K.Ges. 5./12. 94 betr. d. Tilgung von 
Anleihen der K.Gemeinden. KRK.Ges.- u. V.Bl. 94, S. 247. 

4. Oldenburg, Ev. K.G. 13.12. 94 betr. eine allgemeine 
Pfarrwirtwenkasse. Ges.- u. V.Bl. 94, S. 253. 

5. Braunschweig. G. 20./5. 94, betr. Abänderung d. Ges. 
v. 18./6. 64, Nr. 30 über die Aufbringung der Parochiallasten in 
dden Landgemeinden. Amtsbl. 18°4, Stück 7, S. 39. 

6. Baden, V. d. Ev. O.K.R. 13./11. 94, die kirchl. Trauung 
un. d. Führung d. Kirchenbücher betr. K.Ges.- u. V.Bl. 94,5. 186. 

7. Kirchenverfassungsgesetze!. 

A. Preussen. a) K.G. betr. die Bildung v. Provinzialsyvnodal- 
Vorständen f. d. Provinz.-Synoden v. Westphalen u. d. Rheinprovinz. 
V. 1.7. 93 (Ku.V.Bl. 103— 105). 


Der Abdruck dieser erfolgt iu der Sammlung d. Verfassungsgess. 
in d. Ztschr. 
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b) Cirk.-Erl. d. Minist. d. geistl. Angelegenh. betr. die Ertheilung 
d. Staatsgenehmigung zu den Beschlüssen d. kirchl. Gemeindeorgane 
üb. d. Annahme v. Schenkungen u. letztwilligen Zuwendungen, so- 
fern deren Gegenstand Grundeigenthum im Werthe von nicht über 
3000 M. bildet. V. 9.;5. 93 (K.G.V.Bl. S. 105). 

c) Cirk.-Erl. d. Minist. d. Innern u. d. geistl. Angelegenh. 
betr. d. staatl. Genehmigung z. Veräusserung od. Veränderung eines 
bereits geschlossenen kirchl. od. Kommunal-Begräbnissplatzes vor 
Ablauf v. 40 J. nach erfolgter Schliessung. V. 24./5 93 (eben- 
das. 106). 

d) K.G. betr. eine Abänderung d. $ 74 .d. K.G. u. 8.0. v. 
10.9. 73. Vom 10.j5. 93 (ebendas. 115). 

e) Staats-G. betr. d. Abänderung u. Ergänzung d. Gess. v. 
25./5. 74; 10.9. 73 u. 3.6. 76. V. 28./5. 94 (Ges.S. 8. 87). 

f) Nachtrag z. rev. Instrukt. z. K.G. u. Synod.-O. 25.;1. 32. 
Vom 28.;7. 94 (K.G.V.Bl. S. 69). 

e) K.G. betr. d. Erhebung einer landeskirchl. Umlage z. Be- 
schaffung v. Mitteln f. Hülfsgeistl. sowie d. Einziehung v. Ein- 
künften d. K.Vermögens z. gleichem Zweck u. z. Errichtung v. 
Pfarrstellen. V. 18./2. 95 (ebendas. 13). 

B. Hannover, l. K. a) Erl. d. Minist. d. geistl. Angelegenh. 
betr. d. Abänderung d. Erl. v. 17./2. 86 üb. d. Zuständigkeit d. 
K.Oberen in Betr. d. Ertheilung d. Zustimmung z. K.Vorstands- 
beschlüssen, welche sich auf d. Vermögensverwaltung d. K.Gen. d. 
ev.-l. K. beziehen. Vom 23./3. 93 (K.Amtsbl. 1894, S. 59). 

b) K.G. betr. d. Dienstvergehen d. im Dienste d. ev.-l. K. 
Angestellten. V. 24./4. 94 (wörtlich gleichlautend mit Erl. 12./4. 93, 
in Sammlung 8. 58). 

c) K.G. betr. die Errichtung eines Landeskirchen-Fonds z. 
Abhülfe kirchl. Nothstände V. 24./4. 94 (K.Antsbl. S. 67). 

d) K.G. betr. d. Abänderung d. K.Gess. v. 22./12. 70; 5./ 7. 76 
u. 28./6. 82 über die Wahlen der Pfarrer. V. 18./6. 94 (ebendas. S. 71). 

C. Nassau, Kons.-Erl. v. 21./1. 93 betr. Abänderung der 
Instrukt. v. 17./4. 78 die Pfarrwahlen betr. (A.K.Bl. 93, 468). 


Deutsche Zeitschrift für Kirchenrecht 


herausgegeben von Friedberg und Sehling. 
Preis eines Jahrganges von 30 Druckbogen 8° M. 12.— 
—— Die Ausgabe eines Jahrgangs erfolgt in 3 Heften. — 


Einzelne Hefte werden nur zu erhöhtem Preise abgegeben. — 
Abonnements nehmen alle Buchhandlungen und Postanstalten entgegen. 

Beiträge zu den Abhandlungen und Miscellen sind an Professor 
Dr. E. Sehling, Erlangen, Kasernenstrasse 13, zu richten. Die Manuscripte 
müssen in vollständig druckfertigem Zustand eingeliefert werden. Die Beiträge 
der Herren Mitarbeiter werden honorirt. Die Herren Mitarbeiter erhalten 
20 Separatabzüge ihrer Beiträge ohne besondere Paginirung gratis geliefert 
und nach Erscheinen des betreffenden Heftes von der Verlagshandlung franco 
zugesandt. Eine grössere Anzahl von Separatabzügen kann nur nach Ver- 
ständigung mit der Verlagshandlung gegen Berechnung angefertigt werden. 
Die in der Zeitschrift erschienenen Beiträge können vor Ablauf von 4 Jahren 
nur mit Genehmigung der Redaktion und der Verlagshandlung anderweitig 
veröffentlicht werden. 

Die Redaktion erbittet die Zusendung neuer kirchenrechtlicher Erschei- 
nungen und namentlich auch kirchenrechtlicher Dissertationen, die er- 
fahrungsgemäss nur zu leicht der Aufmerksamkeit entgehen, zu Händen von 
Geh. Hofrath Professor Dr. E. Friedberg, Leipzig, Karl Tauchnitzstrasse 59 
(direkt oder durch Vermittelung von Herrn Robert Hoffmann, Buchhandlung 
in Leipzig, Querstrasse 21). So eingesendete Bücher werden auf alle Fälle in die 
Literatur-Uebersicht aufgenommen und dabei besonders hervorgehoben werden. 


Die Herausgeber. Die Verlagshandlung. 


AKADEMISCHE VERLAGSBUCHHANDLUNG VON J. C. B. Mour (P. SıEBEcK) 
IN FREIBURG 1. B. un Leıpzıc. 


Ex 
Ucher Barität, 
Don 
Dr. W., Zahl, 
Geheimen Juftizrathd und PBrofeflor in Bonn. 
8 1895. M. —.80. 


Im Kerker 


vor und nadı Chriffius. 
Sthatten und Licht 
aus 
den profanen und firchlichen Gultur- und Rechtsleben 
vergangener Zeiten. 


An 3 Büdern: 1. Die Gefängniffe der Alten. 2. Die Gefangenen unter dem 
EhrijtenthHum. 3. Die Gefängnifje der Slircdhe. 


Bon 
F. MR. Rarl Krauß, 


Anftaltögeiftlihem am Großb. Landesgefängnis in Freiburg 1: 8; 
Gr.8. 1895. MM. 6.—. Gebunden Mt. 7.50. 


LIBRanslis --: „ -s 
DU RECUEIL GENERAL DES LOIS ET DES ARRETS 
ET DU JOURNAL DU PALAIS 
L. LAROSE, EDITEUR 


22, RUE SOUFFLOT, PARIS 


NOUVELLE 


REVUR HISTORIQUE 


DROIT FRANCAIS ET ETRANGER :: 
(19e Anne6e) 


PUBLIEE SOUS LA DIRECTION DES MM. 


Eugene de ROZIERE Rodolphe DARESTE 


Senateur, Membre de I’Institut, | Mempbre de I’Institut, 
Inspreteur general honoraire des Archives; Conseiller ä la (our de Cassation: 


Adhemar ESMEIN 


Professeur ä la Fueulte de droit de Paris, 


Marcel FOURNIER 


Directenr adjoint a l’Eeole pratique ı Agrege & la Faculte de droit de Caen, 
des Hautes-Etudes; Archiviste-Paleographe ; 
. Joseph TARDIF Georges APPERT 

Docteur en droit, Archiviste-Paleographe, Docteur en droit, 


Sceer#taires de Ja Redactıon. 
Les dix-huit premiers volumes parus (1877 ä 1894) avec les Tables 
de la Revue de Legislation et de la Nouvelle Revue historique (1870 —1885) 


185 fr. 
e PRIX DE L’ABONNEMENT ANNUEL 
Franck : 18 franes. — FrranGer : 19 franes. 


Envoi d'un specimen sur demande affranchie. 


TE a —— 


la Nouvelle Revue historique de droit frangais et etranger 
n’a pas a formuler un programme. Dans ses quarante anndes 
d’existence, et sous les trois titres qu’elle a eus successivement, 
elle est toujour demeurce fidele A l’esprit de son “minent fonda- 
teur. Nulle autre Revue en France n’a contribu@® au me&me 
degr@ A la diffusion et aux progres de l’histoire du droit. Nulle 
autre ne s’est attachce plus qu’elle A faire connaitre en France 
les travaux etrangers qui s’y referent. 


CA. WAGNER’S5 KUCHDKUCKEREIL FKEIBURG I M. 


DEUTSCHE ZEITSCHRIFT, 


FÜR 
KIRCHENRECHT 
HERAUSGEGEBEN 
VON 


DR. EMIL FRIEDBERG, 


GEHEIMEM HOFRATH UND ORDENTLICHEM PROFESSOR DER RECHTE IN LEIPZIG 


UND 


DR. EMIL SEHLING, 


ORDENTLICHEM PROFESSOR DER RECHTE IN ERLANGEN. 


DRITTE FOLGE 
DER VON DOVE BEGRÜNDETEN ZEITSCHRIFT FÜR KIRCHENRECHT. 


V. BAND. 
ZWEITES HEFT. 


&) FREIBURG i. B. uno LEIPZIG, 1895. 


AKADEMISCHE VERLAGSBUCHHANDLUNG VON J.C.B. MOHR 


(PAUL SIEBECK). 


| Der Y- Band. der dritten zn bildet den XXVil. Band der E Folge. 


Br; Digitized.by Googl ec 


Iwert’schen Verlagsbuchhandlung in Marburg (Hessen), von Heinrich Schöningh 


W. und von J. C. B. Mohr (Paul Siebeck) in Freiburg i. B. und Leipz 


. 
4 


Mit Beilagen der N. 6. 


ig. 


in Münster i. 


INHALT. 


I. Abhandlungen. Seite 
Halban-Blumenstok, Die canonistischen Handschriften der 
kaiserlichen öffentlichen Bibliothek in St. Petersburg . . . 219 
II. Literaturübersicht. Erstattet von Emil FSIHRERSR 
I. Allgemeines (Nr. 12-19). . | 2 
II. Lehr- und Handbücher (Nr. 3— u; . 314 
III. Sammlungen von Kirchengesetzen. Kirchengesetze 
mit Kommentaren (Nr.4-6) . . ee A 
IV. Quellen des Kirchenrechts (Nr. 12-21). ji 4 315 
V, Geschichte der katholischen Kirchenverfassung 
(Nr. 23-35) . Euer 
VI. Staat und Kirche (Nr. 9-18) . ; 317 
VII. Verfassungs- und Verw altungsrecht der katho- 
lischen Kirche (Nr. 17—4) . . . . 2 2 2.2.2. 821 
VII. Ordenswesen (Nr. 14-26) . . FETTE |: 
IX. Evangelisches Kirchenrecht (Nr. 8) re A BRD 
X. Sektenwesen. u er ” ee ee A 
XI. Eherecht (Nr. 16—42) . . x a RR 
XII. Schule (Nr. 12—18) . . . ea ne 


III. Aktenstücke. Mitgetheilt von Emil Friedb erg. 
Päpstliche Aktenstücke. preis römischer Behörden 


(Nr. 6—12) . . DE ir ae te ec a 
Gerichtssprüche (Nr, 7—13). Br a Se a EEE 
E. d. R.-Ger. III. Strafsen, v. 4.2. 95 fr) er 330 


Staatliche Gesetze und Aktenstücke betr. die kath. 
Kirche, sowie die kath. und ev. Kirche BORTTERUEE 


(Nr. 27). ’ 333 
Baden. Ges. 14. 7. 94. Die Aufhebung des Ges. v. 2.4 73, 

Die Aufhebung der Missionen betr. (Nr. 2) . 333 
Lübeck. Ges. 16./6. 95 betr. den Austritt aus der ey. Juth. 

Landeskirche im Lüb. Staate (Nr. 3). . 333 


Hessen. Ges. v. 1./6. 95 betr. die Abänderung des Gesetzes 
v. 23./4. 75 die religiösen Orden und ordensähnlichen Kon- 
gregationen betr. (mit Motiven) (Nr. 7). . . 334 
Gesetze für die evangelische Kirche (Nr. T=19) . N 336 
Preussen. Staatsgesetz v. 31./3. 95 zur Ergänzung des 
Gesetzes betr. die Fürsorge für die Wittwen und Waisen der 
Geistlichen der ev. Landeskirche in den neun älteren Pro- 
vinzen v. 15./7. 89. (Nr. 8) . 338 
Preussen. Kirchengesetz v. 31 ‚JB. 95 wegen Abänderung 
einiger Bestimmungen des Kirchengesetzes v. 15./7. 89 betr. 
die Fürsorge für die Wittwen und Waisen der Geistlichen. 
{Nr:9) + 338 
Preussen. Staatsgesetz vom 81. März 1895 betreffend "die 
Verwaltusg des Pfarrwittwen- und Waisenfonds und die Für- 
sorge für die Wittwen und Waisen der Geistlichen der evange- 
lisch-lutherischen Kirche der Provinz Hannover, der evangelisch- 
lutherischen Kirche der Provinz Schleswig-Holstein, der evan- 
gelischen Kirchengemeinschaften des Konsistorialbezirkes Cassel, 
der evangelischen Kirche des Konsistorialbezirkes Wiesbaden 
und der evangelisch-reformirten Kirche der Provinz Hannover, 


Be 1) 339 
Preussen. Kirchenges. : v. 31. 18. "95 betr. die Verwaltung 
des Pfarrwittwen- und Waisenfonds. (Nr. 11). . 343 


Preussen. Kirchengesetz, betr. die Fürsorge für die 
Wittwen und Waisen der Geistlichen der evangelisch-lutheri- 
schen Kirche der Provinz Hannover. 
desgl. der ev.-luth. Kirche der Provinz Schleswig-Holstein; 
desgl. der Konsistorialbezirke Cassel und Wiesbaden; 
desgl. der ev.-ref. Kirche der Provinz Hannover; alle v. 31./3. 

189. (Nr. 12) EEE EEE EP UETTE 


219 


I. Abhandlungen. 


Die oanonistischen Handschriften der kaiserlichen 
öffentlichen Bibliothek in St. Petersburg. 


Von 
Professor Dr. A. Halban-Blumenstok 


in Czernowitz, 


Zu wiederholten Malen, nämlich im Jahre 1890 und im Jahre 
1894 war esmir, Dank der Munificenz des hohen k. k. Ministeriums 
für Cultus und Unterricht, sowie der gütigen Nachsicht Sr. Ex- 
cellenz des Herrn k.k. Statthalters in Galizien, der mir den nöthigen 
Urlaub zu gewähren geruhte, vergönnt, in der kaiserlichen öffentlichen 
Bibliothek in St. Petersburg zu arbeiten. Diese Bibliothek — 
eine der bedeutendsten in Europa — ist verhältnissmässig wenig 
bekannt. Für historische Forschungen vor Jahren von Muralt 
und Arndt benützt, ist sie doch eigentlich im Allgemeinen zu 
wenig durchforscht worden und selbst nach den vielfach lehr- 
reichen und höchst interessanten Berichten von Dudik! und 
Gillert?, war es noch schwer, ein Urtheil über ihren Werth und 


ı Historische Forschungen in der kaiserlichen öffentlichen Bibliothek 
zu St. Petersburg (in Sitz.-Ber. d. k. Ak. d. Wiss. in Wien, phil, hist Cl, 
Bd. 95). 

3 Lateinische Handschriften in St. Petersburg (in N. Arch. d, Ges. f. 
ält. deutsche Gesch. V. p. 241 u. 599, VI. p. 497). 
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ihre Bedeutung im Allgemeinen zu fällen; Brückner’s! summa- 
rischer Bericht konnte zur Lösung der diesbezüglichen Fragen 
nicht viel beitragen und alle diese Nachrichten liessen höchstens 
die Wichtigkeit der kaiserlichen öffentlichen Bibliothek durch- 
blicken, eine genauere Kunde aber ersetzten sie nicht. — 
Vielfach wollte man hierin die Folge von gewissen Schwierig- 
keiten erblicken, mit denen die westländischen Forscher zu kämpfen 
hätten; es hiess, das Bibliothekspersonal sei den Fremden gegen- 
über unfreundlich, ja geradezu unwillig und mache hierdurch jede 
Arbeit unmöglich. In dieser Allgemeinheit und in dieser Form 
wäre solch ein Vorwurf vollständig ungerecht. Im Gegentheil: 
das ganze, mitunter aus hervorragenden Gelehrten bestehende 
Personal der kaiserlichen öffentlichen Bibliothek kann weder einer 
tendenziösen Verheimlichung von Handschriften, noch irgend einer 
anderen Unwilligkeit beschuldigt werden; in mancher Beziehung, 
so z. B. hinsichtlich der Verschaffung von Druckwerken für die 
im Handschriftencabinet beschäftigten Personen, wird in St. Peters- 
burg mehr geleistet, als in allen anderen Bibliotheken. Alle Vor- 
würfe wären vielmehr gegen die Einrichtung und das Reglement 
der Bibliothek zu richten, ein Reglement, welches den guten 
Willen des Personals lähmt und den ohnehin wenig zahlreichen 
Beamten Pflichten auferlegt, die unter solchen Verhältnissen nicht 
gut erfüllt werden können. Wenn man berücksichtigt, dass z. B. 
die Handschriftenabtheilung einem einzigen Beamten anvertraut 
ist, der die Katalogisierung des stark und rasch anwachsenden 
Handschriftencabinets zu besorgen hat und dass laut Reglement 
dieser Beamte jede Handschrift eigenhändig dem Besucher aus- 
zufolgen hat, wobei er dieselbe sowohl vor der Ausfolgung, als 
auch nach erfolgter Rückgabe, genau untersuchen muss und dass 
schliesslich derselbe Bibliothekar auch die sehr stark besuchte 
Abtheilung russischer Incunabeln leitet, für welche genau dieselbe 
Manipulation vorgeschrieben ist, wie für die Handschriften, — dann 


! In Sitz.-Ber. d. kgl. Akad. d. Wiss. in Berlin No. LI u. L1I vom 
11. Dez. 1890. 
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gelangt man wohl zur Ueberzeugung, dass an einer derartigen 
Ueberbürdung die Leistungsfähigkeit der Beamten leiden muss; 
auch eine etwa vorkommende Unwilligkeit ist dadurch zu erklären. 
Ich erachte es daher als meine Pflicht, neben Sr. Excellenz dem 
Herrn Wirklichen Geheimen Rathe und Director A.F.v. Byczkow, 
auch den Herren Bibliothekaren Boldakow, Braudo, J. A. 
v. Byczkow, Radlow, sowie Sr. Excellenz dem Herrn Wirk- 
lichen Staatsrathe Fetterlein bestens zu danken. — 

Zu dem soeben Bemerkten gesellt sich noch ein anderer 
wichtiger Umstand; wissenschaftliche Inventarisierung von Hand- 
schriften ist bisher in Russland eigentlich nicht üblich. Prof. 
Jkonnikow ist der erste, der in dieser Hinsicht thätig wurde; 
im Uebrigen bearbeitet man einzelne Handschriften, die von be- 
sonderem Interesse sind; solchen Handschriften aber, die oft 
vorkommen und einzeln kein besonderes Interesse erwecken, 
schenkt man nicht die gehörige Beachtung; dass von einem ge- 
wissen Standpunkte aus das seltene oder häufige Vorkommen ge- 
wisser Urkunden und Werke an und für sich wissenschaftlich 
interessant sein kann, übersieht man in den meisten Fällen. Wenn 
nun ein fremder Forscher die Absicht äussert, sich einen all- 
gemeinen Ueberblick über das in einer gewissen Bibliothek vor- 
handene Material zu verschaffen und diese Absicht natürlich in 
kürzester Zeit ausführen möchte, dann fehlt einfach das Ver- 
ständniss für seine Absicht und man unterstützt ihn nicht so, 
wie es nothwendig wäre. Diese Erfahrung habe ich in allen 
russischen Bibliotheken gemacht; sucht man eine wichtige Hand- 
schrift, dann darf man auf den weitgehendsten Beistand aller 
Beamten rechnen, will man aber einen Ueberblick gewinnen, dann 
findet man taube Ohren und hat dabei den Eindruck, als ob ein 
derartiges Ansuchen als Dilettantismus oder gar als muthwillige 
Seccatur der Bibliothekare aufgefasst würde. So unangenehm dies 
ist und so gerechtfertigt die hierüber erhobenen Klagen sein 
mögen, so wäre doch m. E, gerechterweise nicht die Direction 
einer gewissen Bibliothek, sondern vielmehr die allgemeine wissen- 


15* 
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schaftliche Strömung, die noch bisher vielen Aufgaben histori- 
scher Forschung eine unvollkommene Beachtung schenkt, zu be- 
schuldigen. 

Im Zusammenhange damit steht auch der Zustand der 
Kataloge, namentlich ihrer älteren Theile. Ueber ihre Einrich- 
tung, die sich im Allgemeinen an die Einrichtung der ehemaligen 
gräflichen Zaluski’schen Bibliothek anlehnt, hat Dudik das 
Nöthige gesagt. Hervorzuheben ist hier nur noch, dass sowohl 
die Eintheilung der Handschriften nach Sprachen und die Bil- 
dung einer speciellen Abtheilung für gemischtsprachige Hand- 
schriften, als auch die Schaffung einer Abtheilung für Polygraphie 
unnöthig, ja geradezu verwirrend ist. Denn bekanntlich enthalten 
die meisten Handschriften sehr verschiedenes Material und die 
meisten wären demnach in die polygraphische Abtheilung einzu- 
reihen; für Handschriften der Neuzeit gilt dasselbe oft auch in 
Bezug auf die Sprache; während aber die Eintheilung nach 
Sprachen wenigstens für das Mittelalter leicht durchzuführen ist, 
stösst die systematische Eintheilung der Handschriften nach ihrem 
Inhalte oft auf unüberwindliche Schwierigkeiten und wird, wenn 
sie ohne entsprechende wissenschaftliche Vorbildung vorgenommen 
wurde, zu einer geradezu willkürlichen. 

Dieser äusserliche Mangel wäre leicht zu beseitigen; es 
würde genügen ausser der Gruppe, die uns zunächst interessiert, 
auch alle anderen an der Hand des Kataloges durchzugehen. 
Hier macht sich nun die sehr oberflächliche Abfassung der Kata- 
loge bemerkbar. Die Zusammenstellung derselben ist namentlich 
in früheren Jahren mitunter Beamten anvertraut worden, die über 
die nöthigen fachmännischen Kenntnisse nicht verfügten; und zwar 
fehlten nicht nur die Vorkenntnisse aus dem Gebiete der Literatur- 
geschichte der einzelnen Wissenschaften, sondern selbst die unum- 
gängliche paläographische Bildung. Der Katalog der lateinischen 
Handschriften ist daher in jeder Beziehung unzuverlässig; nur 
bezüglich jener Werke, deren Verfasser sich nennen, können seine 
Angaben benützt werden; handelt es sich aber um anonyme 
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Werke, dann ist selbst die allgemeine Angabe der Eintstehungs- 
zeit, wenn sie nicht ganz fehlt, oft irrig. Für die Handschriften 
der Zaluski’schen und der Warschauer Bibliotheken sind die 
Irrthümer der alten Kataloge dieser Sammlungen wiederholt 
worden. Man ist also immer in Gefahr, wichtiges zu übersehen, 
weil die irrthümliche Katalogangabe in der betreffenden Hand- 
schrift nichts wichtiges ahnen lässt und andererseits seine Zeit 
mit ganz werthlosen Aufzeichnungen etwa des 17. oder 
18. Jahrhunderts zu verlieren. Diese Uebelstände, die jed- 
wede inventarisierende Arbeit unmöglich machen, oder doch 
wenigstens an ihrer Genauigkeit zweifeln lassen, herrschen hier 
in solchem Masse, dass an ihre schnelle Beseitigung nicht zu 
denken ist; der ganze lateinische Katalog müsste umgearbeitet 
werden. 

Da wir nicht beabsichtigen eine Geschichte dieser Bibliothek 
zu geben!, wollen wir nur dasjenige hervorheben, woraus sich 
sofort die Bedeutung dieser Sammlung für den Canonisten er- 
giebt. — 

Die Grundlage der kaiserlichen öffentlichen Bibliothek bildet 
die im Jahre 1795 konfiscierte Bibliothek des Grafen Zaluski; 
Bischof Josef Andreas Zaluski war einer der bedeutendsten 
Bücherfreunde seiner Zeit?, seine kirchenrechtlichen Studien und 
seine Initiative bezüglich einer Ausgabe einer Polonia Sacra®, 
lassen natürlich auch seine reiche Bibliothek in einem für den 
Canonisten interessanten Lichte erscheinen; doch ist zu sagen, 


ı S. die angeführten Berichte von Dudik, Gillert und Brückner 
sowie die dort citierte Literatur; hierzu noch Ikonnikow: Opyty; für die 
neuen Erwerbungen die jährlich erscheinenden Berichte (Otezety) der Direc- 
tion. — 

?2 Die confiscierte Büchersammlung bestand aus 262 640 Bänden, 24 574 
Holz- und Kupferstichen und 11000 Handschriften, zählte also zusammen 
298 214 Nummern; im Jahre 1808 fehlten allerdings bereits gegen 60 000 
Stücke, die auf unbegreifliche Weise verschwunden waren, 

3 Conspectus novae collectionis Legum Ecclesiasticarum Poloniae (titulo 
Synodicon Poloniae Orthodoxae) tum et aliae collectionis scriptorum ecclesia- 
sticorum Poloniae ineditorum etc. etc. Varsaviae 1744. 
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dass diese begründeten Erwartungen nur zum Theile in Erfüllung 
gehen. 

Alexander I. erwarb für die kaiserliche Bibliothek die be- 
rühmte Dubrowski’sche Sammlung, deren allgemeine Bedeutung 
genügend bekannt ist; unter den von Dubrowski während der 
grossen Revolution aufgekauften Handschriften befinden sich 
nennenswerthe Codices der ältesten französischen Klöster, die 
dem Canonisten vielfache Ausbeute verheissen. 

Die polnischen Aufstände vom Jahre 1830 und vom Jahre 
1863 gaben der russischen Regierung Gelegenheit, ihre Confis- 
cationen zu Gunsten der kaiserlichen öffentlichen Bibliothek fort- 
zusetzen; nach und nach wanderten die Bibliothek der aufgelösten 
Gesellschaft der Freunde der Wissenschaft in Warschau, 
die Sammlungen des Fürsten Sapieha und Grafen Rzewuski, 
ein Theil der fürstlichen Czartoryski’schen Bibliothek, die 
Bibliothek des Jesuitencollegs in Polock und viele andere 
nach Petersburg, wo sie der, auf der ehemals Zaluski’schen 
Bibliothek begründeten kaiserlichen öffentlichen Bibliothek über- 
wiesen wurden. Namentlich die erste der erwähnten Bibliotheken 
war wichtig, denn sie enthielt reiche Schätze der aufgelösten 
Klöster von Leda, Miechow, Lysa Gora u. a.; deshalb bot sie 
auch, obwohl an Zahl geringer (sie zählte bloss 2000 Handschriften) 
doch sachlich viel interessantes; der zumeist klösterliche Ursprung 
verhiess eine kirchenrechtliche Ausbeute. Die Jesuitenbibliothek 
dagegen, die ursprünglich sehr bedeutend war, hat durch den 
Brand im Jahre 1862 stark gelitten!; von den Verlusten, die 
man seither beklagt, interessieren uns am meisten die aus Fulda 
herrührenden Handschriften. — 

Von ausserpolnischen Sammlungen verdient — ausser der 
schon erwähnten Dubrowski’schen — für die Abtheilung der 
lateinischen Handschriften nur noch die Bibliothek des Grafen 


! Sie wurde nämlich dazumal vor Ueberweisung an die kaiserliche 
öffentliche Bibliothek in dem Archive des Ministeriums des Innern auf- 
bewahrt. — 
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Suchtelen genannt zu werden; im Jahre 1836 angekauft, spricht 
dieselbe in hohem Grade für den wissenschaftlichen Sinn des 
Samnlers, ist aber für unseren Zweck von geringerer Bedeutung. — 

Diese Entstehungsgeschichte der kaiserlichen öffentlichen 
Bibliothek war es also, die eine möglichst genaue Durchforschung 
des Handschriftencabinets! für rechtshistorische Zwecke geeignet 
erscheinen liess. Indem ich nun die Ergebnisse meiner diesbezüg- 
lichen Arbeiten zunächst für das kirchenrechtliche Gebiet ver- 
öffentliche, muss ich in formeller Beziehung eines bemerken. 

Gewöhnlich werden ähnliche Berichte in solcher Weise ab- 
gefasst, dass man die untersuchten Handschriften in derselben 
Ordnung, wie sie im Kataloge angeführt werden, nacheinander 
aufzählt und dabei ihren Inhalt bespricht; ich dachte nun die 
Sache etwas praktischer zu gestalten, wenn ich die Materialien 
gruppenweise zusammenstellend, die allgemeine Uebersicht er- 
leichtere; es fällt wohl hierdurch manche Handschrift (wenn sie 
mehrere Werke oder Bruchstücke enthält), unter einige Rubriken; 
am Schlusse ordne ich deshalb die Handschriften nach ihren 
Signaturen und es wird sodann ersichtlich, was eine jede von 
ihnen enthält. — 


I. Quellenmaterial. 


1. Die Handschrift II. f. m. 3. (D.)? von Gillert? erwähnt, 
enthält eine Canonensammlung, die neben der Dionysiana noch 


! Dasselbe ist sehr zahlreich; die lateinische Abtheilung allein unıfasst 
gegen 8300 Handschriften. 

%2 Die Handschriften, die in einer und derselben Sprache abgefasst sind, 
zerfallen in Abtheilungen, die durch römische Zahlen bezeichnet werden; 
lI bedeutet Jurisprudenz; innerhalb einer solchen Abtheilung zerfallen die 
Handschriften in Pergament- und Papierhandschriften, und werden ferner 
auch nach ihrem Formate (fol., 4°, 8°) unterschieden. II. f. m. 3 bedeutet 
also die Pergamenthandschrift No. 3 in Folio der zweiten Abtheilung latei- 
nischer Handschriften. Der eingeklammerte Buchstabe bezeichnet die Her- 
kunft der Handschrift; D. = Dubrowski, G. = Gesellschaft der Freunde der 
Wissenschaft in Warschau, S. = Suchtelen, Z. = Zaluski. — 

® L. c.V. 616. 
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andere Materialien anführt; die Handschrift entstammt dem 
7. Jahrhundert; ihre nähere Beschreibung erfolgt in Beil. I!. 

2. Die aus dem 9. Jahrhundert stammende Handschrift II. 
f. m. 12 (D.) enthält, wie Gillert? richtig bemerkte, eine Ab- 
schrift der Dionysio-Hadriana; desgleichen 

3. Die aus dem 15. Jahrhundert stammende Handschrift II. 
4° ch. 204. (Z.); über die erstere hat Gillert das Nöthige 
gesagt, die zweite ist aber ihrer späten Abkunft wegen inter- 
essant. 

4. Die Handschrift II. 4° m. 5. (D.)® ist im Kataloge 
als Handschrift des 9. Jahrhunderts unter dem Titel „Quid sint 
res Ecclesiae* erwähnt. Diese Worte können sich aber nur auf 
eine Bestimmung der Mainzer Synode vom Jahre 816 beziehen, 
dürfen aber keineswegs etwa als Titel der ganzen Compilation 
aufgefasst werden. Diese Handschrift, die übrigens m. E. aus 
dem 10. oder 11. Jalırhundert stammt, enthält eine Sammlung 
von Canones und Decretalen und giebt einzelne Stücke in ab- 
gekürzter Fassung wieder (s. Beil. DI). 

5. Eine Handschrift des 12. Jahrhunderts II. f. m. 13. (D.) 
erscheint im Kataloge als ein Rituale forte Durandi; der auf- 
fallende Widerspruch dieser Angaben (bekanntlich lebte Durantis 
im 13. Jahrhundert) bewog uns nach der Handschrift zu greifen 
und da ergab es sich, dass diese merkwürdige Bezeichnung im 
18. Jahrhundert gegeben wurde. Die Handschrift enthält eine 
Compilation von Constitutionen römischer Kaiser, von Synodal- 
schlüssen und päpstlichen Decretalen bis auf Eugen III. (s. 
Beil. III). 

6. Die Handschrift II. 8° m. 4. (S.) enthält eine etwas ab- 
gekürzte Redaction von Jvo’s Panormia. 

7. Handschrift II. 4° m. 18. (Z.) enthält eine aus dem Be- 


! In die Beilagen sind genauere Angaben verwiesen worden, um hier 
im Texte erhebliche Störungen zu vermeiden. — 

® L. c.V. 258. 

® Erwähnt von Dudik, 1. ec. No. 104, aber ohne Beschreibung. 
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ginne des 14. Jahrhunderts stammende Abschrift von Jvo's 
Panormia in der üblichen Fassung. — 

Auffallend ist die geringe Anzahl von Handschriften des 
Corpus Juris Canonici und seiner Theile, sowie der vorgregoriani- 
schen Decretalensammlungen. Wir begegnen bloss 8. in II. 8° m. 
6. (Z.) aus dem 14. Jahrhundert dem zweiten Theile des Decre- 
tum Gratiani, 9. in II. f. m. 2. (G.) f. 122 der glossierten Compi- 
lation Innocenz IV.! mit der bekannten Einführungsbulle an die 
Universitäten in Paris und Bologna; 10. in II. f. m. 17. (G.) 
f. 267 des 14. Jahrhunderts die von Schulte? besprochene 
Compilation. 

Interessanter sind 11. die in einer Handschrift des 14. Jahr- 
hunderts II. f. m. 15. (G.) und 12. die in einer Handschrift der- 
selben Zeit II. f.m. 1. (G.) enthaltenen Compilationen, über die 
in Beil. IV. das Nähere folgt. — 

13. II. 8° m. 7. (S.) enthält in einer Abschrift des 14. Jahr- 
hunderts die unglossierten Decretalen Gregor’s IX., 14. I. £. 
m. 24. (G.) in einer Abschrift des 14. Jahrhunderts das dritte 
Buch derselben Sammlung, 15. I. f. ch. 146. (Z.) f. 173 die 
Extravaganten Johann’s XXI. und Benedict’s, 16. II. 4° m. 8. 
(G.) den Liber Sextus. 

Einzelne Papstbullen und Decretalen kommen häufig vor; 
von allgemeinem Interesse sind 17. „Reprobatio et damnacio 
quorundum articlorum in jure Magdeburgensi contentorum® Gre- 
gor’s XII. in der Handschrift I. 4° ch. 99. (G.) f. 369Y, sowie 
18. die bekannte Entscheidung Martins V. betreffend den Renten- 
kauf in 1. f. ch. 318 (G.) f. 1Y und 18a. in II. f. m. 16. (G.) £. 
438 u. A, — 

Bruchstücke der päpstlichen Kanzleiregeln kommen vor 19. in 
I. f. ch. 255. (G.) f. 253 (15. Jahrhundert) und 20. in II. £. 
ch. 42. f. 1. (15. Jahrhundert). Daselbst f. 11. Constitutiones 
audiencie contradictarum. — 

Speziell zu erwähnen sind die Rechtsquellen des Mönchs- 


ı 8. Schulte, Gesch. d. Qu. u. Liter. d. kan. R. II. 8. 30. 
? L. c. II. 31. sub IV. 
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wesens; dieselben sind hier so zahlreich, dass es unmöglich war, 
alle kennen zu lernen; ich nenne: 21. Handschrift I. f. ch. 314. 
(G.) enthaltend eine aus dem 15. Jahrhundert stammende Ab- 
schrift der Benedictinerregel sammt Commentar; 22, I. 4° m. 
167. (Z.) enthaltend die „Instructiones ofhiciatorum ordinis fra- 
trum praedicatorum“ in 47 Kapiteln (15. Jahrhundert); 23. I. 4° 
ch. 403. (W.) enthaltend die „Acta Capitulorum provincialium 
provinciae Poloniae“ des Predigerordens. Diese aus dem 17. Jahr- 
hundert stammende Sammlung umfasst die Beschlüsse von 58 Pro- 
vinzialcapiteln aus den Jahren 1479—1619. Die beiden letzt- 
genannten Handschriften bilden eine wichtige Fundgrube für die 
Geschichte und die Rechtsverhältnisse dieses Ordens in Polen. — 

24. Die Handschrift I. 4° ch. 550. (Z.)! des 17. Jahrhunderts 
enthält eine Reihe von wichtigen Provinzialcapitelbeschlüssen der 
polnischen Cistercienser; 25. die Handschrift I. 4° ch. 879. (Z.) 
giebt die „Novella diffinitionum Capituli generalis a. D. 1350 
apud Cistercium celebrati* in einer Abschrift vom Jahre 1756; 
26. Die Handschrift II. f. ch. 21. (G.) enthält einen „Liber 
diffinitionum Capituli generalis ord. Cisterc.* vom Jahre 1605. 
Wichtiger sind 27. I. 8° m. 67. (G.) „Cistercienses statuta et 
officium“ (14. Jahrhundert) und 28. II. 4° m. 19. (G.) „Excerpta 
de libro diffinitionum juxta modum et formam ord. Cisterc.“ 
(16. Jahrhundert). 

Aus dem 18. Jahrhundert rühren her die „Acta capitularia 
Canonicorum regularium Lateranensium, conventus Cervenensis“, 
die wir in zwei Handschriften, nämlich 29. I. f. ch. 48. (G.) und 
30. II. f. ch. 49. (G.) finden. — 

Derselben Zeit gehören die „Acta capitulorum generalium, 
dietarum et congregationis Eremitarum Camaldulensium 1719 bis 

! Dudik, 1. c.58 citirt diese Handschrift als Catalogus monasteriorum 
Regni Poloniae und giebt an, sie stamme aus dem 16. Jahrhundert. Offen- 
bar stützte sich Dudik hierbei auf den Katalog; denn sonst hätte er be- 
merken müssen, dass der Catalogus monasteriorum Regni Poloniae bloss zwei 


Blätter umfasst, der Rest aber einen anderen Inhalt hat und theilweise aus 
dem 17. Jahrhundert stammt, — 
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1769* in 31. Handschrift I. 4° ch. 894. (Z.), sowie auch die 
„Secreta monita societatis Jesu“ in 32. I. 4° ch. 910. (Z.) an. — 
Die zum Theil wichtigen Materialien aus dem Gebiete des 
partikulären polnischen Kirchenrechts habe ich bereits separat 
behandelt!. 
ID. Literatur. 

Zu den handschriftlich vorhandenen Denkmälern der cano- 
nistischen Literatur übergehend, gedenke ich vorerst diejenigen 
Werke zu behandeln, deren Verfasser theils genannt sind, theils 
doch eruirt werden konnten. Ich führe die Werke hier in alpha- 
betischer Anordnung der Namen der Verfasser an. 

Aegidius Bellamera. 33. Die Handschrift II. f. ch. 43. 
(Z.) (15. Jahrhundert) enthält f. 3 eine Sammlung von Entschei- 
dungen der Rota Romana; dieselbe wurde zusammengestellt am 
30. Jan. 1376 „De mandato, voluntate, unanimi consensu, omnium 

.. coauditorum S. Palacii Apostolici tunc in Romana Curia 
existencium, videlicet Roberti de Stracten legis doctoris, auditoris 
Galhardi de Nova ecclesia decretorum, Egidii Bellemar utriusque 
juris, Bertrandi de Allanio legis etc.“. Die erste Entscheidung 
handelt: „de attemptatis post appellacionem a diffinitiva revo- 
candis*. Der Compilator nennt sich nicht, doch dürfte man den 
Ausführungen Schulte’s? gemäss diese Arbeit dem Aegidius 
Bellamera zuschreiben. 

Aegidius Romanus. 34. In einer Handschrift des 15. Jahr- 
hunderts I. f. ch. 180. (G.) finden wir f. 209 eine „Expositio super 
Decret. Firmiter credimus“; diese Expositio ist bei Schulte (l. c. 
U. 182) nicht erwähnt. 

Alanus. 35. I. 4° ch. 184. (G.) (15. Jahrhundert) enthält 
f. 225 den „Liber penitentialis magistri Alani. Prologus ad 
Bitoricensem patriarcham. Henrico patriarche Bitoricensi, D. gr. 
Aquitanorum primati Alanus dictus magister“. Die Bezeichnung 


! In „Collectanea ex Archivo Collegii Historici“ der Krakauer Akademie 
der Wissenschaften VI. 413ff. — 
® L. c. II. 274. sub 4. 
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„magister* könnte auf den bekannten Alanus! passen; ob sonst 
noch etwas über ein von ihm verfasstes Bussbuch bekannt ist, 
können wir nicht sagen. — 

Andreas de Barbatia. 36. Il. f. ch. 230. (W.) (15. Jahr- 
hundert) f. 1. „Incipit lectura eximii utriusque juris interpretis 
domini Andreae de Barbatiis super Olementinis. Laus Deo. 
Quamquam ego Serenissime princeps hos novissimos Ülementi- 
narum libros etc.“ Ein derartiges Werk dieses Verfassers war 
bisher nicht bekannt; doch ist der Titel nicht wörtlich zu nehmen; 
der Zusatz: „et ista sufficiant pro quedam scholastica explicatione 
presentis capituli“, der einem jeden Capitel beigefügt wurde, 
spricht dafür, dass wir es hier eher mit einer Sammlung einzelner 
Repetitionen des Andreas zu thun haben. 

Andreas de Cracovia. 37.1. f. ch. 98. (G.) (15. Jahr- 
hundert) enthält f. 1 einen im Jahre 1441 abgefassten „Tractatus 
de sacerdotibus per fratrem Andream de Cracovia“. Derselbe ist 
sehr oberflächlich und durchwegs populär gehalten. — 

Andreas de Escobar. 38.1. 4° ch. 184. (G.) (15. Jahr- 
hundert) enthält f. 129Y sein „Lumen confessorum“?; 39. in IL. 8° 
ch. 84. (Z.) 15. Jahrhundert kommt f. 99 dasselbe \Verk vor; 
aus der in diesem Exemplare hinzugefügten Einleitung geht her- 
vor, dass die Arbeit in Rom entstanden ist. — Mit den Worten 
„decimarum solucionem et primiciarum“® beginnt 40. in II. f. ch. 
104. (Z.) (15. Jahrhundert) der von Schulte? erwähnte Tractat 
„De decimis®. — 

Antonius de Butrio. 41. Neben anderen Bruchstücken 
kommt in der Handschrift I. f. ch. 318. (G.) (15. Jahrhundert) auf 
f. 233 die Repetition „Vestra. de coh. cler. et mul.“ vor; dieselbe 
ist identisch mit der von Schulte* angeführten. — 

Alexander de Antella. 42. Die Handschrift II. f. ch. 


18, Schulte, ]. c. I. 188. 

?2 Schulte, 1. c. II. 440. sub 2. 
®IL. c. 441. 

* L. c. 293. sub 3. c. 
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146. (Z.) (15. Jahrhundert) enthält als ersten Theil ein Werk, das 
mit folgenden Worten beginnt: „Scribitur Jheremie XXX. In- 
vocabitis me et ego exaudiam vos . . . Idcirco de meo spiritu 
vel ingenio non presumaus ... quia cum quidam tractatus super 
permutationibus beneficiorum jam dudum compositus per domi- 
num de Senis ... cum quibusdam additionibus Lapi de Florentia, 
fui requisitus per quamplures scholares illum tractatum examinare, 
quia super juribus novis fundatis, quibus jam Iannis legendo me 
solum dedi etc.*. Als Verfasser nennt sich Alexander de Antilla 
de Florentia decretorum Dr. in studio Paduano 1355. Das 
Titelblatt dagegen nennt Johann von Lignano als Verfasser dieses 
Tractats de permutatione; dies beruht offenbar auf einem Irr- 
thume, nachdem ja aus der Vorrede die Entstehungsgeschichte 
des Tractats ersichtlich ist; das von Lapus verfasste und von 
Fredericus de Senis vervollständigte Werk liegt hier in einer Be- 
arbeitung Alexanders de Antella vor. — 42a. II. f. ch. 200. (G.) 
(15. Jahrhundert) trägt diesem Sachverhalte Rechnung und hier 
ist das Werk bezeichnet als „Tractatus Frederici de Senis, Lapi 
et domini Alexandri de Lamtilla de Florentia“. — 

Astesanus von Asti. Seine „Summa“ kommt vor 43. in 
I. f.m. 88. (G.) (15. Jahrhundert), 44. I. 4° ch. 295. (15. Jahr- 
hundert), 45. I. 8° ch. 88. (G.) (15. Jahrhundert), 46. II. f. ch. 
161. (G.) (15. Jahrhundert); Bruchstücke ziemlich oft, z. B. 47. 1. 
8° ch. 29. (G.) (15. Jahrhundert) auf f. 338. — 

Bartholomaeus Brixiensis. 48. I. f. ch. 385. (Z.) 
(13. Jahrhundert) enthält f. 257 die Quaestiones dominicales, 
49. II. f. ch. 203. (G.) (15. Jahrhundert) ausserdem noch die 
Quaestiones veneriales und f. 50° eine kurze Abhandlung über 
den Wucher. — 

50. II. £. m. 20., 51. II. f. m. 21. und 52. I. £. m. 23. (G.)! 
enthalten seine Glosse zum Decretum Gratiani; in 53. II. f. ch. 


! Diese drei Handschriften stammen aus dem 14. Jahrhundert; die zwei 
ersten gehörten einst dem Krakauer Domkapitel. — 
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201. (G.) (15. Jahrhundert) f. 65Y und 54. II. f. ch. 221. (G.) 
15. Jh. f. 121 kommt sein „Ordo judiciarius® vor. 

Bartholomaeus Pisanus a S. Concordio. 55. 1. f. ch. 
7. (G.), 56. I. f. ch. 130. (G.), 57. 1. f. ch. .218. (G.), 58. I. £. 
ch. 243. (G.), 59. I. f. ch. 354. (G.), 60. II. f. ch. 100. (G.), 
61. II. f. ch. 213. (G.), 62. O. f. ch. 214. (G.), 63. DI. f. ch. 
220. (Z.), sämmtliche des 15. Jahrhunderts, enthalten seine all- 
gemein bekannte „Summa casuum“. Aeltere Abschriften sind 
selten; aus dem 14. Jahrhundert stammen 64. II. 4° ch. 401. (G.) 
und 65. II. 8° m. 1. (D.). — 

Benedictus Abbas de Marsilia. Auszüge aus seiner 
Summe „super capitulo firmiter credimus“ kommen wiederholt vor; 
66. I. f. ch. 30. (G.) 15. Jh. f. 135, 67. I. f. ch. 85. (G.) 15. Jh. 
f. 161, 68. L. f. ch. 169. (G.) 15. Jh., 69. I. 4° ch. 93. (G.) 
f. 223, 70. L. 4° ch. 111. (G.) £. 216 und 71. IL. f. ch. 219. 
(G.) f. 271. Die Auszüge sind in einigen Fällen mit anderen 
canonistischen Fragmenten desselben Verfassers verbunden und 
reihen sich überhaupt an theologische Schriften zur Bekämpfung 
der Häretiker. 

Benedictus Canonicus Paduanus. 72. In L.f. ch. 215. 
(G.) f. 174 des 15. Jahrhunderts kommen 148 kanonistische 
Regeln vor, die von ihm stammen sollen; diese kleine Sammlung, 
die sich dem später zu erwähnenden Repertorium des Stanislaus 
de Voyczicze anschliesst, ist gänzlich bedeutungslos. — 

Benedictus Hesse. 73. II. f. ch. 248. (ohne Signatur) 
17. Jahrhundert, enthält seinen Contractus de emptionibus census!. 

Berengarius Fredoli. 74.In1I.4° ch. 405. (Z.) (15. Jahr- 
hundert) f. 2 begegnen wir der Summe: „Quia circa confessiones 
et animarum pericula“?, die in dieser Handschrift dem Berengar 
zugeschrieben wird. 

Bernardus Parmensis de Bottone. 75. II. f. m. 8. (D.) 


ı S, Wiszniewski, Hist. liter. I. 136. 
2 S. Schulte, l. e. D. 531. sub 25. 
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14. Jahrhundert!, 76. II. f. m. 17. (G.) 14. Jahrhundert?, 77. II. 
f. m. 18. (Pol.) 14. Jahrhundert und 78. II. f. m. 19. (G.) 15. Jahr- 
hundert, enthalten seinen Decretalenapparat; 79. in IL. f. ch. 200. 
(G.) (15. Jahrhundert) kommen unter dem Titel: „Casus in terminis 
super omnibus libris Decretalium“ und 80. in II. f. ch. 218. (G.) 
(15. Jahrhundert) f. 313 unter dem Titel: „Summula quae vocatur 
casus decretalium magistri Bernardi“, seine „Casus longi“ vor. 

Bernardus de Senis. 81. II. 8° m. 19. (Z.) 15. Jh. 
enthält seinen Tractat „de contractibus et usuris“. 

Bonaguida Aretinus. 82. II. f. ch. 146 (Z.) 15. Jh. 
enthält f. 167 seinen Tractat „de dispensationibus“. 

Bonaventura. 83. In I. 4° ch. 20. (G.) 15. Jahrhundert 
kommt f. 88° sein „Tractatus de modo confitendi pure“ vor. 

Dinus de Torselleryo de Pistorio. 84. In II. f. ch. 
223. (G.) f. 294 finden wir zwei Repetitionen: „Ad salvatorem 
nostrum qui est veritas® und „Invocandum est“; die eine dieser 
Repetitionen schöpft ihren Stoff aus den Clementinen, die andere 
aus den Decretalen Gregor’s IX.; beide stammen aus dem Jahre 
1377 und auch die Handschrift gehört dem Ausgange des 
14. Jahrhunderts an. 

Dinus docirte bekanntlich? in Pistoja, sodann in Bologna 
und starb Anfangs des 14. Jahrhunderts. Die hier angeführten 
Repetitionen aber sollen der Datirung nach dem Jahre 1377 an- 
gehören. Diese Angabe ist offenbar irrig, wobei noch zu be- 
merken wäre, dass in derselben Handschrift eine Novella Joannis 
Andreae in VItum vorkömmt „scripta et completa 1380, die 
26 mensis aprilis, pro domino Dyno de Pistorio, licenciato in iure 
canonico et protune Rectore Universitatis scolarrum dominorum 
citramontanorum, utriusque studii bononiensis“. 

Dominicus de 8. Geminiano. 85. I. f. ch. 339. (G.), 


! Nicht komplet; enthält bloss die drei ersten Bücher. 

2 Anfang fehlt; doch aus der Glosse „ne dividatur“ geht Bernhard’s 
Autorschaft hervor. 

°$. Schulte, l. c. II. 176. ö 
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86. II. f. ch. 204. (G.), 87. I. f. ch. 211. (G.) und 88. I. f. 
ch. 216. (G.) sämmtlich des 15. Jahrhunderts, enthalten seinen 
Commentar zum Liber Sextus; die zweite der hier genannten 
Handschriften scheint eher eine Sammlung seiner diesbezüglichen 
Vorträge zu bilden; hierfür spricht die Endbemerkung: „Expliciunt 
recollecta super Sexto, per venerabilem magistrum et dominum 
Dominicum de S. Geminiano, decretorum D', finita Florencie 
a. D. 1419 die 22 mensis Juli, transgrossata per Gregorium de 
Myslowicze, alias de Zawada, continuantem studium Bononie a.D. 
1437. — 

Franciscus de Platea. 89. Die Handschrift II. 8° ch. 
84. (Z.) 15. Jh. bringt uns f. 146 seine „Thabula restitutionum, 
usurarum et excommunicationum“ sowief.152 „Opus institutionum“;; 
das letztere ist, so weit ich sehe, unbekannt, aber auch gänzlich 
werthlos. — 

Franciscus de Zabarella. 90. In I. f. ch. 321. (G.) 
(15. Jahrhundert) finden wir f. 27 einen „T'ractatus scismatis“; er 
beginnt: „Licet unitatem Ecclesie firmiter tenere et vindicare 
debeamus“; dies Werk dürfte vielleicht mit dem von Schulte, 
l. c. U. 285 Anm. 10 identisch sein. 

Fredericus de Senis. 91. Die soeben erwähnte Hand- 
schrift enthält f. 458° den Tractat „de permutationibus bene- 
ficiorum“ mit den von Lapus hinzugefügten Ergänzungen. 92. II. 
f. ch. 146. (Z.) (15. Jh.) bietet f. 35Y nach dem sub 42. 
besprochenen Werke seinen mit den Worten: „In practica serva- 
tur, quod clerici volentes permutare“ beginnenden Tractat. — 
Die in II. f. ch. 200 überlieferte Redaction ist schon sub 42a, 
erwähnt worden. 

Galvanus de Bononia. %. In II. f. ch. 203. (G.) (15. Jahr- 
hundert) kommen seine „Casus, qui iudicis arbitrio relinquuntur“ 
vor; dieselben beginnen: „Ad communem utilitatem et maxime 
superiorum et iudicum“; anstatt 168 Fällen, wie bei Schulte!, 


ıL.c. I. 288 sub 2. 
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zählt diese Redaktion 301. 94. Dieselbe Handschrift enthält auch 
f. 9Y einen mit den Worten: „Glosas autem ordinarias contra- 
rias in iure canonico et earum soluciones, quas in presenti colli- 
gere potui* beginnenden, in 210 Abschnitte eingetheilten Tractat, 
der im Wesentlichen den von Schulte! erwähnten „Contrarie- 
tates glossarum iuris canonici“ entspricht. 95. Schliesslich kommt 
in derselben Handschrift f. 39 seine Repetition über die restitutio 
spolii vor; dieselbe ist datiert vom 7. Dez. 1363?. — 

Gaufredus de Monte®. 96. I. f. ch. 220. (S.) 15. Jahr- 
hundert, f. 20Y enthält einen kurzen Tractat dieses Verfassers. 
Mit den Worten: „Quia video nonnullos de veritate juris forsan 
minus informatos“ beginnend, sucht er die Autorität des Basler 
Concils gegen die Anhänger der päpstlichen Gewalt zu ver- 
theidigen. — | | 

Gerardus monachus. 97. I. 4° ch. 99. (G.) 15. Jahr- 
hundert, f. 341Y und 98. II. 4° ch. 185. (G.) 15. Jh., enthalten 
sein „Defensorium juris“. 

Goffredus de Trano. 9. I. f. m. 7. (D.) 13. Jahr- 
hundert‘, 100. II. f. ch. 199. (G.) 15. Jahrhundert und 101. II. 
f. ch. 201. (G.) 15. Jahrhundert, geben seine „Summa super 
rubricis decretalium“. 

Guido de Monte Rocheri. 102. I. f. ch. 349. (G.) und 
103. I. 4° ch. 85. (Z.), beide aus dem 15. Jahrhundert, enthalten 
seinen „Manipulus curatorum“. 

Guilelmus Durantis. 104. I. f. m. 78. (G.), 105. 1. £. 
ch. 3. (G.), 106. I. f. ch. 88. (G.), 107. I. f. ch. 187. (G.) und 
108. I. f. ch. 226. (G.) enthalten das „Racionale divinorum offi- 
ciorum“; sämmtliche Exemplare stammen aus dem 15. Jahr- 
hundert; das erste und letzte geben den ganzen Text, die anderen 


IL. c. sub 3. 
2 S, Schulte, I. c. I. 289. Anm. 16. 
3 Tractatulus quidam factus in Basilea per dominum Gaufredum de 
Monte el. abbatem S. Honorati insule Lirinensis. 
4 Diese Handschrift stammt aus der Abtei Grandidien. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. V. 2. 16 
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sind nicht komplet. 109. In I. f. m. 5. (G.) (14. Jahrhundert) 
finden wir sein Repertorium; 110. in II. f. m. 16. (G.) (15. Jahr- 
hundert) sein „Speculum judiciale*. — 

Guilelmus Horborch. 110a. II. f. ch. 203. (G.) (15. Jahr- 
hundert) enthält f. 56 seine Repetition „De usuris* vom 7. August 
1372, sowie „De restitutione spoliatorum“, 

Guilelmus de Monte Lauduno. 111. In I. f. ch. 318. 
(G.) (15. Jahrhundert) begegnen wir auf f. 373 seinem „Appara- 
tus ad Extravagantes Joh. XXIL“; in etwas veränderter 
Fassung kommt derselbe 112. in II. f. ch. 225. (G.) (15. Jahr- 
hundert) f. 176 vor. — 

Halitgar. 113. I. 4° m. 34. (D.) 9. Jahrhundert, enthält 
f. 45 Halitgars Poenitentiale!. Der Text weicht von dem Wasser- 
schleben’schen Texte? ab, ist aber mit dem von Morinus 
überlieferten? identisch. Der Uebergang zwischen dem fünften 
und sechsten Buche* lautet hier: „Addimus etiam huic operi 
exceptionis nostrae poenitentialem romanum alterum, quem de 
scrinio romane ecclesiae adsumpsimus at tamen a quo sit editus 
ignoramus, idcirco adnectendum praescriptis canonum sententiis 
decrevimus ut si forte he prolate sententiae alicui superflue sunt 
visae aut penitus quae desiderat ibi de singulorum criminibus 
ne«uiverit invrenire in hac saltim brevitate novissima omnium 
scelera forsitan inveniet explicata“. 

Henricus de Hassia. Der Katalog erwähnt I. f. ch. 207 
auf f. 376 einen Tractat „De confessione“ dieses Verfassers; die 
Handschrift habe ich nicht eingesehen. 

Henricus magister. 114. I. f. ch. 180. (G.) (15. Jahr- 
hundert) enthält f. 23 einen „Tractatus magistri Henrici, D“* 
S. Scripture de modo confitendi“. Mit den Worten „Carissime 
amice proposito tuo congaudeo, conplacuit mihi studiosissime 


ı S. Gillert, l. c.V. 254. 

2 Bussordnungen 80ff. u. 360ff. 

3 S, bei Wasserschleben, ]. c. 360. Anm. 
* S. Wasserschleben, 1. c. 82. 
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providere tue saluti* anhebend, behandelt er in populärer Weise 
die Beichte. 

Henricus de Segusia. Hostiensis. 115. Ausser der in 
I. f. ch. 123. (Z.) (15. Jahrhundert) auf f. 301 enthaltenen Ueber- 
sicht zu seiner „Summa super titulis decretalium“, haben wir 
hier 116. in II. £. ch. 170. (G.) (15. Jahrhundert) f. 81 das zweite 
Buch seiner „Lectura in Decretales“. Häufiger, nämlich 117. I. 
4° ch. 82. (G.) (15. Jahrhundert), 118. I. 4° ch. 209. (G.) (15. Jahr- 
hundert), 119. I. 4° ch. 228. (G.) (15. Jahrhundert) und 120. LI. 
8° ch. 84. (Z.) (15. Jahrhundert), begegnen wir seiner sogenannten 
„Summa de penitenciis“. Dies ist aber bekanntlich nichts anderes 
als ein Theil des vierten Buches seiner Summa!. Der Umstand, 
dass diese „Summa de penitenciis* gewöhnlich neben anderen prak- 
tisch und populär abgefassten Erzeugnissen der Beichtliteratur 
vorkommt, ist zu beachten. — 

Hermanus de Merseburg. 121. Il. f. ch. 134. (Z.) und 
123. II. f. ch. 202. (G.) f. 159, beide aus dem 15. Jahrhundert, 
enthalten (die zweitgenannte Handschrift anonym) die „Summula 
Juris secundum ordinem Decretalium Henrici de Merseborg“. Die 
Anfangsworte „Sicut dicit lex ©. de veteri iure enucleando* lassen 
auf eine Identität mit dem von Schulte, 1. c. I. 244 erwähnten 
Werke schliessen. Doch hat Schulte nachgewiesen, dass die 
Summula Heinrichs oder Hermanns von Merseburg im Laufe der 
Zeit wichtige Aenderungen erfahren hat. Die ganze Frage ist 
überhaupt verwickelt. Denn in 124. 1. f. ch. 159. (G.) (15. Jahr- 
hundert) finden wir einen Tractat, dessen Anfang: „Labia sacerdotis 
custodiant scientiam et legem ... Ideo frater Hermanus de 
Merseburg de ordine minorum, quondam lector in Magdeburg, 
summulam quam habemus pre manibus ... compilauit ... Cum 
summulam Henrici fratribus legerem etc.“?. 

Dasselbe kommt 125. in IL. f. ch. 236. (G.) (15. arena 


IS. Schulte, Il. c. II. 128. sub IV. 
2 Der Katalog führt Nicolaus de Avesiaco als Verfasser an; natürlich 
völlig grundlos. 


16* 
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und 126. in II. 8° ch. 84. (Z.) (15. Jahrhundert) vor!. In ähn- 
licher Fassung kommt das Werk auch in der Handschrift No. 2415 
der k. k. Jagellonischen Bibliothek in Krakau vor, doch erscheint 
hier nicht „Hermanus de Merseburg . . . quondam lector 
in Magdeburg“, sondern „Johannes de Presburk ... quidam 
lector Magdeburiensis“, als Verfasser. Die beiden Werke sind 
identisch und entsprechen ihrerseits dem von Schulte l. c. II. 535 
beschriebenen, wo ein „Hugo de Merseburc ... quondam lector 
in Magdeburg“ als Verfasser auftritt. Somit erhalten wir in fünf 
Exemplaren dieses Werkes drei verschiedene Verfassernamen: 
Hermann de Merseburg, Hugo de Merseburc und Johann de 
Presburk, alle drei aber mit dem Zusatze „lector in Magdeburg“. 
Die Verwechslung der Namen Heinrich, Hermann und Hugo kann 
auf die übliche Abkürzungsweise (H.) zurückgeführt werden; das 
Auftreten eines Johannes de Presburk lässt sich nicht gut er- 
klären; es ist nur anzunehmen, dass der Verfasser wenig bekannt 
war; dies erhellt ja zur Genüge aus dem von Schulte? angeführten 
Umstande, dass man dies Werk sogar dem Heinrich de Segusia 
und dem Heinrich de Gondavo zuschrieb. — | 
Die von Schulte (l. c.) erwähnte Bearbeitung der Sammula, 
deren Anfang „Fecit Deus duo luminaria® lautet, kommt in der 
St. Petersburger Bibliothek auch vor, und zwar 127. I. f. ch. 43. 
(G.) 15. Jahrhundert, f. 28, 128. II. 4° ch. 35. (G.) 15. Jahr- 
hundert, f. 57° und 129. II. 4° ch. 441. (G.) 15. Jahrhundert, 
und bemerkenswerth ist es, dass in der letztgenannten Handschrift 
wieder ein Johannes als Verfasser genannt wird; dies würde also 
wieder an den Sachverhalt erinnern, wie er in Cod. 2415 Bibl. 
Jagell. vorliegt, und dies umso mehr, als in den beiden Hand- 
schriften ausser der Summa auch das Werk des Nicolaus von Blonie 
vorkommt. Zu erwähnen ist schliesslich noch 130. II. f. ch. 221. 
(G.), wo wir eine mit den besprochenen engverwandte Summe 


! Teber diese Ueberarbeitung s. Schulte, l. c. II. 335. 
2 L. c. 244. 
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finden, die mit den Worten „Sicut dicit lex C©.* beginnt und der 
Titel „Liber de libris tocius libri decretalium“ führt. — 

Hugo. 131. II. f. m. 10. (D.) 14. Jahrhundert, enthält seinen 
Kommentar zum Decretum Gratiani. Das hier vorliegende Exem- 
plar ist aus gewissen Gründen interessant. Bis zur ©. XXI 
inclusive stimmt diese Redaction mit Schulte’s! Beschreibung 
überein. Bekanntlich betrachtet nun Schulte die CC. XXI 
bis XXVI als von Johannes a Deo besprochen; der Passus von 
„Quidam episcopus. Dictum erat etc.“ an, soll nicht mehr von 
Hugo stammen. Dem gegenüber ist hervorzuheben, dass in 
unserer Handschrift die C. XXIII noch besprochen ist; f. 230° 
lesen wir: „Quidam episcopus. Dictum erat in causa precedenti, 
quod clericus non est cogendus ad malum etc.“; nach Schluss 
dieser Causa folgt ©. XXVIIL. Würden nun, wie Schulte be- 
hauptet, CC. XXIHI—XXVI eine einheitliche von Johannes a 
Deo verfasste Fortsetzung bilden, so wäre es doch schwer zu er- 
klären, wieso ein Theil dieser Fortsetzung, nämlich C. XXIII 
in diesen Text Aufnahme gefunden; natürlicherweise hätte man ent- 
weder das Vorkommen der ganzen Fortsetzung, oder aber ihr gänz- 
liches Fehlen erwarten sollen?. Der Tractatus de confessione ist auch 
hier separat. 132. Auszugsweise ist der Busstractat in I. 4° 
ch. 141. (G.) (15. Jahrhundert) f. 21” und f. 310” enthalten. — 

Hosius. 133. I. 4° ch. 1035. (Z.) (16. Jahrhundert) enthält 
ein bisher ganz unbekanntes Werk des bedeutenden Uardinals 
unter dem Titel: „De evangelicis“. Dasselbe ist dialogisiert und 
zerfällt in 10 Bücher: 1. De evangelicis, 2. De Ecclesia, 3. De 
capite Ecclesie, 4. De fide, 5. De intercessione Sanctorum, 6. De 
S. Reliquiarum imaginumque veneracione, 7. De bonis operibus 
eorundem mercede, 8. De jejunio, 9. De eleemosyna, 10. De 
possibili observatione mandatorum Dei. Die Bücher 2 und 3 
enthalten canonistisches Material. — 


ı L. c. I. 160. 
? Ueber diese Frage s. die Ausführungen Tanon's in Nourv. Rev. hist. 
de dr. fr. et etr. 1889 XIII. 686 ff. 
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Innocentius IV. 134. I. 8° ch. 29. (G.) (15. Jahrhundert) 
bringt f. 265 offenbar irrthümlich „tituli libri IV ti Innocentü 
quinti“. Es ist dies ein Auszug aus dem vierten und fünften Buche 
seines „Apparatus in quinque libros decretalium®; ob sich der 
Compilator mit einem einfachen Auszuge begnügte, oder aber 
damit auch eine Verarbeitung des Stoffes verband, habe ich nicht 
feststellen können. 135. In XVD. 4° ch. 134. (G.) 14. Jahr- 
hundert, begegnen wir auf f. 115 seiner Schrift „De exceptionibus“. 

Jacobus de Theramo. 136. In I. 4° ch. 99. (G.) f. 14 
und 137. II f. ch. 221. (G.) f. 169. (beide 15. Jahrhundert) 
findet man seine populäre Schrift „Belial“!, 138. in II. f. ch. 33. 
(G.) (15. Jahrhundert) ein Bruchstück derselben. — 

Joannes Andreae. 139. II. f. m. 2. (G.) (14. Jahrhundert), 
140. II. f. m. 22. (G.) (14. Jahrhundert) und 141. II. 4° ch. 436. 
(G.) (15. Jahrhundert) enthalten seine Glosse zum Liber Sextus?; 
142. I. f. ch. 371. (G.) (15. Jahrhundert) und 143. II. f. m. 14. 
(Pol.) (14. Jahrhundert) den Apparat zur Clementinensammlung?; 
144. II. f. ch. 138. (G.) (15. Jahrhundert) einige Theile des letzt- 
genannten Apparates; 145. I. f. ch. 134. (Z.) (15. Jahrhundert) 
f. 122Y und 146. I. 4° ch. 294. (G.) (16. Jahrhundert) f. 4Y die 
„Summa de sponsalibus et matrimonio“; 147. I. f. ch. 198. (G.) 
(14. Jahrhundert) f. 222°, 148. II. 4° m. 8. (G.) (14. Jahrhundert) 
f. 96Y* und 149. II. f. ch. 199. (G.) f. 205° die „lectura arboris“; 
150. I. f. ch. 225. (G.) (15. Jahrhundert) und 151. XVL. f. ch. 
49. (G.) (15. Jahrhundert) f. 145 den „Hieronymianus cum ali- 
quibus epistolis expositis per Bertrandum Cardinalem et cum 
sermonibus eiusdem“; endlich 152. II. f. ch. 223. (G.) (14. Jahr- 
hundert) die Novella in Sextum. — 

Joannes de Antiochia. 153.1. f. ch. 220. (S.) (15. Jahr- 


—— 


! S. Stintzing, Gesch. d. popul. Liter. 273. 

? In der zweitgenannten Handschrift bloss B. I. Die drittgenannte 
Handschrift schreibt der Katalog irrthümlich dem Nicolaus a Tudeschis zu. — 

3 In letztgenannter Handschrift nicht vollständig. 

* Im Katalog dem Johannes a Deo zugeschrieben. 
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hundert) bringt f. 215’—227 eine kurze Schrift des Patriarchen 
von Antiochien „de potestate generalium conciliorum super Rom. 
Pontificem®. Die Schrift ist an das Basler Conzil gerichtet. — 

Joannes de Bononia. 154. D. f. ch. 162. (G.) (15. Jahr- 
hundert) f. 144 bringt die „Summa magistri Johannis de Bononia, 
facta super stilo notariatus more Romane curie“. 

Joannes Burgensis. 155. In I. f. m. 70. (Z.) (14. Jahr- 
hundert) finden wir „Joh. Burg. Cancellarii Cantaburgiensis Pupilla 
Oculi de sacramentis et sacramentatibus“. Praktischen Bedürf- 
nissen entsprechend, beschäftigt sich dies Werk bei Besprechung 
der Priesterweihe mit den Irregularitates, den Olericalprivilegien, 
dem Zehnten u.a. m. 

Joannes Calderinus. 156. I. f. ch. 123. (Z.) (15. Jahr- 
hundert) f. 126 und 157. II. f. ch. 41. (Z.) (15. Jahrhundert) 
enthalten die von Schulte (l. c. II. 250) beschriebene „Tabula 
auctoritatum et sententiarum Bibliae cum concordantiüs decre- 
torum et decretalium“!. 158. In derselben Handschrift kommt 
f. 255 seine allgemein bekannte populäre Schrift über das kirch- 
liche Interdict vor; dieselbe ist auch enthalten in 159. I. f. ch. 
80. (G.) f. 195, 160. IL. f. ch. 146. (Z.) f. 114, 161. II. £. ch. 
200. (G.) f. 99, sämmtliche des 15. Jahrhunderts. Die anonymen 
Bearbeitungen dieser Schrift werden unten erwähnt. 162. LI. f£. 
ch. 41. (Z.) f. 132 und 163. IL. f. ch. 222. (@.), beide des (15. Jahr- 
hunderts) enthalten sein „Repertorium, seu dictionarium juris*. — 

Joannes Capistran. 164. In II. f. ch. 146. (Z.) (15. Jahr- 
hundert) f. 233 finden wir seinen „Tractatus de usuris“, beginnend: 
„Ut autem in foro anime*. — 

Joannes de Deo. 165. I. f. ch. 165. (G.), 166. 1. f. ch. 
210. (G.) f. 139, 167. I. 4° ch. 20. (G.) f. 110, 168. I. 4° ch. 
93. (G.) f. 31°, 169. I. 4° ch. 59. (Z.) f. 136, 170. I. 4° ch. 
296. (Z.) f. 206, 171. II. 4° ch. 35. (G.) f. 231 und 172. II. 4° 


i In der zweitgenannten Handschrift aber lautet der Titel: „Remissiones 
Calderici super bibliam cum decretalium repeticionibus“. 
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ch. 405 (Z.) f. 139, sämmtlich des 15. Jahrhunderts, enthalten 
das populärste seiner Werke, den „Liber poenitentialis“ !. 

173. In IL. f. ch. 486. (G.) (15. Jahrhundert) f. 166 findet 
man sein „Decretum abbreviatum“ in der von Stintzing (l. c. 38) 
beschriebenen Fassung; dieselbe Schrift kommt auch 174. in II. 
f. ch. 168. (G.) (15. Jahrhundert) mit einem charakteristischen 
Zusatze vor?; nicht vollständig 175. in II. 8° m. 1. (D.) (14. Jahr- 
hundert) f. 303. 176. II. 8° m. 5. (G.) (14. Jahrhundert) schliess- 
lich enthält seine „Summa super certis casibus decretalium“ jedoch 
unvollständig. — 

Joannes Diaconus Hispanus. 177. In XVII. 4° ch. 
134. f. 134 kommt seine Schrift „Flos decreti* vor; der Ver- 
fasser wird Joannes Danizon genannt, eine offenbare Verketzerung 
des „Diaconus®. — 

Joannes Faventinus. 177a. II. f. ch. 138 (G.) f. 72 ent- 
hält einen Theil seines Commentars zum Decretum Gratiani. 

Joannes de Freiburg. 178. I. f. m. 73. (G.) (14. Jahr- 
hundert) enthält sein ziemlich selten vorkommendes Werk, die 
„Quaestiones casuales* sammt der von Schulte (l. c. I. 419 
Anm. 5) erwähnten Notiz und sodann die „Summa confessorum“ ; 
letztere finden wir 179. auch in II. 8° m. 8. (G.) (15. Jahrhundert) 
f. 36. — 

Joannes Gerson. 180. In I. f. ch. 220. (S.) f. 47 kommt 
sein „Tractatus de potestate Ecclesiastica et de origine juris et 
legum“ vor; 181. II. 8° m. 1. (D.) (14. Jahrhundert) enthält 
einige Quaestiones halb theologischen, halb canonistischen Inhaltes. 

Joannes Izner. Von diesem berühmten Hofprediger? des 
15. Jahrhunderts finden wir hier einen liber penitentialis, der 


! In der vorletzten Handschrift in abgekürzter Gestalt. — 

% Derselbe lautet: „Expl. decretum pauperum per manus Thome clerici 
de posnania, sub a Dui 1408. Nota quod igitur dicitur decretum pauperum, 
quis qui ipsum extraxit de vero decreto, fuerat spoliatus decreto et omnibus 
libris ete. Et non deficiunt hic, nisi que videbantur superflua“. 

> S, Wiszniewski, Hist. pol. lit. V. 55. 
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übrigens nichts interessantes bietet; derselbe kommt vor 182. in 
I. f. ch. 43. (G.) f. 6 und 183. 1. f. ch. 187. (G.) f. 111. — 

Joannes de Lignano. 184. II. f. ch. 224. (G.) (14. Jahr- 
hundert) umfasst das dritte, fünfte und vierte Buch seines grossen 
„Commentarius in Decretales Gregorii IX.“ In 185. I. f. ch. 
226. (G.) und 186. I. f. ch. 228. (G.), beide 14. Jahrhundert, 
enthalten das zweite und 187. II. f. ch. 227. (G.) (14. Jahrhundert) 
das dritte Buch desselben Commentars. In 188. II. f. ch. 225. 
(G.) (14. Jahrhundert) finden wir seine „Lectura super Qlemen- 
tinis“, in 189. I. f. ch. 4. (G.) (14. Jahrhundert) einen Theil des 
vierten Buches eines Commentars, doch habe ich nicht feststellen 
können, ob sich derselbe auf Gregors IX. oder auf Clemens V. 
Decretalensammlung bezog. Ausserdem haben wir in 190. II. f. 
ch. 146. (Z.) (15. Jahrhundert) f. 50 die Schrift „De Censura 
ecclesiastica® und f. 119 „De ecclesiastico interdicto“; dieselben 
kommen auch 191. in II. f. ch. 200. (G.) (15. Jahrhundert) auf 
27 und 85’ vor. — 

Joannes Merkelin. 19.1. f. ch. 255. (G.) (15. Jahr- 
hundert) enthält einen „Liber de instructione simplicium sacer- 
dotum, collectus per fratrem Joannem de Merkelin, lectorem 
conventus Wredebergensis, Caminensis dioc. ordinis Eremitarum 
S. Augustini. Prologus sic se incipit: Rev. in Christo ... Dno 
Heynrico ... Wannensis Eccleie Epo ... Quia respectu 
S. Theologie omnis alia scientia vana est... .* Wir erfahren, 
dass es dem Bischofe darum zu thun war, dem niederen Klerus, 
der der preussischen Sprache mächtig, am ehesten die Bekehrung 
der Heiden zu bewirken im Stande war, ein leichtes Handbuch 
zu verschaffen. Es ist dies also ein Repertorium und dem Zwecke 
entspricht auch die alphabetische Anordnung. 

Joannes Nyder. 193. XVII. 4°. ch. 135. (G.) (15. Jahr- 
hundert) enthält f. 121 sein „Manuale confessorum“ und sodann 
f. 167 den „Tractatus de morali lepra“. — 


ı 8, übrigens Stintzing: Gesch. d. dtschen Rechtswissenschaft I. 14 f. 
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Joannes Urbach. 194. In I. 4° ch. 99. (G.) f. 268 finden 
wir seinen „Processus ordinis judiciarii“. 

Lapus. S. oben Alexander de Lantilla und Fredericus de 
Senis. — 

Martinus Polonus. 195. In I. 8° ch. 22. (G.) und 1%. I. 
4° m. 3. (G.) (15. Jahrhundert) ist sein Repertorium enthalten. — 

Narcissus. 197. I. 8° m. 145. (D.) (15. Jahrhundert) ent- 
hält ein Werk über die Ehe, dessen Dedication folgendermassen 
lautet: „Rev. in Chro etc. Dno Joanni... Epo Castellano, S. D. 
nostri sacristae et confessori. Narcyssus theol. facultatis scho- 
laris felicitatem“. Der Text beginnt: „Dilatum non oblitum de 
matrimonii per verba de presenti contracti nulla prorsus successa 
carnis commixtione dissolucione possibili, hoc quod dignitati Tuae 
spoponderam munusculum et edere et tradere distuli.“ Daraus 
ergiebt sich auch der Zweck. In seinem Werke vertheidigt der 
Verfasser die weitgehendsten Rechte der päpstlichen Gewalt, ja 
sogar das Recht, eine schon vollzogene Ehe aufzulösen. Citiert 
werden: Antonius de Butrio, Joannes Andreae, Guilelmus de 
Montelauduno, Hostiensis, Nicolaus a Tudeschis, Petrus de 
Ancharano und Augustinus de Ancona, sowie die Canonessamm- 
lungen von Fernandus und Cresconius. " 

Nicolaus de Anesiaco. 198. L. f. ch. 159. (@.) (15. Jahr- 
hundert) f. 59 enthält seine „Tabula super decretales“; f. 170 
daselbst seine „Tabula super decretum“!. Die Tabula super 
decretales finden wir 199. auch in IL. 4° ch. 99. (G.) f. 138. — 

Nicolaus de Blonie ist in dieser zumeist polnischen Biblio- 
thek selbstverständlich stark vertreten. Sein allgemein bekanntes 
populäres Werk kommt vor 200, in I. f. ch. 186. (G.), 201. I. 
f. ch. 179. (G.) f. 161, 202. I. f. ch. 215. (G.) f. 108, 203.1. f. 
ch. 238. (G.), 204. I. f. ch. 241. (G.), 205. I. 4° ch. 93. (G.) 
f. 82°, 206. I. 4° ch. 167. (G.), 207. I. 4° ch. 241. (G.), 208. 
I. 4° ch. 256. (G.), 209. I. 4° ch. 296. (G.), 210. I. f. ch. 202. 


2 S,. Schulte, I. c. 11. 231. 


Halban-Blumenstok, Die canonistischen Handschriften etc. 945 


(G.) f. 75, 211. II. 4° ch. 441. (G.) f. 183 und 212. XVII. 4° 
ch. 135. (G.). Sämmtliche Handschriften stammen aus dem 
15. Jahrhundert; die zweitgenannte enthält das Werk in einer 
abgekürzten Fassung. — 

Nicolaus de Pertugiano. 213. Von diesem, sonst nicht 
bekannten, Schriftsteller findet man in I. f. ch. 123. (Z.) (15. 
Jahrhundert) f. 236 eine Repetitio „Perniciosa. Episcopi in suis“. 
Dieselbe behandelt offenbar c.1. X. I. 31. — 

Nicolaus de Sienno. 214. In II. f. ch. 201. (G.) (15. Jahr- 
hundert) f. 138 lesen wir: „Incipit tabula super Sextum et Cle- 
mentinas secundum ordinem alphabeti, quas compilavit Joannes 
Andreae“, am Schlusse dagegen: „Explicit tabula super Clemen- 
tinas, per Ven. Dnum Nicolaum heredem in Schyenno compi- 
lata 1476“. Dieser Widerspruch wäre im Sinne der Ausfüh- 
rungen von Schulte (l. c. Il. 224f.) dahin zu lösen, dass 
Nicolaus von Sienno unter Zugrundelegung der diesbezüglichen 
Werke des .Joannes Andreae dies Repertorium verfasste. In 
alphabetischer Anordnung von „abbas“ bis „utile* wird hier der 
Stoff der beiden genannten Decretalensammlungen besprochen. — 

Nicolaus Sculteti de Brega. 215. I. f. ch. 198. (G.) 
(15. Jahrhundert) f. 66'Y enthält eine im Jahre 1441 verfasste 
„Lectura super quartum decretalium satis bona“. Der Anfang 
lautet: „Ad laudem et invocationem Domini nostri, qui est 
super omne nomen, ad cuius honorem omne genu flectitur ce- 
lestium, terrestrium et infernorum et ad introductionem materie 
matrimonialis copule etc.“. Das Werk ist in Krakau ge- 
schrieben. — 

Nicolaus de Tudeschis. 216. 1. f. ch. 220. (S.) (15. Jahr- 
hundert) enthält zwei Tractate in Conciliarangelegenheiten; f. 28° 
„sententia... super deposicione SS” Dni nostri Eugenii Papae IV, 
facta per Basilienses et super materia translacionis Conciliü Basil. 
ad Ferraram.“ Der Anfang: „Non fuit moris mei, etiam cum 
adhuc juvenis essem, allegationum cumulos facere*; f. 103” „trac- 
tatus de potestate concilii generalis et Papae in concilio Basil. 
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editus“. Der Anfang: „Etsi plurima dubia“. Diese Schrift ist 
im Juni 1442 dem Kaiser und den Kurfürsten vorgelegt worden. — 
Ausserdem kommen 217. in I. f. m. 19. (G.) (15. Jahrhundert) 
f. 1. eine Repetition „de decimis® und f. 327° eine über die 
Suspension, 218. in 1I. 4° ch. 436. (G.) (15. Jahrhundert) £f. 95 ein 
Apparat zur Clementinensammlung vor. — 

Nicolaus de Vaytra. 219. I. f. ch. 203. (G.) (15. Jahr- 
hundert) f. 34 enthält eine Repetition, die offenbar c. 3. X I. 24 
behandelt; dieselbe beginnt „Officium. Ista rubrica continuatur 
ad precedentes“. Ueber den Verfasser erfahren wir hier, dass 
er „in Apsdorf in Austria“ Pfarrer war und am 14. Oktober 1364 
den Grad eines Licentiatus in jure canon. erhalten hat. — 

Petrus de Alliaco. 220. Die vielfach erwähnte Hand- 
schrift I. £f. ch. 220. (S.) enthält f. 1 seinen Tractat „De ecclesiastica 
potestate“ !. 

Petrus de Ancharano. 221. In 1. f. ch. 318. (G.) (15. Jahr- 
hundert) f. 14 kommen seine „Repetitiones super regulas juris“ ? vor. 

Raimundus de Peäüaforte. 222. I. 4° membr. 100. (S.) 
(14. Jahrhundert) enthält nach einer allgemeinen Nachricht über 
die römischen und canonischen Rechtsquellen die Summe Rai- 
munds mit der üblichen Glosse. Dies Werk kommt auch 223. 
in I. 4° m. 225. (G.) (14. Jahrhundert) und 224. in I. 4° ch. 227. 
(G.) (15. Jahrhundert) vor. In allen drei Handschriften finden wir 
ebenfalls die Summe de matrimonio; in der letztgenannten aber 
ist dieselbe von dem Hauptwerke losgelöst, demselben vorangestellt, 
womit auch die irrthümliche Angabe des Katalogs, die Handschrift 
enthalte bloss die Summa de matrimonio, zu erklären ist. — Die 
anonymen Bearbeitungen der Summa besprechen wir unten. — 

Raynerus de Senis. 225. In II. f. m. 5. (G.) (14. Jahr- 
hundert) begegnen wir f. 56 einer „Questio disputata per dnum 
 Raynerum de Senis D’® decretorum®; sie beginnt: „Quidam 
plebanus intendens ire ad studium“. — 


ı S. Schulte, l. c. II. 402. No. 1. — 
2 S. Schulte, l. c. II. 282. sub 4e. 
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Stanislaus de Polonia. 226. II. f. ch. 116. (G.) (15. Jahr- 
hundert) enthält eine anonyme „Lectura super VItum librum de- 
cretalium“, ohne jedwede Einleitung; erst am Ende dieses durch- 
aus unselbständigen und an Joannes Andreae erinnernden Werkes 
lesen wir f. 225: „Finita sunt hec per fratrem Sta. de Po. in 
Pe. sub a. Doi 1374.“ f. 227 beginnt sodann die „Lectura VII 
Clementis“ zu deren Schlusse es heisst: „Hec lectura completa per 
fratrem Stanislaum de M. in Perusio a. Dni 1375“. Der Ver- 
fasser ist in beiden Fällen identisch; im ersten Falle nennt er 
sich Stanislaus de Polonia, im andern Stanislaus de M. — 

Stanislaus de Voyczicze. 227. In I. f£. ch. 215. (G.) 
(15. Jahrhundert) und 228. in II. f. ch. 222. (G.) (15. Jahrhun- 
dert) finden wir ein Repertorium, das Anfangs den von Joannes Oal- 
derinus auffallend ähnlich sieht; doch schon auf der ersten Seite 
begegnen wir einem Citate aus Calderinus und lesen am Schlusse: 
„Explicit repertorium conparatum per ven. ac egregium virum 
dnum Stanislaum de Voyczicze, decret. drem, canonicum Sando- 
miriensem, nec non protunc officialem inibidem 14734. — 

Tankred. 229. II. 4° ch. 436. (G.) (15. Jahrhundert) f. 91Y 
enthält den Anfang seines „Ordo judiciarius“. 

Thomas de Aquino. Von seinen sehr häufig vorkommen- 
den Schriften gehören hierher bloss die Bussordnungen. 230. 1. 
f. ch. 169. (G.) (15. Jahrhundert) f. 237, 231. I. ch. 215. (G.) 
(15. Jahrhundert) f. 237, 232. 1.4° ch. 20. (G.) (15. Jahrhundert) 
f. 91, 233. I. 4° ch. 82. (G.) (15. Jahrhundert) f. 129, 234. I. 4° ch. 
141. (G.) (15. Jahrhundert) und 235. I. 8° ch. 29. (G.) (15. Jahr- 
hundert) f. 421 enthalten das mit „Quoniam fundamentum et janua 
virtutum“ beginnende und durchwegs ihın zugeschriebene Poeni- 
tentiale; ausserdem kommt 236. in I. f. ch. 215. (G.) (15. Jahr- 
hundert) ff. 2—103 ein anderes Bussbuch vor, das mit „Fluminis 
impetus letificat civitatem Dei“ anfangend, in 246 Kapitel ein- 
getheilt und ebenfalls diesem Schriftsteller zugeschrieben wird. — 

Thomas de Costrzin. 237. I. f. ch. 260. (G.) (15. Jahr- 
hundert) enthält ein Werk, das bei dem mangelhaften Zustande 


248 Abhandlungen. 


dieser Handschrift nicht gut definierbar ist. Auf ein Bruchstück, 
das sich besonders mit der praktischen Geltung der Decretalen 
beschäftigt, folgen f. 175 die gebräuchlichsten Abbreviaturen und 
dann eine Zusammenstellung von processualen Exceptionen, die 
„contra rescriptum, contra judices, contra arbitros, contra actores“ 
angewendet werden können. Dazu passt auch die Marginalauf- 
schrift: „Incipit defensorium juris“. Als Verfasser wird ein 
Thomas de Costrzin genannt. — 

Stephanus Rudnicensis. 238. IL f. ch. 7. (G.) (15. Jahr- 
hundert) f. 221, 239. I. f. ch. 44. (G.) (15. Jahrhundert) und 240. 
I. f. ch. 263. (G.) (15. Jahrhundert) f. 181’! enthalten in fast 
gleichförmiger Fassung die „Statuta Rev. patris in Christo et 
Domini, Dni Arnesti Archiepiscopi Pragensis et Apostolicae Sedis 
legati“. Doch sind dies keineswegs Originalstatuten, sondern viel- 
mehr eine alphabetisch geordnete Bearbeitung derselben. Cultur- 
historisch ist diese Bearbeitung von hohem Interesse, nachdem 
rein böhmische Verhältnisse in’s Auge gefasst und den prakti- 
schen Anforderungen zu Liebe genau erörtert werden. In der 
zweitgenannten Handschrift I. f. ch. 44. lautet der Titel: „Que- 
stiones bone et utiles reportate per magistrum Stephanum de 
ordine Rudnicensi.*“ Somit erfahren wir den Namen des Ver- 
fassers. An diese Abschrift reiht sich auch unmittelbar eine 
kleinere Schrift: „Questiuncule conposite a magistro Stephano, 
quondam ordinis Rudnicensis.* Ein Bruchstück, oder vielleicht 
auch eine andere Bearbeitung des in den obengenannten drei 
Handschriften vorliegenden Werkes, finden wir 241. in I. f. ch. 
43. (G.) (15. Jahrhundert) ff. 90—103. 

Ubertinus, UÜbertus. 242. In I. f. ch. 4. (G.) (15. Jahr- 
hundert) kommt auf f. 146 eine „Repeticio Dni Ubertini“ vor. Ihr 
Anfang lautet: „In noe indiv. Trinit. Licet in tua dyocesi etc. 
Repetiturus caput unicum, situatum sub rubrica de rerum per- 
mutacione L. VIti etc.*. Ueber den Verfasser: „Hoc caput fuit 


i Veber diese Handschrift s. Dudik, 1. c. 337, 
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repetitum per me Übertum de Lampugnano, juris utriusque pro- 
fessorem ... a. dui 1385 ... in studio Pragensi“. — F. 154 
finden wir „Questio disputata an testamentum manifesti usurarii 
sit validum ... Hec questio fuit disputata per me UÜbertum juris 
utriusque professorem“!. — Der Verfasser ist sonst auch auf 
staatswissenschaftlichem Gebiete bekannt?. — 

Universitas litter. Cracoviensis. 243. I. f. ch. 315. 
(G.) 15. Jahrhundert. 244. I. f. ch. 643. (Z.) 18. Jahrhundert 
und 245. II. 4° ch. 120 (G.) 15. Jahrhundert, enthalten den bei 
Bulaeus: Hist. Univ. Paris. V. gedruckten Tractat dieser Uni- 
versität, der im Jahre 1442 in Conciliarangelegenheiten verfasst 
und allgemein beifällig aufgenommen wurde. — 

Universitas litter. Parisiensis. 246. I. f. ch. 30. (G.) 
(15. Jahrhundert) f. 192 und 247. I. f. ch. 169. (G.) (15. Jahr- 
hundert) f. 140 bringen den bekannten Tractatus Studii parisiensis 
de periculis Ecclesie. („Ecce videntes clamabunt.*) — 

Zenzelinus de Cassanhis. 248. In I. f. ch. 318. (G.) 
15. Jahrhundert f. 271 und 249. II. f. ch. 108. (Z.) (15. Jahr- 
hundert) f. 90 begegnen wir seinem Apparate zu Johanns XXII. 
Extravagantensammlung. — 

Bevor wir uns nunmehr der Besprechung der anonymen 
Werke zuwenden, wollen wir noch eine Quaestionensammlung 
erwähnen. 250. II. f. m. 5. (G.) (14. Jahrhundert) enthält ausser 
der schon erwähnten Questio der Raynerus de Senis noch fol- 
gendes und zwar zusammenhängend: 1. Questio dni Jacobi Dris 
decret. a. 1276, 2. Questio Laigonis canonici bonon. a. 1275, 
3. Questio mgri Garsye 1280, 4. Questio Marsilü Dris 1278, 1275, 
5. Questio Guilelmi de Bonis Oonsiliis 1273, 6. Questio Guido- 
nis a Baysio 1285, 7. Questio Marsilii Dris 1285, 8. Questio 
Guidonis a Baysio 1286, 9. Questio Marsilii de Mantighellis 1285, 
10. Guidonis de Baysio 1284, 1283, 11. Marsilii 1283, 12. Lay- 


ı Im Katalog kommen die beiden Repetitionen nicht vor. — 
3 8. Stintzing: Gesch. d. dtsch. R. wiss. I. 664. 
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gonis Dris decr. 1283, 13. Batholomaei de Labro 1284, 14. Ber- 
doldi iur. can, et civ. Dris 1287, 15. Guidonis de Baysio 1286, 
16. Marsilii 1286, 17. Guidonis de B. 1284, 18. Marsilii 1287, 
19. Guidonis de Vercellis 1288, 20. Marsilii de Mantighellis 1287, 
21. Jacobi de Baysio 1287, 22. Guilelmi de Bonis Oonsiliis 1287, 
23. Huguccionis Vercellensis 1287, 24. Guidonis de B. 1287, 
25. Marsilii 1288, 26. Jacobi de Baysıo 1287, 27. Joh. de Monte 
Murlo 1288, 1292, 28. Stephani Dris 1292, 29. Marxilii 1293, 
30. Joh. de Monte Murlo 1290, 31. Guilelmi de Petra lata 1293, 
32. Joh. de Monte Murlo 1292, 33. Guil. de Petra lata 1293, 
34. Stephani Dris 1292, 1283. — 

Im zweiten Theile kommen abermals Quaestiones derselben 
(Gelehrten vor. — 


Anonyme Schriften. 


Bekanntlich ist es selbst mit den literarischen Hülfsmitteln, 
über die wir zur Zeit verfügen, nicht immer möglich die — ohne- 
hin meistens anonym vorkommenden — Werke mittelalterlicher 
Juristen zu definieren; für den überwiegenden Theil der von mir 
untersuchten Handschriften ist dies wohl gelungen; äussere Um- 
stände haben mich daran gehindert die Untersuchung noch ein- 
gehender zu gestalten, so dass ich nur die Wahl hatte, entweder 
die Veröffentlichung dieser Berichte für lange Zeit hinaus- 
zuschieben, oder ihn in dieser Gestalt zu geben; ich wählte das 
letztere, nachdem ja wohl auch anzunehmen ist, dass Special- 
forschern die hier zusammengestellten Angaben genügen dürften, 
um ein von mir nicht erkanntes anonymes Werk mit Sicherheit 
zu bestimmen. Wir wollen diese anonymen Werke in Gruppen 
anführen. 


a) Lecturae, apparatus, summae., 


251. In der sehr stark beschädigten Handschrift I. f. ch. 161. 
(G.) (15. Jahrhundert) finden wir eine „Lectura primi libri decre- 
talium“, deren zweiter Titel: „Hic continentur omnes glosae 
decretalium. Et primo glosa et rubrica de constitutionibus, in 
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partibus Bononiae conscripta a. 1421“; die Handschrift ist un- 
vollständig. 

252. 1. f. ch. 385. (Z.) (14. Jahrhundert) enthält einen Appa- 
rat zum I. Buch der Decretalensammlung Gregors IX. Die Anfangs- 
worte: „Venite filii, audite me, timorem Domini docebo Vos... 
In quibus verbis sic assumptis, tria invenio: 1° quod sciencia 
juris canonici est prae caeteris scienciis justior etc.“ Sodann 
bekämpft der Verfasser das Lesen der römischen Classiker und 
hebt die Nothwendigkeit des Studiums der Kirchenväter hervor. 
Im zweiten Theile der Vorrede, die mit den Worten „Sed ante- 
uam ad divisionem compilationis nostre accedamus, videndum 
est, quae fuit causa condendi leges* beginnt, erwähnt er ältere 
Compilationen und die gesetzgeberische Thätigkeit Gregors IX. 
Die aus 256 Blätter bestehende Handschrift umfasst nur die auf 
das I. Buch sich beziehenden Ausführungen. 

253. In II. f. ch. 23. (G.) 15. Jahrhundert, begegnen wir eben- 
falls einer Summa: „Incipit nova compilacio Dni Gregoriü 
Pape VIIH... In principio cuiuslibet libri oportet principaliter III 
videre: videlicet primo, que sit causa materialis, II® que sit causa 
formalıs, III® que sit causa efficiens, ILII® que sit causa finalis“, 
Doch ist die Darstellung weder systematisch, noch erschöpfend; 
der Verfasser bespricht eine Anzahl von Kapiteln, die verschiede- 
nen Büchern entlehnt sind. — Auf f. 51 enthält dieselbe Hand- 
schrift eine. kurze Summe der Dekretalen Bonifaz’ VIII: „In- 
cipiunt notabilia in effectu omnium decretalium super VItum, cum 
intellectu quam in glosis“. 

254. II. f.ch. 108. (Z.) 15. Jahrhundert, enthält eine Lectura, 
die sich an die Glosse stark anlehnt. Sie beginnt: „Bonifacius. 
Nota quod papa quam scribit, premittit nomen suum“. Der Ver- 
fasser beruft sich zumeist auf Joannes Andreae und zwar sowohl 
auf seinen Commentar als auch auf seine Novelle und bemerkt 
zum Schlusse: „Ultima sit questio hic plene disputata per prae- 
fatum dnum Jo. Andr., ut se hic eandem tractaturus promisit 


super prima glossa prohemii conpilacionis Gregoriane in hiis ter- 
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minis utrum magistri, compositores librorum vel scripturarum, sua 
nomina debeant in illis scribere, per novissimum modum determinat 
et soluit, ponendo sub primo v. casus et illorum exempla, quibus 
non inscribens non peccat, et alios v. quibus peccat. Et de in- 
scribente simpliciter ponit casus, quibus non peccat et tres quibus 
peccat. Et sic est finis Deo gratias“. 

255. II. f. ch. 209. (G.) 15. Jahrhundert, enthält das zweite 
Buch einer sehr umfangreichen Lectura: „Ista rubrica continuat 
ad precedentem in hunc modum: Dictum est supra de preparato- 
riis Jjudiciorum, nunc restat videre rubricam de judiciis“; dieses 
zweite Buch umfasst 388 Blätter. 

256. Ebenso umfangreich war die Lectura, deren zweites Buch 
wir in OD. f. ch. 217. (G.) (15. Jahrhundert) finden. Sie beginnt: 
„Ad excitandum desiderü favorem in animo audiencium, con- 
sueverunt librorum lectores in principio eorum scienciam lıbri 
commendare et alia, que animos audiencium benivolos et attentos 
reddere possunt, annotare“. Es ist dies also ein Vortragsheft. 


b) Repertoria!, casus, questiones. 


257. In I. f. m. 55. (G.) 15. Jahrhundert, begegnen wir f. 185 
einer Erörterung der auf die Publicationsart der Decretalen be- 
züglichen Fragen; es werden hierbei Bonaguida Aretinus und Abbas 
Siculus citiert. 

258. I. f. ch. 43. (G.) (15. Jahrhundert) enthält f. 24 eine 
Anzahl kurzer canonistischer Fragen und Antworten. Die erste 
lautet: „Quare dicitur denarius S. Petri. Resp. quod Polonie non 
erat Rex, sed erat unus monachus, qui tunc fuit factus per domi- 


! Summarisch abgefasste Werke kommen bekanntlich sehr häufig anonym 
vor; ihre Bedeutung ist eine ganz geringe, nachdem sie ja in den aller- 
seltensten Fällen irgendwie selbständig sind. Es wäre daher geradezu über- 
flüssig gewesen, die ohnehin spärlich bemessene Zeit für das Aufsuchen der 
nicht genannten Verfasser von Repertorien und älınlichen wissenschaftlich 
wenig bedeutenden Schriften zu opfern. — Mit Rücksicht auf die in diesem 
Berichte angestrebte Vollständigkeit dürften sie aber doch nicht übergangen 
werden. —- 
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num Apostolicum Rex Polonorum et constituit dare talem de- 
narium“. 

259. In I. f. ch. 160. (G.) (15. Jahrhundert) finden wir f. 212 
unter dem Titel: „Item nota rubricas juris“ ein Repertorium, 
welches mit den Worten beginnt: „Crimina gravia et non notoria, 
non debet prelatus relinquere impunita. ÜCrimine occulto detentus 
non debet publice arrogari vel a communioue arceri si secrete 
monicioni voluerit acquiescere sacerdotis (Extr. Sisacerdos)“ u. s. w. 

260. I. f. ch. 279. (G.) (15. Jahrhundert) enthält f. 8 eine 
weit ausführlichere und reichhaltige alphabetische Zusammenstellung 
kanonistischer Regeln, deren erste: „Abbas si contra regulam fe- 
cerit, ab episcopo suo corrigatur“. 

261. I. f. ch. 318. (G.) (15. Jahrhundert) f. 261 kommt ein 
ebenfalls alphabetisches, aber viel kürzeres „Repertorium Extra- 
vagancium“ vor, dasselbe beginnt mit den Worten: „Actiones 
reales videlicet“. 

262. I. f. ch. 403. (G.) 14. Jahrhundert, enthält eine Reihe 
von praktischen Fällen und Fragen, die sich fast ausschliesslich 
auf die thätliche Beleidigung von Ulerikern und auf das Zinsen- 
verbot beziehen. 

263. I. 4° ch. 20. (G.) (15. Jahrhundert) enthält f. 247Y eine 
Reihe von kurzen Fragen, ähnlich denjenigen, denen wir in I. £. 
ch. 43. f. 24 begegneten (s. oben Nr. 258). 

264. In I. 4° ch. 141. (G.) (15. Jahrhundert) wird f. 25 „de 

proprietatis vitio in religiosis“ gesprochen. Die Auseinandersetzung 
beginnt: „Ad cuius peccati detestationem possumus ponere aliqua 
exempla“ etc. 

265. II. f. ch. 111. (G.) enthält nach einer kurzen Zusammen- 
stellung der Decretalentitel ein anonymes Repertorium, dessen 
Anfangsworte: „Alpha et omega, principium ‚et finis, unum in 
essentia, trinum in personis... Sed quia... ad eiusdem matris 
SSme , advocate nostre et b. patris nostri Francisci ... et ad 
utilitatem fratrum volentium dare consilium tam in foro peniten- 
ciali, quam iudiciali, secundum ordinem decretalium et titulorum, 
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specialiter propter sextum librum, ego frater P.“ etc. Dieses 
Repertorium erinnert an das Werk des Petrus de Saxonia!, 
doch war es uns nicht möglich, die Identität festzustellen. 

266. II. f. ch. 199. (G.) (15. Jahrhundert) bringt f. 213 eine 
Anzahl von Definitionen: „Quodest Lex. Lex est constitutio scripta, 
vel lex est constitutio populi, quam majores natu simul cum ple- 
bibus etc.“. Am Schlusse heisst es; „Expliciunt flores Decretorum 
per Johannem de Plocka pro paupere Nicolao Odelf rescripti 
1447, Diese Schrift erinnert an die von Schulte (l. c. II. 
491. Anm. 6.) angeführte Prager Handschrift. 

267. II. 4° ch. 205. (G.) enthält „Casus valde boni in jure 
canonico“. Es ist dies ein wenig ausführliches und auch stpylistisch 
sehr mangelhaftes Repertorium, dessen Anfang: „Abbatissa debet 
loqui preposito cum testimonio duarum sororum®. 

268. Das in II. 8° m. 8. (G.) (15. Jahrhundert) enthaltene 
kurze Repertorium „Utrum unus abbas possit presidere pluribus 
monasteriis® erinnert an die von Schulte (l. c. II. 422 sub 5) 
angeführte „Tabula super summam“. 

269. Ebenso kurz, aber nicht alphabetisch geordnet ist die 
in XVII. 4° ch. 134. (G.) (15. Jahrhundert) auf f. 156 vorkom- 
mende Schrift, deren Anfang: „Ne prolixitatis diffusio retardet a 
retencione memoriam et latinitatis obscuritas hebetet intellectum, 
ideo docente Tullio prolixitas debet ad brevitatem reduci“. 


c) Pro foro interno. 


Die Anzahl dieser Schriften ist sehr gross; in einer Bibliothek, 
die zum grössten Theile aus Klosterbibliotheken besteht, ist dies 
auch nur natürlich; ihre Bedeutung aber steht geradezu in einem 
umgekehrten Verhältnisse zu ihrer Anzahl; denn die hier anzuführen- 
den sollten wohl zum allergrössten Theile der Praxis dienen und 
zwar der Praxis der niederen, weniger gebildeten Geistlichkeit. 
Auch sind die meisten dieser anonymen Schriften so kurz, dass 


!S. Schulte, l. c. IL 450. 
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viele davon, die nur einige Blätter zwischen Werken anderen In- 
haltes füllen, nicht nur bei Abfassung des Katalogs unbemerkt 
bleiben, sondern auch bei einer genaueren Durchsuchung der be- 
treffenden Handschriften der Aufmerksamkeit entgehen konnten. 
So ist denn in dieser Beziehung von einer Vollständigkeit keine 
Rede und für diejenigen, die sich mit einer genauen Erforschung 
der canonistischen Bussdisziplin in Polen beschäftigen wollten, 
möge die hier folgende Aufzählung nur den Antrieb zur Durch- 
suchung anderer Handschriften namentlich der theologischen Ab- 
theilung bilden. Ebenso wie in den schon untersuchten, dürfte 
sich auch in vielen anderen Bemerkenswerthes finden, ohne dass 
der Katalog dessen erwähnt. — 

270. I. f. m. 76. (G.) (14. Jahrhundert) enthält f. 126° einen 
„tractatus brevis de integritate confessionis secundum fratrem Tho- 
mam de Aquino“. Esist dies ein 2 Blätter umfassender Auszug. — 

271. I. f. ch. 8. (G.) (14. Jahrhundert) enthält f. 72 die be- 
kannte „Summa metrica“ !, beginnend mit den Worten: „Poeni- 
teas cito peccator“. Dieselbe Schrift kommt ausserdem 272. in 
1. 4° m. 105. (G.) (14. Jahrhundert) f. 88 und 273. in I. 4° ch. 
211. (G.) (14. Jahrhundert) f. 11. vor; in der letzterwähnten Hand- 
schrift ist der Summa metrica eine Einleitung vorausgeschickt, 
deren Anfang: „Amice accommoda mihi tres panes“ lautet. — 

274. Die schon erwähnte Handschrift I. f. ch. 8. (G.) (14. 
Jahrhundert) bringt f. 36 einige Excerpte aus einer nicht bezeich- 
neten Summa. Diese Excerpte erörtern theorethische Fragen; sie 
beginnen: „Quaeritur primo circa penitentiam, utrum quilibet homo 
statim postquam mentaliter peccaverit etc.“. 

275. Dieselbe Handschrift enthält f. 68 noch ein Poenitential: 
„Gyrum celi circuivi sola et in fluctibus maris ambulavi et in omni 
gente et populo et generacione principatum tenui*. Sodann „in- 
cipit summa de modo confitendi et de modo videlicet penitenciam 
habendi.. .. sub compendio recollecta“. Verfasser behandelt „mo- 
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dum confitendi ex parte confitentis et ex parte confessoris“. Die 
Summe umfasst 4 Blätter. — 

276. In I. f. ch. 44. (G.) (15. Jahrhundert) kommt f. 221 ein 
Compendium vor, dessen Anfang: „Ad utilitatem eorum, qui curam 
gerunt animarum, hoc breve compendium de confessionibus audien- 
dis ex quorundam peritorum orthodoxorum dictis, diligenter col- 
lectis, auxiliante Deo, compegi... Huius igitur opusculi quatuor 
sunt partes, quorum 1* agit de confessoribus, 2* de confessionibus, 
3* de interrogationibus in confessione faciendis, 4* de penitenciis 
injungendis. Circa primam partem, que agit de confessoribus, 
primo videndum est, quis possit audire confessiones etc.“. Am 
Schlusse dieses vorwiegend casuistischen Werkes heisst es: „Ex- 
plicit compendium confessionis, compilatum per fratrem Conradi- 
num Ord. Cist., conpletum anno quo supra“. Der dieser Schrift 
vorausgehende Tractat, auf dessen Datum hier verwiesen wird, 
stammt aus dem Jahre 1397. Das Conpendium selbst erinnert 
an das von Schulte! erwähnte „Compendium casuum conscienciae®, 
das in der Breslauer Universitätsbibliothek in 5 Exemplaren vor- 
handen ist. Nun wäre es nicht unmöglich, dass unser Autor mit 
dem Cisterciensermönche Konrad von Ebrach?, der auch in 
Prag gelebt hat, identisch ist, dies umso mehr, als auch die Hand- 
schrift I. f. ch. 44., in der der Name des Verfassers des Com- 
pendiums vorkommt, aus Prag zu stammen scheint?. — 

277. In I. f. ch. 47. (G.) (15. Jahrhundert.) f. 4, 278. 1. f£. 
ch. 169. (G.) (15. Jahrhundert) f. 2”, und 279. LI. 4° m. 20. (G.) 
(15. Jahrhundert) f. 5 ist das unter dem Namen Innocenz IV * 
häufig vorkommende, thatsächlich aber von einem unbekannten 
Verfasser stammende Poenitential enthalten. — 

280. I. f. ch. 187. (G.) 15. Jahrhundert, enthält f. 106 fol- 
gendes Poenitentiale: „Incipit opusculum super penitentes et primo, 


1 
2 S. Schulte, Il. c. D. 435. 

3 Sie enthält nämlich die sub 239 erwähuten Schriften. — 
* S. Schulte, l. c. D. 528. sub 2. 
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quomodo sacerdos debeat suscipere penitentes more solito. Cum 
aliyuis venit ad sacerdotem confiteri etc.“. Diese Schrift erinnert 
also gewissermassen an die von Schulte! erwähnte, die in einer 
Prager Handschrift vorkommt. Was an diesem Bussbuche besonders 
auffällt, ist der Umstand, dass es Busscanones enthält, was jeden- 
falls für das 15. Jahrhundert nicht zu den gewöhnlichen Sachen 
gehört. Der Katalog schreibt das Werk dem Krakauer Bischofe 
Peter von Wysz zu; Dudik? hat diese Behauptung wiederliolt; 
dieselbe scheint auf einem Irrthume, der sich in den Katalog der 
Warschauer Gesellschaft der Freunde der Wissenschaften ein- 
geschlichen hat, zu beruhen. Seine Begründung findet dieser Irr- 
thum darin, dass auf die Worte: „Explicit penitentiarius“ die Ein- 
leitung zu den Synodalstatuten des genannten Bischofs vom Jahre 
1396 unmittelbar folgt. Diese Verbindung ist aber eine rein zu- 
fällige, was auch daraus hervorgeht, dass 281. in I. 4° ch. 20. 
(G.) (15. Jahrhundert) f. 234° dieselbe Schrift vorkommt, ohne dass 
sie in irgend einer Weise mit der Person des Bischofs Peter von 
Wysz in Zusammenhang gebracht wäre. — 

282. I. f. ch. 187. (G.) 15. Jahrhundert enthält f. 2° eine 
„Expositio in summam Raymundi de Peäaforte“, die mit den 
Worten: „Bonitatem et disciplinam et scientiam doce me“ beginnt. 
283. I. f. ch. 234. (G.) (15. Jahrhundert) f. 138” bringt ebenfalls 
eine auf Raymund’s Werk berulende praktische Erörterung der 
Busse: „Quaeritur circa summam Raymundi et primo de sacra- 
mentis“. 284. In I. 4°ch. 46. (Z.) (15. Jahrhundert) f. 5°, 285, 
I. 4° ch. 184. (G.) (15. Jahrhundert) f. 1. und 286. I. 4° ch. 
226. (@.) (15. Jahrhundert) f. 1 haben wir die von Stintzing?° 
beschriebene Umarbeitung der Summa Raymund’s mit dem dazu 
gehörigen Commentar. Zu dieser Gruppe gehören schliesslich 
287. I. 4° ch. 184. (G.) (15. Jahrhundert) f. 100 und 288. I. 4° 
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ch. 296. (Z.) f. 212, wo unter dem Titel „Que penitencia sit pro 
peccatis singulis injungenda* 46 Fälle unter Zuhiltenahme Ray- 
mund’s besprochen werden. — 

289. Das in I. f. ch. 215. (G.) (15. Jahrhundert) f. 251° vor- 
kommende Poenitentiale „Qualiter sacerdos debet se habere circa 
poenitentem“ erinnert an das von Schulte !in einer Prager Hand- 
schrift gefundene. 

290. I. 4° ch. 34. (G.) (15. Jahrhundert) enthält f. 1 ein 
„Lumen poenitenciariorum seu confessorum ad revelacionem gen- 
cium fidelium et gloriam plebis Christianorum“. Es beginnt: „De 
pauperculo mei ingenii thesauro“ und behandelt hauptsächlich die 
Befugnisse der römischen Bussbehörden. 

291. Ganz populär ist dagegen die in derselben Handschrift 
f. 128° enthaltene Abhandlung „de inquisicione in confessione®, 
Sie behandelt durchweg praktisch die Frage „qualiter debent in- 
quiri, qui veniuut in confessionem: frater vel soror, scis tu pater 
noster et ave Maria et credo etc.“. 

292. Ebenfalls praktische Zwecke verfolgt die auf f. 131 der- 
selben Handschrift vorkommende „Summa de confessione, bona 
et utilis et proficua. Confessor circa poenitentem taliter se habeat: 
primo reddat se sibi affabilem etc.“. Nach dieser Instruction folgen 
die Definitionen verschiedener schlechten Eigenschaften und schliess- 
lich werden die zehn Gebote besprochen. 

293. Eine ähnliche kurze Anleitung zur Handhabung des 
Busssacraments finden wir in I. 4° ch. 211. (G.) (15. Jahrhundert) 
f. 22°. Sie beginnt: „Hic confessor debet esse providus et primo 
cum ad eum accesserit peccator etc.“. 

294. I. 4° ch. 228. (G.) (15. Jahrhundert) enthält offenbar ein 
Bruchstück einer grösseren Arbeit. Es heisst nämlich zu Anfang: 
„Sequitur de penitencia et remissionibus“. Der auf diese Weise 
angezeigte Theil beginnt mit den Worten: „Post abissum et laqueos 
babilonice profunditatis et interciaciones peccatorum .. de quibus 
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in precedentibus dictum est... restat ut ad peccatorum quietem .. 
solliciti festinemus, inquirentes viam rectam et necessariam, que 
quidem est penitencia . . circa quam prima questio: quid sit 
penitencia“. Zur Beantwortung dieser und der darauf folgenden 
Fragen werden Raymundus, Hostiensis, Hugo, Thomas von Aquino 
und die Summa Pisana herangezogen; von Fall zu Fall werden 
das unter dem Namen Innocenz IV. vorkommende Werk, sowie 
Johannes a Deo und Petrus Oantor citirt. Der Katalog schreibt 
das Werk irrthümlich dem Raynerius Pisanus zu. — 

295. In I. f. ch. 255. (G.) (15. Jahrhundert) kommt f. 189 
die „aurea summa de penitencia“ vor; sie beginnt, so wie bei 
Schulte!, mit den Worten: „Quoniam peccantibus post bap- 
tismum.* — 

296. I. 4° ch. 20. (G.) (15. Jahrhundert) enthält f. 160Y fol- 
gendes Busswerk: „In principio narracionis nostre illius gratiam 
et adiutorium imploro, qui est principium omnis gratie, fons et 
origo omnis boni .. . Imprimis ergo cuilibet prelato tria sunt 
consideranda etc.*. Das ganze, ziemlich umfangreiche Werk be- 
handelt die Pflichten der Geistlichkeit in Bezug auf die Hand- 
habung der Busse in ziemlich banaler Weise, wobei das Juristische 
in den Hintergrund tritt. — 

297. Eine ebenfalls für die Bedürfnisse der Curatgeistlichkeit 
berechnete und ganz populär gehaltene Instruction finden wir in 
I. 4° ch. 82. (G.) (15. Jahrgang) f. 108°. „Nota quod quilibet 
artifex tenetur scire debita ea, quae pertinent ad suum officium .. 
Sic eciam, immo magis, quilibet sacedos tenetur scire... Sunt 
igitur 7 sacramenta etc.“. Doch wird zumeist nur von der Busse 
gesprochen, die Bemerkungen über die anderen Sacramente bilden 
gewissermassen nur eine Ergänzung der Bussdisciplin. — 

298. In I. 8° ch. 29. (G.) (15. Jahrhundert) kommt auf f. 235 
die von Schulte? angeführte Schrift vor. Interessant ist es zu 
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gonis Dris decr. 1283, 13. Batholomaei de Labro 1284, 14. Ber- 
doldi iur. can. et civ. Dris 1287, 15. Guidonis de Baysio 1286, 
16. Marsilii 1286, 17. Guidonis de B. 1284, 18. Marsilii 1287, 
19. Guidonis de Vercellis 1288, 20. Marsilii de Mantighellis 1287, 
21. Jacobi de Baysio 1287, 22. Guilelmi de Bonis Consiliis 1287, 
23. Huguccionis Vercellensis 1287, 24. Guidonis de B. 1287, 
25. Marsilii 1288, 26. Jacobi de Baysio 1287, 27. Joh. de Monte 
Murlo 1288, 1292, 28. Stephani Dris 1292, 29. Marxilii 1293, 
30. Joh. de Monte Murlo 1290, 31. Guilelmi de Petra lata 1293, 
32. Joh. de Monte Murlo 1292, 33. Guil. de Petra lata 1293, 
34. Stephani Dris 1292, 1283. — 

Im zweiten Theile kommen abermals Quaestiones derselben 
Gelehrten vor. — 


Anonyme Schriften. 


Bekanntlich ist es selbst mit den literarischen Hülfsmitteln, 
über die wir zur Zeit verfügen, nicht immer möglich die — ohne- 
hin meistens anonym vorkommenden — Werke mittelalterlicher 
Juristen zu definieren; für den überwiegenden Theil der von mir 
untersuchten Handschriften ist dies wohl gelungen; äussere Um- 
stände haben mich daran gehindert die Untersuchung noch ein- 
gehender zu gestalten, so dass ich nur die Wahl hatte, entweder 
die Veröffentlichung dieser Berichte für lange Zeit hinaus- 
zuschieben, oder ihn in dieser Gestalt zu geben; ich wählte das 
letztere, nachdem ja wohl auch anzunehmen ist, dass Special- 
forschern die hier zusammengestellten Angaben genügen dürften, 
um ein von mir nicht erkanntes anonymes Werk mit Sicherheit 
zu bestimmen. Wir wollen diese anonymen Werke in Gruppen 
anführen. 


a) Lecturae, apparatus, summae., 
251. In der sehr stark beschädigten Handschrift I. f. ch. 161. 
(G.) (15. Jahrhundert) finden wir eine „Lectura primi libri decre- 


talium“, deren zweiter Titel: „Hic continentur omnes glosae 
decretalium. Et primo glosa et rubrica de constitutionibus, in 
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partibus Bononiae conscripta a. 1421“; die Handschrift ist un- 
vollständig. 

252. I. f. ch. 385. (Z.) (14. Jahrhundert) enthält einen Appa- 
rat zum I. Buch der Decretalensammlung Gregors IX. Die Anfangs- 
worte: „Venite filii, audite me, timorem Domini docebo Vos... 
In quibus verbis sic assumptis, tria invenio: 1° quod sciencia 
juris canonici est prae caeteris scienciis justior etc.“ Sodann 
bekämpft der Verfasser das Lesen der römischen Classiker und 
hebt die Nothwendigkeit des Studiums der Kirchenväter hervor. 
Im zweiten Theile der Vorrede, die mit den Worten „Sed ante- 
uam ad divisionem compilationis nostre accedamus, videndum 
est, quae fuit causa condendi leges“ beginnt, erwähnt er ältere 
Compilationen und die gesetzgeberische Thätigkeit Gregors IX. 
Die aus 256 Blätter bestehende Handschrift umfasst nur die auf 
das I. Buch sich beziehenden Ausführungen. 

253. In II. f. ch. 23. (G.) 15. Jahrhundert, begegnen wir eben- 
falls einer Summa: „Incipit nova compilacio Dni Gregorii 
Pape VIIII... In principio cuiuslibet libri oportet principaliter IIII 
videre: videlicet primo, que sit causa materialis, II® que sit causa 
formalis, III? que sit causa efficiens, ILII® que sit causa finalis“, 
Doch ist die Darstellung weder systematisch, noch erschöpfend ; 
der Verfasser bespricht eine Anzahl von Kapiteln, die verschiede- 
nen Büchern entlehnt sind. — Auf f. 51 enthält dieselbe Hand- 
schrift eine. kurze Summe der Dekretalen Bonifaz’ VIII: „In- 
cipiunt notabilia in effectu omnium decretalium super VItum, cum 
intellectu quam in glosis“. 

254. II. f. ch. 108. (Z.) 15. Jahrhundert, enthält eine Lectura, 
die sich an die (zlosse stark anlehnt. Sie beginnt: „Bonifacius. 
Nota quod papa quam scribit, premittit nomen suum®. Der Ver- 
fasser beruft sich zumeist auf Joannes Andreae und zwar sowohl 
auf seinen Commentar als auch auf seine Novelle und bemerkt 
zum Schlusse: „Ultima sit questio hic plene disputata per prae- 
fatum dnum Jo. Andr., ut se hic eandem tractaturus promisit 
super prima glossa prohemii conpilacionis Gregoriane in hiis ter- 
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gonis Dris decr. 1283, 13. Batholomaei de Labro 1284, 14. Ber- 
doldi iur. can. et civ. Dris 1287, 15. Guidonis de Baysio 1286, 
16. Marsilii 1286, 17. Guidonis de B. 1284, 18. Marsilii 1287, 
19. Guidonis de Vercellis 1288, 20. Marsilii de Mantighellis 1287, 
21. Jacobi de Baysio 1287, 22. Guilelmi de Bonis Consiliis 1287, 
23. Huguccionis Vercellensis 1287, 24. Guidonis de B. 1287, 
25. Marsilii 1288, 26. Jacobi de Baysio 1287, 27. Joh. de Monte 
Murlo 1288, 1292, 28. Stephani Dris 1292, 29. Marxilii 1293, 
30. Joh. de Monte Murlo 1290, 31. Guilelmi de Petra lata 1293, 
32. Joh. de Monte Murlo 1292, 33. Guil. de Petra lata 1293, 
34. Stephani Dris 1292, 1283. — 

Im zweiten Theile kommen abermals Quaestiones derselben 
Gelehrten vor. — 


Anonyme Schriften. 


Bekanntlich ist es selbst mit den literarischen Hülfsmitteln, 
über die wir zur Zeit verfügen, nicht immer möglich die — ohne- 
hin meistens anonym vorkommenden — Werke mittelalterlicher 
Juristen zu definieren; für den überwiegenden Theil der von mir 
untersuchten Handschriften ist dies wohl gelungen; äussere Um- 
stände haben mich daran gehindert die Untersuchung noch ein- 
gehender zu gestalten, so dass ich nur die Wahl hatte, entweder 
die Veröffentlichung dieser Berichte für lange Zeit hinaus- 
zuschieben, oder ihn in dieser Gestalt zu geben; ich wählte das 
letztere, nachdem ja wohl auch anzunehmen ist, dass Special- 
forschern die hier zusammengestellten Angaben genügen dürften, 
um ein von mir nicht erkanntes anonymes Werk mit Sicherheit 
zu bestimmen. Wir wollen diese anonymen Werke in Gruppen 
anführen. 


a) Lecturae, apparatus, summae., 


251. In der sehr stark beschädigten Handschrift I. f. ch. 161. 
(G.) (15. Jahrhundert) finden wir eine „Lectura primi libri decre- 
talium“, deren zweiter Titel: „Hic continentur omnes glosae 
decretalium. Et primo glosa et rubrica de constitutionibus, in 
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partibus Bononiae conscripta a. 1421“; die Handschrift ist un- 
vollständig. 

252. 1. f. ch. 385. (Z.) (14. Jahrhundert) enthält einen Appa- 
rat zum I. Buch der Decretalensammlung Gregors IX. Die Anfangs- 
worte: „Venite filii, audite me, timorem Domini docebo Vos... 
In quibus verbis sic assumptis, tria invenio: 1° quod sciencia 
juris canonici est prae caeteris scienciis justior etc.“ Sodann 
bekämpft der Verfasser das Lesen der römischen Classiker und 
hebt die Nothwendigkeit des Studiums der Kirchenväter hervor. 
Im zweiten Theile der Vorrede, die mit den Worten „Sed ante- 
uam ad divisionem compilationis nostre accedamus, videndum 
est, quae fuit causa condendi leges“ beginnt, erwähnt er ältere 
Compilationen und die gesetzgeberische Thätigkeit Gregors IX. 
Die aus 256 Blätter bestehende Handschrift umfasst nur die auf 
das I. Buch sich beziehenden Ausführungen. 

253. In II. f. ch. 23. (G.) 15. Jahrhundert, begegnen wir eben- 
falls einer Summa: „Incipit nova compilacio Dni Gregorii 
Pape VIIU... In principio cuiuslibet libri oportet principaliter III 
videre: videlicet primo, que sit causa materialis, II que sit causa 
formalis, III® que sit causa efficiens, ILII® que sit causa finalis“, 
Doch ist die Darstellung weder systematisch, noch erschöpfend ; 
der Verfasser bespricht eine Anzahl von Kapiteln, die verschiede- 
nen Büchern entlehnt sind. — Auf f. 51 enthält dieselbe Hand- 
schrift eine. kurze Summe der Dekretalen Bonifaz’ VIII: „In- 
cipiunt notabilia in effectu omnium decretalium super VItum, cum 
intellectu quam in glosis“. 

254. II. f. ch. 108. (Z.) 15. Jahrhundert, enthält eine Lectura, 
die sich an die Glosse stark anlehnt. Sie beginnt: „Bonifacius. 
Nota quod papa quam scribit, premittit nomen suum“. Der Ver- 
fasser beruft sich zumeist auf Joannes Andreae und zwar sowohl 
auf seinen Commentar als auch auf seine Novelle und bemerkt 
zum Schlusse: „Ultima sit questio hic plene disputata per prae- 
fatum dnum Jo. Andr., ut se hic eandem tractaturus promisit 


super prima glossa prohemii conpilacionis Gregoriane in hiis ter- 
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minis utrum magistri, compositores librorum vel scripturarum, sua 
nomina debeant in illis scribere, per novissimum modum determinat 
et soluit, ponendo sub primo v. casus et illorum exempla, quibus 
non inscribens non peccat, et alios v. quibus peccat. Et de in- 
scribente simpliciter ponit casus, quibus non peccat et tres quibus 
peccat. Et sic est finis Deo gratias“. 

255. II. f. ch. 209. (G.) 15. Jahrhundert, enthält das zweite 
Buch einer sehr umfangreichen Lectura: „Ista rubrica continuat 
ad precedentem in hunc modum: Dictum est supra de preparato- 
riis judiciorum, nunc restat videre rubricam de judiciis“; dieses 
zweite Buch umfasst 388 Blätter. 

256. Ebenso umfangreich war die Lectura, deren zweites Buch 
wir in Il. f. ch. 217. (G.) (15. Jahrhundert) finden. Sie beginnt: 
„Ad excitandum desiderii favorem in animo audiencium, con- 
sueverunt librorum lectores in principio eorum scienciam libri 
commendare et alia, que animos audiencium benivolos et attentos 
reddere possunt, annotare“. Es ist dies also ein Vortragsheft. 


b) Repertoria!, casus, questiones. 


257. In I. f. m. 55. (G.) 15. Jahrhundert, begegnen wir f. 185 
einer Erörterung der auf die Publicationsart der Decretalen be- 
züglichen Fragen; es werden hierbei Bonaguida Aretinus und Abbas 
Siculus citiert. 

258. I. f. ch. 43. (G.) (15. Jahrhundert) enthält f. 24 eine 
Anzahl kurzer canonistischer Fragen und Antworten. Die erste 
lautet: „Quare dicitur denarius S. Petri. Resp. quod Polonie non 
erat Rex, sed erat unus monachus, qui tunc fuit factus per domi- 


i Summarisch abgefasste Werke kommen bekanntlich sehr häufig anonym 
vor; ihre Bedeutung ist eine ganz geringe, nachdem sie ja in den aller- 
seltensten Fällen irgendwie selbständig sind. Es wäre daher geradezu über- 
flüssig gewesen, die ohnehin spärlich bemessene Zeit für das Aufsuchen der 
nicht genannten Verfasser von Repertorien und ähnlichen wissenschaftlich 
wenig bedeutenden Schriften zu opfern. — Mit Rücksicht auf die in diesem 
Berichte angestrebte Vollständigkeit dürften sie aber doch nicht übergangen 
werden. — 
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num Apostolicum Rex Polonorum et constituit dare talem de- 
narium“®. 

259. In I. f. ch. 160. (G.) (15. Jahrhundert) finden wir f. 212 
unter dem Titel: „Item nota rubricas juris“ ein Repertorium, 
welches mit den Worten beginnt: „Crimina gravia et non notoria, 
non debet prelatus relinquere impunita. Crimine occulto detentus 
non debet publice arrogari vel a communioue arceri si secrete 
monicioni voluerit acquiescere sacerdotis (Extr. Si sacerdos)“ u. s. w. 

260. I. f. ch. 279. (G.) (15. Jahrhundert) enthält f. 8 eine 
weit ausführlichere und reichhaltige alphabetische Zusammenstellung 
kanonistischer Regeln, deren erste: „Abbas si contra regulam fe- 
cerit, ab episcopo suo corrigatur“. 

261. I. f. ch. 318. (G.) (15. Jahrhundert) f. 261 kommt ein 
ebenfalls alphabetisches, aber viel kürzeres „Repertorium Extra- 
vagancıum“® vor, dasselbe beginnt mit den Worten: „Actiones 
reales videlicet*“. 

262. I. f. ch. 403. (G.) 14. Jahrhundert, enthält eine Reihe 
von praktischen Fällen und Fragen, die sich fast ausschliesslich 
auf die thätliche Beleidigung von Clerikern und auf das Zinsen- 
verbot beziehen. 

263. I. 4° ch. 20. (G.) (15. Jahrhundert) enthält f. 247Y eine 
Reihe von kurzen Fragen, ähnlich denjenigen, denen wir in I. f. 
ch. 43. f. 24 begegneten (s. oben Nr. 258). 

264. In I. 4° ch. 141. (G.) (15. Jahrhundert) wird f. 25 „de 

proprietatis vitio in religiosis® gesprochen. Die Auseinandersetzung 
beginnt: „Ad cuius peccati detestationem possumus ponere aliqua 
exempla“ etc. 

265. II. f. ch. 111. (G.) enthält nach einer kurzen Zusammen- 
stellung der Decretalentitel ein anonymes Repertorium, dessen 
Anfangsworte: „Alpha et omega, principium ‚et finis, unum in 
essentia, trinum in personis... Ned quia... ad eiusdem matris 
SSme , advocate nostre et b. patris nostri Francisci . .. et ad 
utilitatem fratrum volentium dare consilium tam in foro peniten- 
ciali, quam iudiciali, secundum ordinem decretalium et titulorum, 

17* 
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specialiter propter sextum librum, ego frater P.* etc. Dieses 
Repertorium erinnert an das Werk des Petrus de Saxonia!, 
doch war es uns nicht möglich, die Identität festzustellen. 

266. II. f. ch. 199. (G.) (15. Jahrhundert) bringt f. 213 eine 
Anzahl von Definitionen: „Quod est Lex. Lex est constitutio scripta, 
vel lex est constitutio populi, quam majores natu simul cum ple- 
bibus etc.*. Am Schlusse heisst es; „Expliciunt flores Decretorum 
per Johannem de Plocka pro paupere Nicolao Odelf rescripti 
1447“. Diese Schrift erinnert an die von Schulte (l. c. II. 
491. Anm. 6.) angeführte Prager Handschrift. 

267. I. 4° ch. 205. (G.) enthält „Casus valde boni in jure 
canonico®. Es ist dies ein wenig ausführliches und auch stylistisch 
sehr mangelhaftes Repertorium, dessen Anfang: „Abbatissa debet 
loqui preposito cum testimonio duarum sororum“. 

268. Das in II. 8° m. 8. (G.) (15. Jahrhundert) enthaltene 
kurze Repertorium „Utrum unus abbas possit presidere pluribus 
monasteriis“ erinnert an die von Schulte (l. c. 1I. 422 sub 5) 
angeführte „Tabula super summam“. 

269. Ebenso kurz, aber nicht alphabetisch geordnet ist die 
in XVII. 4° ch. 134. (G.) (15. Jahrhundert) auf f. 156 vorkom- 
mende Schrift, deren Anfang: „Ne prolixitatis diffusio retardet 2 
retencione memoriam et latinitatis obscuritas hebetet intellectum, 
ideo docente Tullio prolixitas debet ad brevitatem reduci“. 


c) Pro foro interno. 


Die Anzahl dieser Schriften ist sehr gross; in einer Bibliothek, 
die zum grössten Theile aus Klosterbibliotheken besteht, ist dies 
auch nur natürlich; ihre Bedeutung aber steht geradezu in einem 
umgekehrten Verhältnisse zu ihrer Anzahl; denn die hier anzuführen- 
den sollten wohl zum allergrössten Theile der Praxis dienen und 
zwar der Praxis der niederen, weniger gebildeten Geistlichkeit. 
Auch sind die meisten dieser anonymen Schriften so kurz, dass 


ıS. Schulte, l. c. II. 450. 
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viele davon, die nur einige Blätter zwischen Werken anderen In- 
haltes füllen, nicht nur bei Abfassung des Katalogs unbemerkt 
bleiben, sondern auch bei einer genaueren Durchsuchung der be- 
treffenden Handschriften der Aufmerksamkeit entgehen konnten. 
So ist denn in dieser Beziehung von einer Vollständigkeit keine 
Rede und für diejenigen, die sich mit einer genauen Erforschung 
der canonistischen Bussdisziplin in Polen beschäftigen wollten, 
möge die hier folgende Aufzählung nur den Antrieb zur Durch- 
suchung anderer Handschriften namentlich der theologischen Ab- 
theilung bilden. Ebenso wie in den schon untersuchten, dürfte 
sich auch in vielen anderen Bemerkenswerthes finden, ohne dass 
der Katalog dessen erwähnt. — 

270. I. £. m. 76. (G.) (14. Jahrhundert) enthält f. 126° einen 
„tractatus brevis de integritate confessionis secundum fratrem Tho- 
mam de Aquino®. Esist dies ein 2 Blätter umfassender Auszug. — 

271. I. f. ch. 8. (G.) (14. Jahrhundert) enthält f. 72 die be- 
kannte „Summa metrica“ !, beginnend mit den Worten: „Poeni- 
teas cito peccator*. Dieselbe Schrift kommt ausserdem 272. in 
1. 4° m. 105. (G.) (14. Jahrhundert) f. 88 und 273. in I. 4° ch. 
211. (G.) (14. Jahrhundert) f. 11. vor; in der letzterwähnten Hand- 
schrift ist der Summa metrica eine Einleitung vorausgeschickt, 
deren Anfang: „Amice accommoda mihi tres panes“ lautet. — 

274. Die schon erwähnte Handschrift I. f. ch. 8. (G.) (14. 
Jahrhundert) bringt f. 36 einige Excerpte aus einer nicht bezeich- 
neten Summa. Diese Excerpte erörtern theorethische Fragen; sie 
beginnen: „Quaeritur primo circa penitentiam, utrum quilibet homo 
statim postquam mentaliter peccaverit etc.“. 

275. Dieselbe Handschrift enthält f. 68 noch ein Poenitential: 
„Gyrum celi circuivi sola et in fluctibus maris ambulavi et in omni 
gente et populo et generacione principatum tenui*. Sodann „in- 
cipit summa de modo confitendi et de modo videlicet penitenciam 
habendi ..... sub compendio recollecta“. Verfasser behandelt „mo- 


! Schulte, Il. c. H. 528. sub 1. 
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dum confitendi ex parte confitentis et ex parte confessoris“. Die 
Summe umfasst 4 Blätter. — 

276. In I. f. ch. 44. (G.) (15. Jahrhundert) kommt f. 221 ein 
Compendium vor, dessen Anfang: „Ad utilitatem eorum, qui curam 
gerunt animarum, hoc breve compendium de confessionibus audien- 
dis ex quorundam peritorum orthodoxorum dictis, diligenter col- 
lectis, auxiliante Deo, compegi... Huius igitur opusculi quatuor 
sunt partes, quorum 1* agit de confessoribus, 2* de confessionibus, 
3* de interrogationibus in confessione faciendis, 4* de penitenciüs 
injungendis. Circa primam partem, que agit de confessoribus, 
primo videndum est, quis possit audire confessiones etc.*. Am 
Schlusse dieses vorwiegend casuistischen Werkes heisst es: „Ex- 
plicit compendium confessionis, compilatum per fratrem Oonradi- 
num Ord. Cist., conpletum anno quo supra“. Der dieser Schrift 
vorausgehende Tractat, auf dessen Datum hier verwiesen wird, 
stammt aus dem Jahre 1397. Das Conpendium selbst erinnert 
an das von Schulte! erwähnte „Compendium casuum conscienciae®, 
das in der Breslauer Universitätsbibliothek in 5 Exemplaren vor- 
handen ist. Nun wäre es nicht unmöglich, dass unser Autor mit 
dem Cisterciensermönche Konrad von Ebrach?, der auch in 
Prag gelebt hat, identisch ist, dies umso mehr, als auch die Hand- 
schrift I. f. ch. 44., in der der Name des Verfassers des Com- 
pendiums vorkommt, aus Prag zu stammen scheint?. — 

277. In IL. f. ch. 47. (G.) (15. Jahrhundert.) f. 4, 278. 1. f. 
ch. 169. (G.) (15. Jahrhundert) f. 2”, und 279. II. 4° m. 20. (G.) 
(15. Jahrhundert) f. 5 ist das unter dem Namen Innocenz IV * 
häufig vorkommende, thatsächlich aber von einem unbekannten 
Verfasser stammende Poenitential enthalten. — 

280. I. f. ch. 187. (G.) 15. Jahrhundert, enthält f. 106 fol- 
gendes Poenitentiale: „Incipit opusculum super penitentes et primo, 


ı L. c. I. 530. 

2 S, Schulte, l. c. I. 435. 

’ Sie enthält nämlich die sub 239 erwähuten Schriften. — 
* S. Schulte, 1. c. IL 528. sub 2. 
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«uomodo sacerdos debeat suscipere penitentes more solto. Cum 
aliyquis venit ad sacerdotem confiteri ete.*. Diese Schrift erinnert 
also gewissermassen an die von Schulte! erwähnte, die in einer 
Prager Handschrift vorkommt. Was an diesem Bussbuche besonders 
auffällt, ist der Umstand, dass es Busscanones enthält, was jeden- 
falls für das 15. Jahrhundert nicht zu den gewöhnlichen Sachen 
gehört. Der Katalog schreibt das Werk dem Krakauer Bischofe 
Peter von Wysz zu; Dudik? hat diese Behauptung wiederholt; 
dieselbe scheint auf einem Irrthume, der sich in den Katalog der 
Warschauer Gesellschaft der Freunde der Wissenschaften ein- 
geschlichen hat, zu beruhen. Seine Begründung findet dieser Irr- 
thum darin, dass auf die Worte: „Explicit penitentiarius“ die Ein- 
leitung zu den Synodalstatuten des genannten Bischofs vom Jahre 
1396 unmittelbar folgt. Diese Verbindung ist aber eine rein zu- 
fällige, was auch daraus hervorgeht, dass 281. in I. 4° ch. 20. 
(G.) (15. Jahrhundert) f. 234° dieselbe Schrift vorkommt, ohne dass 
sie in irgend einer Weise mit der Person des Bischofs Peter von 
Wysz ın Zusammenhang gebracht wäre. — 

282. I. f. ch. 187. (G.) 15. Jahrhundert enthält f. 2Y eine 
„Expositio in summam Raymundi de Peäaforte“, die mit den 
Worten: „Bonitatem et disciplinam et scientiam doce me“ beginnt. 
283. I. f. ch. 234. (G.) (15. Jahrhundert) f. 138° bringt ebenfalls 
eine auf Raymund’s Werk beruhende praktische Erörterung der 
Busse: „Quaeritur circa summam Raymundi et primo de sacra- 
mentis“. 284. In I. 4°ch. 46. (Z.) (15. Jahrhundert) f. 5, 285, 
I. 4° ch. 184. (G.) (15. Jahrhundert) f. 1. und 286. I. 4° ch. 
226. (G.) (15. Jahrhundert) f. 1 haben wir die von Stintzing? 
beschriebene Umarbeitung der Summa Raymund’s mit dem dazu 
gehörigen Commentar. Zu dieser Gruppe gehören schliesslich 
287. I. 4° ch. 184. (G.) (15. Jahrhundert) f. 100 und 288. I. 4° 


ı L. c. 11. 532. sub 27. 
® L. c. 338. sub 11. 
> L. c. 502. 
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ch. 296. (Z.) f. 212, wo unter dem Titel „Que penitencia sit pro 
peccatis singulis injungenda“ 46 Fälle unter Zuhilfenahme Ray- 
mund’s besprochen werden. — 

289. Das in I. f. ch. 215. (G.) (15. Jahrhundert) f. 251Y vor- 
kommende Poenitentiale „Qualiter sacerdos debet se habere circa 
poenitentem“ erinnert an das von Schulte !in einer Prager Hand- 
schrift gefundene. 

290. I. 4° ch. 34. (G.) (15. Jahrhundert) enthält f. 1 ein 
„Lumen poenitenciariorum seu confessorum ad revelacionem gen- 
cium fidelium et gloriam plebis Christianorum“. Es beginnt: „De 
pauperculo mei ingenii thesauro“ und behandelt hauptsächlich die 
Befugnisse der römischen Bussbehörden. 

291. Ganz populär ist dagegen die in derselben Handschrift 
f. 128° enthaltene Abhandlung „de inquisicione in confessione*, 
Sie behandelt durchweg praktisch die Frage „qualiter debent in- 
quir, qui veniuut in confessionem: frater vel soror, scis tu pater 
noster et ave Maria et credo etc.“. 

292. Ebenfalls praktische Zwecke verfolgt die auf f. 131 der- 
selben Handschrift vorkommende „Summa de confessione, bona 
et utilis et proficua. Confessor circa poenitentem taliter se habeat: 
primo reddat se sıbi affabılem etc.“. Nach dieser Instruction folgen 
die Definitionen verschiedener schlechten Eigenschaften und schliess- 
lich werden die zehn Gebote besprochen. 

293. Eine ähnliche kurze Anleitung zur Handhabung des 
Busssacraments finden wir in I. 4° ch. 211. (G.) (15. Jahrhundert) 
f. 22°. Sie beginnt: „Hic confessor debet esse providus et primo 
cum ad eum accesserit peccator etc.“. 

294. I. 4° ch. 228. (G.) (15. Jahrhundert) enthält offenbar ein 
Bruchstück einer grösseren Arbeit. Es heisst nämlich zu Anfang: 
„Dequitur de penitencia et remissionibus“. Der auf diese Weise 
angezeigte Theil beginnt mit den Worten: „Post abissum et laqueos 
babilonice profunditatis et interciaciones peccatorum .. de quibus 


—e 


ı L. c. II. 530 sub 11. 
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in precedentibus dictum est... restat ut ad peccatorum quietem... 
solliciti festinemus, inquirentes viam rectam et necessarlam, que 
quidem est penitencia . . circa quam prima questio: quid sit 
penitencia®. Zur Beantwortung dieser und der darauf folgenden 
Fragen werden Raymundus, Hostiensis, Hugo, Thomas von Aquino 
und die Summa Pisana herangezogen; von Fall zu Fall werden 
das unter dem Namen Innocenz IV. vorkommende Werk, sowie 
Johannes a Deo und Petrus Cantor citirt. Der Katalog schreibt 
das Werk irrthümlich dem Raynerius Pisanus zu. — 

295. In I. f. ch. 255. (G.) (15. Jahrhundert) kommt f. 189 
die „aurea summa de penitencia® vor; sie beginnt, so wie bei 
Schulte!, mit den Worten: „Quoniam peccantibus post bap- 
tismum.* — 

296. I. 4° ch. 20. (G.) (15. Jahrhundert) enthält f. 160 fol- 
gendes Busswerk: „In principio narracionis nostre illius gratiam 
et adiutorium imploro, qui est principium omnis gratie, fons et 
origo omnis boni . .. Imprimis ergo cuilibet prelato tria sunt 
consideranda etc.“. Das ganze, ziemlich umfangreiche Werk be- 
handelt die Pflichten der Geistlichkeit in Bezug auf die Hand- 
habung der Busse in ziemlich banaler Weise, wobei das Juristische 
in den Hintergrund tritt. — 

297. Eine ebenfalls für die Bedürfnisse der Ouratgeistlichkeit 
berechnete und ganz populär gehaltene Instruction finden wir in 
I. 4° ch. 82. (G.) (15. Jahrgang) f. 108°. „Nota quod quilibet 
artifex tenetur scire debita ea, quae pertinent ad suum officium .. 
Sic eciam, immo magis, quilibet sacedos tenetur scire... Sunt 
igitur 7 sacramenta etc.*. Doch wird zumeist nur von der Busse 
gesprochen, die Bemerkungen über die anderen Sacramente bilden 
gewissermassen nur eine Ergänzung der Bussdisciplin. — 

298. In I. 8° ch. 29. (G.) (15. Jahrhundert) kommt auf f. 235 
die von Schulte? angeführte Schrift vor. Interessant ist es zu 


!L. c. I. 531. sub 20. 
® L. c. II. 531. sub 17. 
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sehen, wie sich diese Schrift 299. I. 4° ch. 82. (G.) (15. Jahr- 
hundert) f. 222 mit einer Ueberarbeitung der oben! besprochenen 
„Summa metrica“ verbindet; eine grosse Anzahl polnischer Glossen 
lässt die praktische Anwendung dieser Redaction vermuthen. — 

300. I. 4° ch. 194. (G.) (15. Jahrhundert) enthält eine Reihe 
von Erörterungen über verschiedene canonistische Gegenstände?; 
hierher gehören: f. 23Y „Casus in quibus confitens debet promittere 
parti lese restitutionem .. secundum Andream Hyspanum“; f. 32 
„Debita mercatorum, quomodo debent se habere“. — 

301. In I. 8° ch. 29. (G.) (15. Jahrhundert) finden wir f. 121 
unter dem Titel: „Quis sit proprius sacerdos“ Excerpte aus der 
Summa Pisana und theilweise auch aus Raymundus und Hostiensis; 
302. in I. 8° ch. 32. (G.) (15. Jahrhundert) f. 10° nur ganz popu- 
läre „regule S. Theologie utiles valde et breves super confessio- 
nibus audiendis®. Ebenso praktisch und populär sind 303. die in 
II. f. ch. 236. (G.) (15. Jahrhundert) f. 77 enthaltenen „interroga- 
tiones, que faciende sunt in confessione. Sunt precepta 10 ser- 
vantis novam legem.*“ Die hier verzeichneten Fragen beziehen 
sich auf die sieben Todsünden u. a. m. Auf die Instruction für: 
den Beichtvater folgt die Besprechung der Excommunication. 
Demselben Zwecke dient 304. der daselbst f. 83 vorkommende 
„Tractatus multum utilis confessoribus“, in dem die wichtigsten 
Definitionen der Delicte im Sinne von Hugo, Hostiensis u. A. 
zusammengestellt sind und 305. II. 4° ch. 405. (Z.) (15. Jahr- 
hundert) f. 164 „Liber brevis de informacione confessorum*®, so- 
wie endlich 306. die daselbst f. 170 enthaltene Bestimmung der 
Busssätze: „Cum penitentia sit proprie singulis injungenda“, wobei 
zumeist Hostiensis citirt wird. — 

Endlich erwähnen wir noch 307. die in derselben Handschrift 
f. 28 vorkommende „Summa confessorum, breris et multum utilis 
penitencie, scripta per predictum Joannem Avinione.“ Sie be- 
ginnt: „Sciendum est, quod sacerdos habere debet aliquem brevem 


ı No. 271—273. 
® Im Katalog heisst es einfach: „Jus canonicum“. 
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sermonem etc.“. Die Worte „per predictum Joannem“ sind 
hier unverständlich, nachdem in dieser Handschrift ein Johannes 
nicht vorkommt. Wir haben nicht feststellen können, ob dieses 
Werk mit dem von Schulte! angeführten identisch ist. — 


d) Processuale Schriften. 


308. In I. f. ch. 13. (G.) 14. Jahrhundert, f. 139 folgen auf 
Horborch’s Sammlung von Entscheidungen der Rota Romana die 
„Decisiones accurtate“. Es ist dies ein processuales Handbuch, 
das seinen Stoff in 25 Capiteln behandelt?. 

309. II. f. ch. 108. (Z.) (15. Jahrhundert) enthält f. 169 
ebenfalls ein processuales Handbuch, dessen Anfang aber fehlt. 
Der erhaltene Theil beginnt: „Viso qualiter citacio fieri debeat, 
nunc qualiter citatus reus debeat compareri“* und behandelt so- 
dann die Bestellung eines Procurators, sowie dessen Pflichten 
und Rechte. — 

310. In II. f. ch. 154. (G.) 14. Jahrhundert, begegnen wir 
f. 1 einer breit angelegten processualen Summa. Dieselbe beginnt 
unter dem Titel: „De mutuis peticionibus® mit der Besprechung 
des c. 1. X. II. 4, sodann unter dem Titel „De litis contestacione“ 
mit der Erörterung des c. un. X. II. 5. und behandelt ziemlich 


!L. ce. LUI. 532. sub 28. 


? De potestate judicis. De sententia. 
De judicibus. De appellacionihus. 
De commissionibus. De devolucionibus. 
De corpulsoriis et citationibus. De restitut. in integr. 
De libellis et litis contestatione. De beneficiis et gratiis. 
De juramento calumpniae. De jurepatronatus et presentatio- 
De positionibus et articulis. nibus. 
De petitorio et possessorio. De regularibus. 
De sequestratione. De sponsalibus, 
De testibus. De injuriis. 
De remissionibus. De sent. excommunicatonis et ab- 
De excepcionibus, solucionis. 
De prescriptionibus. De verborum significatione, — 


De conclusionibus. 
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ungleichmässig die einzelnen Theile des Processes. Diese Ungleich- 
mässigkeit, sowie der Umstand, dass eine jede Rubrik mit „In 
nomine Domini“ beginnt und mit „Benedictus Deus“ schliesst, 
und schliesslich die auf f. 40 vorkommende Notiz „glossam pro- 
lixam expediam hodie“ scheinen darauf hinzuweisen, dass dies ein 
Collegienheft ist. Verfasser kennt die Glosse und die Clementinen 
citiert aber keine Literatur. — 

311. In II. f. ch. 201. (G.) (15. Jahrhundert) finden wir f. 52 
unter dem Titel: „Incipit ordinarius primus liber sextus“, ein pro- 
cessuales Handbuch, dessen Anfang: „Quia causarum decisio per 
judicium habet terminari, videndum est, quid sit causa, quid ju- 
dicium etc.“. Das letzte Capitel handelt „De transactionibus“, 

312. Dieselbe Handschrift enthält f. 105° einen anderen pro- 
cessualen Tractat. Der Anfang lautet: „Sedulis adhortacionibus 
tuis, Rev. socie ac carissime amice . . . opus aggredior modo 
nempe difficile... Sane quamvis hec materia hodie per plures 
viros magnificos videatur expedita, qui libellos ordinis judiciarii 
juxta formam canonum ac Rom. Ourie consuetudinem ediderunt etc.“. 
Das Werkchen ist populär gehalten und lehnt sich zumeist an 
Tancred an. — 

313. In XVII. 4° ch. 131. (G.) (15. Jahrhundert) kommt ein 
kurzer Tractat vor: „Antequam dicatur de processu, notandum 
est, quid sit iudicium et quot sunt species iudici et que sunt 
persone, que debent consistere in judicio“. Der 11 Blätter um- 
fassende Tractat gewinnt an Bedeutung dadurch, dass bei der 
Erörterung des Urtheils, f. 10 ein Urtheilsformular vom Jahre 
1248 eingeschaltet ist!. 314. Aehnlich lauten die Anfangsworte 
eines Tractats, dem wir in XVII. 4° ch. 134. (G.) (15. Jahr- 


ı „Ego H. civitatis spiritualis judex, in causa, que inter Petrum ex una 
parte et Paulum ex altera vertitur, super tali vinea, auditis allegationibus 
. . propositis et examinatis . .. de prudentium virorum consilio, absolvo, 
Petrum ab instantia Pauli, eidem Paulo perpetuum silentium imponens super 
vinea tali, condempno etiam ipsum predicta auctoritate judiciali in expensis 
quas fecit Petrus in lite predicta et extra litem. Datum in Claustro 
S. Spiritus. A. Dni 1248, IV kal. Juni. — 
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hundert) f. 98 begegnen; doch verschwindet hier der Text, oder 
wird wenigstens sehr stark verdrängt durch die grosse Anzahl 
von eingeschalteten Formularien, die, soweit sie datiert sind, aus 
dem Jahre 1390 stammen und meistens für die Breslauer und 
Prager Diöcesen berechnet sind. — 

Neben diesen mehr oder weniger ausführlichen Tractaten, 
die eine Darstellung des gesammten Processes bezwecken, fehlt 
es hier nicht an Auseinandersetzungen einzelner Theile der pro- 
cessualen Disciplin und Praxis. Von diesen monographischen 
Arbeiten sind zu erwähnen: 

315. I. f. ch. 13. (G.) 14. ‚Jahrhundert, f. 152 „De modo 
procedendi per audientiam contradictarum“. Der Stoff wird 
in folgender Weise eingetheilt: „De causis gravaminum, De causis 
appellationum in partibus interpositorum, De resumpcione cause 
per alium auditorem, De modo procedendi vigore commissionis, 
De inhibicionibus®. — 

Die Kenntniss der legalen Fristen war von hoher Bedeutung; 
damit beschäftigten sich: 316. I. 4° ch. 99. (G.) (15. Jahrhundert) 
f. 338 „Observaciones terminorum“, worin verschiedene Fristen 
der päpstlichen Gerichtsbehörden erörtert werden, und zwar 14 
in der ersten, 12 in der zweiten, 10 in der dritten Instanz und 
zwei in dem Verfahren der Audientia contradictarum. Ebenso 
317. I. £. ch. 33. (G.) (15. Jahrh.) f. 43; 318. II. f. ch. 134. 
(Z.) (15. Jahrh.) f. 134’ und 319. II. f. ch. 201. (G.) (15. Jahr- 
hundert f. 128; 319a. I. f. ch. 11. (G.) (14. Jahrh.) entbält f. 180 
einen „Stylus pallacii“, dessen Anfangsworte: „Primo presentata 
commissione, si pars dicatur in curia esse“ lauten und der in 17 
Capiteln, wovon das erste „Qualiter fit contra contumaceın par- 
tem“ und das letzte „De salario notariorum pallacii* den Process 
behandelt. 

Monographisch werden ferner behandelt 320 in I. 8°. ch. 
29. (G.) f. 390 „Utrum Judei et Sarraceni in ferendis testimoniis 
super civilibus aut criminalibus causis possint per testes convinci 
Christianos“; 321. in II. f. ch. 170. (G.) (15. Jahrh.) f. 48° 
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„Exhibicio et receptio rescripti*; 322. daselbst f. 71Y die Auf- 
gabe der Anwälte: „Advocati sunt, qui ambigua facta causarum etc.“ 
und ihre Rechte: „De salario advocatorum“. — 


e) Anonyme Monographieen über andere Gegenstände. 


323. I. f. ch. 123. (Z.) (15. Jahrh.) f. 350 enthält einen 
„Tractatus de potestate! Pape“. Sein Anfang lautet: „Apostolus 
ad Rom. X. loquens de Judeis dicit, quod ignorantes Dei justi- 
ciam et suam querentes statuere, justicie Dei non sunt subjecti.... 
Huic autem aliquid accidere simile hiis diebus, quia quidam igno- 
rantes potestatem Sedis Apostolicae, vel contempnentes eandem 
et querentes suam potestatem statuere et indebite ampliare, nolunt 
recognoscere, suam potestatem esse a Sede Apostolica .... dicentes 
potestatem episcoporum et curatorum esse aeque immediate a 
Deo.... Ad huius igitur erroris exclusionem duo sunt facienda: 
videnda sunt quedam in generali de potestate jurisdictionis .. . 
deinde de exemptione „.. .*“ Die hier erwähnten Rechte des 
Papstes werden eifrig vertheidigt. In demselben Sinne äussert sich 
der Verfasser des 324. in II. f. ch. 178. (G.) (15. Jahrhundert) 
f. 1 enthaltenen „Tractatus de potestate Apostolorum et Episco- 
porum, an sit a Papa et an utraque in mente a Deo“. 

Das päpstliche Einkommen behandelt 325. II. 4°. ch. 346. 
(Z.) (17. Jahrhundert) eine gehässige Aufzählung der „annatae seu 
taxationes ecclesiarum et monasteriorum per universum orbem.“ 
— Das Verhältniss des Papstes zum Concil 326. I. f. ch. 220. 
(S.) (15. Jahrhundert) f. 26” „Utrum ad tollendum scisma Domi- 
norum contendentium de papatu“ in einer dem Papste feindlichen, 
327. f. 43” daselbst dagegen in einer dem COoncile feindlichen 
Weise, 

! Im Katalog de paupertate. 

* Die Anfangsworte: „Circa questionem, qua queritur de potestate 
Apostolorum, utrum fuerit a Petro et de potestate Episcoporum an sit a 
Papa, an utraque in mente & Christo, aliqui adducunt auctoritates pro et 


contra“. 
® „Pro papa contra concilium. Pro cuius probacione etc.“. 
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Die Beziehungen des Papstes zur weltlichen Gewalt werden 
erörtert 328. in derselben Handschrift f. 65°!. — 

In engstem Zusammenhange mit diesen Schriften stehen die 
Auseinandersetzungen der gegenseitigen Beziehungen zwischen 
Staat und Kirche 329. II. f. ch. 178. (G.) (15. Jahrhundert) 
f. 37 bespricht die Frage: „utrum potestas secularis, per quam 
populus regitur, quantum ad temporalia, sit a Deo“. Der Beginn 
dieser in vier Theile zerfallenden Erörterung lautet: „Circa originem 
potestatum et jurisdictionum, quibus populus regitur etc.*. 330. 
I. f. ch. 236. (G.) 14. Jahrhundert, f. 164 und 331. IL. 4°. ch. 
41. (D.) (15. Jahrhundert) enthalten die bekannte „Disputacio 
inter clericum et militem“?. 332. I. 4° ch. 141. (G.) (15. Jahr- 
hundert) bringt f. 292 den „tractatulus de statu moderno Ecclesie, 
conpil. tempore Bonifacii pape IX, qui in lucem venit a. 1404“. 
Er beginnt: „Moyses sanctus et tanquam solitudinis amicus“; 
Verfasser vergleicht die Kirche mit dem brennenden Strauche, 
den Moses in der Wüste gesehen, doch brenne die Kirche wirk- 
lich und gehe dem Verderben entgegen. Daran sei die Straf- 
losigkeit der Begharden und anderer Ketzer, sowie das Con- 
cubinat der Cleriker, denen die Cortesani mit bösem Beispiele 
vorangehen, Schuld; dies alles dulde die Curie gleichgültig. „Ne 
autem quis credat ita esse debere . . . considerandum quo jure, 
ratione vel modo Sedes Apost. sibi usurpaverit provisionem epi- 
scopatuum, abbaciarum et aliarum dignitatum“. 

Die Ketzerfrage, die auch hier berührt worden ist, wird ein- 
gehender besprochen 333. in I. 4° ch. 50. (G.) (15. Jahrhundert) 
f. 148. Die hier enthaltenen: „Contra haereticos quaestiones“ 
sind gerichtet an „Universis Christi fidelibus, Regibus, Ducibus, 
Principibus, Marchionibus, Comitibus, Baronibus, nobilibus, clien- 
tibus, nec non aliis“. Sie beginnt: „Sacros. fidei definsores ac 
honoris Dni nostri Jesu Christi zelatores* und bekämpft die Irr- 


! „Interdum contingit, quod vitare volens aliquem errorem dilabitur in 
contrarium“. 
2 S. Goldast: Monarchia Romani Imperi I. p. 13. — 
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lehren der sogenannten „Capitanei Bohemorum“, namentlich Pro- 
kops; die Schrift ist datiert vom Jahre 1430. 334. I. 4° ch. 113. 
(G.) (15. Jahrhundert) enthält eine Schrift gegen die Hussiten und 
Arianer und ist dem Krakauer Bischofe Cardinal Olesnicki ge- 
widmet. 335. II. f. ch. 219. (G.) (15. Jahrhundert) f. 269 bietet 
Anleitungen zum Verfahren gegen Ketzer: „Pro informatione 
summaria interrogacio contra Wiclephistas et Hussitas et eorum 
errores. Primo qui est infamatus de fautoria . . ante omnia 
citetur et requiratur facere juramentum super imaginem Crucifixi“. 
Sodann werden sechs Fragen in. Bezug auf die Konstanzer Glaubens- 
lehren, sechs andere bezüglich der Beichte, zwei hinsichtlich der 
Censuren und acht hinsichtlich der Rechtskraft der Decretalen 
vorgelegt. 336. IV. f. ch. 102. (G.) (15. Jahrhundert) f. 226 ent- 
hält in ähnlicher Weise: „Interrogaciones, cum quibus interrogantur 
Wiclefistae* 14 Fragen. — 

337. II. f. ch. 178. (G.) (15. Jahrhundert) f. 17 bespricht in 
populärer Weise die Exemtionen, 338. I. f. ch. 215. (G.) (15. Jahr- 
hundert) f. 235 enthält den Anfang eines „tractatus de cura 
animarum cuiusdam doctoris* und behandelt eigentlich nur die 
Bedeutung des Wortes „clericus* mit Rücksicht auf die einzelnen 
Buchstaben dieses Wortes, während 339. I. 8° ch. 32. (G.) 
(15. Jahrhundert) f. 149 einen Tractat enthält, der die Rolle der 
Regulargeistlichkeit bezüglich der Seelsorge bespricht: „Ad laudem 
et gloriam Jesu Christi et ad errorum elucidationem .. sunt hic 
de libertatibus confessionum audiendarum, sepultureque questiones 
parvule et catholice, a jure et privilegiis conpendiose descripte etc.“. 
Die klösterlichen Rechte und Exemtionen sollen da in Einklang 
gebracht werden. — 340. I. f. ch. 255. (G.) (15. Jahrhundert) 
f. 244 enthält einen nur auf Ordensverhältnisse bezüglichen Tractat: 
„de statu monachorum et canonicorum regularium“. 

Kirchliche Delicte werden monographisch wenig behandelt; 
wir begegneten bloss 341. in I. 4° ch. 194. (G.) (15. Jahrhundert) 
f. 32’ einer Besprechung der Simonie und 342. daselbst f. 45Y 
einer Erörterung des Wuchers. 


Halban-Blumenstok, Die canonistischen Handschriften etc. 967 


Von den kirchlichen Strafen, die allgemein 343. in I. 8° ch. 
29. (G.) 15. Jahrhundert f. 401’ besprochen werden', wird dem 
Interdicte die grösste Aufmerksamkeit geschenkt. 

344. I. f. ch. 50. (G.) (15. Jahrhundert) f. 126° „De modo 
observandi quodlibet interdietum memoriale“. Der Anfang lautet: 
„Sciendum quod quando universus locus vel terra est ecclesiastico 
subposita interdicto, secundum jura quae vigent et viguerunt a. 
Dni 1301 hii articuli sunt tenendi etc.“. Der gesammte Stoff wird 
in 49 Artikeln erschöpft. 345. I. 4° ch. 194. (G.) (15. Jahr- 
hundert) f. 9” behandelt denselben Gegenstand summarisch?, in 
Anlehnung an Hostiensis und Bonaguida. 346. II. f. ch. 203. 
(G.) (15. Jahrhundert) f. 27° „Ad honorem Dei et gloriosae ma- 
tris suae (ut extr. De usu pallii) incipit summula brevis edicionis, 
ıue tempore interdicti prohibentur, vel conceduntur, in quantum 
ista materia tangit subditos etc.“ Diese Summula beruht zumeist 
auf dem bekannten Tractate des Joh. Calderinus; 347. II. £. ch. 
213. (G.) (15. Jahrhundert) f. 231Y enthält die Schrift „De ob- 
servatione interdicti generalis quoad religiosos* vom Jahre 1459, 
deren Anfang: „Ad amputandum errores“ lautet und die aus- 
schliesslich „ex dictis Johannis Calderini® zusammengestellt ist; 
348. II. 4° ch. 405 (Z.) (15. Jahrhundert) f. 175° behandelt den 
Gegenstand rein praktisch ®. Mit der Suspension beschäftigt sich 
349. I. 4’. ch. 194. (G.) (15. Jahrhundert) f. 16. — 

Dem Eherechte gehört 350. die in II. f. m. 21. (Pol.) (14. 
Jahrhundert) f. 3 enthaltene kurze Auslegung des „Arbor“ an. — 


f) Bruchstücke. 


Der Vollständigkeit halber sollen auch die wenn auch natur- 
gemäss eines selbständigen Werthes entbehrenden Bruchstücke 


ı „Sequitur tractatus de censuris ecclesiasticis* (9 Blätter in 8°). 
3 „Interdicetum duobus modis sumitur, quis potest interdicere, pro quo 
debet fieri interdietum“. 
® „Interdictum est censura ecclesiastica a divinis suspendens officiis“. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. V. 2. 18 
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anonymer Schriften angeführt werden, obwohl selbstredend auclı 
bei noch so genauer Durchforschung der untersuchten Handschriften 
manches Bruchstück unbemerkt bleiben konnte; es sind natürlich 
hier nur diejenigen berücksichtigt worden, die, wenn sie auch kurz 
sind, dennoch der Literatur anzugehören scheinen; kurze Sätze, 
Notabilia u. s. w., die in allen mittelalterlichen Handschriften die 
leeren Blätter füllen, gehören nicht hierher, obgleich wir gerne 
zugeben, dass eine Grenze schwer zu bestimmen ist. — 

351. I. f. m. 70. (Z.) 14. Jahrhundert, enthält f. 145 nnd 146 
Aussprüche verschiedener Canonisten über die Benefizien, 352. 
I. f. ch. 4. (G.) 14. Jahrhundert, f. 156 einige „quaestiones“, deren 
erste „utrum quum electio solempnis est facta in Almania de Dno 
imperatore statim consequatur nomen imperatoris“; 353. I. f. ch. 
123. (Z.) (15. Jahrhundert) f. 123 bespricht die canonische Wahl, 
354. I. f. ch. 159. (G.) (15. Jahrhundert) f. 192 enthält „Quaestio- 
nes bonae et satis difficiles: Utrum rector Ecclesiae parochialis 
potest tenere vicarium alterius diocesis etc.“. 355. I, f. m. 70. 
(Z.) 14. Jahrhundert, f. 143 „De informacione simplicium sacer- 
dotum“, 355a. in I. f. ch. 43 (G.) f. $8 „Quaeritur utrum nos 
religiosi, ac tamen curam populi habentes, possumus procurare“, 
356. I. 4° ch. 20. (G.) (15. Jahrhundert) f. 2. „Modoille, 
qui non vult obmittere peccata* ein Bruchstück aus dem Ge- 
biete der Beichtdisziplin, 357. f. 136° daselbst „Item nota 5 
sunt cause male confessionis“. 357a. in II. f. ch. 146 (G.) f. 163“ 
„De absolucione ad cautelam“, 358. I f. ch. 256. (G.) (15. Jahr- 
hundert) f. 230: „Ista dubia sunt extracta de libris decretalium 
utilia. Quaeritur, quid sit baptisma“. Auf die Benefizienfrage 
bezieht sich 359. 1. f. ch. 318. (G.) (15. Jahrhundert) f. 263 „Modi 
vacandi beneficiorum, 8360. I. 4° ch. 223. (D.) 14. Jahrhundert 
„Utrum clerus debuit dotacionem, quam modo occupat, a Dnis 
temporalibus recepisse®. Repetitionen kommen fragmentarisch vor 
361. in II. f. ch. 203. (G.) (15. Jahrhundert) f. 25Y „Quoniam omne 
quod non est ex fide peccatum est“ und 362. in II. f. ch. 41. 
(Z.) f 123 „Repetiturus decretalem .presbyter que‘“, 
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Bruchstücke von Commentaren finden wir: 363. in IL f. m. 
24. (unbekannter Herkunft) 14. Jahrhundert, einen Theil des dritten 
Buches eines Decretalenkommentars, 364. L f. ch. 260. (G.) 15. 
Jahrhundert, f. 49 „De constitutionibus Lib. I.“, wobei nur die 
Geltung der Constitutionen besprochen wird, 365. in J. f. ch. 321. 
{G.) 15. Jahrhundert, f. 364 nach dem Rubrikenverzeichnisse „Fides 
est substantia et fundamentum rerum sperandarum“, 366. I. 4° 
ch. 99. (G.) 15. Jahrhundert, f. 1. „Proficere volentibus in studio 
Juris canonici, quasdam condiciones et regulas, quibus dirigi de- 
beant, Ostiensis in principio sue summe proponit etc.*, 367. II. 
f. ch. 43. (Z.) (15. Jahrhundert) f. 272 „Sciendum, quod modus 
agendi in libro decretorum distinguitur in tres partes, quarum 1* 
ministris, 2* negociis, 3* deputatur ecclesiasticis sacramentis*. — 
Aus Commentaren stammen ebenfalls 368. II. f. ch. 117. (G.) 
f. 1. „De prebendis et dignitatibus rubrica. Continuatur ad pre- 
cedentia hoc modo, per quem vidimus de vita clericorum“, und 
369. II. f. ch. 138. (G.) f. 203: „In decretales per dominum Pa. 
Pel. ‚Quod in dubiis‘, ‚Inter alia‘, ‚Cum illorum‘. 370. XVII. 4° 
ch. 134. (G.) f. 1. enthält das Mittelstück eines kurzen Commentars. 

Bruchstücke von Titelnregistern kommen vor: 371. in I. £. 
ch. 260. (G.) f. 204 und f. 220., 372. in II. f. ch. 100. (G.) 
f. 1., 373. in II. f. m. 5. (G.) 14. Jahrhundert, f. 88°, 374. in 
II. £. ch. 108. (Z.) f. 140 (reportaciones VI Libri Decretaliun), 
375. in IL f. ch. 170. (G.) £. 1., 376. in II. f. ch. 199. (G.) f. 210., 
377. in II. f. ch. 210. (G.) f. 239, 378. in IL. f. ch. 213. (G.) 
f. 229°., 379. in D. f. ch. 218. (G.) f. 1., 380. ın II. 4° ch. 35. 
G.) 3.5. Jahrhundert, f. 1. („Ista est prima pars decreti“) und 
381. in XVII. 4° ch. 134. (G.) f. 154; einzelne sind metrisch 
abgefasst. — | 

Auf das Eherecht beziehen sich: 382. 1. f. ch. 279. (G.) f. 3. 
„Impedimentum de cognacione spirituali“, 383. I. 8° ch. 29. (G.) 
15. Jahrhundert, f. 307. „De impedim. matrim.“, 384. daselbst 
f. 314. „De contrahendo matrim.“ und 385. II. f. ch. 203. (G.) 
f. 96°. einzelne Capitel von praktischem Werthe. — 

18* 


970 Abhandlungen. 
Die Denkmäler der Rechtspraxis. 


Es ist selbstverständlich, dass in einer Bibliothek, in der die 
canonistischen Handschriften eine solche Rolle spielen und in der 
wir zumeist Schriften finden, die dem praktischen Bedürfnisse 
Rechnung tragen, auch Vieles vorkommen muss, was der Bethäti- 
gung des Kirchenrechtes im Rechtsleben entsprungen ist und mit- 
unter über den Rahmen des streng Praktischen hinausging. 

Wir wollen vorerst dasjenige anführen, was der Rechtspraxis 
im engeren Sinne angehört, also vorerst Sammlungen von Ent- 
scheidungen der Rota Romana. 

386. I. f. ch. 4. (G.) (15. Jahrhundert) f. 70., 387.1. f. ch. 
13. (G.) (14. Jahrhundert) f. 1. und 388. I. f. ch. 321. (G.) (15. 
Jahrhundert) f. 155 enthalten diese Entscheidungen in der bekannten 
Fassung von Horborch. 389. In I. f. ch. 11. (G.) (14. Jahr- 
hundert) f. 157 begegnen wir den „Quaestiones decisae in Rota 
audienciae Domini Papae de diversis materiis“ die meisten datiert, 
die späteste vom 23. August 1372. — 3%. U. f. ch. 99. (G.) 
15. Jahrhundert, und 391. II. f. ch. 134. (Z.) f. 139 enthalten 
ebenfalls Entscheidungen dieser Curialbehörde. Von anderen hier- 
her gehörigen Handschriften erwähnen wir 392. 1I. f. ch. 29. (Z.) 
17. Jahrhundert!, worin eine Sammlung von Entscheidungen des 
Kölner bischöflichen Gerichtes aus den Jahren 1686—1691 ent- 
halten ist; wieso diese Handschrift nach Polen und sodann nach 
St. Petersburg kam, ist unbekannt; ferner 393. II. f. ch. 95. (G.) 
18. Jahrhundert, f. 174 eine Sammlung „praejudicatorum S. Nuntia- 
turae in Regno Poloniae“, deren Bearbeitung wir uns vorbehalten. — 

An das soeben Erwähnte schliessen sich Formularien und 
zwar zunächst eine gerichtliche Formelsammlung an; 394. 1. f. 
ch. 13. (G.) (15. Jahrhundert) f. 138 enthält eine „Citacio quum 
sit causa devoluta per appellacionem et primo ad dicendum contra 
commissionem. Mandat mgr. Ludovicus Aber, legum Dr. Dni 
Pape capellanus et ipsius S. Pallatii . . auditor specialiter de- 


ı Im Katalog als „Acta Conciliorum Ecclesiasticorum“ bezeichnet. 
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putatus“. Dieser Citatio folgt eine lange Reihe anderer Gerichts- 
akte, die theils als Formeln, theils als vollständige Akte auftreten; 
die Datierung lautet: „Rome, die, mense, pontificatus Dni nostri 
Bonifaciı Pape IX anno IIIl*. — 

Zahlreicher sind andere Formularien. 395. I. f. ch. 123. 
(Z.) (15. Jahrhundert) f. 70 enthält „Pulcrum regraciandi Pape 
vel alteri pro beneficio recepto et potest poni sub forma magis 
ornata et polita“, sowie eine Reihe von Formeln ähnlicher Art; 
396. II. f. m. 21. (Pol.) (14. Jahrhundert) f. 2 Vorlagen für Be- 
richte an den Papst über erfolgte Bischofswahlen! und zwar je 
nachdem die Wahl „per scrutinium“, „per compromissum“, „per 
inspirationem“ oder endlich „per quasi inspirationem“ erfolgt war; 
397. II. f. ch. 162. (G.) (15. Jahrhundert) bringt unter dem all- 
gemeinen Titel: „Instrumenta formulariorum de modo juridico* 
zuerst eine Bitte an den Papst um Verleihung eines Beneficiums, 
sodann ein Mandat päpstlicher Delegierter gegen eine nicht er- 
schienene Person, ferner eine Erörterung der charakteristischen 
Merkmale echter und falscher Bullen u. s. w. Ausser einer grossen 
Anzahl zerstreuter Formeln kommt f. 40 ein geordnetes Formular 
vor: „Quoniam nimis prolixitas non edificat, sed corrumpit, pre- 
sumo nonnullos notarios nostri temporis solo et singulari aspectu 
formulariorum suorum confusorum, mediante prolixitate taliter 
attediari etc.“ Diese Sammlung ist sehr umfassend und bezieht 
sich fast ausschliesslich auf Gerichtsakte; die letzte Formel bringt 
ein: „Instrumentum super execucione excommunicationis sentencie 
in partibus“; oft wird Simon de Regio genamnt, den auch Aegi- 
dius Bellamera als Beisitzer der Rota kennt. — 


! Sanctissimo in Christo Patri ac Dno ... tales... cum omni reve- 
rentia devota pedum osculatione beatorum. Ne gregem dominicam lupus 
rapax invadat, aut in suis facultatibus Ecclesia viduata grave dispendium 
paciatur, sacrorum canonum institutionibus novimus esse cautum, ut ultra 
tres menses vacare non debeat Ecclesia catholica.. Nos itaque, fel. record. 
pontifice nostro anno Dni.... viam universe carnis ingresso et corpore 
ipsius prout moris est et ut suam decuit honorificentiam ecclesiastice tradito 
sepulture, convenientes in unum ad electionem futuri pontificis canonice 
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398. IV. 8° m. 2. (14. oder 15. Jahrhundert)! enthält eine 
„Ars dietaminis“, die sich hauptsächlich auf geistliche Rechtsan- 
gelegenheiten bezieht und deren nähere Bearbeitung in Aussicht ge- 
nommen ist, während 399. XVII. 4°ch. 134. (G.) (15. Jahrhundert) 
f. 121 eine Reihe interessanter Formeln bringt, die dem Aus- 
gange des 14. Jahrhunderts angehören. Wir erwähnen: „Com- 
missio super receptione testium“, „Presentatio de Ecclesia paro- 
chiali*, „Presentatio ad perpetuam vicariam“, „Confirmatio seu 
investitura ad Ecclesiam“, „Investitura canonicatus et prebende* 
„Dimissoria littera® u. a. m. 

Speciell hervorzuheben sind die den Formeln verwandten 
Arengen zur Eröffnung von Synoden. 400. In I. 4° ch. 211. 
(G.) (15. Jahrhundert) f. 25 artet die Arenga geradezu in eine 
weitschweifige Predigt aus, während 401. I. £, ch. 170. (G.) 
(15. Jahrhundert) f. 61Y und 402. II. f. ch. 219. (G.) (15. Jahr- 
hundert) f. 348° kürzer gehalten sind. 

Urkunden über verschiedene Rechtsfälle kommen selbstver- 
ständlich in Hülle und Fülle vor; doch bieten die meisten nichts 
interessantes. Hervorzuheben sind nur 403. die in I. f. m. 63. 
(G.) 14. Jahrhundert, im Einbande vorhandenen, sehr ausführlichen 
„Articuli probandi“?, die einen vielleicht nicht ganz entbehrlichen 
Beitrag zur Praxis der Beweislehre bieten, sodann 404. im Ein- 
bande der Handschrift I. f. ch. 26. (G.) 14. Jahrhundert, eine 
sehr ausführliche Bestellung eines Procurators, dann 405. in I. f. 
ch. 90. (G.) (15. Jahrhundert) im Einbande ein Circulare des Sub- 
collectors des Peterspfennigs in der Diöcese Plock vom Jahre 
1434 an die Pfarrgeistlichkeit, worin dieselbe aufgefordert wird, 
die rückständigen Beträge zu zahlen; dieses Circulare wird von 
den einzelnen Geistlichen unterschrieben und dem Subecollector 
zurückgestellt. 


celebranlam, diem talem pro electionis termino duximus statuendum“; es 
folgt die Beschreibung der Wahl. — 

! Im Katalog als „Codex juris canonici* bezeichnet, 

? Ich habe die Bibliothekverwaltung darauf aufmerksam gemacht. 
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Für die Strafrechtspraxis und die in foro interno sind zu er- 
wähnen: 406. I. f. ch. 43. (G.) 15. Jahrhundert, f. 246° und 407. 
I. f. clı. 160. (G.) 15. Jahrhundert, f. 215, wo die Excommuni- 
cationsfälle zusammengestellt sind!, ferner 408. I. f. ch. 30. (G.) 
(14. Jahrh.) f. 216, 409. I. f. ch. 44. (G.) (15. Jahrhundert) am 
Schlusse, 410. I. f. ch. 169. (G.) (15. Jahrhundert) f. 294, 411. 
I. f. ch. 486. (G.) (15. Jahrhundert) f. 159, 412. I. 4° ch. 184. 
(G.) (15. Jahrhundert) f. 214, 413. I. 4° ch. 194. (G.) (15. Jahr- 
hundert) f. 1 und 414. IL. 4° ch. 119. (Z.) (15. Jahrhundert) f. 27°, 
die eine mehr oder weniger genaue Zusammenstellung der Casus 
papales und episcopales enthalten, sodann 415. I. f. ch. 33. (G.) 
14. Jahrhundert, wo die Formel einer Absolution im Namen des 
Papstes vorkommt, 416. I. 4° ch. 184. (G.) (15. Jahrhundert) 
f. 206 „Juramentum minorum penitentiariorum Romanae Curiae, 
tempore Eugenii Papae IV.“ 417. I. f. ch. 185. (G.) (15. Jahr- 
hundert) f. 2, wo die Formel der Absolution Sterbender angeführt 
wird und 417a. I. f. ch. 47 (G.) f. 3° das Privileg des Legaten 
Ludolf v. J. 1477 über die Beichtfreiheit; daselbst f. 88° „Copia 
bulle remiss. peccatorum ex a. 1467%. — 


Die Reformconcilien. 


Bei dem Antheile, den der polnische und böhmische Episcopat 
an den Concilien zu Konstanz und Basel nahm, ist es selbstver- 
ständlich, dass eine Bibliothek, deren lateinische Abtheilung zum 
allergrössten Theile aus polnischen Sammlungen stammt, manches 
besitzen muss, was für die Geschichte der Thätigkeit dieser beiden 
Concilien von Bedeutung ist. Wir sind auf Folgendes gestossen: 
418. I. f. ch. 33. (G.) (15. Jahrhundert) enthält f. 4° die „Ab- 
juratio* Johann’s XXIII; 419. I. f. ch. 260. (G.) (15. Jahrhundert) 
f. 219° das Decret des Konstanzer Concils „Insuper ad vitanda 
scandala“. 420. In I. f. ch. 321. (G.) (15. Jahrhundert) f. 3 tritt 
uns eine Aktensammlung entgegen. Wir finden da zuerst: „Epi- 


! Das zweitgenannte bezeichnet der Katalog irrthümlicher Weise als 
„Constitutiones synodales“. 
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stola tractatus unionis Eccl. inter Dnum Sigismundum .. Regem 
et legatos S. Concilii Constant. ex una et Petrum de Luna 
(Bened. XIII a sua obedientia nuncupatum) et Regem Ara- 
gonum etc. ex altera 14154; f. 15 „Ratificatio pape Joh. XXII 
pro concilio celebrando in civitate Const.*; f. 16° „Alia littera 
super negotio unionis D. Corario (Greg. XII) directa® (von Kaiser 
Siegmund); f. 19Y „Capitula agendorum in Concilio Const.*; f. 64 
„De institutione Synodi“; f. 68 einige Briefe des Kaisers an die 
drei Päpste; f. 73 „Consilium magistri Theodorici Nyam ‚Oportet 
aliquid esse, quod moneat ad bonum’“; f. 74 „Introductio ad 
pacem et unionem ‚Repeto et ad memoriam duco'“; f. 77 „In- 
citamentum ad unionem per mgrum Theod. Nyem ‚Exhortor Vos 
quantum valeo’*; f. 78 „Dni Raph. de Falgesiis ‚Quoniam per 
nonnullas dubitationes’“; f. 80 „Sermo Rmi Dni Andree Pozna- 
niensis Eccl. Epi, Ambassiatoris Ilmi Dni Wladislai Regis Pol. 
factus coram papa Joanne XXIII Constantiae in primo accessu. 
‚Ad scabellum pedum St. Vre procumbens’“; f. 81 „Sermo ejus- 
dem Dni coram Rege Rom. ‚Cum fabriecator mundi, rex glorie’“ 
f. 85 „Avisamentum mgri. Theod. de Nyem datum Dno Archiepo 
Grnesnensi: ‚Si in principio huius congregationis’“. Ohne alle 
übrigen Stücke anzuführen, erwähnen wir noch: f. 102 Fr. Joh. 
Falkenberg über die Wortertheilung im Concil; f. 107 „Memo- 
riale agendorum cum Rev. Dno Corario Greg. XII. nuncupato 
et cum Mgfco. Dno Carolo de Malatesta super executione et 
dispositione generalis concilii 1414“; f. 119 finden wir ein kleines 
Tagebuch, dessen Beginn: „Licet ante adventum Dnorum Archiepi 
Grnesnensis, suorumque suffraganeorum etc.* 421. In I. 4° ch. 
210! (Z.) (15. Jahrhundert) finden wir f. 183 „Sermo magistri 
Stephan Paletz contra Huss“; 422. II. f. ch. 42. (Z.) (15. Jahr- 
hundert) f. 22 enthält die „Reformaciones Concilii Constantiensis 
et primo de futuris conciliis celebrandis“; sodann f. 29 die „Con- 
stitutiones super quibus natio Germanica cum Dno Papa Martino V 


8. Dudik, l. c. No. 50. 
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concordavit.“ Endlich kommt 423. in II. 4° ch. 158. (G.) 18. Jahr- 
hundert, f. 5 die schon sub 420. erwähnte Rede des Bischofs von 
Posen vor. 

Für die Geschichte der Thätigkeit des Basler Concils 
sind zu erwähnen: 

424. I. f. ch. 209. (G.) (15. Jahrhundert) f. 195’ enthält Be- 
richte polnischer Abgesandter über die Verhandlungen des Con- 
cils; 425. I. f. ch. 260. (G.) (15. Jahrhundert) f. 220 die Conciliar- 
decrete: „Ad evitanda scandala“ und „Quum ex indiscreta inter- 
dictorum“; 426.1. 4°ch.49!(G.) (15. Jahrhundert) die böhmischen 
Artikel vom Jahre 1433 und die diesbezüglichen Akten; 427. 
I. 4° ch. 38. (G.) (15. Jahrhundert) die Beantwortung dieser Ar- 
tikel und sodann f. 129 die Beantwortung der hier nicht vor- 
handenen Replik der böhmischen Theologen; als Verfasser dieser 
Antwort tritt Aegidius von Cambrai auf; 428. I. 4° ch. 51? (G.) 
15. Jahrhundert, f. 95Y das Basler Decret „de electionibus“; 
429. II. f. ch. 32. (G.) 16. Jahrhundert, die offizielle Sammlung 
der Basler Akten; 430 endlich II. f. ch. 219 (G.) 15. Jahrhundert, 
eine Sammlung von Schriftstücken, die sich auf die böhmischen 
Artikel vom Jahre 1433 beziehen. — 


Beilagen. 

Dem ganzen Charakter dieses Berichtes gemäss, ist es mir 
auch hier nur darum zu thun, den Ueberblick über das canonistisch 
interessante Material der kais. öff. Bibliothek zu ermöglichen. 
Specielle Forschungen über einzelne wichtige Handschriften sind 
daher ausgeschlossen und es hätte der Abschluss derselben das 
Erscheinen dieses Berichtes sehr verzögert, ja sogar in Frage 
gestellt. Ausserdem darf ich mittheilen, dass Prof. Dr. L. Wahr- 
mund die Bearbeitung der in den Beilagen II und III beschrie- 
benen Handschriften beabsichtigt. — 


ı 8. Dudik, 1. c. No. 38. 
: 8, Dudik, I. c. No. 37. 
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Beilage I. 

Die Handschrift II. fol. membr. 3 (D.)! enthält die Vorrede 
des Dionysius und sodann ein Inhaltsverzeichniss, welches an- 
gesichts der Beschädigungen der Handschrift, deren oberer Theil 
verbrannt ist, natürlich auch nur fragmentarisch erscheint. Das 
Verzeichniss führt an: 

f. 2 Tituli Canonum Apostolorum, 

f. 3 Tituli Canonum Anchirani Concili XXIIIL., 

f. 4 ein Verzeichniss, dessen Ueberschrift fehlt, und das bis 
c. 47? reicht, 

f. 5° Die nicänischen Canones, 

f. 6" fehlt ebenfalls die Ueberschrift, doch handelt c. 14 De 
numero certo diaconorum, entspricht also dem c. XIV. (XV). 
Neoces.; sodann die Canones von Gangra, 

f. 7" Die Canones von Antiochia (25), 

f. 9 ohne Ueberschrift, aber offenbar die Canones von Lao- 
dicea, denn c. 59 behandelt „quae psallere vel legere in ecclesiis 
convenit“, 

f£. 11 Die Canones von Konstantinopel, 

f. 11” Die Canones von Chalcedon, 

f. 14 33 Canones von Oarthago, 

f. 16° Tituli canonum diversorum conciliorum Africanae 
provinciae (105 cc.), 

f. 20” Incipit Concilium sive sinodus apud Ancyram et Cae- 
saream congregatus et isti quidem canones et regulae priores sunt 
Nicenis, 

f. 21 Die Rubriken der 25 Canones von Ancyra, 

f. 22 Canones Arelatenses (I), 

f. 22” Constitutiones synodi abitae inter retorsio aurau- 
sico (I), 


!S. oben No. 1, und bei Gillert, l.c. V, 616. 

® Quod Eccl. baptismate baptisatus dinuo baptisariı non debeat; es 
scheinen hier also die Rubriken des Canones Apostolorum vorzuliegen. 

® Von hier an andere Schrift. 
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f. 23” Constitutiones 8. Syn. hab. in civitate Vasensi (T), 

f. 24 Die Canones der II. Synode von Arles, 

f. 25 fehlt die Ueberschrift, es kommt ein c. VI „Professas 
viduas si coniventiam praestiterint cum raptoribus esse dam- 
nandas“ !, 

f. 25” Canones concilii Agatensis, 


f. 28 = „  Aurelianensis (I), 
f. 29” n\ „  Epaonensis, 

f. 32 A „  Arausicani II?, 

f. 33” Mi n„  Vasensis II®. 


Im Texte kommen in der üblichen Ordnung die Canones 
Apostolorum, sodann die Canones von Nicäa, Ancyra, Neocäsarea, 
Gangra, Antiochien, Laodicea, Konstantinopel, Chalcedon, Sardica, 
Carthago und „Diversa concilia universae provinciae Africanae®. 
F. 178” „Expliciunt canones ecclesiastici ex scrinio Ecclesiae Ro- 
manae etc. Incipit concilium sive sinodus apud Ancyram et 
Caesaream congregatus et isti quidam canones seu regulae priores 
sunt Nicenis, sed ideo Niceni canones priores scripti sunt propter 
auctoritatem magni et sancti Concilii apud Niceam habiti*. — 

Nach den cc. von Ancyra folgen f. 185 acht Canones der 
I. Synode von Arles; der Rest fehlt vollständig. — 


Beilage II. 


II. 4°. membr. 5* (Dubr.) 
f. 2" beginnt das Register: 
c. 1. De eo, qd secundum ordinem Romanum facere 
debemus. 
c. 2. Ne liceat epum suuım episcopatum dimittere. 


! Vielleicht Conc. Turonicum I. 

? Irrthümlich Arelatensis II; denn c. 22 „De his, quae hominum pro- 
pria sunt“ weist darauf hin. 

° Ueberschrift fehlt, aber c. 5 beweist genügend, dass wir es hier nur 
mit diesem Concil zu thun haben. — 

* S. oben No. 4. 


278 


= 


ae 2222 222222822222... EeF.2E.8. 


Sue Eu 


a ei 


Abhandlungen. 


Ut presbiteri modum debitum servent. 

De visione Dei apud Jesaiam. 

De visione Seraphini. 

De gradibus ecclesiasticis. 

Non licet clericum in judicio ad testimonium devocari. 
De homicidis et falsis testibus. 

Ut nullus clericus episcopum suum despiciat. 

De episcopo et presbytero criminosis. 

Quanmdiu episcopus in aliena cjvitate remoretur. 
Ut ab episcopis aliena parrochia minime pervadatur. 
De monacho, non debente inire judicium cum principe. 
De justo judicio. 

De pravis judicibus. 


. De admonicione judicum. 


De loco orationis. 

De oblationibus in domibus non offerendis. 
De fide. 

De missa et communione. 

De die dominico. 

De jejuniis. 


. De scrutiniis. 
.„ De usuris. 


De decimis. 
De incestuosis et penitentia eorum. 


. De subintroductis mulieribus. 


Quod non oporteat plebeios in Ecclesiis psalmos 
cantare. 

Ut nulli clericorum in ecclesia vel taberna con- 
viventur. 

Ut ad viduas et virgines non accedant. 

Ut indumenta secularıa non induant. 

Ut canes ad venandum non habeant. 


. Non licet ecclesiam dimittere et ad aliam transire. 


De incestis conjunctionibus. 
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35. 
36. 
37. 
38. 
39. 
. De tempore velandarum puellarum. 
. De feminis, que viros amittunt. 


De adulterio cavendo. 

De gradibus cognationum. 

De agnatis et cognatıs. 

De raptis et raptoribus. 

De his, qui sacris virginibus se sociant. 


De viduıs. 


. De virginibus velatis si deviaverint. 
. De his, qui adulteras habent uxores. 


Quod viri cum adulteris non conveniant. 


. Ut vidue non velentur. 
. De diaconissis non ordinandis. 
. De obligationibus pastoris. 


De modis excommunicationis. 

De dispectione episcopi. 

De presbytero excommunicato. 
De his, qui ad accus. veniunt. 


. De presbyteris, qui a propriis corripiuntur episcopis. 
. De presbytero contra episcopum suum inflato, si 


chrisma conficerit. 

Quod subditi prepositorum suorum vitam temere 
non dijudicent. 

Quod concordia cum malis non sit tenenda. 


. Quod non judicandi sunt clerici a laicis. 


Quod non possit episcopus judicari ab alio. 

Quod non debet subjectus subire judicium cum 
episcopo.. 

Quomodo probari debent testimonia seu testes. 
Quod electorum judicum sententia sperni non debet. 
De episcopo, qui excommunicat eum, qui sibi soli 
crimen dicit esse confessum. 

Quod excommunicati ad accusationem admitti non 
debeant. 
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Qui communicaverit, nec ignorans excommunicato 
ab Ecclesia, XL diebus se abstineat. 

Quod in baptismo mors.... 

De infantibus baptisandis, quociens dubitatur utrum 
fuerint baptisatıi. 

De baptismo reiterato. 

De poenitentia. 

De communione. 

Ubi episcopus confirmare debet. 

Non licet presbytero nec diacono post acceptum ci- 
bum missam tractare. 

De presbytero, qui infantes procreaverit. 

Item aliqua excerptio de canonibus. 

Non licet abbati filios de baptismo habere. 

De eo, qui se propria voluntate occiderit. 

Non licet baptisare nisi in pascha. 

Item de coniunctionibus hominum. 

De excommunicato. 

Quod omnes seculares missas omni dominico cele- 
brari debent. 

De sacrificio sordidato. 

De illis hominibus, qui dicunt, quod propter Deum 
se tonsorant. 

De viatico. | 

Quod anima non sit privata sensibus suis post mortem. 
De igne purgatorio. 

De differencia paradisorum. 

Quod duo sunt inferna. 

@Quod episcopus in crimine detentus a 12 episcopis 
audiatur, 

Ut nullus clericus adversus majorem se extollat. 
De accusatione aliqua. 

De defunctorum oblationibus. 

Item de his, quae in usum pauperum deferuntar. 
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92. 
93. 
94. 
95. 
96. 
97. 
98. 
99. 
100. 
101. 
102. 
103. 
104. 
105. 
106. 
107. 
108. 
109. 
. 110. 
c. 111. 


Ut alienum clericum nemo suscipiat. 
Benedictio hostiarum. 

De his, qui ad matutinas non vadunt. 
Ut presbyteri ad Synodum veniant. 
Item plura capitula de canonibus. 
De festivitatibus observandis. 

Item de clericis. 

De decimis. 

De his qui communicant. 

Ut mulier non velet altare. 

Mulier nulli poenitentiam det. 

De .... accusato. 

Ut nullus puellam intromittat. 

De abbatibus, qui episcopos despiciunt. 
De altaris consecratione. 


Item ut nullus clericorum maiorem despiciat. 


De consecratione monasterii. 

Ut presbiteri modum debitum servent. 
De inferno et terra tenebrosa. 

Ut omnes presbyteri chrisma petant. — 
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Sodann Bruchstücke eines Bussbuches ! und andere kurze 


Fragmente; erst f. 5" beginnt der Text der Compilation. 


geben hier die Ueberschriften und Anfangsworte: 
1. Innocentius Decentio epo Eugubino „Si instituta eccle- 


siastica®. 


Wir 


2. Leo Rustico Narbonensi „Miror autem dilectionem“. 
3. Gelasii c. 6 „Non chrisma conficiant“. 
42. „Quaeritur quomodo Isaias.“ 

5. „Quaeritur quomodo intelligitur.“ 

6. „Gradus ecclesiastici 8 sunt.* 

7. Africanum c. XXVI „Non liceat clericum in judicio®. 


! Sı quis falsitatem commiserit VII ann. pen., III ex his in panc et 
aqua, qui autem consenserit V ann, peniteat. etc. etc. 
® Ohne nähere Angabe. 
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. Agathense c. XXXVIH „Itaque censuimus homic®. 

. Aurelianense c. XIII „Si quis presbyter aut diaconus“. 
. „Si episcopum aut presbyterum causas.* 

. Sardicense c. XIV „Osius eps dixit Ex hoc quoque“,. 
. Can. Apost. XIV „Episcopo non licere alienam®, 

. „In lege nolite.“ 

. „Quia dominus in lege dixit.“ 

. Isidorus ait „Nemini stultorum®. 

. „Pacem et veritatem diligite.“ 

. Augustinus dixit „Cur vobis tanta“, 


„Quod non oporteat in domibus ?,4 


. „Ut omnis christianus.“ 


„Ut omnes qui ad missas.“ 


. „UÜt ab operibus.“ 
. „UÜt traditio apostolica et ecclesiastica.“ 


„Si quis eorum.“ 


. „UÜt presbyteri per loca congrua.* 

. „Ut non solum sacerdotes.“ 

. „UÜt decime dentur.“ 

. „De viciis i. e. principalibus.“ 

. Nicenum „Interdixit per omnia magna synodus“, 


In eoden „Si quis aurem“. 


. In eodem „Quod non oporteat plebeios“. 
. Africanum „Ut clerici edendi vel bibendi“. 


„Ut nulli episcopi vel clerici in ecclesia.* 


. Africanum „Ut clerici vel continentes“. 
. Canones Matisconenses „Ut nullus clericus sagum“. 
. Canones Epaonenses „Episcopis, presbyteris atque dia- 


. Canones Matisconenses „Eorum qui pauperes obprimunt“. 


Item „Episcopus, presbyter, diaconus, qui dimiserit Ec- 
clesiam“. . 


ı Ist offenbar frei wiedergegeben, was übrigens in dieser Compilation 
häufig vorkommt. — 
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34. Canones Epaonenses „Investigandum ut ab Ecel.“. 
„Incestis conjunctionibus nihil prorsus.“ 
Gregorius de incest. nuptüs „Placuit omnibus, ut abhinc“. 
35. „Cavendum in his legimus.* 
36. Sinodus Zachariae papae „Scripsimus de gradibus cog- 
nationis“. 
Constitutio Gregorii papae „Si quis de propria cognatione“. 
37. Ethymol. 8. Isidori L. IX „De agnatis et cognatis haec 
consanguinitas“. 
38. Sinodus Zachariae papae „Si quis temerario“. 
Gregorius „De raptis et raptoribus multum ac dili- 
genter“. 
Can. Calcedonenses XXVIL „Eos qui rapiunt puellas“, 
Can. Ancyr. X „De dispensatis puellis postea“. 
39. Gelasius XX „Virginibus sacris temere“. 
40. Conc. Carthag. XVI (im Auszug). 
Eod. concilio XCIIT „Item placuit ut quicunque“. 
41. „Placuit omnibus, ne se sicut hactenus.“ 
42. „Placet omnibus, ut ab episcopis.“ 
De regula Epaonensis Eccl. „Viduarum consecrationem®- 
43. XVIIlI. Epist. papae Innocentii „Item quae Christo 
spiritualiter®. 
44. „Si cujus uxor adultera fuerit.“ 
45. „Et illud desideratum est.“ 
46. „Viduas autem velare.“ 
„Nam de viduis sub nulla benedictione.“ 
Symmachus in epistola sua ad Cesarium „Neque viduas 
ad nuptias." 
47. „Diacone omnimodis“. 
48. In omel. XXV. Evang. sec. Johannem b. Gregorius papa 
„Sed utrum juste®. 
49. „Si quis presbyter ab episcopo suo degradatus.“ 
50. Item L (?) „Si quis presbyter, aut diaconus, aut monachus 
pro quolibet“. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. V. 2. 19 
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Conc. Aurelian. XXXVIII „Si quis presbyter, aut qui- 


libet de clero“. 


h2. 
plurimi®. 
63. 


Numidius episc. Massulitanus dixit „Praeterea sunt quam 


Alipius eps. legatus provinciae Numidiae dixit „Nec illud 


pretermittendum“. 


54. 


Ab universis episc. dictum est „Si quis presbyter a pre- 


posito suo®. 


55. 
56. 
57. 
58. 
59. 


60. 


In L. pastor. c.5 „Ammonendi sunt subditi“. 

XXIII (?) „Hinc David dum totam“. 

In hist. eccl. Constantini Imper. „Deus vos constituit“. 
Conc. Carthaginense „Neque enim quisquam“. 

Lex ait. „Nolite contradicere verbis“. 

Lex ait. „Diis non detrahis“. 

Lex ait. „Honora personam senis“ etc. 

De testimonio perfecto. Deuteronomium et Evang. pari 


lance concordant, ut in ore 2 vel 3 testiun stet omne verbum. 


61. 
62. 
63. 
64. 
65. 
66. 
67. 
68. 
69. 
70. 
21. 
12. 
73. 


„A judicibus autem quos.* 

„Item placuit, ut si quando episcopus.“ 
„Placuit omnibus quam superioribus.“ 
Patricius HII „Audi Dominum dicentem“. 
So wie im Titelverzeichnisse. 

„Item placuit de infantibus.“ 

Gelasii „Qui bis baptisati sunt“. 
„Dominus dicit quacunque die conversus.“ 
„Greci omni die dominico communicant.“ 
„Episcopis licet in campo confirmare.“ 
Wie im Titelverzeichnisse. 

„Si presbyter, quod nefas est dicere.* 
„Non licet presbytero nec diacono.“ 

„Non licet presbytero in judicio illo.* 
„Non licet presbytero ... qualibet causa.“ 
„Non licet presbytero aut diacono quemquam exscribere.“ 
„Quicumque judex.* 


74. 


75. 
76. 
77. 


78. 


179. 
80. 
8l. 
82. 
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„Non licet abbati aut monacho ad nuptias.“ 
„Quod siquis abbas mulierem.“ 

„Si monachus in monasterio aut adulterium.“ 
„Quicunque se propria voluntate,“ 

„Non licet absque pasce.“ 

„Non licet ut quis suam novercam.“ 

„Non licet ad relictam.“ 

„Non licet ad consobrinam.“ 

„Non licet ut nepos.“ 

„Non licet mulieri.“ 

„Non licet ut mulier.“ 

„Non Jicet cum excommunicata.“ 

„Siquis presbyter aut quilibet de clero.“ 
„Episcopus quando voluerit benedicet chrisma.“ 
„Ut episcopus sine pallio.“ 

„Benedictio super plebem ! “ 

„Missas die dominico a secularibus.“ 

„Omne sacrificium sordida vetustate.“ 

„Et modo res eorum,“ 

De communione Sinodus Hibernensis VIII „Communionis 


nomen“. 


83. 
84, 
85. 
86. 
87. 


88. 
89. 
90. 
91. 


„Anima similitudinem.* 

„Purgatorius ignis ante diem judicii.“ 

„Unus est terrenus.“ 

„Duo sunt inferna.“ 

Conc. Carthag. XII. „Siquis eps absque tempore.“ 
Conc. Carthag. „Neque enim quisquam vestrum“. 
In decretis Sylvestri „Ne presbyter adversus episcopum®. 
„Et non damnabitur presul.“ 

Conc. Carthag. VII „Siquis oblationes Ecclesiae.“ 
„Siquis dederit vel acceperit oblatum.* 

Decr. Gelasii 27 „Quod in unaquaque Ecclesia®. 


! Die drei letzten Kapitel gehören offenbar nicht hierher. 


19* 
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Conc. Matisconense „Qui oblationes defunctorum“. 
Leo XXXIX, in Conc. Uarthag. XXVI „Ut res eccle- 
siae“. 
92. „Alienum clericum invito episcopo.“ 
93. „Deum patrem omnipotentem suppliciter.“ 
94. „Clericus, qui intra muros.“ 
95. Conc. Laodicense LX „Quod non oporteat presbyteros.* 
f. 30” Sanctus Bonifatius Archieps: „Compellimur quoque 
statuta canonum in hoc observare, ut nullus pres- 
byter creditam sibi Ecclesianı etc.“; die darauf- 
folgenden 35 Sätze erschöpfeu offenbar den Gegen- 
stand der Cap. 96 u. 97. — 
98. „Quum scriptum est, impossibile esse sine fide placere 
Deo etc.“ und 29 Sätze über die Cleriker. 
99. „Decimae dandae non sunt legitimae.“ 
100. „Qui autem residua corporis Christi.“ 
101. „Mulieres non velant altare.“ 
102. „Mulieri non est licitum alicui penitentiam.“ 
103. „De clerico accusato qualiter se defendat.“ 
104. Syn. Arelat. IV „Ut nullus diaconus vel presbiter“. 
105. Syn. Aurelian. „Abhates qui episcoporum.“ 
106. Can. Epaonenses „Altaria nisi lapıdea.“ 
Can. Agaun. XIV „Altaria vero placuit.“ 
107. „De his vero qui innocentes. . . accusare convicti fuerint 
etc.“ (stimmt mit dem Titelregister nicht überein). 
108. Conc. Agathense XXVII „Monasterium novum nisi 
episcopo.* 
Eod. XXVII „Monasterium puellarum.“ 
109. Can. Apost. XXXI Quod non debet officium eccl. pre- 
miis obtineri. 
Can. Calcidon. „Siquis episcopus per pecuniam“. 
Can. Apost. XLI „Precipimus ut in posterum“. 
Conc. Antiocenum XXIII „Episcopo non licere pro se 
alterum“. | 
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Conc. Laodic. „Quod non oporteat sacerdotes“. 
Epist. Gelasii „Ut presbyteri modum debitum servent“, 

110. „Dimitte ergo, ut plangam dolorem meum.“ 

Conc. Antioch. XLV „De monasteriis vero tam virorum 
quam puellarum !*. 

111. „Et si quis infirmitate detentus.“ 

Conc. Africanum LXXXVII „Presbyteri qui per 
dioceses“. 

Darauf folgen ohne sichtliche Unterbrechung einige theo- 
logische Excerpte, ferner f. 44" der schon bekannte Vers an Hil- 
doard?, dann liturgische Bruchstücke und f. 50 wieder canonistische 
Fragmente: 

„Ut episcopus non longe ab ecclesia hospitiolum habeat.“ 

„UÜt episcopus in ecclesia in consessu presbyterum sublimior 
sedeat, intra domum vero collegam se presbyterum cognoscat.“ 

Der letzte dieser 16 Sätze lautet: 

„Ut episcopus accusatores fratrum excomnıunicet, et si emen- 
daverint vitium, accipiat eos ad communionem.® 

Von weiteren Fragmenten ist noch zu erwähnen: 

f. 52 „Gregorius apostolicus papa, ante corpus memoratum 
venerabilis Christi Apostolorum principis, inferendo sententiam dixit: 

1. „Si quis presbiteram duxerit in coniugio, anathema sit.“ 
Der letzte dieser 12 Sätze lautet: 

12. „Si quis ariolis aruspicibus, vel incantatoribus observaberit, 
aut filacteria usus fuerit, anathema sit. Et responderunt omnes 
anathema sit.“ 

f. 53” befindet sich ein „Ordo librorum catholicorum®. — 


Beilage III. 
II. fol. membr. 13 (D.)® enthält zu Beginn thatsächlich 
Excerpte rituellen Inhalts, sodann die Besprechung der geistlichen 


! Entspricht nicht dem Register. 
®S. N. Archiv IV, 255 und VI, 499. 
®°S. oben No.5. 


288 Abhandlungen. 


Kleidung, f. 2’ die Erörterung des bei einer Kirchenconsecration 
üblichen Ceremoniells !. Sodann folgt f. 10 eine Abhandlung über 
die Psalmen ?, wobei vorwiegend Hieronymus und Augustinus 
citiert werden. F. 12” bis 20° wieder theilweise rituelles, theilweise 
Erzählungen und Sätze der heiligen Schrift. — 

F. 20’ erscheint eine kurze Sammlung römisch-rechtlicher 
Stellen; ein eigenes Verzeichniss ist nicht vorausgeschickt; wir 
geben hier die Ueberschriften und Anfangsworte: 

Imperatores Honorius et Theodosius Augusti, Consulibus, 
praetoribus, tribunis plebi, Senatui salutem dicunt. Data VIII 
Id. Aug. Ravennae Asclepiodoro et Moriano Css. Theodosius in 
nono L. cap. 1 „Accusationis ordinem“. 

Constantinus Augustus ad Maximum prepositum. D. X Kal. 
Juni ... in eodem cap. 1 „Si quis iratus crimen®. 

Valentius et Valens et Gratianus.... in eod. cap. „Non cre- 
dendum est etiam®. 

Dieselben „Quicumque alium de homicidii®, 

Dieselben „In criminalibus causis“, 

Valentinus, Theodosius et Archadius III Id. Julii „Quisquis 
accusator“, 

Honorius et Theodosius 12 Kal. Octobris „Judices qui in- 
scriptione®, 

Constantinus VI Kal. Dec. „Siquem poenituerit“. 

Constantinus VIII Kal. Sept. „Testes priusquam de causa“. 

Marciani novellae III c. 1 Valentinus et Marcianus VI Id. 
Oct. „Siquwis clericorum“. 

ı Und zwar zuerst: f£ 2’ „Sermo in dedicatione Ecclesie. Bonum est 
tratres Karissimi, ut vos, qui ad huius ecclesie sanctificationem convenistis, 
aliquid de significatione eorum, que ibi geruntur, breviter audiatis. Non 
enim absque magna racione et sollerti consideracione cum tanta celebritate 
SSi patres ecclesiam dedicari constituerunt etc. etc.*. Sodann f. 3” das 
eigentliche Ceremoniell: „Quid significet pontifex scribendo alphabetum in 
pavimento“. 

® „Interrogacio ubi cantati sunt psalmi primo. — Hieronymus: Ubi 


cantati sunt psalmi in primo; R. In celo. Interr. Quis cantavit; R. Familia 
celi etc.“ 
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Theodosius XI c. IX Valentinus, Valens, Gracianus IV Aug. 
„Lex precepit“, 

Theodosius XI c. X Constantinus XIV Kal. Jun. „Si pen- 
dente*. 

T'heodosius XI c. XI Valentinus, Valens et Gracianus VIII 
Id. Jul. „Quoniam cronopius®. 

Theodosius IX c. XXVII Archadius et Honorius IV Kal. 
Febr. „Si criminis“. 

Theodosius IX c. II Constantinus VII Kal. Mai „Quamvis 
adulterü®. 

Theodosius IX c. II Constantinus III nonas Febr. „Que 
adulterium“. 

Theodosius IX c. II Theodosius et Archadius III non. Dec. 
„Qui in adulterio“. 

Theodosius IX. c. II Gratianus, Valentinus et Theodosius III 
Id. Dec. „De adulterio uxorum“®. 

Theodosius IX c. XIX Constantinus Kal. Apr. „Sicum pa- 
rentibus®, 

Valens, Gratianus et Valentinus XVIII Kal. Dec. „Qui 
conjugium®. 

F. 23” beginnt das Register der hier enthaltenen in vier 
Bücher zerfallenden canonistischen Compilation. 


Liber 1. 

Diversorum patrum sententia de primatu Rom. Ecclesie 
(120) 1, 

Item de eadem re et quod Petrus et Paulus passi sunt una 
die (21—23). 

De privilegia auctoritate (24—38). 

De monachorum monasteriorumque libertate (39 —43). 

De ordine accusationis, deque accusatorum personis (44—61). 

Ut infra provinciam terminetur causa (62—65). 

Quod ordine inferiores non debeant accusare superiores(66—69). 


'S. Theiner, Disquis. crit. p. 339. 
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. Agathense c. XXXVIE „Itaque censwmus homic“. 

. Aurelianense c. XIII „Si quis presbyter aut diaconus“. 
. „Si episcopum aut presbyterum causas.* 

. Sardicense c. XIV „Osius eps dixit Ex hoc quoque“,. 
. Can. Apost. XIV „Episcopo non licere alienam“, 

. „In lege nolite.“ 

. „Quia dominus in lege dixit.“ 

. Isidorus ait „Nemini stultorum“. 

‚. „Pacem et veritatenı diligite.“ 

. Augustinus dixit „Cur vobis tanta“. 


„Quod non oporteat in domibus !,“ 


. „UÜt omnis christianus.“ 


Ut omnes «ui ad missas.“ 
n | 


. „UÜt ab operibus.“ 
. „UÜt traditio apostolica et ecclesiastica.“ 


„Si quis eorum.“ 


. „UÜt presbyteri per loca congrua.“ 

. „Ut non solum sacerdotes.“ 

. „UÜt decime dentur.“ 

. „De viciis ı. e. principalibus.“ | 

. Nicenum „Interdixit per omnia magna synodus“. 


In eoden „Si quis auren“. 


. In eodem „Quod non oporteat plebeios“. 
. Africanum „Ut clerici edendi vel bibendi“. 


„Ut nulli episcopi vel clerici in ecclesia.* 


. Africanum „Üt clerici vel continentes“. 
. Canones Matisconenses „Ut nullus clericus sagum“. 
. Canones Epaonenses „Episcopis, presbyteris atque dia- 


. Canones Matisconenses „Eorum qui pauperes obprinnt“. 


Item „Episcopus, presbyter, diaconus, qui dimiserit Ec- 
clesiam®. : 


ı Ist offenbar frei wiedergegeben, was übrigens in dieser Compilation 
häufig vorkommt. — 
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34. Canones Epaonenses „Investigandum ut ab Ecel.“. 
„Incestis conjunctionibus nibil prorsus.“ 
Gregorius de incest. nuptiss „Placuit omnibus, ut abhinc“. 
35. „Cavendum in his legimus.“ 
36. Sinodus Zachariae papae „Scripsimus de gradibus cog- 
nationis“. 
Constitutio Gregorii papae „Si quis de propria cognatione*“. 
37. Ethymol. 8. Isidori L. IX „De agnatis et cognatis haec 
consanguinitas®. 
38. Sinodus Zachariae papae „Si quis temerario®. 
Gregorius „De raptis et raptoribus multum ac dili- 
genter“. 
Can. Calcedonenses XXVII „Eos qui rapiunt puellas®, 
Can. Ancyr. X „De dispensatis puellis postea“. 
39. Gelasius XX „Virginibus sacris temere“. 
40. Conc. Carthag. XVI (im Auszug). 
Eod. concilio XCIIL „Item placuit ut quicunque“. 
41. „Placuit omnibus, ne se sicut hactenus.“ 
42. „Placet omnibus, ut ab episcopis.“ 
De regula Epaonensis Eccl. „Viduarum consecrationem®- 
43. XVIHII. Epist. papae Innocentii „Item quae Christo 
spiritualiter“. 
44. „Si cujus uxor adultera fuerit.“ 
45. „Et illud desideratum est.“ 
46. „Viduas autem velare.“ 
„Nam de viduis sub nulla benedictione.* 
Symmachus in epistola sua ad Cesarium „Neque viduas 
ad nuptias.“ 
47. „Diacone omnimodis“. 
48. In omel. XXV. Evang. sec. Johannem b. Gregorius papa 
„Sed utrum juste®. 
49. „Si quis presbyter ab episcopo suo degradatus.“ 
50. Item L (?) „Si quis presbyter, aut diaconus, aut monachus 


pro quolibet“. 
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51. Conc. Aurelian. XXXVIII „Si quis presbyter, aut qui- 
libet de clero®. 
52. Numidius episc. Massulitanus dixit „Praeterea sunt quam 
plurimi“. 
53. Alıpius eps. legatus provinciae Numidiae dixit „Nec illud 
pretermittendum“. 
54. Ab universis episc. dietum est „Si quis presbyter a pre- 
posito suo“. 
55. In L. pastor. c. 5 „Ammonendi sunt subditi“. 
56. XXIII (?) „Hinc David dum totam“. 
57. In hist. eccl. Constantini Imper. „Deus vos constituit“. 
58. Conc. Carthaginense „Neque enim quisquam“. 
59. Lex ait. „Nolite contradicere verbis“. 
Lex ait. „Diis non detrahis“. 
Lex ait. „Honora personam senis“ etc. 
60. De testimonio perfecto. Deuteronomium et Evang. pari 
lance concordant, ut in ore 2 vel 3 testinm stet omne verbum. 
61. „A judicibus autem quos.“ | 
62. „Item placuit, ut si quando episcopus.“ 
63. „Placuit omnibus quam superioribus.“ 
64. Patricius IIII „Audi Dominum dicentem“. 
65. So wie im Titelverzeichnisse. 
66. „Item placuit de infantibus.“ 
67. Gelasii „Qui bis baptisati sunt“. 
68. „Dominus dicit quacunque die conversus.“ 
69. „Greci omni die dominico communicant.“ 
70. „Episcopis licet in campo confirmare.“ 
71. Wie im Titelverzeichnisse. 
72. „Si presbyter, quod nefas est dicere.“ 
73. „Non licet presbytero nec diacono.* 
„Non licet presbytero in judicio illo.* 
„Non licet presbytero ... qualibet causa.* 
„Non licet presbytero aut diacono quemquam exscribere.“ 
„Quicumque judex.* 
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„Non licet abbati aut monacho ad nuptias.“ 
74. „Quod siquis abbas mulierem.* 
„Si monachus in monasterio aut adulterium.“ 
75. „Quicunque se propria voluntate.“ 
76. „Non licet absque pasce.“ 
77. „Non licet ut quis suam novercam.“ 
„Non licet ad relictam.“ 
„Non licet ad consobrinam.‘“ 
„Non licet ut nepos,“ 
„Non licet mulieri.“ 
„Non licet ut mulier.“ 
78. „Non licet cum excommunicata.“ 
„Siquis presbyter aut quilibet de clero.“ 
„Episcopus quando voluerit benedicet chrisma.“ 
„Ut episcopus sine pallio.“ 
„Benedictio super plebem ! 
79. „Missas die dominico a secularibus.“ 
80. „Omne sacrificium sordida vetustate.“ 
81. „Et modo res eorum.“ 
82. De communione Sinodus Hibernensis VILI „Communionis 
nomen“. 
83. „Anima similitudinem.“ 
84. „Purgatorius ignis ante diem judicii.* 
85. „Unus est terrenus.* 
86. „Duo sunt inferna.“ 
87. Conc. Carthag. XII. „Siquis eps absque tempore.“ 
Conc. Carthag. „Neque enim quisquam vestrum*®. 
88. In decretis Sylvestri „Ne presbyter adversus episcopum“. 
89. „Et non damnabitur presul.“ 
90. Conc. Carthag. VII „Siquis oblationes Ecclesiae.“ 
91. „Siquis dederit vel acceperit oblatum.“ 
Decr. Gelasii 27 „Quod in unaquaque Ecclesia*. 


! Die drei letzten Kapitel gehören offenbar nicht hierher. 
19* 
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Conc. Matisconense „Qui oblationes defunctorum“. 
Leo XXXIX, in Conc. Uarthag. XXVI „Ut res eccle- 
siae“, 
92. „Alienum clericum invito episcopo.“ 
93. „Deun patrem omnipotentem suppliciter.* 
94. „Clericus, qui intra muros.“ 
95. Conc. Laodicense LX „Quod non oporteat presbyteros.“ 
f. 30” Sanctus Bonifatius Archieps: „Compellimur quoque 
statuta canonum in hoc observare, ut nullus pres- 
byter creditam sibi Ecclesiam etc.*; die darauf- 
folgenden 35 Sätze erschöpfen offenbar den Gegen- 
stand der Cap. 96 u. 97. — 
98. „Quum scriptum est, impossibile esse sine fide placere 
Deo etc.“ und 29 Sätze über die Oleriker. 
99. „Decimae dandae non sunt legitimae.“ 
100. „Qui autem residua corporis Christi.“ 
101. „Mulieres non velant altare.“ 
102. „Mulieri non est licitum alicui penitentiam.“ 
103. „De clerico accusato qualiter se defendat.“ 
104. Syn. Arelat. IV „Ut nullus diaconus vel presbiter“. 
105. Syn. Aurelian. „Abhates qui episcoporum.* 
106. Can. Epaonenses „Altaria nisi lapidea.“ 
Can. Agaun. XIV „Altaria vero placuit.“ 
107. „De his vero qui innocentes.. . accusare convicti fuerint 
etc.“ (stimmt mit dem Titelregister nicht überein). 
108. Conc. Agathense XXVII „Monasterrum novum nisi 
episcopo.“ 
Eod. XXVII „Monasterium puellarum.“ 
109. Can. Apost. XXXI Quod non debet officium eccl. pre- 
nıiis obtineri. 
Can. Calcidon. „Siquis episcopus per pecuniam“. 
Can. Apost. XLI1 „Precipimus ut in posterum“. 
Conc. Antiocenum XXIII „Episcopo non licere pro se 
alterum“, 
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Conc. Laodic. „Quod non oporteat sacerdotes“, 
Epist. Gelasii „Ut presbyteri modum debitum servent“, 

110. „Dimitte ergo, ut plangam dolorem meum.“ 

Conc. Antioch. XLV „De monasteriis vero tam virorum 
quam puellarum !*, 

111. „Et si quis infirmitate detentus.“ 

Conc. Africanum LXXXVII „Presbyteri qui per 
dioceses“. 

Darauf folgen ohne sichtliche Unterbrechung einige theo- 
logische Excerpte, ferner f. 44° der schon bekannte Vers an Hil- 
doard?, dann liturgische Bruchstücke und f. 50 wieder canonistische 
Fragmente: 

„Ut episcopus non longe ab ecclesia hospitiolum habeat.“ 

„UÜt episcopus in ecclesia in consessu presbyterum sublimior 
sedeat, intra domum vero collegam se presbyterum cognoscat.“ 

Der letzte dieser 16 Sätze lautet: 

„UÜt episcopus accusatores fratrum excommunicet, et si emen- 
daverint vitium, accipiat eos ad communionem.“ 

Von weiteren Fragmenten ist noch zu erwähnen: 

f. 52 „Gregorius apostolicus papa, ante corpus memoratum 
venerabilis Christi Apostolorum principis, inferendo sententiam dixit: 

l. „Si quis presbiteram duxerit in coniugio, anathema sit.“ 
Der letzte dieser 12 Sätze lautet: 

12. „Si quis ariolis aruspicibus, vel incantatoribus observaberit, 
aut filacteria usus fuerit, anathema sit. Et responderunt omnes 
anathema sit.“ | 

f. 53” befindet sich ein „Ordo librorum catholicorum®, — 


Beilage III. 
II. fol. membr. 13 (D.)® enthält zu Beginn thatsächlich 
Excerpte rituellen Inhalts, sodann die Besprechung der geistlichen 


! Entspricht nicht dem Register. 
® S. N, Archiv IV, 255 und VI, 499. 
® S. oben No. 5, 
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Kleidung, f. 2" die Erörterung des bei einer Kirchenconsecration 
üblichen Ceremoniells . Sodann folgt f. 10 eine Abhandlung über 
die Psalmen ?, wobei vorwiegend Hieronymus und Augustinus 
citiert werden. F. 12” bis 20° wieder theilweise rituelles, theilweise 
Erzählungen und Sätze der heiligen Schrift. — 

F. 20” erscheint eine kurze Sammlung römisch-rechtlicher 
Stellen; ein eigenes Verzeichniss ist nicht vorausgeschickt; wir 
geben hier die Ueberschriften und Anfangsworte: 

Imperatores Honorius et Theodosius Augusti, Consulibus, 
praetoribus, tribunis plebi, Senatui salutem dicunt. Data VIII 
Id. Aug. Ravennae Asclepiodoro et Moriano Uss. Theodosius in 
nono L. cap. 1 „Accusationis ordinem“. 

Constantinus Augustus ad Maximum prepositum. D. X Kal. 
Junü ... in eodem cap. 1 „Si quis iratus crimen“. 

Valentius et Valens et Gratianus.... in eod. cap. „Non cre- 
dendum est etiam“. 

Dieselben „Quicumque alium de homicidii“. 

Dieselben „In criminalibus causis“. 

Valentinus, Theodosius et Archadius UI Id. Juli „Quisquis 
accusator", 

Honorius et Theodosius 12 Kal. Octobris „Judices qui in- 
scriptione“. 

Constantinus VI Kal. Dec. „Siquem poenituerit“. 

Constantinus VIII Kal. Sept. „Testes priusguam de causa“. 

Marciani novellae III c. 1 Valentinus et Marcianus VI Id. 
Oct. „Siquis clericorum“. 

' Und zwar zuerst: f. 2” „Sermo in dedicatione Ecclesie. Bonum est 
tratres Karissimi, ut vos, qui ad huius ecclesie sanctificationem convenistis, 
aliquid de significatione eorum, que ibi geruntur, breviter audiatis. Non 
enim absque magna racione et sollerti consideracione cum tanta celebritate 
SSi patres ecclesiam dedicari constituerunt etc. etc.“. Sodann f. 3” das 
eigentliche Ceremoniell: „Quid significet pontifex scribendo alphabetum in 
pavimento“. 

? „Interrogacio ubi cantati sunt psalmi primo. — Hieronymus: Ubi 


cantati sunt psalmi in primo; R. In celo. Interr. Quis cantavit; R. Familia 
celi etc.“ 
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Theodosius XI c. IX Valentinus, Valens, Gracianus IV Ang. 
„Lex precepit“., 

Theodosius XI c. X Constantinus XIV Kal. Jun. „Si pen- 
dente“. 

T'heodosius XI c. XI Valentinus, Valens et Gracianus VIIL 
Id. Jul. „Quoniam cronopius“. 

Theodosius IX c. XXVI Archadius et Honorius IV Kal. 
Febr. „Si criminis“. 

Theodosius IX c. II Constantinus VII Kal. Mai „Quamvis 
adulterii®. 

Theodosius IX c. II Constantinus III nonas Febr. „Que 
adulterium“. 

Theodosius IX c. H Theodosius et Archadius III non. Dec. 
„Qui in adulterio®. 

Theodosius IX c. II Gratianus, Valentinus et Theodosius III 
Id. Dec. „De adulterio uxorum“. 

Theodosius IX c. XIX Constantinus Kal. Apr. „Sicum pa- 
rentibus“, 

Valens, Gratianus et Valentinus XVIII Kal. Dec. „Qui 
conjugium“. 

F. 23” beginnt das Register der hier enthaltenen in vier 
Bücher zerfallenden canonistischen Compilation. 


Liber I. 


Diversorum patrum sententia de primatu Rom. Ecclesie 
(1—20) 1. 

Item de eadem re et quod Petrus et Paulus passi sunt una 
die (21—23). 

De privilegia auctoritate (24—38). 

De monachorum monasteriorumque libertate (39—43). 

De ordine accusationis, deque accusatorum personis (44—61). 

UÜt infra provinciam terminetur causa (62—65). 

Quod ordine inferiores non debeant accusare superiores(66—69). 


ıS. Theiner, Disquis. crit. p. 339. 
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Quod rectores ecclesie prius sint ammonendi, quam accusandi 
(70— 73). 

(Quod non debent oves accusare pastorem (74—81). 

De informatione episcoporum et de examinatione eorum 
(82— 90). 

De episcopis sine Romana auctoritate depositis (91—101). 

Ut nemo absens judicetur (102— 104). 

(Juod nullam vim habeant injusta vel incerta judicia (105—115). 

De induciis et sinodica vocatione (116—118). 

De ordinatione presulum et archipresulum (119—122). 

De ordinatione presbiterorum et ceterorum (123—127). 

De mundicia subdiaconorum, diaconorum et sacerdotum 
(123—133). 

Si debeat fieri sacerdotum mutatio (134—138). 

Ut singuli episcopi suis sint contenti (139—144). 

Ut pontifices cum testibus sint semper (145—147). 

Quomodo intelligendum sit seniorem ne increpaveris (148). 

De eo quod dieitur, qui non manducat, manducantem non 
judicet (149). 

Liber LI. 

De sacratissimo pontifice Romano (150—154). 

De observatione decretorum pontificum Romanorum (155— 160). 

De illatione criminis in clericos (161—165). 

Ne crimina semel illata remaneant inconcussa (166—168). 

De prelatis indignis (169—202). 

Quibus sacri ordines tribuendi sunt, quibus negandi (203— 231). 

Si ignotis s. ordines sint tribuendi (232—235). 

Ne presumat quis clericum retinere alienum (236—241). 

Que femine cum clericis debeant habitare (242 — 247). 

Ne sacerdotes vel clerici sint fornicatores (248—253), (irr- 
thünlich 263). 

De gloriatione vanitatis (264—271). 

De ecclesiarun consecratione et sacerlotum solennitate 
(272—287). 
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De memoriis mortuorum et ut stando audiatur Evang. (288, 289). 
Ne imagines confringantur (290). 

Quomodo et quibus sit partiendus Eccl. reditus (291—294). 
De sacerdotum sacramentis et iuventione S.Crucis (295 — 297). 
De his, qui ab haereticis ordinantur (3. Cap.). 

De clericis in haeresim lapsis (2. Cap.). 

De conciliorum convocatione et episcoporum commoratione (2). 
Si debeat destrui, quod illicite perpetratur (2). 

De cimiteriorum metis (1). 

De his quae offeruntur pro defunctis (2). 


Liber II. 


De pontificali auctoritate et regali potestate (8). 

De sacerdotum titulatione et corepiscoporum supersticione (7). 

De sessione pontificali et auctoritate predicandi (4). 

De episcoporum reparatione (8). 

De poenitentie modo et qualitate (15). 

De clericis et pastoribus egrotantibus (3). 

De monachorum promotione (6). 

De sacram. crismatis, baptism., manus impositionis (6). 

De baptismi tempore (12). 

De salutatione et benedictione virginun. (2). 

De ecclesiasticis vestimentis et feretro Rom. Pontificis (4). 

Ut singulis ecclesiasticis personis singula Ecclesie committantur 
officia (5). 

De ecclesiarum possessionibus et eorum pervasoribus (11). 

Quod cavenda sit excommunicatio (4). 

De Romanis cantoribus et cubicularüs (2). 

Inc. quedam capitula a b. Gregorio edita et in generali 
synodo disposita (12). 

De diversis dierum ac temporum jejuniis (4). 

De conjugis legitimis (6). | 

Quod nec religionis causa sunt solvenda conjugia (5). 


! Hier hört die fortlaufende Zählung auf. — 
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De stupri reatu et conjugatorum incestu (3). 

Inc. quedam capitula a b. Adriano papa in unum collecta 
et Ingelramno ... tradita (11). 

De his, qui in Romana ordinantur Ecclesia (2). 

De mancipüs Judeorum et praejudicis eorum (6). 

A quibus sint accusandi episcopi (15). 

Ne de occultis et incertis judicetur (10). 

De praelatis qui se subtrahunt ab auxiliis subditorum (1). 

De clericis arma ferentibus (1). 

De eo qui ait, Salomon nolit esse justus (1). 

Paulus Romanus in expositione Mathei (1). 

Quen habent monachi potestatem excommunicandi (1). 

De his qui turbant causam profugiü (1). 

Responsiones Nicholai ad consulta Bulgarorum (2). 

De his qui sepulturas mortuorum erigunt (2). 

De capitulis orientalium patrum (1). 

De eo quod dicitur melius est nubere quam uri (1). 


Liber IV. 


De quattuor conciliis principalibus. In proemio canonum 
canones generalium. Incipit Nicenum concilium a 318 patribus 
editum (20). 

Constantinvpolitandum a 150 patribus (6). 

Ephesinum a 200 patribus (6). 

Calcidonense a 430 patribus (27). 

Incipiunt quedam capitula ex diversis conciliis: 

Ex concilio Anchiritano 5. 
„  Neocesarensi 4. 


n 

= „ Gangrensi 1. 

= „ SNardicensi 3. 

n „ Antiocheno 6. 

& „ Carthaginens III, IV et VII 4. 
; „ Milervitano 2. 


Arelatensı II et III 3. 


3 
3 
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Ex concilio Valentino 1. 
n n„  Agatensi 6. 


5 „ Aurelianensi 6. 
e „ Toletano V, VOIL, X, XI et XII 28. 
n „ Toletano 3. 


a 5 Bragensi I et III 4. 
: „ Spalensi I et II 2. 


5 n» Vasensi 1. 
5 „  Anchiritano 1. 
is „ Gangrensi 2. 


= „ Milevitano 1. 
= »„ Agdensi 6. 
- „ Libertinensi 1. 
3 „ Terraconensi 1. 
Aurelianensi 33 episcoporum 1. 

Dieses Register reicht bis f. 29. Sodann: 

„Incipiunt nomina regionum XI continencium intra se pro- 
vincias CXIII. etc.“ 

F. 30 „Ordo romanus qualiter agatur concilium generale. 
Conveniente universo coetu Ssorum episcoporum, abbatum, pres- 
hyterorum, atque diaconorum, ceterorumque ecclesiasticorun in 
nomine Domini, sive in civitatem metropolim, aut in eam, quam 
metropolitanus episcopus una cum consensu ceterorum episcoporum 
decreverit ad concilium faciendum, post orationes solitas venientes 
omnes in ecclesiam majorem, ubi concilium celebrandum est, se- 
ddeant in ordine suo etc.“ 

F. 31” „Decretalis epistola a Gellasio papa cum LXX epis- 
copis eruditis conscripta de recipiendis et non recipiendis scrip- 
utris extra canonem conscriptis etc.“ 

F. 33” ohne besondere Ueberschrift: „Quoniam quorundam 
Romanorum decretalia pontificum Synodalibus .. . conventibus 
non incongrue in nostre deflorationis opusculo primas sibi vendi- 
cant partes etc.“, worauf f. 34 ein Bruchstück der Constantini- 
schen Schenkung folgt. 
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F. 34’ kommt ein Verzeichniss aller Päpste vor; die letzt- 
genannten sind: Wido qui et Calixtus, Honorius, Innocentius qui 
et Gregorius, Celestinus, Jucius, Eugenius; eine spätere Hand 
fügte noch Anastasius, Adrianus, Alexander hinzu. 

Nach Abschluss des Päpstekatalogs folgt f. 37 der Text der 
erwähnten canonistischen Compilation, deren Register wir bereits 
angeführt haben. Wir lassen hier nunmehr die Ueberschriften 
und Anfangsworte der einzelnen Capitel des I. und IV. Buches 
folgen !: 


Liber I. 


1. In libro Deuteronomü XI „Si difficile et ambiguum“. 
2. n „ Anacleti III „Sacrosancta Romana“. 

3. 4 9»  Zephyrini I „Ad Romanam Ecclesiam“. 
4. 4 9 Calixti I „Non decet“, 

5. 4% „  Fabiani OD „Si in rebus secularibus*“. 

6. „ „ Fabiani DI „Si quis judicem“. 

7. nn „ Syxti I „Si quis vestrum®. 

8. 5 „  Bylvestri VI „Nemo judicabit“. 

9. 4 9» Juli H „Habet sacrosancta*. 

10. „ „  Gelasii IV „Cuncta per mundum“. 

ll. „ „  $Symmachi II „Aliorum hominum®. 

12. „ „  Vigiü VII „Nulli vel tenuiter“. 

13. „ „  6Gregorü X „Divinis preceptis“. 


14... 9% a „Preceptis apostolicis®. 
15... 5% n „Nulli fas est“. 
16:- 2 „Si quis super his“, 


le Nicholai I „Nemini de seculo“. 
18. In epist. Cecilii Cyprian. VII „Loquitur Dominus ad 
Petrum*. 


! Buch II und III sioud ähnlich zusammengesetzt wie Buch I; wir be- 
gnügen uns daher mit der Anführung der Ueberschriften und Anfangsworte 
des I. Buches. 
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19. In epist. Cecili Cyprian. VII „Episcopatus unus est“. 


20. | 
. In decretis Anacleti III „SS. Romana“. 
22. 


21 


23 
24 


25. 
26. 
27. 
28. 
29. 
30. 
3. 
32. 


33 


n 


n 


1 u 
“ > - „  „Alienus est“. 


n  Gelasii I „Quamvis universae“. 


. Ex sermone Maximi X „Beatus Petrus et Paulus“. 
. In decretis Anacleti I „Privilegia Ecclesiarum“. 


„ Leonis X a . 

n z n „Privilegia omnino“. 

„  Giregorü XX „Grave nimis“. 

a “ „  „Institutiones nostrae“. 


„  Gregorü I „De ecclesiasticis privilegiis“. 
„ Gregorü XL „Cum pii desiderii“. 
„ Gregori XXVI „Rationis ordo*. 
n» Gregorü VI „Omnimodis ecclesiastice“. 


. Epistola Hincmarioliad Karolum I „Constantinus clericis“. 
34. 
35. 
36. 


37. 


38. 


39. 
40. 
41. 
42. 
43. 
44. 
45, 
46. 
47. 
48. 
49, 


In 


n a) n n ni quoque“. 

n n n n „Valentiuianus „ 

2 " a = „Archadius nichilomi- 
nus“. 

n n nr a „Et idem eisdem non 
tam“. 

n n . 5 „Si Ecclesie venerabi- 
lis“, 


decretis Gregorii X „Guam sit necessarium“. 

n Gregorii CCXXV „Abbatem cuilibet“. 

„ Gregorü LV „Pervenit ad me“. 

» Gregoni LVI „Dudum ad nos“. 

„ Gregorü LVII „Presbiteros diaconos®. 
Anacleti I „Accusandi vel testificandi“. 
„ Anacleti III „Accusatores vel testes“. 
„ Telesfori I „Sicut larci et seculares“. 
»„  Eleutherü I „Nichil contra quemlibet“. 
„ Calixti II „Rimande sunt“. 

„ Fabiani II „Sicut sacerdotes“. 
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. In decretis Fabiani III „Nullus umquam presumat“, 


50 

5l. „ 
52. „ 
53. „ 
54. „ 
55. „ 
56. „ 
57. „ 
58. „ 
59. „ 
60. „ 
61. „ 
62. „ 
63. „ 
64. , 
65. , 
66. „ 
67. „ 
68. „ 
69. „ 
70. „ 
11. 
72. „ 
73,4 
74. „ 
75. , 
16. 
11: 
1a: 4 
79. , 
80. „ 
81. „ 
82. „ 
83. „ 


Stephani I „Infames esse“. 
Stephani II „Per scripta nullius“. 


> „Repellantur cohabitantes“. 
= „Neganda est accusatis“. 


Felicis II „Infamis persona“. 
Enticiani II „Non ita in ecclesiasticis“. 

= „Nulli umquam infami“. 
Gaii I „Pagani vel heritici“. 
Marcellini II „Clericus cujuslibet ordinis“. 
Silvestri III „Nullus laicus“, 
Silvestri IV „Nemo clericus vel diaconus“. 
Cornelü II „Nullus sacerdotum“. 
Stephani II „Ultra provincie terminos“. 
Innocentii III „Non liceat cuique*. 
Pelagii I „Scitote certanı provinciam®, 
Zephyrini I „Summorum quispiam“, 
Fabiani II „Statuimus ut si aliquis“. 
Stephani II „Clericus qui episcopum suum“. 
Silvestri II „Presbiter adversus episcopum“, 
Anacleti II „Si quis adversus pastores“. 
Alexandri I „Si-quis erga episcopum“. 
Syxti II „Statutum est ut si aliquis“. 
Felicis II „Si quis episcopus®. 
Anacleti III „Sententia Cham filii“. 


5 „Pro meritis plebis“. 
Alexandri I „Statuentes decernimus“, 
5 „Non potest condemnari“. 


Fabiani II „Statuentes apostolica auctoritate®. 
Dionysii II „Crimina que episcopis“. 
Euticiani II „Non passim vageque*. 
Marcellini II „Episcopi pontifici a quo“. 
Evaristi II „Audivimus quosdam episcopos#. 
Vietoris I „Placuit ut accusatus®. 
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84. In decretis Zephirini I „Patriarche vel primates“, 


85. „ „ Melchiadis I „Episcopos nolite judicare“. 
86. „ „ Felicis I „Quociens pastor vel rector“. 
BT. R a „Quamquam cum provincialibus“. 
88. „ e a „Quociens episcopi se a suis“. 
89. „ „ Felicis II „Si accusatus episcopus“. 

90. „ „ Damasi IV „Discutere episcopos“. 

91. „ »„  Fabiani II „Statuimus ne episcopi“. 

92.5 er ” „Nullatenus potest“. 

93 „ „ Sixti II „Nemo pontificum“. 

94 „ „ Eusebi II „Redintegranda sunt“. 

95. 5 „ Felicis I „Si quis episcopus“. 

96. „ „ Julü I „Si quis ab hoc die“. 

97:.% „  Zephyrini I „Duodecim judices“. 

98. „ „ Felicis I „Judices et accusatores“. 

99. „ „ Juli II „Judices alii esse non debent“. 
100. „ „ Damasi IV „Accusatores et judices“. 
101. „ „ Gregorü VI „Sicut sine judicio®. 

102. „ „  Eleutherü I „Paveant judices“. 

103. „ „n Cornelii II „Omnes que adversus“. 

104. „ »„ Juli II „Nullus dubitat“. 

105. „ „ Calixti I „Quidquid irreprehensibile“. 

106. „ „ $8yxti II „Incerta nemo umquam“. 

107. „ „  Eutichü II „Prohibemus ut nulle“. 

108. „ „ Marcellini II „Injustum judicium“, 

109. „ Gregorii XLIV „Habuisse te concubinam“ 


n 
110. „ n Gregorii XXIX „Cum cuncta negotia“. 
Ill; „ Gregorü XXXVI „Grave satis est“. 

112,5 „ Gregori XL „Quod quidam frater“. 

113. Augustinus in L. de penit. I „Plerique boni Christiani“ 

114. Idem in II L. de serm. Dni in monte II „De manif. 
Judicemus“, 

115. Eod. II „Accusare vitia®. 

116. In decretis Eleutherii I „Inducie non modice“. 
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117. In decretis Felicis I „Inducie sub augusto®. 


118. „ „ Damasi III „Vocatio ad synodum“. 
119. 5 „  Anacleti II „Ordinatio episcoporum“. 
120. „ „  Anicii I „Si archiepiscopus diem“. 

121. „ „ Innocentii I „Extra conscientiam“®. 
122. „ Gregorü VI „Fraternitatem tuam“. 
129: „ Änacleti I „Presbit. a proprio“. 

124. „ „ Zephyrini II „Ordinatio presbyterorum“. 


125. „ „  Leonis I „Quod a patribus vestris“. 
126. „ Gelasii XIII „Ordinationes presbyterorum®. 


n 
127. „ »  Nicholai IV „Ordinationes ecclesiasticorum®. 
128. „ „  Clementis II „Ad Dominica misteria“. 
129. „ „ $8ylvestri X „Nullus presbyter“. 
130. „ n„  Syricü VII „Plurimos sacerdotes Christi“. 
131. „ „ Innocentü I „Maximil. filius“. 
132. „ »  Leonis IV „Ad exhibenda“. 
133. „ » Nicolai I „Quisque sacerdotum“, 
134. „ „ Evaristi II „Sicut vir non debet“. 
135. „ „ Calixti II „Sicut alterius uxor“. 
136. „ „  Anterii I „Mutacionem episcoporum“. 
137. „ Damasi III „Mos sacerdotes“. 


N 
138. „ „ Zeonis VII „Si quis episcopus“. 
139. „ „ Anici I „Si aliquis metropoli“. 
140. „ „ Calixti II „Nullus primas“. 
141. „ „  Twucü I „Si quis metropolitanus“. 
142. „ „ Byxti II „Nullus episcopus“. 


143. „ n„ Leonis X „Que ad perpetua utili“. 
144. „ „ S8ilverü I „Sic decet fideles“. 

145. „ »  Anacleti I „Spiritus Deo“. 

146. „ Evaristi I „Diaconi qui quasi oculi“. 


n 
147. „ „ Zucii I „Hortamur vos“, 

148. „ „ Gregori XXXVI „Predicator“. 

149. „ = ” = „Quod apostoli Pauli“. 
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Liber IV. 

Dieses Buch enthält ausschliesslich Conciliarbeschlüsse; die 
Canones der ökumenischen Concilien sind fast vollständig; inter- 
essant dürfte es dagegen sein, festzustellen in wieferne auch das 
übrige Conciliarmaterial für diese Compilation verwerthet worden 
ist. Nach den Canones von Chalcedon haben wir: 

Ancyra: De puellis raptis „Desponsatas puellas“. 

De esu carnium „De his qui in clero sunt“. 

De adulterio „Si quis adulterium“. 

De fornicantibus feminis „De mulieribus que for- 
nicant“. 

De homicidio „Qui voluntarie“. 

Neocäsarea: De presb. ux. „Presb. si ux“. 
De secundis nuptis „Presbyter connubio*. 
De maritis adulterarum „Si cujus uxor“. 
Qua etate presbyter sit ordinandus „Presbyter 
ante 30 annos“. 
Gangra: De contemptu servorum „Si quis servum alienum“. 
Sardica: De episcopis litigantibus „Providendum est“, 
De appellatione clericorum „Si episcopus qui forte“. 
| De his qui vim perpessi sunt „Placuit, ut si aliquis“. 
Antiochia: De his qui deponuntur „Si quis episcopus“. 
De. his qui imperatorem adeunt „Si quis episcopus 
vel presbyter“. 
De clericis depositis „Si quis & proprio episcopo“. 
De episcopis vacantibus „Si quis episcopus vacans“. 
De episcopis non susceptis „Si quis episcopus ordi- 
natus#, | 
De electione episcopi „Episcopum non debere“. 
Carthago: De ecclesiasticis judicibus „Placuit ut a quibus- 


cunque®. 

Ders a3 wras „Is qui penitentiam“, 

De accusatoribus clerici „Placuit ut quoties- 
cunque®, 
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Arles: 


Valence: 
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Orleans: 


Toledo: 
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De episcopo qui crimen detegerit „Si quando epis- 
copus dicit aliquem“. 

De probacione „Placuit ut preces®. 

De judicibus electis „De judicibus quos“. 

Si debeat relinqui syn. „Si quis ad concilium“. 

De apostatis „Hi qui post sanctum“. 

De fugitivis clerieis „Si forte aliquis“. 

De criminis vulgatione „Quicunque sub ordinatione“. 

De penitentium habitu „Penitentes tempore*. 

De crinitis clericis „Clerici qui comam nutriunt“. 

De ecclesiasticis documentis „Si quis e clericis®. 

De judeis conversis „Judei quorum perfidia*“. 

De episcoporum invitacione „Si episcopus metrop.“. 

Ne clerici sint venatores „Episcopis, presbyteris, 


diaconis“, 

De his qui ad Ecclesiam fugiunt „De homicidiis“. 
non n B „De raptoribus®. 
non n n „Servus quiad Ec- 

clesiam. 


De servo ordinato „Si servus absente“. 

De rogationum observantia „Rogationes i. e. leta- 
nias®, 

De auguriis „Si quis clericus“. 

De communicandi ordine „Nonnulli sacerdotes“. 

EERTT ordinentur „In veteri lege“. 

De conversatione clericorum „Prona est omnis etas®. 

De clericis injuste depositis „Episcopus, presbyter 
aut diaconus“. 

Ne sacerdotes sint judices reorum „Sepe principes“. 

De clericis arma ferentibus „Clerici qui in qua- 
cunque*. 

De sepulchrorum violatoribus „Si quis clericus“. 

De clericis monachatum eligentibus „Clerici qui 
monachorum®. 
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Toledo: De episcopis qui nil conferunt ecclesiis „Etsi illi 


Braga: 


qui nulla“. 

langoris eventu „Censuimus evenire“. 

exequiis morientis episcopi „Siquis sacer- 
dotum“, 

exactionibus ecclesiarum „Quidam pontifices“. 
reclusis „Eos quos in cellulis“. 

uxoribus sacerdotum „Pervenit ad“. 

mundicia subdiaconorum „Relatum est nobis“. 
socordia clericorum „Repperimus quosdam“. 
jejunio XLme „Quisque inevitabili“. 

filiis clericorum „Cum multe super“. 

libertate clericorum „Qui ex familiis ecclesie“. 
libertis ecclesie „Laäbertis ecclesie“. 


De judeis baptisatis „Baptisati judei“. 


De 
De 
De 


prelatis Ecclesie „Agnovimus quod quidam“. 
viduis religiosis „Vidua quae“. 

feminis religiosis „Omnes femine“. 

minoribus etatibus „Si in quolibet“. 

judicio sanguinis „His absque domini“. 
corrigendo subditos „Oum juxta antiqua“. 
adjutorio Deo psall. „Summopere verendum“. 
jJudei cogantur converti „De judeis Christus 
praecepit“. 

monachis apostatis uxores accipientibus „Non- 
nulli monachorum*. 


Qualiter levite utantur orario „Oportet levitam“, 


De 
Ne 


De 


De 


inferentibus sibi necem „His qui sibi“. 
sepulturae fiant in Ecclesia „Üorpora defunc- 
torum®. 

intincta Eucaristia „Illud quod pro comple- 
mento®. 

divinis vasis „Qui sciendo“. 


Sevilla: De consortio feminarum „Si presbyteri“. 


20* 


302 Abhandlungen. 


Sevilla: De examinatione presbyterorum „Nullus episco- 
porum*®, 

Vaison: De oblacionibus defunctorum „Qui oblaciones“. 

Ancyra: De auguriorum observationibus „Qui auguria“. 

Gangra: De his qui se extollunt et nova praecepta iudi- 

| cant „Condemnamus eos“. 
De presbyteris conjugatis „Si quis discerit®. 
Mileve: Ut ordinatores ordinatis dent apices „Quicque ab 
episcopis®. 
Agde: De diu dissidentibus „Quicque adio“. 
De nuptialibus conviviis „Presbyteri, diacones“. 
De capitali crimine „Si episcopus presbyter“. 
Ex eodem concilio „Seculares qui nativitate“. 
Item ex eodem „Terrulas et vineolas“. 
» nn »Placuit ut clericus“, 
Elvira: De maleficiis „Siquis maleficium“, 
Tarragona: De modo emendi et vendendi „Quicque in clero“. 
Orl&ans: Ut abbates episcopis subjecti sint „Abbas pro 
Ä humilitate*. 

Dieser Compilation folgt f. 111’ 

„Que ss. patrum sanctionibus de pravitate symoniaca stabilita 
sunt, nos quoque Spiritus sancti Judicio et auctoritate S. Apost. 
confirmamus. Si quis ergo vendiderit aut emerit... episcopatum, 
abbaciam, decaniam ... et vendens et emens dignitatis et officii 
sui ac beneficii periculo subjaceat.... 

Episcopatuum . . . investituram per manum laicam fieri pe- 
nitus prohibemus ... 

Universas Ecclesiarum possessiones quae liberalitate Regum, 
largicione principum vel oblacione quorumlibet fidelium eis con- 
cessae sunt, inconcussas in perpetuum . .. permanere decerni- 
mus etc.* | | | 

F. 112 endlich die Beschlüsse der am 9. September 1125 
unter dem Vorsitze des päpstlichen Legaten an v. Crema 
abeehaltenen Synode zu London. — 
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Beilage IV. 

IH. fol. membr. 1 (G.)! führt p. 1 die Aufschrift „Ex libris 
Imperialis Monasterü S. Maximini“. Die hier enthaltene Decre- 
talencompilation beginnt mit der Bulle „Devocioni vestrae“?. Bei 
näherem Vergleiche mit der von Friedberg herausgegebenen 
Compilatio III ergeben sich folgende Unterschiede: 

Im I. Buche, Tit. II, kommen cc. 11 und 12 in umgekehrter 
Ordnung vor; 

"nr. Tit. RX, fehlt c. 3; 

2» 02» . wurde zwischen Tit. XII und XIII das Cap. „De 
filiis presbyterorum“ eingeschoben, das bei Fried- 
berg, Comp. IH in Lib. V, tit. XVIL c. 5, vor- 
kommt; 

Be »  Tit. XVI, als drittes Cap. die Decretale Inno- 
cenz III „Significasti nobis per litteras“, die bei 
Friedberg in Comp. IV, Lib. I, tit. XI, c. 2, 
angeführt wird; 

» nr . Tit. XXI, erscheint zwischen den cc. 3 und 4 
das Cap. „Si diligenti penses“ aus Comp. HI, 
Lib. LI, tit. XVII, c. 7; 

n» 2. „ TietXVU, c. 7, identisch mit dem letzgenannten; 

„IH. „  Tit. VID, wird zwischen cc. 3 und 4 das bei Fried- 
berg in Comp. IV, Lib. I, tit. VI, c. 1 vorkom- 
mende eingeschaltet; 

„IV. „  Ti.XIV, kommt nach c. 3 nochmals das c. 10 
des II. B., Tit. XV derselben Compilation vor; 

2 nr . Ti.XV, ist die Anordnung der cc. 1, 2 und 3 
eine andere; sie kommen nämlich in der Ord- 
nung 2, 3 und ] vor. 

Fol. 124” „In fine operis quiddam affectionis ardor scolastice 
me cogit, ut quasdam decretales, quas ab nomine Domini Inno- 
centii III habent scolastici, tanquam non suas respuatis. Neque 


ı 8. oben No. 12. 
2 S. Friedberg, Quinque compilationes antiquae p. 105. 
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enim in registris ejus continentur, nec ab eo edite comprobantur, 
sicut ore ad os ab eo accepi. Quorum una est de servo in sub- 
diaconum ordinato, qui privilegio asseritur eodem gaudere cum 
clerico, secunda de subdiacono eligendo, in qua dicitur quod ab 
hoc non vidimus aliquem reprobatum. Tercia de dote, ubi dicitur 
quod de matrimonio cognovistis et de dote cognoscere valuistis. 
Quarta de clericis, qui renuant ordinari, ubi dicitur, quod eis 
beneficia auferantur. Quinta de sacramentis extortis, ubi dicitur, 
quod illi, qui ea prestiterint penitus observare tenentur. Sic et 
de quibusdam aliis accipe, prima predictorum que incipit „mira- 
mur“, secunda „ex litteris“, tercia „de prudentia“, quarta „queris“, 
quinta „super consultacione“, sexta tamen juri non repugnat, sep- 
tima verum tamen sua non est ... omnes autem, que in hoc 
opere continentur in registris ejus a primo anno usque ad duo- 
decimum noveritis contineri. — 

Sodann folgt die Compilatio IV, die im Vergleich mit der 
Friedberg'schen Ausgabe, so weit ich sehen konnte, bloss den 
einen Unterschied aufweist, dass c. 3, tit. XI, Lib. II, dem näch- 
sten Titel „De appellationibus“ einverleibt worden ist. — 

Beide Compilationen sind glossiert; ‘doch bezieht sich die 
Glosse nur auf die einzelnen Worte; Darstellungen der Fälle 
fehlen. Die Glosse zur Comp. III beginnt „Papa se appellat 
servum servorum Dei, quia minores serviunt majoribus in tempo- 
ralibus, majores autem serviunt minoribus in spiritualibus“. Die 
Glosse zur Comp. IV „Firmiter et simplieiter. Fides enim sim- 
plicibus verbis est proponenda®. — 

In II. fol. membr. 15 (G.)! begegnen wir einer Üompi- 
latio II, die von der als typisch überlieferten bedeutend ab- 
weicht. Die Handschrift selbst beginnt mit einigen Decretalen; 
voran „Rex Pacificus“, sodann „De supplenda negligencia prae- 
latorum“ und darunter zuerst c. 2. 1.8. in VI°; schliesslich c. 1. 
IIl. 9. in VI, — 


ı S. oben No. 11. 


v 
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F. 4 beginnt die Compilation. Im Vergleiche mit der Comp. U 
bei Friedberg ist die hier überlieferte bedeutend ärmer. Sie ent- 
hält bloss: 

Aus dem I. Buche: tit. V, cc. 2, 3 und 4; 
TR er „ tt. VI 
a „ tt. VII c.2; 
ER er „ tit. VIII, cc. 1, 2 und; 
a Tr „ tt. IX, ce. 1, 3, 4Aund 5; 
tit. X, c. unicum; 
er ie a „ tt. XI, cc.1 und 3; 
Fe „ tie. XIU, c. unic.; 
a „ tt. XIV, c. 2; 
Pe Pe = „ tt. XVI, c.2und 4; 
FE re „ ti. XVLD, c. unic.; 
> „ tt. XVIU, cc. 1 und 3; 
3,0 „ tt. XIX, c. unic.; 


3 
3 
3 
3 


n 

n nn »„  tit. XX, cc. 1lund 2. 

» rn DH „ tt 1 ce 2, 4und3; 

n mn „ tt. DD, cc.1, 2, 3, 4und5; 
a „ ti. III, c. unic.; 

n „ „ tits IV, c. unic.; 


n 
a „  tit. VII, cc. 1, 3, 4 und 5; 
4  * „  tit. XI, cc.1, 2 und 3; 
ee" „ tt. XIV, cc. 2, Lund 3; 
Fe „ tt. XVI, cc. 2—8; 
a „ tt. XVLD, cc. 1und 2; 
I „  tit. XVII, cc.2, 3, 5 und 6; 
2 nr tik XIX, ce. 1-7, 11-19. 
%  »r 21HI „ tt. II, ce.1-3; 
FE Er „ tt. IV, e.]1; 
u „ tt V,c2; 
"Rn tie VI ce.1-3; 
tit. IX, c. 2; 
„ tt. XL, c.2; 


3 
3 
3 3 
3 
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Aus dem IH. Buche: tit. XII und XIII complet; 


303 3 


n 


n 


tit. XV und XVI comjplet; 

tit. XVII, cc. 1—8; zwischen cc. 7 und 8 
ist eingeschaltet: Alex. III „„Cum in Apo- 
stolica® et infra „Sane sicut“*; 

tit. XIX; nach c. 1 die bei Friedberg in 
Comp. II, Lib. IV, tit. I, c. 4 vorkommende 
Decretale; 

tit. XX und XXI complet; nach XXI 
kommen die bei Friedberg in Comp. II, 
Lib. IV, tit. X, c. 1, daselbst tit. XIV, c. 1 
und Comp. IH, Lib. II, tit. XX, c. unic. 
angeführten Decretalen; 

tit. XXII, cc. 1, 6, 2, 3, 4 und 5; 

tit. XXIV, c. 2; 

tit. XXV, cc. 4, 1, 3 und 2; 


tit. XXVlfehlt c. 3 der unter der Rubrik „De 


novi operis nuntiatione“ separat vorkommt; 
tit. XXVII, cc. 2, 1; sodann die Rubrik 
„De consecratione Ecclesiae* und die tit. 
XXI und XXII des V.B. dieser Compil. 
tit. I—III complet; 

tit. IV, c. 2 und 1; hierauf folgt die Rubrik 
„De legali cognatione*“; 

tit. VII complet; 

tit. VIII, cc. 3, 1 und 2. 

tit. I—III complet; 

tit. IV, cc. 2, 6, 3, 1, 4und 5; 

tit. V und VI complet; nach tit. VI wird 
die in Comp. III, Lib. V, tit. VII, c. 1 vor- 
kommende Decretale angeführt; 

tit. VIII und IX complet; nach tit. IX 
„Qui sub nomine nostro litteris falsis“ und 
c.4, Lib. U, tit. XVIII, Comp. II; 
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Aus dem V. Buche: tit. X, XI und XII complet; nach tit. XII 
Alex. III Cathoni epo „Quum quidam 
clerici desperantes“. 

Sonst nur noch in Tit. XVILI, cc. 3, 2 und 1. — 

F. 42’ Expliciunt decretales; praeterea Alex. III Eborac. 
archiepo. „Consuluisti*. Idem Eborac. archiepo. „Inter cetera®. — 

Die ganze Sammlung ist glossiert und mit vielen Anmerkungen 
versehen; die letzteren beschäftigen sich zum grössten Theile mit 
späteren Decretalien. — 

F. 43 folgt die Comp. III mit Tancreds Glosse. — 


Register. 


Am Schlusse der Einleitung ist hervorgehoben worden, dass aus prak- 
tischen Rücksichten die Materialien gruppenweise zusammengestellt worden 
sind; nunmehr erscheint es nothwendig, dass die benützten Handschriften 
nach den Signaturen, mit denen sie versehen sind, geordnet werden. Dadurch 
wird ersichtlich gemacht, was jede von diesen Handschriften enthält und in 
welcher Umgebung die einzelnen Werke sich befinden. 
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1. £. m. 16 f.1 s. No. 110 II. £. ch. 43 f.3 s. No. 33. 
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f. 99 s. No. 39. 
f. 146 s. No. 89. 
f. 152 s. No. 89. 
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IV. 8° m. 2 s. No. 398. 
IV. f. ch. 102 f. 226” s. No. 336. 
XVII. f. ch. 49 f. 145 s. No. 15l. 
XVII 4° ch. 131 s. No. 313. 
XVII. 4° ch. 134 f.1 s. No. 370. 
f. 98 s. No. 314. 
f. 115 s. No. 135. 
f. 121 s. No. 399. 
f. 134 s. No. 177. 
154 s. No. 381. 
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Berichtigungen: 


ad No. 20: anstatt „Daselbst ££ II“ zu lesen „Daselbst f. 11“. 


n » 72: bei IL f. ch. 215 (G.) f£. 174 hinzufügen: „und II £f. ch. 


222f. 475Y“, 


79: anstatt „II f. ch. 200“ zu lesen „II f. ch. 210“, 


No. 228 zu streichen. 


ad No. 354: anstatt f. 192 zu lesen £. 191. 
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II. Literaturübersicht '. 


Erstattet von E. Friedberg. 


I. Allgemeines, 


12. Lexikon* f. Theol. u. Kirchenwesen v. Dr. Holtzmann 
u. Dr. R. Zöpffel. 3. Aufl. Braunschweig, Schwetschke & Sohn, 95. 
(Vgl. Bd. 5. I. No.1.) Es sind seitdem Liefer. 2—5 erschienen. 

13. Bendix*, Kirche u. Kirchenrecht. Eine Kritik moderner, 
theologischer u. jurist. Ansichten. Mainz, Franz Kirchheim, 1895. 

Es war zu erwarten, dass die These Sohm’s, das Kirchenrecht 
widerspreche dem Begriffe der Kirche auch von katholischer Seite, 
Anfechtung finden würde. Der Verf. vollführt das in massvoller 
und formell tadelloser Polemik. Er steht auf dem Boden des 
katholischen Dogmas. Nach ihm ist Christus nicht nur Religions- 
stifter sondern auch Stifter der Kirche, deren Organisation von ihm 
und den Aposteln abzuleiten ist. Ist aber die Kirche eine göttlich 
gestiftete Gesellschaft — der Verf. verwahrt sich gegen den Kor- 
porations- und den Anstaltsbegriff — so liegt auch das Recht in 
ihrem Wesen, ist nothwendig, welche Nothwendigkeit übrigens 
auch Sohm zugegeben hat. Der Verf. irrt aber darin, dass er 
für Sohm’s Ansicht die lutherische Lehre von der unsichtbaren 
Kirche verantwortlich macht. Auch mit dieser harmonirt Sohm’s 
Satz nicht, wie Rieker’s Untersuchungen, die der Verf. nicht zu 
kennen scheint, dargethan haben. In manchen Punkten seiner Polemik 
geben wir dem Verf. Recht, z. B. wenn er gegen die öde Lehre 
kämpft, dass nur der Staat Recht erzeugen könne. Aber freilich 
übersieht er dabei, dass Hinschius, den er hier anführt, durchaus 
nicht denselben Standpunkt einnimmt, wie der gleichfalls citirte 


! Die mit * bezeichneten Bücher sind der Redaktion zur Besprechung 
zugegangen. 
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Abhandlungen. 


Aus dem IH. Buche: tit. XII und XIII complet; 


3 


3 3 
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n 


n 


33 3 3 


tit. XV und XVI complet; 

tit. XVII, cc. 1—8; zwischen cc. 7 und 8 
ist eingeschaltet: Alex. III „„Cum in Apo- 
stolica® et infra „Sane sicut““; 

tit. XIX; nach c. 1 die bei Friedberg in 
Comp. II, Lib. IV, tit. I, c. 4 vorkommende 
Decretale; 

tit. XX und XXI complet; nach XXI 
kommen die bei Friedberg in Comp. IH, 
Lib. IV, tit. X, c. 1, daselbst tit. XIV, c. 1 
und Comp. II, Lib. II, tit. XX, c. unic. 
angeführten Decretalen; 

tit. XXII, cc. 1, 6, 2, 3, 4 und 5; 

tit. XXIV, c. 2; 

tit. XXV, cc.4, 1, 3 und 2; 

tit. XX Vlfehlt c. 3 der unter der Rubrik „De 
novi operis nuntiatione“ separat vorkommt ; 
tit. XXVII, cc. 2, 1; sodann die Rubrik 
„De consecratione Ecclesiae* und die tit. 
XXI und XXII des V.B. dieser Compil. 
tit. I—ILI complet; 

tit. IV, c. 2 und 1; hierauf folgt die Rubrik 
„De legali cognatione“ ; 

tit. VII complet; 

tit. VIII, cc. 3, 1 und 2. 

tit. I—IO complet; 

tit. IV, cc. 2, 6, 3, 1, 4und 5; 

tit. V und VI complet; nach tit. VI wird 
die in Comp. III, Lib. V, tit. VII, c. 1 vor- 
kommende Decretale angeführt; 

tit. VIIOL und IX complet; nach tit. IX 
„Qui sub nomine nostro litteris falsis“ und 
c.4, Lib. IL, tit. XVIII, Comp. II; 


Halban-Blumenstok, Die canonistischen Handschriften etc. 307 


Aus dem V. Buche: tit. X, XI und XII complet; nach tit. XII 
Alex. III Cathoni epo „Quum quidam 
clerici desperantes“. 

Sonst nur noch in Tit. XVII, cc. 3, 2 und 1. — 

F. 42" Expliciunt decretales; praeterea Alex. III Eborac. 
archiepo. „Consuluisti“. Idem Eborac. archiepo. „Inter cetera“. — 

Die ganze Sammlung ist glossiert und mit vielen Anmerkungen 
versehen; die letzteren beschäftigen sich zum grössten Theile mit 
späteren Decretalien. — 

F. 43 folgt die Comp. III mit Tancreds Glosse. — 


Register. 


Am Schlusse der Einleitung ist hervorgehoben worden, dass aus prak- 
tischen Rücksichten die Materialien gruppenweise zusammengestellt worden 
sind; nunmehr erscheint es nothwendig, dass die benützten Handschriften 
nach den Signaturen, mit denen sie versehen sind, geordnet werden. Dadurch 
wird ersichtlich gemacht, was jede von diesen Handschriften enthält und in 
welcher Umgebung die einzelnen Werke sich befinden. 


I. f. m. 55 s. No. 257. I. f. ch. 4 f. 146 s. No. 242. 

I. f. m. 63 s. No. 403. | f. 154 s. No. 249. 

I. f. m. 70 f.1 s. No. 155. f. 156 s. No. 352. 
f. 148 s. No. 856. | I. £. ch. 7 £.8 s. No. 58. 


f. 145 s. No. 351. f. 221 s. No. 238. 
I. £. m. 73 s. No. 178, I. f. ch. 8 f. 86 s. No. 274. 
I. f. m. 76 f. 126” s. No. 270. f. 68 s. No. 275. 
L f. m. 78 s. No. 104. f. 72 s. No. 271. 
I. f. m. 88 s. No. 43. I. f. ch. 11 f. 1657 s. No. 389. 
I. 4° m. 834 f.45 s. No. 118. f. 180 s. No. 819a. 
I. 4° m. 100 s. No. 222. I. f. ch. 18 £. 1 s. No. 887. 
I. 4° m. 105 f. 88 s. No. 272. f. 138 s. No. 894. 
I. 4° m. 167 s. No. 22%. f. 139 s. No. 3808. 
I. 4° m. 225 s. No. 223. f. 152 s. No. 316. 
I. 8° m. 67 s. No. 97. I. f. ch. 26 s. No. 404. 
I. 8° m. 145 s. No. 197. I. f. ch. 30 f, 135 s. No. 66. 
I. f. ch. 3 s. No. 108. f. 192 s. No. 246. 
Lf.ch. 4 f.1s. No. 189. f. 216 s. No. 408. 


f. 70 s. No. 386. L. £. ch. 33 f.4"s. No. 415. 
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II. Literaturübersicht '. 


Erstattet von E. Friedberg. 


I. Allgemeines, 


12. Lexikon” f. Theol. u. Kirchenwesen v. Dr. Holtzmann 
u. Dr. R. Zöpffel. 3. Aufl. Braunschweig, Schwetschke & Sohn, 95. 
(Vgl. Bd. 5. I. No.1.) Es sind seitdem Liefer. 2—5 erschienen. 

13. Bendix*, Kirche u. Kirchenrecht. Eine Kritik moderner, 
theologischer u. jurist. Ansichten. Mainz, Franz Kirchheim, 1895. 

Es war zu erwarten, dass die These Sohm’s, das Kirchenrecht 
widerspreche dem Begriffe der Kirche auch von katholischer Seite, 
Anfechtung finden würde. Der Verf. vollführt das in massvoller 
und formell tadelloser Polemik. Er steht auf dem Boden des 
katholischen Dogmas. Nach ihm ist Christus nicht nur Religions- 
stifter sondern auch Stifter der Kirche, deren Organisation von ihm 
und den Aposteln abzuleiten ist. Ist aber die Kirche eine göttlich 
gestiftete Gesellschaft — der Verf. verwahrt sich gegen den Kor- 
porations- und den Anstaltsbegriff — so liegt auch das Recht in 
ihrem Wesen, ist nothwendig, welche Nothwendigkeit übrigens 
auch Sohm zugegeben hat. Der Verf. irrt aber darin, dass er 
für Sohm’s Ansicht die lutherische Lehre von der unsichtbaren 
Kirche verantwortlich macht. Auch mit dieser harmonirt Sohm’s 
Satz nicht, wie Rieker’s Untersuchungen, die der Verf. nicht zu 
kennen scheint, dargethan haben. In manchen Punkten seiner Polemik 
geben wir dem Verf. Recht, z. B. wenn er gegen die öde Lehre 
kämpft, dass nur der Staat Recht erzeugen könne. Aber freilich 
übersieht er dabei, dass Hinschius, den er hier anführt, durchaus 
nicht denselben Standpunkt einnimmt, wie der gleichfalls citirte 
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Gareis. Im Uebrigen ist der Standpunkt des Verf. durch das 
katholische Dogma gegeben und entzieht sich, als ein für einen 
Katholiken selbstverständlicher, der Polemik an dieser Stelle. 
Betreffs seiner Ausführungen über das Naturrecht möchten wir 
ihn auf Bergbohm’s Untersuchungen hinweisen. E. Fr. 

14. Rutgers, Het Kerkrecht in zoover het de Kerk met het 
recht in verband brengt. Rede. Amsterd. Worniser. 

15. Malnory, Saint Cesare, ev&que d’Arles. Par. 95. 

16. Rocquain, La ceur de Rome et l’esprit de la Reforme 
avant Luther. T. II. Les Abus. Decadence de la Papaute. Par. 94. 
(Der erste Bd. ist 1893 erschienen.) 

17. Fromme, D. span. Nation u. d. Konstanz. Concil. Münst. 
94 (Diss.). 

18. Bäumer, Gesch. d. Breviers. Versuch e. quellenmäss. 
Darstellg. der Entwicklg. d. altkirchl. u. d. röm. Officiums bis auf 
unsere Tage. Mit d. Bildniss d. seel. Verf. im Lichtdruck u. e. 
kurz. Lebensabriss. Freib. 95. 

19. Ohlenburg, D. bibl. Asyle in talmudischem Gewande. 
Münch. 95. (Heidelb. Diss.) 


II. Lehr- und Handbücher. 


3. Todeschi, Manuel du droit canonique. Par. 
4. Friedberg, Lehrbuch des katholischen und evang. Kirchen- 
rechts. IV. vermehrte und verbesserte Aufl. Leipzig 1895. 


III. Sammlungen von Kirchengesetzen. Kirchengesetze 
mit Kommentaren. 


4. Markus, D. ungar. kirchenpolit. Gesetze. Ehegesetz. Religion 
d. Kinder. Staatliche Matriken. Uebers. u. mit Anmkgn. versehen. 
Budapest 95. 

5. D. Ges. 29. XI. 1873* u. d. Verwaltungsordnungen betr. 
d. vom Kapitel d. St. Thomasstifts zu Strassburg verwalteten 
Stiftungen 88 S., 1894, gedr. bei Heitz u. Mündel Strssb. als 
Manuskr. 

Dem Ges. nebst Begründung u. Erläuterung folgen die Ver- 
ordnungen btr. Vertretung im Oberkons., Zuständigkeit d. Kapitels, 
Schaffnei, Stiftshäuser, Archiv, Bibliothek, Stipendien u. prot. 
Gymnasium. Die Verw.-Ordnungen hat Reg.-R. Dr. Kossack, die 
Archivord. Herr Prof. Dr. Carl Schmidt + abgefasst. Die Renten- 
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überschüsse bleiben für allgemeine landeskirchliche Zwecke A.B. 
verfügbar; die Stifts-Mitgliedschaft des ältesten Prof. der phil. 
u. der Rechtsfakultät soll (S. 16) „der Universität Einfluss auf 
Verwaltung u. Verwendung der Stiftseinkünfte sichern“. 

Geigel. 

6. Millies*, Circular-Verordnungen d. Oberkirchenraths an 
d. mecklenb.-schwerinische Landesgeistlichkeit a. d. Zeit 1842 — 1894. 
Schwerin, Ed. Harburger, 94. Preis: Mk.9. 

Ueber die neuere Ausgestaltung des ev. Kirchenrechts in 
Mecklenburg-Schwerin war man bisher nur im Stande, sich aus der 
Krüger’schen Currendensammlung zu informiren. Aber diese brach 
mit dem J. 1880 ab, war lückenhaft und nicht absolut ver- 
lässlich. Darum ist die vom Herausgeber aus den Akten selbst 
veranstaltete Sammlung, die das gesammte zur Zeit geltende, bisher 
theilweise noch nicht veröffentlichte Rechtsmaterial enthält, nicht 
nur für die betheiligten mecklenburgischen Kreise, sondern ganz 
allgemein dankbar anzunehmen. Die Verordnungen — 306 an 
Zahl — sind in chronologischer Reihenfolge abgedruckt. Aber An- 
hang A enthält auch eine gute systematische Uebersicht, und ein 
sorgsam gearbeitetes Register erleichtert wesentlich die Benutzung. 
Anmerkungen verweisen auf Deklarationen, Ministerial-Verfügungen 
und ältere Verordnungen. Anlage B giebt die Formulare für 
kirchliche Handlungen. E. Fr. 


IV. Quellen des Kirchenrechts. 


12. Funk, D. VIII. Buch d. Apostol. Konstitut. u. d. ver- 
wandten Schriften. Hist. Jahrb. 16, 1ff. 

13. Mon. Germ. Hist. Gregorii I. Papae registrum epis- 
tolar. T. DO. p. 2. lib. X— XIV. cum appendicib. ed. Hartmann. 
Berl. 95. 

14. Bonzel de la Ronciere, de Loye, A. Coulon, Les 
registres d’Alexandre IV. Recueil des bulles de ce pape, pub- 
liees ou analysees d’apres les manusc. origin. des arch. du Vatican. 
(Bibl. des Ecol. franc. d’Athenes et de Rome Ser. II. XV. 1) Fasc. 1. 
Par. 95. 

15. Von Ratti acta eccl. Mediol. ist 1894 fasc. 39 erschienen. 
(Vgl. Bd. 1, S. 290. IV, 67.) 

16. Haller, D. Protokolle d. Konz. v. Basel. Hist. Zeitschr. 
74, 385. | 
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17. Synodus dioeces. Argentinensis 1894. A. f. K.K.R. 
73, 423. 

18. Fournier, Une collect. canon. ital. du commencement du 
XII* siecle, Annales de l’enseignem. superieur de Grenoble. t. 6 
(1894), p. 343 — 438. 

19. Plaine, De veris breviarii rom. originibus et prima eius 
forma. Stud. u. Mitth. aus d. Benedikt. Ord. 16, H. 1. 

20. Plaine, Les origines du brev. romain et sa plus ancienne 
forme. La Science cath. 9 annee No. 3. 

21. Bosone, D. Aufsatz de regimine principum v. Thom. 
v. Aquino. Bonn 94 (Diss.). 


V. Geschichte der katholischen Kirchen-Verfassung. 


23. J. Chapman, Le t«emoign. de S. Irenee en fareur e la 
primaute romaine. R. Bened. 95, 2, 49. 

24. Rivington, Papal supremacy at the Council of Ephesus. 
Dublin Rev. april 95, p. 375ff. 

25. Götz, Die Busslehre Cyprians (s. oben V, 4, Bd. 5, S. 173). 
Rezens.: Schanz in theol. Quartalschr. 77, 314. 

26. Adamnanus, Vita S. Columbae; ed from Dr. Reeves text, 
with an introd. on early Jrish church history by J. T. Fowler. 
N.-York 95. 

27. James, D. engl. K. in ihrem Verh. z. Papst- u. König- 
thum b. z. Ende d. VIII. Jahrh. Halle 93 (Diss.). 

28. Nys, L’Angleterre et le saint-siege au moyen äge. Revue 
de droit internat. 95, 19. 

29. Nilles, In scrinio pectoris sul. Ueber den Brustschrein 
Bonitacius’ VIII. Z. f. kath. Theol. 19, 1. 

30. Nostitz-Rieneck, Textkritisches zum Investiturprivileg 
Calıxtus II. III. Jahresber. d. öffentl. Privatgymnas. an der Stella 
matutina zu Feldkirch 94. 

31. Esmein, Les elect. episcop. dans l’Egl. de France du IX*® 
au XII° siecle d’apres M. Imbart de la Tour. Rev. de l’hist. des 
relig. XXXI fasc. 1. 

32. Pagani, Le elez. degli arcivesc. di Milano e il municipio. 
Mil. 94. 

33. Hipler, D. ermländ. Bischofswahl v. J. 1549. Z. f. Gesch. 
u. Alterthumskunde Ermlands. Bd. XI, H. 1. 

34, Eubel, D. deutschen Aebte in den libri obligation. et 
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solution. d. vatik. Archivs während d. Jahre 1295—1378. Stud. 
u. Mitth. a. d. Gesch. d. Bened.-Ord. 16, H. 1. 

35. F. A. Karl Krauss”, Anstaltsgeistl. am Grossh. Landes- 
gefängniss in Freiburg i. Br., Im Kerker vor und nach Christus. 
Schatten und Licht aus dem profanen u. kirchl. Kultur- u. Rechts- 
leben vergangener Zeiten. Freib. i. Br., J. C. B. Mohr, 1895. 

Das Buch bringt eine Fülle von Material zusammen und ver- 
arbeitet es mit anerkennenswerther Objektivität. Es hat nicht blos 
eine kulturgeschichtliche kriminalrechtliche und politische Bedeutung 
— davon abstrahiren wir an dieser Stelle gänzlich — sondern auch 
eine Kirchenrechtliche. Nicht blos dass das bischöfliche Interces- 
sionsrecht für Verbrecher behandelt wird und die christlich frei- 
willige Liebesthätigkeit zu Gunsten der Gefangenen. Von Bedeu- 
tung ist namentlich das dritte Buch: die Gefängnisse der Kirche. 
Hier erörtert der Verf. zunächst die Klostergefängnisse, indem er 
deren Geschichte giebt, das Vorkommen der Gefängnissstrafe in den 
Ordensregeln behandelt, die Klostergefängnisse beschreibt und die 
Behandlung im Klostergefängniss. Weiter behandelt er die kirch- 
lichen Gefängnisse für Weltgeistliche, wobei Hinschius Studien 
freilich nicht verwerthet worden sind, und endlich das kirchliche 
Gefängniss im Gebrauch gegen Laien. Wir freuen uns, auf das 
interessante Buch weitere Kreise aufmerksam machen zu können, 
und sehen von einzelnen Bemängelungen um so eher ab, als sie den 
Werth des Ganzen nicht alteriren. E. Fr. 


VI. Staat und Kirche. 


9. Maynard, Rapports de l’Etat et de l’Eglise des origines 
ä 1789. Lyon 94. fasc. 1. 

10. Moulart, L’egl. et l’etat ou les deux puissances, leur 
origine, leurs relations, leurs droits et leurs limites. 4° e&d., mise 
en rapport avec les actes de S. S. Leon XIII et notamment avec 
les lettres enciclyques sur la constitut. chret. des Etats et de la 
liberte humaine. Lond. 94. 

11. Rieker, d. Stellg. d. modernen Staates zu Religion u. 
Kirche. Vortrag. Dresden 95. 

12. Kahl*, Ueber Parität. Akademische Festrede. Freiburg 
und Leipzig. J, C. B. Mohr 1895. 

Auf Grund neuerer Forschungen wird hier in ansprechender 
und übersichtlicher Form gezeigt, wie der Gedanke der Parität 
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nicht schon in der Reformation, sondern erst im Naturrecht wur- 
zelt, das die Kirchen als Religionsgesellschaften grundsätzlich ein- 
ander gleichstellt.e. Mit Recht erblickt Verf. hierin einen Feller, 
der verhängnissvoll gewirkt hat; nur Gleiches lässt sich gleich 
behandeln. K. R. 

13. Treumann, Die Monarchomachen. Eine Darstellg. d. 
revolut. Staatslehren d. XVI. Jahrh. Leipzig 95. (Heidelb. Diss.) 

14. Weyl*, Kirchenrecht und Reichsversicherungsrecht im Arch. 
f. öffentl. Recht, Bd. 10, S. 350ff. 

Es ist fast schade, dass diese Abhandlungin einer strenge staats- 
rechtlichen Zeitschrift veröffentlicht worden ist, welche den interes- 
sirten kirchlichen Kreisen doch wohl wenig zugänglich ist. Darum 
machen wir diese um so lieber hier darauf aufmerksam. Der Verf., 
der sich durch sein Lehrbuch des Reichsversicherungsrechtes als 
einer der besten Kenner dieser Materie bewährt hat, und auch 
kirchenrechtlich wohl beschlagen ist, behandelt die Frage, in wie 
weit Kirchenbeamte bei der Kranken-, Unfalls- und Invaliditäts- 
versicherung versicherungspflichtig sind. Er kommt zu dem Er- 
gebnisse, dass die Kranken- und Unfallsversicherung nur in den 
seltesten Fällen begründet sein wird, dagegen regelmässig die 
Invaliditäts- und Altersversicherung. Freilich auch diese nicht — 
abgesehen von den Geistlichen und deren Vertretern — für Orga- 
nisten, Kantoren u. s. w., für Todtengräber, Grabpfleger, Kirch- 
hofsgärtner, Leichenfrauen und Krankenpfleger, so weit sie als 
selbständige Gewerbetreibende erscheinen, für Krankenpfleger, die 
statt des Entgeltes von ihrem Orden alimentirt werden, und für 
Personen, die nur gelegentlich oder als Nebenbeschäftigung oder 
gegen geringes Entgelt eine sonst versicherungspflichtige Thätigkeit 
ausüben. Wir finden gegen die Ergebnisse des Verf. nichts ein- 
zuwenden. E. Fr. 

15. Norden, Gesch. u. Auslegung d. Art. 15 (Kirchen-Selb- 
ständigkeit) d. preuss. Verfassgs.-Urk. Preuss. Jahrb. 80, 268. 

16. Fontes rerum Austriacarum*. Oesterreichische Geschichts- 
quellen. Herausgegeben von der historischen Kommission der 
kaiserlichen Akademie der Wissenschaften zu Wien — II. Abthei- 
lung — Diplomata et Acta XLVII, Bd. Zweite Hälfte — Dr. 
Hanns Schlitter. Pius VI. und Joseph II. von der Rückkehr des 
Papstes nach Rom bis zum Abschlusse des Konkordats. Ein Beitrag 
zur Geschichte der Beziehungen Josephs II. zur römischen Kurie von 
1782—1784. Wien 1894, V. 225; in Kommission bei Tempsky. 
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Das vorliegende Buch nimmt unsere Aufmerksankeit in An- 
spruch, vor allem wegen der Wichtigkeit der Sammlung in der es 
erschienen ist. Der erste Theil wurde schon unter dem Titel 
„Die Reise des Papstes Pius VI. nach Wien und sein Aufenthalt 
daselbst“ veröffentlicht; diese zweite Abtheilung bietet ein beson- 
deres juristisches Interesse, insofern sie die kirchenrechtlichen 
Reformen Josephs II. betrifft, deren Wichtigkeit der Verfasser 
sehr richtig hervorhebt (Vorrede), indem er bemerkt, dass die 
Gründe für viele Ereignisse dieser so bekämpften Politik noch 
nicht festgestellt sind. — Eben deshalb ist zu bedauern, dass 
dieser neuen Urkundensammlung, die nach den inhaltreichen Publi- 
kationen von Brunner und von Arneth erscheint, der Charakter 
einer streng wissenschaftlichen Arbeit fehlt. 

Nur die erste Abtheilung behandelt Oigenklich die Heiröiks 
des Papstes, und der Verf. giebt uns eine sehr detaillirte Beschrei- 
bung der dabei stattgefundenen Feierlichkeiten. Aber im Wesent- 
lichen ist das nur eine Uebersetzung eines vatikanischen Tagebuches, 
in dem kritische und politische Bemerkungen vollständig fehlen, 
und das in dem schwülstigen offiziellen Styl jener Epoche ge- 
schrieben ist. — Den Inhalt der zweiten Abtheilung bilden die 
„Giunta Economale* von Mailand und die „geistliche Hofkommis- 
sion“ von Wien. — Das „Economato dei benefici vacanti“ in Mailand 
wird hier (S. 28) bezeichnet als „eine Schöpfung des römischen 
Stuhles“. Das ist unrichtig; damit wird die historische und po- 
litische Bedeutung dieser Anstalt verkannt. Die ersten Spuren 
des Placetirungrechts sind schon zu finden am Anfang des 14. 
Jahrh. und im 16. Jahrh. war schon das Economato unter diesem 
Namen festgesetzt, aber es war absolut unabhängig von den kirch- 
lichen Behörden, und nur im ersten Viertel des 16. Jahrh. wurde 
von Karl V. und Clemens VII. bestimmt, dass der Economo gleich 
zeitig der Vertreter der kirchlichen und weltlichen Gewalt wäre!. 

Die Publikation der „Instruzioni segrete per la Giunta Eco- 
nomale“ (Anh. IV, S. 125—132) ist überflüssig, denn diese schon 
längst bekannte Urkunde wurde zuletzt veröffentlicht in der Samm- 
lung „Documenti inediti o rari delle relazioni fra lo Stato e la Chiesa 
in Italia* (Roma 1881) II. Bd. u. XIV. S. 335; in der Schlitter- 
schen Ausgabe fehlen überdies die Ueberschrift (Gaetano Balbi) 


! Vgl. darüber Galante. Il diritto di placitazione e l’economato dei 
henefici vacanti in Lombardia (Milano 1894). 
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und die dazugehörige Depesche v. 23. Juni 1768. Die Darstellung 
der theresianischen und josephinischen Reformen auf dem kirch- 
lichen Gebiet (S. 29 ff.) ist mangelhaft, und die betreffenden Ka- 
pitel des Werkes von Friedberg „Die Grenzen zwischen Staat 
und Kirche und die Garantien gegen deren Verletzung“ hat der 
Verf. unberücksichtigt gelassen, desgleichen könnte die obener- 
wähnte Sammlung „Documenti inediti o rari etc.* fruchtbar benützt 
werden, besonders der I. Bd. (S. 293 ff.) wo verschiedene wichtige 
Bestimmungen über das Economat gedruckt sind, die dem Verf. 
ganz unbekannt geblieben sind!. 

Der V. Anhang enthält eine Anweisung für die vakanten 
Pfründen; das Original das sich im Staatsarchiv von Mailand be- 
findet?, besteht aus 12 Kapiteln von den vier (Kap. 2, 3, 4, 11) 
hier weggelassen sind. Das Archiv von Mailand — das der Verf., 
der in Rom, vom österr. Ministerium für Kultus und Unterricht ent- 
sendet, gearbeitet hat — hätte besuchen sollen, enthält ein reiches Ma- 
terial betreffend den Briefwechsel zwischen Kaunitz und Firmian, 
aus dem er mehrere und interessanterere Briefe hätte entnehmen 
können, als die, welche er im Anhang ad. V mitgetheilt hat. 

Ganz anekdotisch und überflüssig sind einige Kapitel, wie 
z. B. Ila. „Die Ernennung Viscontis zum Erzbischof von Mailand“ 
und im Allgemeinen bringt hier der Verf. mehr anekdotische als 
politische und historische Anmerkungen. 

Einige Urkunden, in denen nur äusserliche Feierlichkeiten be- 
schrieben sind, hätten wegbleiben können (Anhang IX). 

Die Citirmethode der Urkunden ist ganz ungenügend und 
es fehlen die präzisen Angaben der einzelnen Urkunden, wodurch 
allein die Kontrolle einer historischen Arbeit ermöglicht wird. 

Dr. Andrea Galante. 

17. Väszonyi, D. Placet. reg. nach ungar. Staatsrecht. 2. f. 
ungar. öff. u. priv. R. 1, 95. 162. 203. 

18. Giustiniani, L’art. 1. della legge di pubblica sicurezza 
e le adunanze in chiesa. Riv. d. dir. eccl. 4, 327. 


ı Vgl. auch Bertani, S. Carlo, la bolla „Coenae“ e la giurisdizione 
ecelesiastica in Lombardia (Milano 1888) S. Y95ff. und: Indice delle leggi, 
editti, avvisi publicati nello stato di Milano dei diversi governi intermedii 
del 1765 al 1821 (Milano 1823). 

?2 Provv. Gen. Culto-Uffici Economato Cart. 34. 

3 Cart. 34 1. c. Besonders Briefe der Jahre 1768—70. 
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VOL. Verfassungs- und Verwaltungsrecht der katholischen 
Kirche. 


17. Geigel, Aus d. Rechtssprechung d. deutschen Reichs- 
gerichts in streit. Sachen 1891—94. A. f. K. K.R. 73, 401. 

18. Lamy, Les eglises orientales et le St.-Siege. Revue 
gener. Mars. 1895. 

19. Fournier, la constitut. de Leon XI sur les Egl. unies 
d’orient. Rev. gener. de droit internat. publ. 1, 83. 

20. Laurain, Le renouvellement des ordinations. Le Can. 
cont. 18, 193. 

21. Boudinhon, Oräinations schismatiques coptes et ordinat. 
anglicanes. Le Canon. contemp. 18, 213. 263. 

22. Sägmüller, D. Recht d. Exklusive in d. Papstwahl. 
Arch. f. K. K.R. 73, 193. 

23. Hollweck*, D. apost. Stuhl u. Rom. Eine Untersuchung 
üb. d. rechtl. Natur der Verbindung des Primates mit der Sedes 
Romana. Mainz, Franz Kirchheim, 95. 

Der Verlust des Kirchenstaates seitens des Papstthums ver- 
leiht der Frage eine für die katholische Kirche auch praktische 
Bedeutung, ob der Papst seinen bischöflichen Sitz in Rom auf- 
geben und doch den Primat beibehalten könne. Der Verf. beant- 
wortet sie im verneinenden Sinn indem er die Verbindung des 
römischen Episkopates und Primates für einen Satz des ius divi- 
num erklärt. 

Wir sehen bei einem Urtheil über diese Kontroverse selbst- 
verständlich ganz vom evangelischen Standpunkte ab, nach welchem 
wir in dem Primat des Papstes nur das Produkt einer geschicht- 
lichen Entwickelung zu erblicken vermögen. Aber selbst wenn wir 
uns auf den Boden des katholischen Dogma stellen, kommen wir 
nicht mit dem Verfasser überein. Sein indirekter Beweis für die 
Existenz des von ihm behaupteten ius divinum erscheint uns un- 
zulässig, wenn wir noch ganz davon absehen wollen, dass wir auch 
den von ihm behaupteten Consensus der Väter nicht als vorhanden 
ansehen können, da wir der Interpretation des Verf. nicht durch- 
weg beizupflichten vermögen. Sorgsam und lehrreich ist der 
dogmengeschichtliche Theil der Arbeit und auch die massvolle Art 
der Polemik verdient Anerkennung. E. Fr. 

24. Tachy, La souverainete temporelle des Papes au point 
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de vue du dogme cathol. et du droit internat. Revue des sciences 
eccles. 1894. Oct. et Nov. 

25. Gasparri, De la nature de l’episcopat. Le Can. cont. 
19, 65. Die consecratio ep. ist valida, wenn auch illicita, selbst 
wenn die anderen Weisen nicht vorangegangen sind. 

26. Christl, D. rechtl. Natur d. Dotation d. Bischöfe u. 
Donikapitel nach bayer. Recht. Regensb. 95 (Erl. Diss.). 

27. Das Kirchenpatronatsrecht. Eine Samml. d. auf das- 
selbe Bezug hab., in Oesterr. erflossenen Gesetze, Verordngn., 
Normalerlässe u. d. Entscheidgen d. K. K. Verwaltgs.-Ger.-Hofes 
unter Anschluss d. Vorschriften über die Steuer- u. Gebührenpflicht 
d. K.Vermögens, sowie d. Entschgen. d. K. K. oberst. Ger.-Hofes. 
Mit e. alphabet. u. chronol. Sachregister. Prag 95. 

28. Trevisani, Capellania eccles. e capellania laicale. Riv. 
di dir. eccl. 4, 407. 

29. Azzolini, I parrocchi e gli articoli 20 e 207. (Cod. 
pen.). Supplem. alla rivista penale. vol. 3. p. 301. 

30. Krick, Handb. d. Verwaltg. d. kath. Pfarramtes Bd. 1. 
Lief. 1. 2. Passau 95. 

31. Brillaud, Manuel de la juridiction eccles. au for exter. 
et specialement au for contentieux. Par. 

32. Le refus du sacram. de l’Eucharistie devant les tribunaux 
judiciaires. Rev. adm. du culte cath. Aoüt 1894. 

33. Joder, Un cathol. peut — il &tre parrain au bapt&me d’un 
non — catholique? nein! Le Can. contemp. 19, 79. 

34. Bergasse, Le monopole des pompes funebres. Rev. 
cath. des instit. et du droit. 95 avril. 

35. Westrum, D. Märchen v. d. dingl. Kirchenlasten. Eine 
kirchenrechtl. Studie a. d. Geb. d. Hannov. Provinzialrechtes. 
Celle 95. 

36. Penel Beaufin, Legislat. gener. des fabriques des &Eglises 
cath. de France. Par. 94. 

37. Trait&e des fabriques paroissiales d’apres la legislat. 
civile. Besanc. 94. 

38. La question des fabriques au 18° congres de juriscons. 
cath, R. adm. du culte cath. 1894 juill. 

39. La question des fabriques d’eglise en France. Le Memo- 
rıal 94, 31. 

40. De Corswarem, Uitlegging der wetten en dekreten over 
de Kerkfabrieken. Hasselt 94. 
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41. Ridolfi, Le parrochie in giudizio. Riv. d. dir. eccl. 
4, 321. 

42. Azzolini, Commentazione delle prestazioni enfiteutiche 
dovute agli enti ecclesiastici in Sicilia. Riv. di dir. ecel. 4, 581. 

43. Seber, D. Kirchhöfe bei den aus vorfranzös. Zeit stam- 
menden Kirchen i. Gebiete d. rhein. Rechtes. Trier 95. 

44. Brandt*, D. Eidinden Reichsprozessordnungen. Gutachten. 
Kassel 95. Max Brennemann. 

Die Vorschläge über die Reform des Eides in den Reichs- 
Pr.-O. sind massvoll und meist zutreffend. Für unnöthig erachte 
ich die Aenderung in der Form der Eidesleistung der Frauen, für 
bedenklich die facultative Heranziehung der Seelsorger bei der 
Schwörung des Parteieides. Dass der Richter durch seinen Spruch 
„concretes objektives Recht“ schaffe (S. 8) ist unzutreffend. 

E. Fr. 


VIII. Ordenswesen. 


14. Harnack, D. Mönchthum, seine Ideale u. seine Geschichte. 
4. Aufl. Giessen 1895. 

14. Delehaye*, S. J. Bollandiste, Les Stylites Brux. Polle- 
nais et Cleuterick, Imprimerie (37, Rue des Ursulines). 95. 

Die kleine Schrift, ein Separatabdruck aus dem Compte rendu 
des III. internationalen wissenschaftlichen Katholikenkongresses, der 
vom 3. bis 8. September 1894 in Brüssel stattgefunden hat, ver- 
dient uneingeschränktes Lob. Mit vollständiger Beherrschung des 
zum Theil sehr abwegigen Quellenmateriales und unter dessen zu- 
treffender kritischen Würdigung entwirft der Verf. ein Bild jener, 
man kann wohl sagen psychischen Verirrung der Säulenheiligen. Er 
weist den originalen orientalischen Ursprung der Erscheinung, die 
dem indischen Fakirthum gleichartig aber nicht diesem entlehnt ist, 
mit Simon dem Styliten nach, zeigt dessen historisch beglaubigte 
Nachfolger und betont die weite Verbreitung dieser Art von 
Askese, deren letztes geschichtlich  nachweisbares Beispiel den 
Ruthenen des XVI. Jahrhunderts angehört. Für den Occident finden 
wir nur einen von Gregor v. Tours überlieferten Versuch, der aber 
an dem Widerstande des Episkopates scheitert. E. Fr. 

16. Basedow”, Die Inklusen in Deutschl. vornehml. in d. 
Gegend d. Niederrheins um die Wende des XII. u. XIII. Jalhırh. 
Unter besond. Berücksichtigung des Dialogus Miraculorum des 
Caesarius v. Heisterbach. Heidelberg J. Hörning 1895. — 80 Pf. 
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Die kleine Schrift ist verdienstvoll, weil sie die Aufmerksam- 
keit auf ein bisher vernachlässigtes Thema richtet. Der Verf. er- 
weist, dass von den Klausnern im Allgemeinen die Inklusen be- 
sonders zu unterscheiden seien. Während die ersteren Seitens der 
Kirche unbeachtet ihr Dasein führen, haben die anderen eine Be- 
rücksichtigung durch die kirchliche Gesetzgebung erfahren. Und 
zwar bestimmt diese zuerst, dass nur Klosterleute Inklusen werden 
dürfen. Freilich ist dieser Standpunkt in der Folgezeit nicht auf- 
recht erhalten worden. Der Verf. stellt eine besondere Kategorie 
„Laieninklusen® auf. Diese Bezeichnung ist keine glückliche und 
zwar nicht bloss aus dem von dem Verf. selbst bemerkten Grunde, 
dass dazu auch Priester gehören, sondern auch weil Ordenspriester 
und Laie kein richtiger Gegensatz ist. Ein Mönch kann Laie sein 
und eine Nonne ist es stets. Darum wäre die Bezeichnung regulirte 
und nicht-regulirte Klausner vorzuziehen gewesen. Die Rechts- 
stellung dieser Inklusen wird aus dem vorzugsweise benutzten 
Materiale des Caesarius von Heisterbach nicht klar und auch der 
Verf. hat sie nicht erschöpfend charakterisirt. Er hebt hervor, dass 
der Inkluse ein Gelübde abzuleisten habe, in seiner Klause zu ver- 
bleiben. Mussten aber die Nichtregulirten auch noch die Ordens- 
gelübde leisten ? Standen sie unter der Disziplin des Bischofes? u. s.w. 
Der Verf. spricht von einer künftigen Arbeit über die Geschichte 
des Klausnerwesens. Hoffentlich holt er dann das Versäunte nach. 
Interessant sind die Notizen über die Regeln für die Inklusen. 
Diese scheinen freilich den Charakter von Privatanweisungen zu 
tragen, ähnlich den Bussbüchern. Eine Verpflichtung der Inklusen 
auf eine bestimmte regula erhellt wenigstens nicht. E. Fr. 

17. Malnory, Quid Luxovienses monachi discipuli S. Colum- 
bani ad regul. monasterior, atque ad communem ecclesiae pro- 
fectum contulerint (These). Par. 95. 

18. Labanca, Franc. d’Assisi e i Franciscani dal 1226 al 
1328. Roma 94. 

19. Berliere, Les monasteres de l’ordre de Cluny du XIII au 
XVe siecle. Revue bened. 10, 145. 

20. Litterae quadrimestres ex universis praeter Indiam et 
Brasiliam locis in quibus aliqui de societate Jesu versabantur 
Romam missae. t. 1. 1546—52. Matriti 94. in Monum. histor. 
Societ. Jesu annus I. fasc. 12ff. 

21. Mury, Les Jesuites a Cayenne. Hist. d’une mission de 
22 ans dans les p£nitenciers de la Guyana. Strassb. 95. 
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22. Brandrud, Klosterlasse.. Et bidrag til den jesuitiske 
propagandas historie i Norden. Christiania 95. 

23. Muggenthaler, D. Schulorden d. Valesianerinnen in 
Bayern v. 1667—1831. Ein Beitr. z. Gesch. d. höher. weibl. 
Unterrichts- u. Erziehungswesens. Bamberg 95 (aus Jahrb. f. 
Münch. Gesch.). 

24. Mayer’, D. professio religiosa im kanon., gemein. u. 
gelt. deutschen Reichsrechte. Ein allgemeiner Ueberblick über die 
derzeitige Regelung d. Ordensfrage. München, J. Schweitzer, 95. 

Die kleine Schrift scheint eine Erlanger Doktordissertation zu 
sein. Sie behandelt ihren Stoff in ausreichender Weise, ohne neue 
Gesichtspunkte darzubieten. Einzelne Ungenauigkeiten sind uns 
aufgestossen. So wenn gleich S. 1 der Unterschied zwischen ein- 
fachen und feierlichen Gelübden für ein „privatrechtlicher“ erklärt 
wird, wenn S.5 gesagt wird, dass vota simplicia in Orden für die 
auf das Noviziat folgenden drei Jahre geleistet werden können, 
was doch nur für Mannsorden bestimmt ist, wenn S. 48 behauptet 
wird, dass das Personenstandsgesetz ein prinzipiell konfessionsloses 
Recht geschaffen habe. Uebrigens ist die Darstellung klar und 
vollständig. E. Fr. 

25. Del Cappelano, Le pensioni monastiche e la profess. dei 
voti sollenni nell’ex stato pontificio. Riv. di dir. eccl. 4, 385. 

26. Tachy, Les biens des confreries. Rev. des scienc. eccles. 
95. Janv. 


IX. Evangelisches Kirchenrecht. 


6. H. von Schubert”, Die Entstehung der Schleswig-Holstei- 
nischen Landeskirche. Vortrag. (Sep.-Abdr. a. d. Z. f. Gesch. d. 
Herzogth. Schlesw.-Holst., Bd. 24.) Kiel 1895. Universitätsbuch- 
handlung. 

Der Vortrag hat dadurch allgemeineres Interesse, dass er an 
dem Beispiel Einer Landeskirche zeigt, wie das Landeskirchenthum 
und das landesherrliche Kirchenregiment nicht erst mit der Refor- 
mation ihren Anfang genommen haben, sondern bis in das Mittel- 
alter zurückgehen und mit der Entwickelung der Landeshoheit in 
engem Zusammenhang stehen. K. R. 

7. Lambert, La doctrine du ministere eccles. d’apres les 
livres symbol. de l’Egl. luther. (these). Par. 94. 

8. Knuth, D. Entwickelung d. Beichtwesens bes. d. ev. K. 
N. Kirchl. Z. 6, 382. 
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X’ Sektenwesen. Beligionsfreiheit. 


7. Lütolf, Z. Gegenreformat. in d. Konstanz. Diözese. Kath. 
Schweiz. Bl. 1894, 453. 


XI. Eherecht. 


16. Watkins, Holy matrimony, a treatise on the divine law 
of marr. Lond. 95. 

17. Barazetti, D. Eherecht m. Ausschluss d. ehel. Vermögens- 
rechts nach d. Code Napol. u. d. bad. Landrecht. Hannover 95. 

18. Ruffini, Per la storia del dir. matrimon., in Il Filan- 
gieri 19, 1, 731. (Wichtige Einwendungen gegen die Resultate von 
Brandileone.) 

19. Lemaire, Consentement des ascendants. Dissentiment de 
la mere (art. 148). En vertu de la loi belge de 1887 art. 4 l’ofti- 
cier d’etat civil peut-il en cas d’indigence constater le dissentiment. 
et sous quelles formes? R. de l’adm. et du dr. adm. 1894, 122. 

20. Kekule v. Stradonitz, C. 1. X. (4, 2). Ein Beitr. z. 
Lehre v. d. desponsatio impuberum. A. f. K. K.R. 73, 369. 

21. Segaux, Du sacrament de mariage chez les epoux infideles 
convertis et chez l’epoux chretien marie & un infidele, avec dis- 
pense. Le Canon. cont. 18, 129. 

22. Gabba, I precetti della legge talmudica sulla nullitä del 
matrimonio fra ebrei e idolatri secondo la sociologia e la morale e 
di fronte all’ art. 12 disp. prelim. cod. civ. ital. p. I, pag. 913—919, 
Il Foro ital. XIX, 913. 

23. Krasnopolski, Zur Auslegung d. $ 63. d. österr. a. b. 
G.B. (impediment. ordinis... A. f. K. K.R. 73, 456. 

24. Laurent, De la validite du mar. canon. contracte en 
France entre deux etrangers dont la loi nationale reconnait ce mariage. 
Par. 95. | 

25. Graesel, Eheschliessung v. Ausländern im Deutschen Reich. 
Ein Fall aus der Praxis. Z. f. internat. Privat- und Strafrecht. 
5, 113. 

27. Zimmer, D. Trauung, die Ordination f. d. häusl. Seel- 
sorgeamt, Pastoral-Bibl. XV, 1. 

28. Schwartz, D. ungar. Civilehegesetz, in Ztschr. f. ungar. 
öffentl. u. Privatr. 1, 16. 129. 

29. Märkus, D. ungar. kirchenpolit. Gess., Ehegesetze. Reli- 
gion der Kinder. Staatliche Matriken. Budapest 95. 
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30. Henriet, Proced. de la celebrat. du mariage, France jud. 
No. 6. juin 94. p. 168—178. 

3l. Gestel, Die Civilehe im Niederl. Recht. Studien (Ut- 
rechter) 1894, Dez. 

32. Pacchioni, Della precedenza obbligatoria del matr. civile 
al matr. religioso. Camerino 93. 

33. Di Marzo Salvatore, Il divorzio di Spurio Carvillo Ruga. 
I circulo giurid. 25, 177. 

34. Colmet de Santerre, Le divorce de l’empereur et le code 
Napol. Par. 94. 

35. Grandin, Dr. rom.: Du divorce; dr. franc.: Des effets de 
la separat. de corps. These. Par. 95. 

36. Ranwez, Divorce par consentement mutuel; intervention 
des enfants & l’inventaire prealable..e. R. prat. du not. belge 
1894, 481. : 

37. Sole, Il divorzio; saggio critico; Polenza 94. 

38. Valverde y Valverde, Un caso de divorcio. R. de trib. 
y de leg. univ. t. 28, p. 512. 

39. Hinrichsen, D. Legitimat. durch nachfolg. Ehe im inter- 
nat. Pr. R. mit bes. Rücksicht auf d. heut. gem. röm. R. Göt- 
tingen 94. 

40. Geiger, D. reichsgesetzl. Regelung d. relig. Kinder- 
erziehung in Deutschl. Arch. f. K. K.R. 73, 257. 

41. Geiger, D. rel. Kinder-Erziehg. in gem. Ehen n. bayer. 
R. Ein Kommentar zu $$ 12—23 der II. Verf.-Beil. Augsb. 94. 

42. Stangl”, Josef, Konkordat und Religionsedikt. Von der 
Jurist. Fakultät in München gekrönte Preisschrift. 1. Th. Die 
Religionsverhältnisse nach der bayer. Verfassungsurkunde. München, 
Th. Ackermann, 95. (Gr. 8.) Mk. 4.80. 

Konkordat und Religionsedikt ist der Titel. Richtiger würde 
derselbe lauten: „Die religiöse Erziehung der Kinder nach baye- 
rischem Recht“. Denn es wird lediglich diese Materie behandelt, 
eine Begründung des gewählten umfassenden Titels (etwa in einer 
Einleitung) fehlt. Schon wieder eine umfassende Darstellung des 
in neuerer Zeit, besonders auch von bayerischen Juristen, so viel 
bearbeiteten Gegenstandes? So könnte man verwundert ausrufen. 
Aber einmal will ja der Entwurf eines bürgerlichen Gesetzbuches 
diese Materie nicht regeln, die partikularrechtliche Misere soll also 
fortbestehen, und weiter ist das bayerische Recht in der That so 
verworren und kontroversenreich, sind die wenigen Paragraphen 
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Gareis. Im Uebrigen ist der Standpunkt des Verf. durch das 
katholische Dogma gegeben und entzieht sich, als ein für einen 
Katholiken selbstverständlicher, der Polemik an dieser Stelle. 
Betreffs seiner Ausführungen über das Naturrecht möchten wir 
ihn auf Bergbohm’s Untersuchungen hinweisen. E. Fr. 

14. Rutgers, Het Kerkrecht in zoover het de Kerk met het 
recht in verband brengt. Rede. Amsterd. Wormser. 

15. Malnory, Saint Cesare, evöque d’Arles. Par. 95. 

16. Rocquain, La ccur de Rome et l’esprit de la Reforme 
avant Luther. T. II. Les Abus. Decadence de la Papaute. Par. 94. 
(Der erste Bd. ist 1893 erschienen.) 

17. Fromme, D. span. Nation u. d. Konstanz. Concil. Münst. 
94 (Diss.). 

18. Bäumer, Gesch. d. Breviers. Versuch e. quellenmäss. 
Darstellg. der Entwicklg. d. altkirchl. u. d. röm. Officiums bis auf 
unsere Tage. Mit d. Bildniss d. seel. Verf. im Lichtdruck u. e. 
kurz. Lebensabriss. Freib. 95. 

19. Ohlenburg, D. bibl. Asyle in talmudischem Gewande. 
Münch. 95. (Heidelb. Diss.) 


Il. Lehr- und Handbücher. 


3. Todeschi, Manuel du droit canonique. Par. 
4. Friedberg, Lehrbuch des katholischen und evang. Kirchen- 
rechts. IV. vermehrte und verbesserte Aufl. Leipzig 1895. 


II. Sammlungen von Kirchengesetzen. Kirchengesetze 
mit Kommentaren. 


4. Markus, D. ungar. kirchenpolit. Gesetze. Ehegesetz. Religion 
d. Kinder. Staatliche Matriken. Uebers. u. mit Anmkgn. versehen. 
Budapest 95. 

5. D. Ges. 29. XI. 1873* u. d. Verwaltungsordnungen betr. 
d. vom Kapitel d. St. Thomasstifts zu Strassburg verwalteten 
Stiftungen 88 S., 1894, gedr. bei Heitz u. Mündel Strssb. als 
Manuskr. 

Dem Ges. nebst Begründung u. Erläuterung folgen die Ver- 
ordnungen btr. Vertretung im Oberkons., Zuständigkeit d. Kapitels, 
Schaffnei, Stiftshäuser, Archiv, Bibliothek, Stipendien u. prot. 
Gymnasium. Die Verw.-Ordnungen hat Reg.-R. Dr. Kossack, die 
Archivord. Herr Prof. Dr. Carl Schmidt 7 abgefasst. Die Renten- 
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überschüsse bleiben für allgemeine landeskirchliche Zwecke A.B. 
verfügbar; die Stifts-Mitgliedschaft des ältesten Prof. der phil. 
u. der Rechtsfakultät soll (S. 16) „der Universität Einfluss auf 
Verwaltung u. Verwendung der Stiftseinkünfte sichern“. 

Geigel. 

6. Millies*, Circular-Verordnungen d. Oberkirchenraths an 
d. mecklenb.-schwerinische Landesgeistlichkeit a. d. Zeit 1842— 1894. 
Schwerin, Ed. Harburger, 94. Preis: Mk. 9. 

Ueber die neuere Ausgestaltung des ev. Kirchenrechts in 
Mecklenburg-Schwerin war man bisher nur im Stande, sich aus der 
Krüger’schen Currendensammlung zu informiren. Aber diese brach 
mit dem J. 1880 ab, war lückenhaft und nicht absolut ver- 
lässlich. Darum ist die vom Herausgeber aus den Akten selbst 
veranstaltete Sammlung, die das gesammte zur Zeit geltende, bisher 
theilweise noch nicht veröffentlichte Rechtsmaterial enthält, nicht 
nur für die betheiligten mecklenburgischen Kreise, sondern ganz 
allgemein dankbar anzunehmen. Die Verordnungen — 306 an 
Zahl — sind in chronologischer Reihenfolge abgedruckt. Aber An- 
hang A enthält auch eine gute systematische Uebersicht, und ein 
sorgsam gearbeitetes Register erleichtert wesentlich die Benutzung. 
Anmerkungen verweisen auf Deklarationen, Ministerial-Verfügungen 
und ältere Verordnungen. Anlage B giebt die Formulare für 
kirchliche Handlungen. E. Fr. 


IV. Quellen des Kirchenrechts. 


12. Funk, D. VIH. Buch d. Apostol. Konstitut. u. d. ver- 
wandten Schriften. Hist. Jahrb. 16, 1ff. 

13. Mon. Germ. Hist. Gregorii I. Papae registrum epis- 
tolar. T.O. p. 2. lib. X— XIV. cum appendicib. ed. Hartmann. 
Berl. 95. 

14. Bonzel de la Ronciere, de Loye, A. Coulon, Les 
registres d’Alexandre IV. Recueil des bulles de ce pape, pub- 
liees ou analysees d’apres les manusc. origin. des arch. du Vatican. 
(Bibl. des ecol. frang. d’Athenes et de Rome Ser. II. XV. 1) Fasc. 1. 
Par. 95. 

15. Von Ratti acta eccl. Mediol. ist 1894 fasc. 39 erschienen. 
(Vgl. Bd. 1, S. 290. IV, 67.) 

16. Haller, D. Protokolle d. Konz. v. Basel. Hist. Zeitschr. 
74, 385. | 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. V. 2. 2 
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17. Synodus dioeces. Argentinensis 1894. A.f. K.K.R. 
73, 423. 

18. Fournier, Une collect. canon. ital. du commencement du 
XII® siecle, Annales de l’enseignen. superieur de Grenoble. t. 6 
(1894), p. 343—438. 

19. Plaine, De veris breviarii rom. originibus et prima eius 
forma. Stud. u. Mitth. aus d. Benedikt. Ord. 16, H. 1. 

20. Plaine, Les origines du brev. romain et sa plus ancienne 
forme. La Science cath. 9 annee No. 3. 

21. Bosone, D. Aufsatz de regimine principum v. Thom. 
v. Aquino. Bonn 94 (Diss.). 


V. Geschichte der katholischen Kirchen-Verfassung. 


23. J. Chapman, Le temoign. de S. Irenee en faveur e la 
primaute romaine. R. Bened. 95, 2, 49. 

24. Rivington, Papal supremacy at the Council of Ephesus. 
Dublin Rev. april 95, p. 375ff. 

25. Götz, Die Busslehre Cyprians (s. oben V, 4, Bd. 5, S. 173). 
Rezens.: Schanz in theol. Quartalschr. 77, 314. 

26. Adamnanus, Vita S. Columbae; ed from Dr. Reeves text, 
with an introd. on early Jrish church history by J. T. Fowler. 
N.-York 95. 

27. James, D. engl. K. in ihrem Verh. z. Papst- u. König- 
thum b. z. Ende d. VIII. Jahrh. Halle 93 (Diss.). 

28. Nys, L’Angleterre et le saint-siege au nıoyen äge. Revue 
de droit internat. 95, 19. 

29. Nilles, In scrinio pectoris suil. Ueber den Brustschrein 
Bonifacius’ VII. Z. f. kath. Theol. 19, 1. 

30. Nostitz-Rieneck, Textkritisches zum Investiturprivileg 
Calixtus II. III. Jahresber. d. öffentl. Privatgynınas. an der Stella 
matutina zu Feldkirch 94. 

31. Esmein, Les elect. Eepiscop. dans l’Egl. de France du IX*® 
au XII* siecle d’apres M. Imbart de la Tour. Rev. de l’hist. des 
relig. XXXI fasc. 1. 

32. Pagani, Le elez. degli arcivesc. di Milano e il municipio. 
Mil. 94. 

33. Hipler, D. ermländ. Bischofswahl v. J. 1549. Z. f. Gesch. 
u. Alterthumskunde Ermlands. Bd. XI, H. 1. 

34. Eubel, D. deutschen Aebte in den libri obligation. et 
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solution. d. vatik. Archivs während d. Jahre 1295—1378. Stud. 
u. Mitth. a. d. Gesch. d. Bened.-Ord. 16, H. 1. 

35. F. A. Karl Krauss”, Anstaltsgeistl. am Grossh. Landes- 
gefängniss in Freiburg i. Br., Im Kerker vor und nach Christus. 
Schatten und Licht aus dem profanen u. kirchl. Kultur- u. Rechts- 
leben vergangener Zeiten. Freib. i. Br., J. C. B. Mohr, 1895. 

Das Buch bringt eine Fülle von Material zusammen und ver- 
arbeitet es mit anerkennenswerther Objektivität. Es hat nicht blos 
eine kulturgeschichtliche kriminalrechtliche und politische Bedeutung 
— davon abstrahiren wir an dieser Stelle gänzlich — sondern auch 
eine kirchenrechtliche. Nicht blos dass das bischöfliche Interces- 
sionsrecht für Verbrecher behandelt wird und die christlich frei- 
willige Liebesthätigkeit zu Gunsten der Gefangenen. Von Bedeu- 
tung ist namentlich das dritte Buch: die Gefängnisse der Kirche. 
Hier erörtert der Verf. zunächst die Klostergefängnisse, indem er 
deren Geschichte giebt, das Vorkommen der Gefängnissstrafe in den 
Ordensregeln behandelt, die Klostergefängnisse beschreibt und die 
Behandlung im Klostergefängniss. Weiter behandelt er die kirch- 
lichen Gefängnisse für Weltgeistliche, wobei Hinschius Studien 
freilich nicht verwerthet worden sind, und endlich das kirchliche 
Gefängniss im Gebrauch gegen Laien. Wir freuen uns, auf das 
interessante Buch weitere Kreise aufmerksam machen zu können, 
und sehen von einzelnen Bemängelungen um so eher ab, als sie den 
Werth des Ganzen nicht alteriren. : E Fr. 


VI. Staat und Kirche, 


9. Maynard, Rapports de l’Etat et de l’Eglise des origines 
a 1789. Lyon 94. fasc. 1. 

10. Moulart, L’egl. et l’etat ou les deux puissances, leur 
origine, leurs relations, leurs droits et leurs limites. 4° ed., mise 
en rapport avec les actes de S. S. Leon XIII et notamment avec 
les lettres enciclyques sur la constitut. chret. des Etats et de la 
liberte humaine. Lond. 94. 

11. Rieker, d. Stellg. d. modernen Staates zu Religion u. 
Kirche. Vortrag. Dresden 95. 

12. Kahl*, Ueber Parität. Akademische Festrede. Freiburg 
und Leipzig. J, C. B. Mohr 1895. 

Auf Grund neuerer Forschungen wird hier in ansprechender 
und übersichtlicher Form gezeigt, wie der Gedanke der Parität 
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nicht schon in der Reformation, sondern erst im Naturrecht wur- 
zelt, das die Kirchen als Religionsgesellschaften grundsätzlich ein- 
ander gleichstellt.e. Mit Recht erblickt Verf. hierin einen Fehler, 
der verhängnissvoll gewirkt hat; nur Gleiches lässt sich gleich 
behandeln. K. R. 

13. Treumann, Die Monarchomachen. Eine Darstellg. d. 
revolut. Staatslehren d. XVI. Jahrh. Leipzig 95. (Heidelb. Diss.) 

14. Weyl*, Kirchenrecht und Reichsversicherungsrecht im Arch. 
f. öffentl. Recht, Bd. 10, S. 350ff. 

Es ist fast schade, dass diese Abhandlung iin einer strenge staats- 
rechtlichen Zeitschrift veröffentlicht worden ist, welche den interes- 
sirten kirchlichen Kreisen doch wohl wenig zugänglich ist. Darum 
machen wir diese um so lieber hier darauf aufmerksam. Der Verf., 
der sich durch sein Lehrbuch des Reichsversicherungsrechtes als 
einer der besten Kenner dieser Materie bewährt hat, und auch 
kirchenrechtlich wohl beschlagen ist, behandelt die Frage, in wie 
weit Kirchenbeamte bei der Kranken-, Unfalls- und Invaliditäts- 
versicherung versicherungspflichtig sind. Er kommt zu dem Er- 
gebnisse, dass die Kranken- und Unfallsversicherung nur in den 
seltesten Fällen begründet sein wird, dagegen regelmässig die 
Invaliditäts- und Altersversicherung. Freilich auch diese nicht — 
abgesehen von den Geistlichen und deren Vertretern — für Orga- 
nisten, Kantoren u. s. w., für Todtengräber, Grabpfleger, Kirch- 
hofsgärtner, Leichenfrauen und Krankenpfleger, so weit sie als 
selbständige Gewerbetreibende erscheinen, für Krankenpfleger, die 
statt des Entgeltes von ihrem Orden alimentirt werden, und für 
Personen, die nur gelegentlich oder als Nebenbeschäftigung oder 
gegen geringes Entgelt eine sonst versicherungspflichtige Thätigkeit 
ausüben. Wir finden gegen die Ergebnisse des Verf. nichts ein- 
zuwenden. E. Fr. 

15. Norden, Gesch. u. Auslegung d. Art. 15 (Kirchen-Selb- 
ständigkeit) d. preuss. Verfassgs.-Urk. Preuss. Jahrb. 80, 268. 

16. Fontes rerum Austriacarum*. Oesterreichische Geschichts- 
quellen. Herausgegeben von der historischen Kommission der 
kaiserlichen Akademie der Wissenschaften zu Wien — IH. Abthei- 
lung — Diplomata et Acta XLVII, Bd. Zweite Hälfte — Dr. 
Hanns Schlitter. Pius VI. und Joseph II. von der Rückkehr des 
Papstes nach Rom bis zum Abschlusse des Konkordats. Ein Beitrag 
zur Geschichte der Beziehungen Josephs II. zur römischen Kurie von 
1782—1784. Wien 1894, V. 225; in Kommission bei Tempsky. 
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Das vorliegende Buch nimmt unsere Aufmerksamkeit in An- 
spruch, vor allem wegen der Wichtigkeit der Sammlung in der es 
erschienen ist. Der erste Theil wurde schon unter dem Titel 
„Die Reise des Papstes Pius VI. nach Wien und sein Aufenthalt 
daselbst“ veröffentlicht; diese zweite Abtheilung bietet ein beson- 
deres juristisches Interesse, insofern sie die kirchenrechtlichen 
Reformen Josephs U. betrifft, deren Wichtigkeit der Verfasser 
sehr richtig hervorhebt (Vorrede), indem er bemerkt, dass die 
Gründe für viele Ereignisse dieser so bekämpften Politik noch 
nicht festgestellt sind. — Eben deshalb ist zu bedauern, dass 
dieser neuen Urkundensammlung, die nach den inhaltreichen Publi- 
kationen von Brunner und von Arneth erscheint, der Charakter 
einer streng wissenschaftlichen Arbeit fehlt. — 

Nur die erste Abtheilung behandelt eigentlich die Heimreise 
des Papstes, und der Verf. giebt uns eine sehr detaillirte Beschrei- 
bung der dabei stattgefundenen Feierlichkeiten. Aber im Wesent- 
lichen ist das nur eine Uebersetzung eines vatikanischen Tagebuches, 
in dem kritische und politische Bemerkungen vollständig fehlen, 
und das in dem schwülstigen offiziellen Styl jener Epoche ge- 
schrieben ist. — Den Inhalt der zweiten Abtheilung bilden die 
„Giunta Economale“ von Mailand und die „geistliche Hofkommis- 
sion* von Wien. — Das „Economato dei benefici vacanti“ in Mailand 
wird hier (S. 28) bezeichnet als „eine Schöpfung des römischen 
Stuhles“. Das ist unrichtig; damit wird die historische und po- 
litische Bedeutung dieser Anstalt verkannt. Die ersten Spuren 
des Placetirungrechts sind schon zu finden am Anfang des 14. 
Jahrh. und im 16. Jahrh. war schon das Economato unter diesem 
Namen festgesetzt, aber es war absolut unabhängig von den kirch- 
lichen Behörden, und nur im ersten Viertel des 16. Jahrh. wurde 
von Karl V. und Clemens VII. bestimmt, dass der Economo gleich: 
zeitig der Vertreter der kirchlichen und weltlichen Gewalt wäre!. 

Die Publikation der „Instruzioni segrete per la Giunta Eco- 
nomale* (Anh. IV, S. 125—132) ist überflüssig, denn diese schon 
längst bekannte Urkunde wurde zuletzt veröffentlicht in der Samm- 
lung „Documenti inediti o rari delle relazioni fra lo Stato e la Chiesa 
in Italia* (Roma 1881) II. Bd. u. XIV. S. 335; in der Schlitter- 
schen Ausgabe fehlen überdies die Ueberschrift (Gaetano Balbi) 


— 


! Vgl. darüber Galante. Il diritto di placitazione e l’economato dei 
benefici vacanti in Lombardia (Milano 1894). 
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und die dazugehörige Depesche v. 23. Juni 1768. Die Darstellung 
der theresianischen und josephinischen Reformen auf dem kirch- 
lichen Gebiet (S. 29ff.) ist mangelhaft, und die betreffenden Ka- 
pitel des Werkes von Friedberg „Die Grenzen zwischen Staat 
und Kirche und die Garantien gegen deren Verletzung“ hat der 
Verf. unberücksichtigt gelassen, desgleichen könnte die obener- 
wähnte Sammlung „Documenti inediti o rari etc.“ fruchtbar benützt 
werden, besonders der I. Bd. (S. 293 ff.) wo verschiedene wichtige 
Bestimmungen über das Economat gedruckt sind, die dem Verf. 
ganz unbekannt geblieben sind. 

Der V. Anhang enthält eine Anweisung für die vakanten 
Pfründen; das Original das sich im Staatsarchiv von Mailand be- 
findet?, besteht aus 12 Kapiteln von den vier (Kap. 2, 3, 4, 11) 
hier weggelassen sind. Das Archiv von Mailand — das der Verf., 
der inRom, vom österr. Ministerium für Kultus und Unterricht ent- 
sendet, gearbeitet hat — hätte besuchen sollen, enthält ein reiches Ma- 
terial betreffend den Briefwechsel zwischen Kaunitz und Firmian?®, 
aus dem er mehrere und interessanterere Briefe hätte entnehmen 
können, als die, welche er im Anhang ad. V mitgetheilt hat. 

Ganz anekdotisch und überflüssig sind einige Kapitel, wie 
z. B. HIa. „Die Ernennung Viscontis zum Erzbischof von Mailand“ 
und im Allgemeinen bringt hier der Verf. mehr anekdotische als 
politische und historische Anmerkungen. 

Einige Urkunden, in denen nur äusserliche Feierlichkeiten be- 
schrieben sind, hätten wegbleiben können (Anhang IX). 

Die Citirmethode der Urkunden ist ganz ungenügend und 
es fehlen die präzisen Angaben der einzelnen Urkunden, wodurch 
allein die Kontrolle einer historischen Arbeit ermöglicht wird. 

Dr. Andrea Galante. 

17. Väaszonyi, D. Placet. reg. nach ungar. Staatsrecht. Z. f. 
ungar. öff. u. priv. R. 1, 95. 162. 203. 

18. Giustiniani, L’art. 1. della legge di pubblica sicurezza 
e le adunanze in chiesa. Riv. d. dir. eccl. 4, 327. 


i Vgl. auch Bertani, S. Carlo, la bolla „Coenae“ e la giurisdizione 
ecelesiastica in Lombardia (Milano 1888) S. 95ff. und: Indice delle leggi, 
editti, avvisi publicati nello stato di Milano dei diversi governi intermedii 
del 1765 al 1821 (Milano 1823). 

2 Provv. Gen. Culto-Ufhci Economato Cart. 34, 

3 Cart. 34 1. c. Besonders Briefe der Jahre 1768—70. 
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VI. Verfassungs- und Verwaltungsrecht der katholischen 
Kirche. 


17. Geigel, Aus d. Rechtssprechung d. deutschen Reichs- 
gerichts in streit. Sachen 1891—94. A. f. K. K.R. 73, 401. 

18. Lamy, Les eglises orientales et le St.-Siege. Revue 
gener. Mars. 1895. 

19. Fournier, la constitut. de Leon XI sur les Egl. unies 
d’orient. Rev. gener. de droit internat. publ. 1, 83. 

20. Laurain, Le renouvellement des ordinations. Le Can. 
cont. 18, 193. 

21. Boudinhon, Ordinations schismatiques coptes et ordinat. 
anglicanes. Le Canon. contemp. 18, 213. 263. 

22. Sägmüller, D. Recht d. Exklusive in d. Papstwahl. 
Arch. f. K. K.R. 73, 193. 

23. Hollweck*, D. apost. Stuhl u. Rom. Eine Untersuchung 
üb. d. rechtl. Natur der Verbindung des Primates mit der Sedes 
Romana. Mainz, Franz Kirchheim, 95. 

Der Verlust des Kirchenstaates seitens des Papstthums ver- 
leiht der Frage eine für die katholische Kirche auch praktische 
Bedeutung, ob der Papst seinen bischöflichen Sitz in Rom auf- 
geben und doch den Primat beibehalten könne. Der Verf. beant- 
wortet sie im verneinenden Sinn indem er die Verbindung des 
römischen Episkopates und Primates für einen Satz des ius divi- 
num erklärt. 

Wir sehen bei einem Urtheil über diese Kontroverse selbst- 
verständlich ganz vom evangelischen Standpunkte ab, nach welchem 
wir in dem Primat des Papstes nur das Produkt einer geschicht- 
lichen Entwickelung zu erblicken vermögen. Aber selbst wenn wir 
uns auf den Boden des katholischen Dogma stellen, kommen wir 
nicht mit dem Verfasser überein. Sein indirekter Beweis für die 
Existenz des von ihm behaupteten ius divinum erscheint uns un- 
zulässig, wenn wir noch ganz davon absehen wollen, dass wir auch 
den von ihm behaupteten Consensus der Väter nicht als vorhanden 
ansehen können, da wir der Interpretation des Verf. nicht durch- 
weg beizupflichten vermögen. Sorgsam und lehrreich ist der 
dogmengeschichtliche Theil der Arbeit und auch die massvolle Art 
der Polemik verdient Anerkennung. E. Fr. 

24. Tachy, La souverainete temporelle des Papes au point 
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de vue du dogme cathol. et du droit internat. Revue des sciences 
eccles. 1894. Oct. et Nov. 

25. Gasparri, De la nature de l’episcopat. Le Can. cont. 
19, 65. Die consecratio ep. ist valida, wenn auch illicita, selbst 
wenn die anderen Weisen nicht vorangegangen sind. 

26. Christl, D. rechtl. Natur d. Dotation d. Bischöfe u. 
Domkapitel nach bayer. Recht. Regensb. 95 (Erl. Diss.). 

27. Das Kirchenpatronatsrecht. Eine Samml. d. auf das- 
selbe Bezug hab., in Oesterr. erflossenen Gesetze, Verordngn., 
Normalerlässe u. d. Entscheidgen d. K. K. Verwaltgs.-Ger.-Hofes 
unter Anschluss d. Vorschriften über die Steuer- u. Gebührenpflicht 
d. K.Vermögens, sowie d. Entschgen. d. K. K. oberst. Ger.-Hofes. 
Mit e. alphabet. u. chronol. Sachregister. Prag 95. 

28. Trevisani, Capellania eccles. e capellania laicale. Riv. 
di dir. eccl. 4, 407. 

29. Azzolini, I parrocchi e gli articoli 20 e 207. (Cod. 
pen.). Supplem. alla rivista penale. vol. 3. p. 301. 

30. Krick, Handb. d. Verwaltg. d. kath. Pfarramtes Bd. 1. 
Lief. 1. 2. Passau 95. 

31. Brillaud, Manuel de la juridiction eccles. au for exter. 
et specialement au for contentieux. Par. 

32. Le refus du sacram. de l’Eucharistie devant les tribunaux 
judiciaires. Rev. adm. du culte cath. Aoüt 1894. 

33. Joder, Un cathol. peut — il&tre parrain au bapt&me d’un 
non — catholique? nein! Le Can. contemp. 19, 79. 

34. Bergasse, Le monopole des pompes funebres. Rev. 
cath. des instit. et du droit. 95 avril. 

35. Westrum, D. Märchen v. d. dingl. Kirchenlasten. Eine 
kirchenrechtl. Studie a. d. Geb. d. Hannov. Provinzialrechtes. 
Celle 95. 

36. Penel Beaufin, Legislat. gener. des fabriques des eglises 
cath. de France. Par. 94. 

37. TraitE des fabriques paroissiales d’apres la legislat. 
civile. Besanc. 94. 

38. La question des fabriques au 18° congres de juriscons. 
cath. R. adm. du culte cath. 1894 juill. 

39. La question des fabriques d’eglise en France. Le Memo- 
rial 94, 31. 

40. De Corswarem, Uitlegging der wetten en dekreten over 
de Kerkfabrieken. Hasselt 94. 
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41. Ridolfi, Le parrochie in giudizio. Riv. d. dir. eccl. 
4, 321. 

42. Azzolini, Commentazione delle prestazioni enfiteutiche 
dovute agli enti ecclesiastici in Sicilia. Riv. di dir. eccl. 4, 581. 

43. Seber, D. Kirchhöfe bei den aus vorfranzös. Zeit stam- 
menden Kirchen i. Gebiete d. rhein. Rechtes. Trier 95. 

44. Brandt”, D. Eid inden Reichsprozessordnungen. Gutachten. 
Kassel 95. Max Brennemann. 

Die Vorschläge über die Reform des Eides in den Reichs- 
Pr.-O. sind massvoll und meist zutreffend. Für unnöthig erachte 
ich die Aenderung in der Form der Eidesleistung der Frauen, für 
bedenklich die facultative Heranziehung der Seelsorger bei der 
Schwörung des Parteieides.. Dass der Richter durch seinen Spruch 
„concretes objektives Recht“ schaffe (S. 8) ist unzutreffend. 

E. Fr. 


VIII. Ordenswosen. 


14. Harnack, D. Mönchthum, seine Ideale u. seine Geschichte. 
4. Aufl. Giessen 1895. 

14. Delehaye*, S. J. Bollandiste, Les Stylites Brux. Polle- 
nais et Cleuterick, Imprimerie (37, Rue des Ursulines). 95. 

Die kleine Schrift, ein Separatabdruck aus dem Compte rendu 
des III. internationalen wissenschaftlichen Katholikenkongresses, der 
vom 3. bis 8. September 1894 in Brüssel stattgefunden hat, ver- 
dient uneingeschränktes Lob. Mit vollständiger Beherrschung des 
zum Theil sehr abwegigen Quellenmateriales und unter dessen zu- 
treffender kritischen Würdigung entwirft der Verf. ein Bild jener, 
man kann wohl sagen psychischen Verirrung der Säulenheiligen. Er 
weist den originalen orientalischen Ursprung der Erscheinung, die 
dem indischen Fakirthum gleichartig aber nicht diesem entlehnt ist, 
mit Simon dem Styliten nach, zeigt dessen historisch beglaubigte 
Nachfolger und betont die weite Verbreitung dieser Art von 
Askese, deren letztes geschichtlich nachweisbares Beispiel den 
Ruthenen des XVI. Jahrhunderts angehört. Für den Occident finden 
wir nur einen von Gregor v. Tours überlieferten Versuch, der aber 
an dem Widerstande des Episkopates scheitert. E. Fr. 

16. Basedow”, Die Inklusen in Deutschl. vornehml. in d. 
Gegend d. Niederrheins um die Wende des XII. u. XII. Jahrh. 
Unter besond. Berücksichtigung des Dialogus Miraculorum des 
Caesarius v. Heisterbach. Heidelberg J. Hörning 1895. — 80 Pf. 
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Die kleine Schrift ist verdienstvoll, weil sie die Aufmerksam- 
keit auf ein bisher vernachlässigtes Thema richtet. Der Verf. er- 
weist, dass von den Klausnern im Allgemeinen die Inklusen be- 
sonders zu unterscheiden seien. Während die ersteren Seitens der 
Kirche unbeachtet ihr Dasein führen, haben die anderen eine Be- 
rücksichtigung durch die kirchliche Gesetzgebung erfahren. Und 
zwar bestimmt diese zuerst, dass nur Klosterleute Inklusen werden 
dürfen. Freilich ist dieser Standpunkt in der Folgezeit nicht auf- 
recht erhalten worden. Der Verf. stellt eine besondere Kategorie 
„Laieninklusen® auf. Diese Bezeichnung ist keine glückliche und 
zwar nicht bloss aus dem von dem Verf. selbst bemerkten Grunde, 
dass dazu auch Priester gehören, sondern auch weil Ordenspriester 
und Laie kein richtiger Gegensatz ist. Ein Mönch kann Laie sein 
und eine Nonne ist es stets. Darum wäre die Bezeichnung regulirte 
und nicht-regulirte Klausner vorzuziehen gewesen. Die Rechts- 
stellung dieser Inklusen wird aus dem vorzugsweise benutzten 
Materiale des Caesarius von Heisterbach nicht klar und auch der 
Verf. hat sie nicht erschöpfend charakterisirt. Er hebt hervor, dass 
der Inkluse ein Gelübde abzuleisten habe, in seiner Klause zu ver- 
bleiben. Mussten aber die Nichtregulirten auch noch die Ordens- 
gelübde leisten ? Standen sie unter der Disziplin des Bischofes? u. s.w. 
Der Verf. spricht von einer künftigen Arbeit über die Geschichte 
des Klausnerwesens. Hoffentlich holt er dann das Versäumte nach. 
Interessant sind die Notizen über die Regeln für die Inklusen. 
Diese scheinen freilich den Charakter von Privatanweisungen zu 
tragen, ähnlich den Bussbüchern. Eine Verpflichtung der Inklusen 
auf eine bestimmte regula erhellt wenigstens nicht. E. Fr. 

17. Malnory, Quid Luxovienses monachi discipuli S. Colum- 
banı ad regul. monasterior, atque ad communem ecclesiae pro- 
fectum contulerint (These). Par. 95. 

18. Labanca, Franc. d’Assisi e ı Franciscani dal 1226 al 
1328. Roma 94. 

19. Berliere, Les monasteres de l’ordre de Cluny du XIII au 
XV® siecle. Revue bened. 10, 145. 

20. Litterae quadrimestres ex universis praeter Indiam et 
Brasiliam locis in quibus aliqui de societate Jesu versabantur 
Romam missae. t. 1. 1546—52. Matriti 94. in Monum. histor. 
Societ. Jesu annus I. fasc. 12ff. 

21. Mury, Les Jesuites & Cayenne. Hist. d’une mission de 
22 ans dans les penitenciers de la Guyana. Strassb. 95. 
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22. Brandrud, Klosterlasse. Et bidrag til den jesuitiske 
propagandas historie i Norden. Christiania 95. 

23. Muggenthaler, D. Schulorden d. Valesianerinnen in 
Bayern v. 1667—1831. Ein Beitr. z. Gesch. d. höher. weibl. 
Unterrichts- u. Erziehungswesens. Bamberg 95 (aus Jahrb. f. 
Münch. Gesch.). 

24. Mayer”, D. professio religiosa im kanon., gemein. u. 
gelt. deutschen Reichsrechte. Ein allgemeiner Ueberblick über die 
derzeitige Regelung d. Ordensfrage. München, J. Schweitzer, 95. 

Die kleine Schrift scheint eine Erlanger Doktordissertation zu 
sein. Sie behandelt ihren Stoff in ausreichender Weise, ohne neue 
Gesichtspunkte darzubieten. Einzelne Ungenauigkeiten sind uns 
aufgestossen. So wenn gleich S. 1 der Unterschied zwischen ein- 
fachen und feierlichen Gelübden für ein „privatrechtlicher“ erklärt 
wird, wenn S.5 gesagt wird, dass vota simplicia in Orden für die 
auf das Noviziat folgenden drei Jahre geleistet werden können, 
was doch nur für Mannsorden bestimmt ist, wenn S. 48 behauptet 
wird, dass das Personenstandsgesetz ein prinzipiell konfessionsloses 
Recht geschaffen habe. Uebrigens ist die Darstellung klar und 
vollständig. E. Fr. 

25. Del Cappelano, Le pensioni monastiche e la profess. dei 
voti sollenni nell’ex stato pontificio. Riv. di dir. eccl. 4, 385. 

26. Tachy, Les biens des confreries. Rev. des scienc. eccles. 
95. Janv. 


IX. Evangelisches Kirchenrecht. 


6. H. von Schubert*, Die Entstehung der Schleswig-Holstei- 
nischen Landeskirche. Vortrag. (Sep.-Abdr. a. d. Z. f. Gesch. d. 
Herzogth. Schlesw.-Holst., Bd. 24.) Kiel 1895. Universitätsbuch- 
handlung. 

Der Vortrag hat dadurch allgemeineres Interesse, dass er an 
dem Beispiel Einer Landeskirche zeigt, wie das Landeskirchenthum 
und das landesherrliche Kirchenregiment nicht erst mit der Refor- 
mation ihren Anfang genommen haben, sondern bis in das Mittel- 
alter zurückgehen und mit der Entwickelung der Landeshoheit in 
engem Zusammenhang stehen. K. R. 

7. Lambert, La doctrine du ministere eccles. d’apres les 
livres symbol. de l’Egl. luther. (these). Par. 94. 

8. Knuth, D. Entwickelung d. Beichtwesens bes. d. ev. K. 
N. Kirchl. Z. 6, 382. 
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X’ Sektenwesen. Beligionsfreiheit. 


7. Lütolf, Z. Gegenreformat. in d. Konstanz. Diözese. Kath. 
Schweiz. Bl. 1894, 453. 


XI, Eherecht. 


16. Watkins, Holy matrimony, a treatise on the divine law 
of marr. Lond. 95. 

17. Barazetti, D. Eherecht m. Ausschluss d. ehel. Vermögens- 
rechts nach d. Code Napol. u. d. bad. Landrecht. Hannover 95. 

18. Ruffini, Per la storia del dir. matrimon., in DI Filan- 
gieri 19, 1, 731. (Wichtige Einwendungen gegen die Resultate von 
Brandileone.) 

19. Lemaire, Consentement des ascendants. Dissentiment de 
la mere (art. 148). En vertu de la loi belge de 1887 art. 4 V’offi- 
cier d’etat civil peut-il en cas d’indigence constater le dissentiment 
et sous quelles formes? R. de l’adm. et du dr. adm. 1894, 122. 

20. Kekule v. Stradonitz, C. 1. X. (4, 2). Ein Beitr. z. 
Lehre v. d. desponsatio impuberum. A. f. K. K.R. 73, 369. 

21. Segaux, Du sacrament de mariage chez les epoux infideles 
convertis et chez l’&Epoux chretien marie & un infidele, avec dis- 
pense.. Le Canon. cont. 18, 129. 

22. Gabba, I precetti della legge talmudica sulla nullita del 
matrimonio fra ebrei e idolatri secondo la sociologia e la morale e 
di fronte all’ art. 12 disp. prelim. cod. civ. ital. p. 1, pag. 913—919, 
Il Foro ital. XIX, 913. 

23. Krasnopolski, Zur Auslegung d. $ 63. d. österr. a. b. 
G.B. (impediment. ordinis.). A. f. K. K.R. 73, 456. 

24. Laurent, De la validite du mar. canon. contracte en 
France entre deux etrangers dont la loi nationale reconnait ce mariage. 
Par. 95. 

25. Graesel, Eheschliessung v. Ausländern im Deutschen Reich. 
Ein Fall aus der Praxis. Z. f. internat. Privat- und Strafrecht. 
5, 113. 

27. Zimmer, D. Trauung, die Ordination f. d. häusl. Seel- 
sorgeamt, Pastoral-Bibl. XV, 1. 

28. Schwartz, D. ungar. Civilehegesetz, in Ztschr. f. ungar. 
öffentl. u. Privatr. 1, 16. 129. 

29. Märkus, D. ungar. kirchenpolit. Gess., Ehegesetze. Reli- 
gion der Kinder. Staatliche Matriken. Budapest 95. 
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30. Henriet, Proced. de la celebrat. du mariage, France jud. 
No. 6. juin 94. p. 168—178. | 

31. Gestel, Die Civilehe im Niederl. Recht. Studien (Ut- 
rechter) 1894, Dez. 

32. Pacchioni, Della precedenza obbligatoria del matr. civile 
al matr. religioso. Camerino 93. 

33. Di Marzo Salvatore, Il dıvorzio di Spurio Carvillo Ruga. 
I circulo giurid. 25, 177. 

34. Colmet de Santerre, Le divorce de l’empereur et le code 
Napol. Par. 94. 

35. Grandin, Dr. rom.: Du divorce; dr. franc.: Des effets de 
la separat. de corps. These. Par. 95. 

36. Ranwez, Divorce par consentement mutuel; intervention 
des enfants & l’inventaire prealable..e. R. prat. du not. belge 
1894, 481. 

37. Sole, I divorzio; saggio critico; Polenza 94. 

38. Valverde y Valverde, Un caso de divorcio. R. de trib. 
y de leg. univ. t. 28, p. 512. 

39. Hinrichsen, D. Legitimat. durch nachfolg. Ehe im inter- 
nat. Pr. R. mit bes. Rücksicht auf d. heut. gem. röm. R. Göt- 
tingen 94. 

40. Geiger, D. reichsgesetzl. Regelung d. relig. Kinder- 
erziehung in Deutschl. Arch. f. K. K.R. 73, 257. 

41. Geiger, D. rel. Kinder-Erziehg. in gem. Ehen n. bayer. 
R. Ein Kommentar zu 85 12—23 der II. Verf.-Beil. Augsb. 94. 

42. Stangl”, Josef, Konkordat und Religionsedikt. Von der 
jurist. Fakultät in München gekrönte Preisschrift. 1. Th. Die 
Religionsverhältnisse nach der bayer. Verfassungsurkunde. München, 
Th. Ackermann, 95. (Gr. 8.) Mk. 4.80. 

Konkordat und Religionsedikt ist der Titel. Richtiger würde 
derselbe lauten: „Die religiöse Erziehung der Kinder nach baye- 
rischem Recht“. Denn es wird lediglich diese Materie behandelt, 
eine Begründung des gewählten umfassenden Titels (etwa in einer 
Einleitung) fehlt. Schon wieder eine umfassende Darstellung des 
in neuerer Zeit, besonders auch von bayerischen Juristen, so viel 
bearbeiteten Gegenstandes? So könnte man verwundert ausrufen. 
Aber einmal will ja der Entwurf eines bürgerlichen Gesetzbuches 
diese Materie nicht regeln, die partikularrechtliche Misere soll also 
fortbestehen, und weiter ist das bayerische Recht in der That so 
verworren und kontroversenreich, sind die wenigen Paragraphen 
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der II. Verf.-Beilage so unglücklich redigirt und so verschiedener 
Deutung fähig — dass eine erneute Behandlung keineswegs über- 
flüssig war. Stangl giebt dabei nicht eine erschöpfende Darstel- 
lung des ganzen Rechtsgebietes, sondern greift nur einige Haupt- 
punkte, namentlich Kontroversen, heraus, und versucht ihnen neue 
Seiten abzugewinnen. Anzuerkennen ist die Gründlichkeit der Be- 
weisführung und die Sachlichkeit des Urtheils. Interessant sind 
namentlich die Ausführungen über die Pflicht der Eltern zu reli- 
giöser Erziehung, über die Grenzen des elterlichen Bestimmungs- 
rechtes und über die Verhältnisse der Kinder in ungemischten Ehen. 
Den Resultaten dieser und anderer Ausführungen kann ich mich 
allerdings keineswegs ganz anschliessen. So erscheint mir, um nur 
Eines hervorzuheben, der Nachweis, dass nach bayer. Verfassungs- 
rechte die Kinder ungemischter Ehen kraft Gesetzes der Religion 
der Eltern angehören und ein elterliches Bestimmungsrecht hier 
kraft öffentlichen Rechtes ausgeschlossen sei, nicht gelungen. Meines 
Erachtens hat Verf. zu viel in den Wortlaut des Gesetzes hinein 
interpretirt, und in nicht immer zutreffender Weise aus Ausnahmen 
allgemeine Grundsätze hergeleitet. Jedenfalls ist nicht zu verkennen, 
dass die Materie durch Stangl’s gediegene Untersuchung eine 
wesentliche Förderung erfahren hat. Emil Sehling. 


XII. Schule, 


12. Namias, La legislaz. dellaistruzione elementare. Modena 94. 

13. Hofmeister, Z. Gesch. d. Kirchspielschule zu St. Marien. 
Beitr. z. Gesch. d, Stadt Rostock. H. 4. 

14. Clerval, les ecoles de Chartres au moyen äge (du V® au 
XVI° siecle). Par. 95. 

15. Dechevrens, les universites cathol. autrefois et aujourd’- 
hui, Paris et Lyon 94. 

16. Lemeere, L’Univ. libre de Bruxelles 1884— 94. Brux. 94. 

17. Haller, D. theolog. Alumneum in Basel 1844—1894. 
Zur Feier des 50jähr. Jubiläums ı. Auftr. d. Alumneums-Komniss. 
dargestellt. Basel 95. 

18. Harnisch, D. Pfarrer u. d. Schule, insonderheit d. 
Stellg. d. Pfarrers im Schulvorstand und in der Schuldegelation. 
Kirchl. Monatschr. 1895, 462. 
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Ill. Aktenstücke. 
Mitgetheilt von Friedberg. 


Päpstliche Aktenstücke. Sprüche römischer Behörden. 


6. Leo XIII. ep. ad Anglos 14./4. 95. Le Can. cont. 18, 282. 

7. Decr. Congreg. Conc. 25./4. 95. Falls eine Ordens- 
person ausgestossen werden soll, kann statt des vorgeschriebenen 
gerichtlichen Verfahrens der Obere summarisch verfahren, wenn er in 
jedem Fall ein apostolisches Indult nachgesucht hat. Während 
aber früher der Ausgestossene jährlich zum Wiedereintritt durch 
den Oberen aufgefordert werden musste, soll jetzt der Wieder- 
eintritt nur mit Genehmigung der Congreg. Concilii erfolgen dürfen. 
Le Can. cont. 18, 306. 

8. Decr. Congr. episc. et regul. 28./9. 94. Bestätigung 
eines bischöflichen Verbotes, dass Priester sich eines Velocipedes 
bedienen. Le Can. cont. 19, 115. 

9. Decr. Congreg. Inquis. 27./7. 91. Ueber Leichenver- 
brennung. Le Can. cont. 18, 161. 

10. Decr. Congr. de propag. 11./4. 94: Ehen zwischen röm. 
Katholiken und zwischen Personen eines andern Ritus sind ge- 
mischten gleichzuachten. Die Kinder sind zu erziehen und zu 
taufen im Ritus des Vaters. Acta S. Sed. 27, 383. 

11. Decr. Congreg. Conc. 25./1. 95. Nichtigkeit einer Ehe, 
geschlossen durch einen angebl. Prokurator, der kein Mandat hatte 
— aber nachher haben der Vertretene und der andere Theil als 
Ehegatten zusammengelebt — und wo bei der Eheschliessung dem 
Priester von der Stellvertretung keine Mittheilung gemacht wurde. 

12. Decr. Congr. Conc. 1./4. 94. Causa Panormitana. Raptus 
nur vorhanden, wenn zum Zwecke der Eheeingehung vorgenommen. 
Acta S. Sed. 27, 457. 
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Gerichtssprüche. 


7. Erk. d. R.-Ger., II. Strafsenat, 4./2. 95. (Entscheidgn. 26 


No. 165, S. 435.) 
Gründe: 


Die angefochtene Annahme des ersten Richters beruht nach 
der Begründung des Urtheiles auf folgenden Erwägungen: Die zehn 
Gebote gehörten zu den Einrichtungen der christlichen Kirche so- 
wie der jüdischen Religionsgesellschaft. Der inkriminirte Artikel 
enthalte eine Beschimpfung dieser Einrichtung, insofern die in der 
Zahl der Thesen, der Ueberschrift, der Druckweise und vielfachen 
Redewendungen offensichtlich zum Ausdrucke gebrachte Form der 
biblischen zehn Gebote, dieser religiösen und sittlichen Fundamental- 
sätze, zur Aufnahme eines im höchsten Grade antireligiösen, un- 
sittlichen und zum Theil geradezu unflätigen Inhaltes benutzt worden 
sei, da in dem inkriminirten Abschnitte dem Kapitalismus unter 
anderem Mord, Diebstahl, Ehebruch und Prostitution imputirt wür- 
den. Hierbei sei es gleichgiltig, ob der Endzweck des Abschnittes 
die straflose Schmähung des Kapitalismus sei. Die Oeffentlichkeit 
der Beschimpfung folge schon aus der Versendung einer Zahl von 
Exemplaren seitens des Verlegers. Der Verfasser habe offensichtlich 
damit gerechnet. Derselbe möge auch, als er die Kundgebung ge- 
wollt habe, vor allem den Kapitalismus haben treffen wollen, min- 
destens sei er sich dabei aber dessen bewusst gewesen, dass der 
inkriminirte Abschnitt zugleich eine Einrichtung der christlichen 
Kirche und der jüdischen Religionsgemeinschaft beschimpfe, da es 
sich hier nicht um eine Einkleidung der zehn Gebote in scherz- 
hafter oder wissenschaftlich gehaltener, sondern in einer ihrem Sinne 
diametral entgegengesetzten, rohen und cynischen Weise handele. 
Die in der Revision erhobene Rüge, dass diese Begründung von einer 
rechtswidrigen Auffassung der Vorschrift in $ 166 Str.G.B.’s ge- 
tragen werde, war für begründet zu erachten. 

Als rechtsirrthümlich muss die Annahme des ersten Richters 
bezeichnet werden, dass die zehn Gebote eine Einrichtung der christ- 
lichen Kirche und der jüdischen Religionsgesellschaft darstellten. 
Denn die zehn Gebote bilden nach ihrem inneren und äusseren Wesen 
nicht eine allgemeine Ordnung einer die Existenz, die Erhaltung 
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und gedeihliche Entwickelung der christlichen Kirche oder der jüdi- 
schen Religionsgesellschaft betreffenden Angelegenheit dieser Kirche 
oder Religionsgesellschaft als solcher, sie wollen nicht deren Auf- 
gaben, Interessen, Rechte und Pflichten, sowie ihr Verhältniss zu 
ihren Mitgliedern und nach aussen regeln und festsetzen, sondern 
sie sind nichts anderes als ein Inbegriff, eine Zusammenstellung 
wichtiger rein sittlicher Grundsätze und Lehren der christlichen 
Kirche und der jüdischen Religionsgesellschaft. Der $ 166 St.G.B.’s 
will aber nach seiner Fassung und Entstehungsgeschichte nicht die 
religiöse Lehre oder einzelne Sätze derselben als solche, als Dogmen 
gegen beschimpfende Angriffe schützen, sondern nur die christlichen 
Kirchen und die im Gesetze erwähnten Religionsgesellschaften als 
solche und deren Einrichtungen und Gebräuche. Eine Beschimpfung 
der Lehre oder einzelner Sätze derselben fällt daher unter die Straf- 
vorschrift des $ 166 St.G.B.’s nur dann, wenn der Thäter durch 
diesen Angriff die betreffende Kirche oder Religionsgesell- 
schaft selbst beschimpfen wollte. Ob im vorliegenden Falle ge- 
nügender Anhalt für die Unterstellung gewährt sei, dass der in 
Rede stehende Artikel die zehn Gebote mit der christlichen Kirche 
oder der jüdischen Religionsgesellschaft identifizirt habe, kann hier 
nicht untersucht werden. Jedenfalls hätte der erste Richter, wenn 
er glaubte, zu einer solchen Annahme gelangen zu können, ein- 
gehend erörtern und feststellen müssen, ob der Vorsatz des Ver- 
fassers des in Frage befangenen Artikels dahin ging, durch den in- 
kriminirten Abschnitt die christliche Kirche oder die jüdische 
Religionsgesellschaft als solche, als idealen Organismus gedacht, 
zu beschimpfen, nicht aber bloss einzelne Lehren derselben herab- 
zuwürdigen, und nur wenn diese Frage hätte bejaht werden können, 
würde die angefochtene Verfügung, falls auch die sonstigen gesetz- 
lichen Voraussetzungen zutrafen, für gerechtfertigt angesehen wer- 
den können. Der vorige Richter hat aber eine Feststellung nach 
dieser Richtung hin nicht getroffen. Die hierher gehörigen Urtheils- 
gründe schliessen vielmehr mit dem Ausspruche ab, der Verfasser 
des Artikels sei mindestens sich dessen bewusst gewesen, dass der 
inkriminirte Abschnitt zugleich eine Einrichtung der christlichen 
Kirche und der jüdischen Religionsgemeinschaft beschimpfe. Dieser 


Satz ist aber nach dem zuvor Ausgeführten rechtsirrthümlich und 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. V. 2. 29 
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erschöpft nicht das bezeichnete, für die Anwendbarkeit der Vor- 
schrift in $ 166 St.G.B.’s wesentliche Thatbestandserforderniss. 

Hiernach musste das erstinstanzliche Urtheil, insoweit es an- 
gefochten worden, aufgehoben und die Sache in diesem Umfange 
zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung in die vorige In- 
stanz zurückverwiesen werden. 

8. Erk. R.Ger., IV. Civ.-Sen. 21./1. 95: Die nach $S 707 fig. 
A.L.R. II, 11 von der Aufsichtsbehörde vorzunehmende Prüfung 
und Feststellung der Nothwendigkeit eines Kirchen- oder Pfarr- 
hausbaues wird dadurch nicht entbehrlich, dass der eine solche Ge- 
nehmigung erfordernde Bau ohne diese Genehmigung ausgeführt 
worden ist. — Bei einem zu Ende geführten Kirchen- oder Pfarr- 
hausbau in einer kathol. Kirchengemeinde ist der Rechtsweg gegen 
den Patron, welcher weder Mittheilung vom Beschlusse des Kirchen- 
vorstandes über den Bau erhalten, noch auch seine Zustimmung zur 
Bauausführung ertheilt hat, hinsichtlich der Baukosten nicht zu- 
lässig, ohne dass die Bezirksregierung die Zustimmung des Patrons 
ergänzt hat. Entsch. 34, No. 76, S. 306. 

9. Erk. R.Ger., 19./2. 95. Die von einem Ehegatten auf 
Impotenz des anderen gestützte Eheungültigkeitsklage kann mit der 
Ehescheidungsklage verbunden werden. Ebenso wenig aber wie 
diese Ungültigkeitsklage angestrengt werden kann, wenn die dem 
anderen Theile bekannte Impotenz schon vor der Eheschliessung 
vorhanden war, ebenso wenig ist sie statthaft, wenn trotz Kennt- 
niss der Impotenz der gesunde Ehegatte die Ehe fortgesetzt hatte. 
Entsch. 34, No. 39, S. 170. 

10. Erk. R.Ger., IV. Civ.-Sen. 4./10. 94 (Preuss. A.L.R. II, 
1, 720). Die Rechtswirksamkeit einer während des Ehescheidungs- 
prozesses erklärten Verzeihung ist nicht durch die Zurücknahme 
der Scheidungsklage bedingt. Entsch. 34, No. 44, S. 189. 

11. Erk. R.Ger., IV. Civ.-Sen. 25./10. 94. Die Verzeihung 
kann im Falle des $ 704 A.L.R. II, 1 im Sinne des $ 720 a.a.0. 
rechtswirksam sein, auch wenn sie vor Erkennung der Zuchthaus- 
strafe und vor deren Antritt ertheilt ist. Entsch. 34, No. 51, 
S. 210. 

12. Erk. R.Ger., IV. Civ.-Sen. 25./10. 94. Bei Anwendung 
des Scheidungsgrundes des $ 704 A.L.R. II, 1 (grobe Verbrechen 
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geren Andere, wegen welcher ein Ehegatte harte und schmähliche 
Zuchthaus- oder Festungsstrafe nach Urtel und Recht erlitten hat), 
darf der Stand und die Lebensstellung der Parteien nicht berücksichtigt 
werden. Entsch. 34, No. 57, S. 234. 

13. Erk. R.Ger., IV. Civ.-Sen. 17./9. 94. Im Ehescheidungs- 
prozesse ist die Eideszuschiebung über eine zur Vertheidigung gegen 
die Widerklage aufgestellte Behauptung zulässig, wenn dieselbe 
Thatsache auch zur Begründung der Klage angebracht worden ist. 
C.P.O. $ 577, Abs. 2. Entsch. 34, No. 89, S. 351. 


Staatliche Gesetze und Aktenstücke betr. die kath. Kirche 
sowie die kath. u. ev. Kirche gemeinsam. 


2. Baden, G. 14./7.94. Die Aufhebung des Ges. v. 2./4. 
72 die Aufhebung d. Missionen betr. 

Art. 1. Das Gesetz v. 2./4. 72 die Abhaltung von Missionen 
durch Mitglieder religiöser Orden betr.! wird aufgehoben. 

Art. 2. Der Art. 4 in dem G. v. 5./7. 88 Aenderung einiger 
gesetzl. Bestimmungen über die rechtliche Stellung der Kirche und 
kirchlichen Vereine im Staate betr.?, wird aufgehoben. G.- u. V.- 
Bl. 1894. 297. 

3. Lübeck, G. 16./1. 95 betr. d. Austritt aus d. ev.-luth. 
Landeskirche im Lüb, Staate. A.K.Bl. 95, 88—89. 

$ 1. Der Austritt aus der evangelisch-lutherischen Landes- 
kirche im Lübeckischen Staate ist mit bürgerlicher Wirkung nur 
Volljährigen gestattet und erfolgt durch eine in Person vor dem 
Stadt- und Landamte abzugebende Erklärung. 

Der Aufnahme dieser Erklärung muss ein hierauf gerichteter 


! Dasselbe lautete: Die Abhaltung von Missionen und die Aushilfe in 
der Seelsorge durch Mitglieder religiöser Orden, welche im Grossherzogthum 
nicht — nach Massgabe des $11 des Ges. v. 9./10. 1860 die recht]. Stellung 
etc. betr., — mit Staatsgenehmigung eingeführt sind, ist verboten. Art. 2. 
Die Uebertretung dieser Vorschrift wird mit Haft nicht unter 14 Tagen 
bestraft. 

2 Derselbe lautete: Im Art. I des Ges. v.2./4. 1872 die Abhaltung von 
Missionen durch die Mitglieder religiöser Orden betr. werden nach dem 
Worte „Seelsorge“ die Worte eingeschoben: ausgenommen die Spendung des 
Sakraments in Notfällen. 

22* 
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schriftlicher Antrag voraufgehen. Eine Abschrift desselben ist dem 
Vorstande derjenigen Gemeinde, welcher der Antragende bisher 
angehört hat, ohne Verzug vom Stadt- und Landamt zuzustellen. 

Die Aufnahme der Austrittserklärung selbst findet nicht vor 
Ablauf von vier Wochen statt. 

8 2. Der erfolgte Austritt ist vom Stadt- und Landamte dem 
Vorstande derjenigen Gemeinde, welcher der Ausgetretene angehört 
hat, mitzutheilen. 

Den Ausgetretenen ist auf Verlangen eine Bescheinigung über 
den Austritt gegen eine Gebühr von Mk. 1 zu ertheilen. 

$ 3. Der Austritt bewirkt, dass der Ausgetretene zu Lei- 
stungen, welche auf der persönlichen Angehörigkeit zur Kirchen- 
gemeinde beruhten, nicht mehr verpflichtet ist. Für periodisch 
wiederkehrende Leistungen jedoch tritt diese Wirkung erst mit 
dem Ablaufe des Rechnungsjahres ein, in welchem der Austritt 
stattgefunden hat. 

Leistungen, welche nicht auf der persönlichen Kirchenange- 
hörigkeit beruhen, insbesondere Leistungen an die Kirchen, sowie 
an Geistliche und Kirchenbeamte, mit Einschluss der an Stelle 
von Naturallieferungen und Diensten zu leistenden Geldbeträge, 
welche entweder kraft besonderen Rechtstitels auf bestimmten 
Grundstücken haften oder von allen Grundstücken einer bestimmten 
Klasse innerhalb des Bezirkes ohne Unterschied des Besitzers zu 
entrichten sind, werden durch den Austritt nicht berührt. 

4. Hessen. Gesetz, die Abänderung des Gesetzes vom 
23. April 1875! die religiösen Orden und ordensähnlichen 
Kongregationen betreffend, vom 1. Juni 1895. 

Art. 1. Das Gesetz, die religiösen Orden und ordensähnlichen 
Kongregationen betreffend, vom 23. April 1885 erleidet die in 
den nachstehenden Artikeln enthaltenen Abänderungen. 

Art. 2. Den am 1. Oktober 1874 in dem Grossherzogthum vor- 
handen gewesenen Niederlassungen und Anstalten von religiösen 
Orden und ordensähnlichen Kongregationen, deren Mitglieder sich 
ausschliesslich der Aushülfe in der Seelsorge widmen, sowie den 
Niederlassungen der Orden zum guten Hirten und zur ewigen 


ı Vgl. Ztschr. f. Kirchenrecht Bd. 13, S. 223 ff, 
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Anbetung zu Mainz kann von Unserem Ministerium des Innern 
und der Justiz gestattet werden, neue Mitglieder bis zu der am 
1. Oktober 1874 vorhanden gewesenen Zahl aufzunehmen und ihre 
Niederlassungen auf diesem Stand zu erhalten. 

Art. 3. Der Artikel 3 des Gesetzes vom 23. April 1875! er- 
hält folgende Zusätze: 

Unter den gleichen Voraussetzungen kann auch solchen sich 
ausschliesslich der Krankenpflege widmenden religiösen Orden und 
Kongregationen, welche am 1. Oktober 1874 Niederlassungen im 
Grossherzogthum nicht hatten, die Errichtung von Niederlassungen 
durch Unser Ministerium des Innern und der Justiz gestattet werden. 

Weiblichen Genossenschaften, welche sich ausschliesslich der 
Krankenpflege widmen, kann als Nebenthätigkeit die Pflege und 
Unterweisung von Kindern, welche sich in noch nicht schulpflich- 
tigem Alter befinden, gestattet werden. 

Art. 4. Neue Niederlassungen oder Anstalten von religiösen 
Orden oder ordensähnlichen Kongregationen unterliegen, gleich 
den bereits bestehenden, der Aufsicht des Staates gemäss den Be- 
stimmungen in Artikel 4 des Gesetzes vom 23. April 1875?. 


! Derselbe lautet: Den im Grossherzogthum bestehenden religiösen Orden 
und ordensähnlichen Congregationen, welche sich ausschliesslich der Kranken- 
pflege widmen, kann nicht bloss die Aufnahme neuer Mitglieder, sondern 
auch, wenn die vorhandenen bürgerlichen Anstalten und Einrichtungen den 
Bedürfnissen des Kirchendienstes nicht genügen, die Errichtung neuer Nieder- 
lassungen von Unserem Ministerium des Innern gestattet werden. 

3 Die Begründung des Gesetzes lautet: Schon bei den Verhandlungen, 
welche im Jahre 1887 gepflogen wurden, um auf Grund einer Revision der 
kirchenpolitischen Gesetze vom 23. April 1875 zu einer gedeihlicheren Ge- 
staltung des Verhältnisses zwischen dem Staate und der katholischen Kirche 
zu gelaugen, wurde kirchlicher Seits auch die Revision des Gesetzes über 
die reliriösen Orden gefordert; es wurde indessen davon abgesehen, von 
dieser Revision die Erfüllung der Anzeigepflicht bei der Anstellung von 
Geistlichen, um welche es sich damals ganz wesentlich handelte, abhängig 
zu machen, man begnügte sich vielmehr, nachdem die Grossherzogliche Re- 
gierung sich bereit erklärt hatte, jene Frage zu geeigneter Zeit in noch- 
malire Erwägung ziehen zu wollen, kirchlicher Seits mit der Erklärung, der 
heilige Stuhl hege das Vertrauen, dass die Grossherzogliche Regierung von 
ihrem Billigkeitsgefühle geleitet, zu gelegener Zeit auch die Revision jenes 
Gesetzes vorschlagen werde, welches die religiösen Orden betrifft. 
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7. Kirchenverfassungsgesetze!. 

D. Württemberg. a) Erl. d. Synodus v. 17./7. 94 betr. 
Abänderung einiger Bestimmungen d. bisher. kirchl. Visitat.-O. 
(A.K.Bl. 95, 57.) 


! Der Abdruck erfolgt in der Sammlung der Verfassungsgesetze. 


Nachdem in Folge des Gesetzes vom 5. Juli 1887 über die Vorbildung 
und Anstellung der Geistlichen und des Gesetzes vom 7. September 1889, 
betreffend die Abänderung des Gesetzes vom 23. April 1875 über den Nliss- 
brauch der geistlichen Amtsgewalt sich ein befriedigendes Verhältniss in den 
Beziehungen zwischen dem Staate und der katholischen Kirche des Landes 
herausgebildet hat und nachdem neuerdings auch die beiden Kammern der 
Stände, wenn gleich in etwas von einander verschiedenen Weise, ihre Zu- 
stimmung zu einer Revision des Ordensgesetzes ausgesprochen haben, nimmt 
die Grossherzogliche Regierung um so weniger Anstand, den Zeitpunkt für 
eine Revision jenes Gesetzes als gekommen anzusehen, als gerade jetzt dessen 
Folgen in Beziehung auf das allmälige Aussterben einzelner, von der katho- 
lischen Kirche als besonders werthvoll bezeichneten Niederlassungen sich zu 
zeigen beginnen. Die Grossherzogliche Regierung ist der Meinung, dass den 
in dieser Hinsicht bestehenden Wünschen der katholischen Bevölkerung um 
so unbedenklicher willfahrt werden kann, als das bisherige Wirken der be- 
stehenden Niederlassungen zu erheblichen Klagen einen Anlass nicht ge- 
geben hat. 

Bei Bemessung des Umfangs der vorzunehmenden Revision ist auf der 
einen Seite den ausgesprochenen Wünschen und als berechtigt anzuer- 
kennenden Bedürfnissen der katholischen Staatsangehörigen und ihrer Kirche, 
auf der anderen den besonderen Verhältnissen des Grossherzogthums, ins- 
besondere der starken konfessionellen Mischung der Bevölkerung und dem 
Bande der Gesetzgebung, deren allgemeine Grundlage nicht geändert werden 
kann, in geeigneter Weise Rechnung zu tragen. 

Im Einzelnen ist zu bemerken: 


Zu Artikel l. 
Derselbe bringt zum Ausdruck, dass es sich nicht um eine Aufhebung, 
sondern nur um eine theilweise Anderung des bestehenden Gesetzes handelt. 


Zu Artikel 2. 

Nach Absatz 2 des Gesetzes vom 23. April 1875 dürfen bestehende 
Niederlassungen oder Anstalten von religiösen Orden und ordensähnlichen 
Congregationen neue Mitglieder nicht aufnehmen. Ausnahmen hiervon ge- 
statten nur die Artikel 2 und 3 des Gesetzes vom 23. April 1875 in Be- 
treff von ausschliesslich dem Unterricht sich widmenden weiblichen und von 
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b) Erl. d. Konsist. v. 17./7. 94 betr. Ausführung der K.G. 
v. 29./7. 88, 7 betr. d. ev. K.Gemeinden (ebendas. 73). 

E. Weimar, G. v. 24./2. 94 betr. d. kirchl. Umlagen i. d. 
ev. K.Gemeinden (ebendas. 467). 

F. Braunschweig, G. 28./5. 94 d. Abänderung u. Ergänzung 
d. Ges. v. 18./6. 64 üb. d. Aufbringung d. Parochiallasten i. d. 
Landgemeinden betr. (ebendas. 95, 40). 


ausschliesslich der Krankenpflege sich widmenden männlichen und weiblichen 
Orden und Copgregationen. Es wird nun kirchlicher Seits als ein besonders 
drückender Missstand empfunden, dass jenes Verbot den Fortbestand der 
sich der Aushülfe in der Seelsorge widmenden Orden innerhalb des Gross- 
herzorthuns in Frage stelle und gegenüber der ungenügenden Zahl der 
Priester als ein dringendes Bedürfniss bezeichnet, dass hier Abhülfe ge- 
schehe. Der Artikel 2 ist bestimmt, diese letztere zu gewähren; nach dem 
in der allgemeinen Einleitung Gesagten dürfte ein Bedenken nicht entgegen- 


stehen. 
Zu Artikel 3. 


Der Artikel 3 des bestehenden Gesetzes lässt zu, dass den sich aus- 
schliesslich der Krankenpflege widmenden, am 1. Oktober 1874 in dem Gross- 
herzogthum vorhandenen Orden und Congregationen nicht blos die Auf- 
nahme neuer Mitglieder, sondern selbst die Errichtung neuer Niederlassungen 
gestattet werde. Diese Bestimmung hat, da sie die hervorgehobenen Aus- 
nahmen nur den bestehenden (das heisst nach Artikel 5 (les Gesetzes vom 
23. April 1875 den an dem Normaltage des 1. Oktober 1874 bestandenen) 
Orden und Congregationen zu Gut kommen lässt, die doppelte Beschränkung 
zur Folge, dass männlichen krankenpflegenden Orden sowie solchen weib- 
lichen Orden dieser Art, welche zu jenem Zeitpunkte keine Niederlassung 
im Grossherzogthum hatten, die Errichtung von Niederlassungen nicht ge- 
stattet werden kann. Diese Beschränkung wird namentlich in Betreff von 
männlichen krankenpflegenden Orden, deren Wirken als sehr wohlthätig ge- 
schildert wird, schmerzlich empfunden. Absatz 2 des vorgeschlagenen Ar- 
tikels soll hier die gewünschte Aenderung bringen. 

Der Absatz 3 des Artikels soll einer Debung, welche sich seither unter 
Anwendung einer ausdehnenden Interpretation gebildet hat und einem viel- 
tach hervorgetretenen dringenden Bedürfnisse gerecht wird, eine sichere ge- 
setzliche Grundlage geben. 

Zu Artikel 4. 

Da der Artikel 4 des Gesetzes nur von den zur Zeit des Normaltags 
vorhandenen Niederlassungen und Anstalten handelt und wegen Ausschlusses 
aller anderen nur von diesen handeln konnte, so erschien es zum Ausschlusse 
aller Zweifel geboten, dessen Bestimmungen ausdrücklich auf alle auch zu- 
künftig zuzulassenden Niederlassungen und Anstalten für anwendbar zu erklären. 
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G. Lübeck. a) Bek. d. Senats v. 2./1. 95 betr. d. Erlass d. 
Verfassung d. ev.-lutlı. K. i. Lüb. Staate (ebendas. S. 81). 

b) G. 16./1. 95 betr. d. allgem. Kirchenkasse f. d. ev.-luth. 
Kirchengemeinden d. Stadt Lübeck u. deren Vorstädte (ebendas. 89). 

H. Bremen, V. 29./10. 93 betr. einen Zusatz z. d. kirchl. 
Gemeindeordn. f. d. Landgebiet (ebendas. 94, 216). 

8. Preussen. Staatsgesetz zur Ergänzung des Ge- 
setzes, betreffend die Fürsorge für die Wittwen und 
Waisen der Geistlichen der evangelischen Landeskirche 
in den neun älteren Provinzen vom 15. Juli 1889 (Ge- 
setzsamnl. S. 139) vom 31. März 1895. 


Einziger Artikel. 


Für das Ausscheiden aus dem Versicherungsverhältniss, in 
welchem die Geistlichen zur Allgemeinen Wittwen-Verpflegungs- 
anstalt gestanden haben, oder in welches sie auf Grund des Art. 3 
Abs. 2 das Gesetzes vom 15. Juli 1889 (Gesetzessamml. S. 139)! 
zum Pfarr-Wittwen- und Waisenfonds der evangelischen Landes- 
kirche getreten sind, ist ausser den im $ 3 des Gesetzes vom 
30. März 1892 (Gesetzessamml. S. 35)? aufgeführten Bestimmungen 
der Art. III des anliegenden Kirchengesetzes vom 31. März 1895 
wegen Abänderung einiger Bestimmungen des Kirchengesetzes vom 
15. Juli 1889, betreffend die Fürsorge für die Wittwen und Waisen 
der Geistlichen, massgebend. 

9. Preussen. Kirchengesetz wegen Abänderung einiger 
Bestimmungen des Kirchengetzes vom 15. Juli 1889, be- 
treffend die Fürsorge für die Wittwen und Waisen der 
Geistlichen vom 31. März 1895. 

Art. 1. Der an den Pfarr-Wittwen- und Waisenfonds zu zalı- 
lende gesetzliche Pfarrbeitrag wird von 3 Prozent auf 2 Prozent, 
der an denselben Fonds zu zahlende Beitrag der der Allgemeinen 
Wittwen-Verpflegungsanstalt angehörigen Geistlichen, welche für 
ihre künftigen Wittwen auf das Wittwengeld verzichtet haben, 
von !/s Prozent auf !/s Prozent herabsetzt. 

Die Bestimmung über die Erhöhung der Pfarrbeiträge bis auf 


a 


! Auch in dieser Zeitschr. Bd. 2, S. 453. 
? Ebendas. 455. 
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4 Prozent des Diensteinkommens oder des Ruhegehalts im Falle 
des $ 20 Abs. 1 des Kirchengesetzes vom 15. Juli 1889 (in der 
Fassung des Kirchengesetzes vom 30. März 1892) wird hierdurch 
nicht berührt. 

Art. 2. Der Evangelische Ober-Kirchenrath ist ermächtigt, 
die nach $ 14 des Kirchengesetzes vom 15. Juli 1889 für sechs 
aufeinander folgende Jahre angeordnete Ueberschussabgabe der 
Kirchenkassen für das letzte Jahr oder für einen kürzeren Zeit- 
raum ausser Hebung zu setzen. 

Art. 3. Diejenigen Geistlichen und Emeriten, welche Mit- 
glieder der Allgemeinen Wittwen-Verpflegungsanstalt sind und die 
gesetzlich zugelassene Verzichterklärung auf Wittwengeld abgegeben 
haben, sind berechtigt, binnen sechs Monaten nach Inkrafttreten 
des gegenwärtigen Gesetzes die Verzichtserklärung nach Massgabe 
und mit den Rechtswirkungen des Art. III des Kirchengesetzes 
vom 30. März 1892 zurückzunehmen. 

Art. 4. Der Zeitpunkt, in welchem dieses Kirchengesetz in 
Kraft tritt, wird durch landesherrliche Verordnung bestimmt, 
welche im Kirchlichen Gesetz- und Verordnungsblatt zu ver- 
künden ist. 

10. Preussen. Staatsgesetz vom 31. März 1895 betref- 
fend die Verwaltung des Pfarrwittwen- und Waisenfonds 
und die Fürsorge für die Wittwen und Waisen der 
Geistlichen der evangelisch-lutherischen Kirche der 
Provinz Hannover, der evangelisch-lutherischen Kirche 
der Provinz Schleswig-Holstein, der evangelischen Kir- 
chengemeinschaften des Konsistorialbezirkes Cassel, der 
evangelischen Kirche des Konsistorialbezirkes Wies- 
baden und der evangelisch-reformirten Kirche der Pro- 
vinz Hannover. 

Art. 1. Der Pfarrwittwen- und Waisenfonds, welcher in Ge- 
mässheit der Staats- und Kirchengesetze vom 15. Juli 1889, be- 
treffend die Fürsorge für die Wittwen und Waisen der Geistlichen 
(Gesetzsamml. S. 139 ff.!) und vom 30. März 1892 wegen Ab- 
änderung einiger Bestimmungen dieser Gesetze (Gesetzsamml. 


! Abgedruckt ın dieser Zeitschr. 2, 453. 
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S. 35ff.)! begründet ist, bildet fortan einen selbstständigen kirch- 
lichen Fonds mit eigener Rechtspersönlichkeit. Er wird nach 
Massgabe des anliegenden Kirchengesetzes vom 31. März 1895 
betreffend die Verwaltung des Pfarrwittwen- und Waisenfonds 
vertreten und verwaltet. 

Schriftliche Willenserklärungen, welche für den Pfarrwittwen- 
und Waisenfonds Dritten gegenüber Rechte oder Verpflichtungen 
begründen, sind im Namen des Vorstandes von dessen Vorsitzenden 
oder seinem Stellvertreter, unter Beidrückung des Amtssiegels zu 
unterzeichnen. 

Art. 2. Dem Pfarrwittwen- und Waisenfonde werden vom 
1. April 1895 ab für die einzelnen, demselben hinzutretenden 
Landeskirchen, für die Dauer ihres Anschlusses, folgende, halb- 
jährlich im Voraus zahlbare Renten seitens des Staates überwiesen: 

l. für die evangelisch-lutherische Kirche der 

Provinz Hannover . . . .0....107198 Mk. 

2. für die evangelisch- uhneche Kirche der 

Provinz Schleswig-Holstein . . . » . 63441 „ 
3. für die evangelischen rn 

des Konsistorialbezirkes Cassel . . .. 63004 „ 
4. für die evangelische Kirche des Konsistorial- 


bezirkes Wiesbaden . . . .» 26537 „ 
5. für die evangelisch-reformirte Kirche der 
Provinz Hannover . . u 14559 „ 


Art. 3. Die in $5 Nr. 2—4 des Kor hensesätzee, betreffend 
die Verwaltung des Pfarrwittwen- und Waisenfonds, bezeichneten 
Beschlüsse des Verwaltungsausschusses bedürfen zu ihrer Gültig- 
keit der Zustimmung des Staatsministeriums, die Beschlüsse $ 5 
Nr. 4 jedoch nur dann, wenn sie Grundsätze betreffen, welche 
durch Kirchengesetz festgestellt sind. 

Art. 4. Gegen Zahlung der im Art. 2 festgesetzten Staats- 
renten übernimmt der Pfarrwittwen- und Waisenfonds vom 1. April 
1895 ab alle Verpflichtungen, welche der Allgemeinen Wittwen- 
verpflegungsanstalt gegenüber den gegenwärtigen und den künf- 
tigen Wittwen von Geistlichen einschliesslich der Emeriten einer 


I Ebendas. 455. 
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der im Art. 2 bezeichneten Landeskirchen bis dahin obgelegen 
haben. 

Demselben werden von diesem Zeitpunkt ab die Wittwen- 
kassenbeiträge der bis dahin versicherten Geistlichen dieser Kirchen- 
gemeinschaften überwiesen, auch gehen auf ihn die sonstigen, 
hiermit im Zusammenhange stehenden Rechte der Allgemeinen 
Wittwenverpflegungsanstalt über. 

Für diejenigen Geistlichen der im Art. 2 genannten Landes- 
kirchen, welche den Verzicht auf das kirchengesetzlich neu fest- 
gesetzte Wittwengeld nicht aussprechen, hat die Nichterklärung 
des Verzichtes binnen sechs Monaten nach dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes das Ausscheiden aus der Allgemeinen Wittwenverpfle- 
gungsanstalt von Rechtswegen zur Folge. 

Art. 5. Den Geistlichen der im Art. 2 bezeichneten Landes- 
kirchen ist vom 1. April 1895 ab der Beitritt zur Allgemeinen 
Wittwenverpflegungsanstalt nicht mehr gestattet. 

Art. 6. Gegen die Entscheidung der Kirchenbelhörden über 
die Höhe der nach Massgabe der anliegenden Kirchengesetze, be- 
treffend die Fürsorge für die Wittwen und Waisen der Geistlichen 
der in Art. 2 bezeichneten Landeskirchen an den Pfarrwittwen- 
und Waisenfond zu leistenden Beiträge der Geistlichen findet der 
Rechtsweg nicht statt. 

Art. 7. Die Beiträge der Geistlichen, ihrer Hinterbliebenen 
und der kirchlichen Stellen an den Pfarrwittwen uud Waisenfonds, 
welche auf Grund der in Art. 6 bezeichneten Kirchengesetze zu 
leisten sind, sowie die an den Fonds nach Artikel 4 zu entrichten- 
den Wittwenkassenbeiträge können im Wege des Verwaltungs- 
zwangsverfahrens beigetrieben werden. 

Art. 8. Der durch die anliegenden Kirchengesetze (Art. 6) 
gewährte Anspruch auf Wittwen- und Waisengeld kann mit recht- 
licher Wirkung weder abgetreten, noch verpfändet, noch sonst 
übertragen werden. 

Art. 9. Die Kirchenbehörden bestimmen, unter Ausschluss des 
Rechtsweges, an wen die Zahlung des Wittwen und Waisengeldes 
nach den anliegenden Kirchengesetzen (Art. 6) gültig zu leisten ist. 

Im Uebrigen findet wegen der Ansprüche auf Wittwen- und 
Waisengeld gegen die Entscheidung der Kirchenbehörden der 
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Rechtsweg nur nach Massgabe des Gesetzes vom 24. Mai 1861 
(Gesetz-Samml. S. 241) statt. 

Art. 10. Falls eine Landeskirche von dem Kündigungsrecht 
des 8 17 des Kirchengesetzes, betreffend die Verwaltung des 
Pfarrwittwen- und Waisenfonds Gebrauch macht, treten die da- 
selbst bezeichneten Rechtsfolgen ein. 

Von dem im Abs. 2 dieses Paragraphen angegebenen Zeit- 
punkte ab wird der kündigenden Landeskirche, sofern die bis zur 
Kündigung für den Pfarrwittwen- und Waisenfonds in Geltung 
gewesenen kirchengesetzlichen Bestimmungen über das Wittwen- 
und Waisengeld nicht zu Ungunsten der Wittwen und Waisen ge- 
ändert werden, der Staatszuschuss weitergezahlt, den nachbezeich- 
neten Landeskirchen jedoch nur in Höhe folgender Jahresbeträge: 

1. der evangelisch-lutherischen Kirche der Pro- 

vinz Hannover mitt . . ... .......66993 Mk. 
2. den evangelischen Kischengemeinsehekten des 

Konsistorialbezirkes Kassel mitt . . . . 42068 
3. der evangelischen Kirche des Konsistorial- 

bezirkes Wiesbaden mitt . . .. . 17013 
4. der evangelisch-reformirten Kirche der Pro- 

vinz Hannover mit . 2. 2 2 2 000. 7505 


n 
r 


bi 


Macht die evangelische Landeskirche der älteren Provinzen 
von dem Kündigungsrecht Gebrauch, so kann sie durch Kirchen- 
gesetz die bisher für den Pfarrwittwen- und Waisenfonds der 
evangelischen Landeskirche der älteren Provinzen in Geltung ge- 
wesene kirchengesetzliche Ordnung wieder in Kraft setzen und 
finden alsdann auch die hierfür massgebend gewesenen staatsge- 
setzlichen Bestimmungen wieder Anwendung. 

Art. 11. Der Beschluss des Verwaltungsausschusses über die 
Höhe des Kapitalantheils, welcher gemäss $ 17 des Kirchengesetzes, 
betreffend die Verwaltung des Pfarrwittwen- und Waisenfonds 
einer kündigenden Landeskirche ausgezahlt werden muss, ist der 
letzteren, und zwar für die evangelische Landeskirche der älteren 
Provinzen dem Evangelischen Oberkirchenrath, für die evangelisch- 
lutherische Kirche der Provinz Hannover dem Landeskonsistorium 
und für die übrigen Landeskirchen den betreffenden Konsistorien 
zuzustellen. 
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Gegen diesen Beschluss findet mit Ausschluss des ordentlichen 
Rechtsweges die Klage bei dem Oberverwaltungsgericht statt. Sie 
ist von der Behörde, welcher der Beschluss zugestellt ist, binnen 
drei Monaten nach der Zustellung zu erheben und gegen den 
Pfarrwittwen- und Waisenfonds zu richten. 

Art. 12. Die Verpflichtung des Staates, den Wittwen der 
Geistlichen im Bereiche des vormaligen Kurfürstenthums Hessen 
eine Pension von jährlich 225 Mk. zu zahlen ($ 89 Abs. 2 des 
kurbessischen Staatsdienstgesetzes vom 8. März 1831 (Sammlung 
von Gesetzen etc. für Kurhessen 1831 — S. 69ff.) wird auf- 
gehoben. 

Die Ansprüche der am 1. April 1895 vorhandenen Wittwen 
bleiben jedoch unberührt. 

Art. 13. Der Nassauische Geistlichen-Centralwittwen- und 
Waisenfonds wird für den Zutritt weiterer Mitglieder geschlossen. 
Sein gesammtes Kapitalvermögen, sowie die ediktmässig ihm zu- 
stehenden eigenen Einnahmen werden dem Centralkirchenfonds 
überwiesen, wogegen der letztere die sämmtlichen, in den $$ 19 
bis 23 des anliegenden Kirchengesetzes, betreffend die Fürsorge 
für die Wittwen und Waisen der evangelischen Geistlichen des 
Konsistorialbezirkes Wiesbaden, bezeichneten Verpflichtungen über- 
nimmt. 

Auch kann der Centralkirchenfonds dem Pfarrwittwen- und 
Waisenfonds den im 8 17 des vorbezeichneten Kirchengesetzes 
erwähnten Zuschuss leisten. 

Art. 14. Mit der Ausführung der Art. 2, 4 Abs. 1 und 2 
und Art. 10 dieses Gesetzes werden der Finanzminister und der 
Minister der geistlichen etc. Angelegenheiten beauftragt. 

Art. 15. Dieses Gesetz tritt am 1. April 1895 in Kraft. 

11. Preussen. Kirchengesetz, betreffend die Verwal- 
tung des Pfarrwittwen- und Waisenfonds vom 31. März 
1895. 

8 1. Der in Gemässheit der Kirchengesetze vom 15. Juli 1889, 
betreffend die Fürsorge für die Wittwen und Waisen der Geist- 
lichen (Kirchliches Gesetz- und Verordnungsblatt S. 37), und vom 
30. März 1892, wegen Abänderung einiger Bestimmungen dieses 
Gesetzes (Kirchliches Gesetz- und Verordnungsblatt S. 53) gebildete 
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Pfarrwittwen- und Waisenfonds wird als ein selbständiger kirch- 
licher Fonds nach Massgabe der nachfolgenden Bestimmungen von 
einem Vorstande und einem Verwaltungsausschusse verwaltet. 

$ 2. Der Vorstand des Pfarrwittwen- und Waisenfonds besteht 
aus dem vom König zu ernennenden Vorsitzenden und einem im 
Falle seiner Behinderung eintretenden Stellvertreter, sowie zwei 
Mitgliedern. Der Stellvertreter und die Mitglieder werden vom 
König auf Vorschlag des Evangelischen Oberkirchenraths ernannt. 

Der Verwaltungsausschuss wird aus 25 von der Generalsynode 
aus ihrer Mitte auf die jedesmalige Dauer der Synodalperiode zu 
wählenden Synodaldeputirten gebildet. Die Gewällten bleiben so 
lange, Mitglieder des Verwaltungsausschusses, bis eine Neuwalıl 
erfolgt ist. Für den Fall, dass die Gewählten die Synodalange- 
hörigkeit verlieren oder behindert sind, an den Berathungen des 
Verwaltungsausschusses Theil zu nehmen, werden ebensoviele Stell- 
vertreter gewählt, welche in einer bei der Wahl zu bestimmenden 
Reihenfolge einberufen werden. 

S 3. Der Vorstand vertritt den Pfarrwittwen- und Waisenfonds 
und führt die laufenden Geschäfte desselben. Er sorgt durch Ver- 
mittelung der zuständigen Kirchenbehörde für die Einziehung der 
gesetzlich an den Pfarrwittwen- und Waisenfonds zu leistenden 
Beiträge und für die Auszahlung der gesetzlichen Wittwen- und 
Waisengelder. Er stellt den Etat des Fonds auf und legt alljähr- 
lich dem Verwaltungsausschusse die Rechnung über das abgelaufene 
Rechnungsjahr zur Abnahme vor. 

& 4. Hinsichtlich der Verwaltung des Pfarrwittwen- und 
Waisenfonds, sowie hinsichtlich der Grundsätze, welche für die 
Rechte und Pflichten der Geistlichen und ihrer Hinterbliebenen 
gegenüber dem Fonds und für die Rechtsverhältnisse der Kirchen- 
gemeinden ihm gegenüber massgebend sind, bleiben, soweit 
dieses Gesetz nicht ein Anderes bestimmt, die bisher massgebend 
gewesenen Vorschriften so lange in Kraft, als nicht auf dem in 
diesem Gesetze vorgeschriebenen Wege eine Abänderung erfolgt. 

8 5. Der Verwaltungsausschuss, welcher sich auf Einladung 
des Vorstandes alljährlich mindestens einmal versammelt, wählt aus 
seinen Mitgliedern seinen Vorsitzenden und dessen Stellvertreter. 
Seine Beschlüsse werden nach Stimmenmehrheit der erschienenen 
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Mitglieder gefasst, wobei im Falle der Stimmengleichheit die Stimme 

des Vorsitzenden entscheidet. 

Der Verwaltungsausschuss hat zu beschliessen: 

1. über Feststellung des Etats und Abnahme der Rechnung 
der abgelaufenen Rechnungsperiode, 

2. über Erhöhung der den Wittwen und Waisen zu gewäh- 
renden Bezüge, 

3. über Verminderung der den Geistlichen und den Kirchen- 
gemeinden obliegenden Leistungen an den Pfarrwittwen- 
und Waisenfonds, 

4. über Abänderung der im $ 4 dieses Gesetzes bezeichneten 

Grundsätze, 

5. über wichtige Angelegenheiten der Fondsverwaltung, welche 
ihm von dem Vorstande zur Beschlussfassung vorgelegt, 
oder innerhalb des Ausschusses angeregt werden. 

$ 6. Die Mitglieder des Vorstandes können an den Verland- 
lungen des Verwaltungsausschusses mit berathender Stinime theil- 
nehmen und müssen jederzeit gehört werden. 

Die Beschlüsse des Verwaltungsausschusses bedürfen, abge- 
sehen von der Rechnungsabnahme zu ihrer Gültigkeit der Zu- 
stimmung des Vorstandes und im Falle des $ 5 Ziffer 2 und 3 
einer zweimaligen Lesung. 

S 7. Der Vorstand beschliesst unter Mitwirkung des Ver- 
waltungsausschusses an Stelle des Evangelischen Oberkirchenraths 
und des Generalsynodalvorstandes über die nach $ 20 des Kirchen- 
gesetzes vom 30. März 1892 wegen Abänderung einiger Bestinı- 
mungen des Kirchengesetzes vom 15. Juli 1889, betreffend die 
Fürsorge für die Wittwen und Waisen der Geistlichen (Kirchliches 
Gesetz- und Verordnungsblatt S. 53), zulässige zeitweilige Erhö- 
hung der Pfarrbeiträge und zeitweilige Anrechnung derjenigen Be- 
züge, welche den Wittwen und Waisen mit Rücksicht auf das 
geistliche Amt des verstorbenen Geistlichen oder Emeriten aus 
anderen als privatrechtlichen Titeln zustehen. 

S 8. Eine Erhöhung der den Geistlichen und Gemeinden 
durch die bisher erlassenen Gesetze auferlegten Leistungen an den 
Pfarrwittwen- und Waisenfonds, sowie eine Verminderung der den 
Wittwen und Waisen nach Massgabe der bisher erlassenen Gesetze 
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zustehenden Bezüge an Wittwen- und Waisengeld ist nur im Wege 
der Kirchengesetzgebung zulässig. 

8 9. Der evangelisch-lutherischen Kirche der Provinz Hannover, 
der evangelisch-lutherischen Kirche der Provinz Schleswig-Holstein, 
den evangelischen Kirchengemeinschaften des Konsistorialbezirkes 
Cassel, der evangelischen Kirche des Konsistorialbezirkes Wiesbaden 
und der evangelisch-reformirten Kirche der Provinz Hannover wird 
es freigestellt, unter folgenden Voraussetzungen an den Pfarrwittwen- 
und Waisenfonds sich anzuschliessen: 

l. durch ein für die betreffende Landeskirche zu erlassendes 
Kirchengesetz werden die Bezüge der Wittwen und Waisen, 
sowie die Leistungen der Geistlichen und Gemeinden in 
Art und Höhe entsprechend den für die evangelische Landes- 
kirche der älteren Provinzen bisher erlassenen Gesetzen fest- 
gesetzt, und es wird der Anschluss an den Pfarrwittwen- 
und Waisenfonds nach Massgabe des altländischen, über die 
Verwaltung dieses Fonds erlassenen Kirchengesetzes erklärt; 

2. durch ein Staatsgesetz werden dem Pfarrwittwen- und 
Waisenfonds Staatszuschüsse überwiesen, welche sich für die 
einzelnen betheiligten Landeskirchen mindestens auf folgende 
jährliche Beträge belaufen: 

a) für die evangelisch-lutherische Kirche der Provinz 
Hannover auf 107198 Mark, 

b) für die evangelisch-lutherische Kirche der Provinz 
Schleswig-Holstein auf 63441 Mark, 

c) für die evangelischen Kirchengemeinschaften des Kon- 
sistorialbezirkes Cassel auf 63004 Mark, 

d) für die evangelische Kirche des Konsistorialbezirkes 
Wiesbaden auf 26537 Mark, 

e) für die evangelisch-reformirte Kirche der Provinz 
Hannover auf 14559 Mark. 

8 10. Der Anschluss einer der im $ 9 bezeichneten Landes- 
kirchen kann nur vollzogen werden, wenn Seitens des Evangelischen 
Oberkirchenrathes in Verbindung mit dem Generalsynodalvorstand, 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes Seitens des Verwaltungs- 
ausschusses die Erklärung abgegeben wird, dass die im $ 9 be- 
zeichneten Voraussetzungen erfüllt sind. 
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$ 11. Ob und unter welchen Bedingungen der Anschluss an 
den Pfarrwittwen- und Waisenfonds auch anderen landeskirchlichen 
Gemeinschaften gestattet werden kann, entscheidet der Verwaltungs- 
ausschuss. 

8 12. An Stelle einer durch die bisher erlassenen Gesetze 
bestimmten, den Geistlichen und Gemeinden obliegenden Leistung, 
kann durch Kirchengesetz eine andere Leistung festgesetzt werden, 
falls dieselbe durch den Verwaltungsausschuss als gleichwerthig an- 
erkannt wird. 

$ 13. Der Pfarrwittwen- und Waisenfonds übernimmt von 
dem Zeitpunkt ab, in welchem ihm für eine der im $ 9 bezeich- 
neten Landeskirchen der daselbst vorgesehene jährliche Staats- 
zuschuss und zugleich die Wittwenkassenbeiträge der bei der All- 
gemeinen Wittwenverpflegungsanstalt bisher versicherten Geistlichen 
dieser Kirche von Seiten des Staates überwiesen sein werden, alle 
Verpflichtungen gegen die gegenwärtig lebenden und die künftigen 
Wittwen von Geistlichen der betreffenden Landeskirche, welche der 
Allgemeinen Wittwenverpflegungsanstalt bis dahin obgelegen haben. 

S 14. Im Falle des im $ 10 bezeichneten Anschlusses treten 
dem Vorstand zwei weitere, vom König auf Vorschlag des Ministers 
der geistlichen Angelegenheiten zu ernennende Mitglieder hinzu. 
Ausserden hat die synodale Vertretung der betreffenden Landes- 
kirche das Recht, aus ihrer Mitte auf die Dauer der Synodalperiode 
nach Massgabe des $ 2 Absatz 2 zu wählende Synodaldeputirte 
beziehungsweise Stellvertreter in den Verwaltungsausschuss zu ent- 
senden. 

Die Zahl der Synodaldeputirten wird festgesetzt: 

a) für die Landessynode der evangelisch- 

lutherischen Kirche der Provinz Hannover 

AU ee ne 26 Miterlieder, 
b) für die Gesammtsynode der evangelisch- 

lutherischen Kirche der Provinz Schleswig- 


Holstein uf . . 2 2 2 22000. 4 a 
c) für die Gesammtsynode des Konsistorial- 

bezirkes Cassel uf . . 2 2 20200. 4 ; 
d) für die Bezirkssynode des Konsistorial- 

bezirkes Wiesbaden auf . . 2. 2.2...2 3 
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e) für die Gesammtsynode der evangelisch- 
reformirten Kirche der Provinz Hannover 
auf 2. 2 2 2 ee ee ee 0.0. 2 Mitglieder. 
$ 15. Die Legitimation der in den Verwaltungsausschuss ge- 
wählten Synodalvertreter erfolgt durch eine Bescheinigung, welche 
von der zuständigen Kirchenbehörde auszustellen und durch Ver- 
mittelung des Vorstandes dem Verwaltungsausschuss vorzulegen ist. 
$S 16. Die Mitglieder des Verwaltungsausschusses erhalten 
Tagegelder und Reisekostenvergütung aus der Kasse der synodalen 
Vertretung der betreffenden Landeskirche nach den für die Mit- 
glieder derselben geltenden Vorschriften. Die übrigen Kosten der 
Verwaltung trägt der Pfarrwittwen- und Waisenfonds. 

Den synodalen Vertretungen der an den Pfarrwittwen- und 
Waisenfonds betheiligten Landeskirchen sind die von dem Verwal- 
tungsausschuss abgenomnienen Rechnungen über die Verwaltung des 
Fonds durch die Vermittelung der zuständigen Kirchenbehörden mit- 
zutheilen. 

$ 17. Jeder Landeskirche, welche an dem Pfarrwittwen- und 
Waisenfonds betheiligt ist, steht es frei, ihr Gemeinschaftsverhält- 
niss zu dem Fonds durch Kirchengesetz zu kündigen. 

Die Kündigung hat zur Folge, dass von dem 1. April desjenigen 
Jahres ab, welches auf das Inkrafttreten des betreffenden Kirchen- 
gesetzes folgt, die sämmtlichen für den Pfarrwittwen- und Waisen- 
fonds entstandenen, oder später entstehenden Verpflichtungen gegen 
Wittwen und Waisen der betreffenden Landeskirche auf diese selbst, 
übergehen, wogegen von demselben Zeitpunkt ab der für sie be- 
stimmte Staatszuschuss nicht mehr an den Pfarrwittwen- und Waisen- 
fonds gezalilt wird und die Geistlichen und Gemeinden dieser Landes- 
kirche von allen Beiträgen an den Fonds frei werden. 

Von dem zur Zeit des Ausscheidens vorhandenen Vermögen 
des Pfarrwittwen- und Waisenfonds erhält die kündigende Landes- 
kirche einen Antheil ausbezahlt, dessen Höhe dadurch ermittelt 
wird, dass | 

I. auf Grund der abgenommenen Jahresrechnungen für jede 
betheiligte Landeskirche die Summe der während der Dauer 
des Gemeinschaftsverhältnisses von ihr zu dem Pfarrwittwen- 
und Waisenfonds gemachten Einschüsse berechnet, 
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II. hiervon die Summe der den Wittwen und Waisen jeder 
Landeskirche gewährten Bezüge abgerechnet wird, und 

III. die hiernach für jede Landeskirche ermittelten Beträge den 
Theilungsmassstab bilden. 

Der etwa verbleibende Ueberschuss des Fonds wird unter Zu- 
grundelegung eines zu ermittelnden durchschnittlichen Zinsfusses 
und unter Berücksichtigung des Zeitpunktes der Entstehung der 
einzelnen Jahresüberschüsse, entsprechend getheilt. 

Ueber die Höhe des hiernach auszuzahlenden Kapitalantheils 
beschliesst der Verwaltungsausschuss. 

& 18. Der Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Kirchengesetzes 
wird durch Königliche Verordnung bestimmt. 

12. Preussen. Kirchengesetz, betreffend die Fürsorge 
für die Wittwen und Waisen der Geistlichen der evan- 
gelisch-lutherischen Kirche der Provinz Hannover!. 
31./3. 1895. 

8 1. Die Wittwen und die hinterbliebenen, noch nicht 18 Jahre 
alten ehelichen Kinder derjenigen Geistlichen der evangelisch-luthe- 
rischen Kirche der Provinz Hannover, welchen, wenn sie zur Zeit 
ihres Ablebens in den Ruhestand versetzt wären, nach der Emeri- 
tirungsordnung vom 16. Juli 1873 ein lebenslängliches Ruhegehalt 
aus dem Emeritirungsfonds hätte gewährt werden müssen, bezw. 
welche im Falle ihrer Versetzung auf eine andere Stelle nach den 
Vorschriften der Emeritirungsordnung behandelt worden wären, oder 
welche nach Erlass dieses Gesetzes in den Ruhestand versetzt wor- 
den sind und zur Zeit ihres Ablebens das gesetzliche Ruhegehalt 
beziehen, erhalten Wittwen- und Waisengeld nach Massgabe der in 
den 8$ 3ff. nachstehenden Bestimmungen. 

$s 22 In Fällen, wo das kirchliche Interesse es wünschens- 


! Unter dem gleichen Datum sind fast vollkommen mit diesem gleich- 
lautende Kirchengesetze erlassen worden für die ev.-luth. K. d. Provinz 
Schleswig-Holstein, derKonsistorialbezirke Cassel, Wiesbaden, 
die ev.-ref. Kirche d. Provinz Hannover. Die Abweichungen dieser 
sind in den Anmerkungen mitgetheilt. 

2 8 2, lautet für Schleswig-Holstein, Kons.-Bez. Wiesbaden, Hannov. 
ref. Kirche: 

In Fällen, wo das kirchliche Interesse es wünschenswerth erscheinen 


23* 
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werth erscheinen lässt, ist das Landeskonsistorium ermächtigt, auf 
Grund besonderer Vereinbarungen die Gewährung eines solchen 
Wittwen- und Waisengeldes auch für die Hinterbliebenen derjenigen 
Geistlichen zuzusichern, welche entweder auf Grund des Artikels I 
des Kirchengesetzes vom 19. Februar 1894, betreffend die Ab- 
änderung der Emeritirungsordnung, dem Emeritirungsfonds bei- 
getreten oder unter Bestätigung bezw. durch Ernennung Seitens 
des Landeskonsistoriums bei einer der evangelisch-lutherischen Kirche 
der Provinz Hannover angeschlossenen evangelisch-Iutherischen Ge- 
meinde ausserhalb Deutschlands angestellt sind. Die Betheiligten 
haben dabei die Verpflichtung zur Zahlung eines Beitrages zu über- 
nehmen, der den Beiträgen gleichwerthig ist, welche die in $S 1 
genannten Geistlichen der Kirchengemeinden zu leisten haben. Die 
Erfüllung dieser Verpflichtung bis zum Ableben des betreffenden 
Geistlichen bildet die rechtliche Voraussetzung für die Gewährung 
des Wittwen- und Waisengreldes. 

8 3. Das Wittwengeld beträgt bei einem Dienstalter des ver- 
storbenen Geistlichen oder Emeriten: 

bis zum vollendeten 10. Dienstjahre 600 Mark, 


vom 10. „  , e 20. R 1700 ’ 
se U: e 30. n 800  , 
mE | R 35. A 900  , 
=. 3885, >. 2 40. e 1000 
„40. 20. a 45. R 1100  , 


von mehr als 45 Dienstjahren . . . ....1200 


” 


Auf das Dienstalter werden nur solche Dienst jahre angerechnet, 


lässt, ist das Konsistorium ermächtirt, auf Grund besonderer Vereinbarungen, 
falls seitens der Betheiligten die Verpflichtung zur Zahlung eines Beitrages 
übernommen wird, welcher den von den Geistlichen der Kirchengemeinden 
zu leistenden Beiträgen gleichwerthig ist, die Gewährung eines Wittwen- und 
Waisengeldes auch für die Hinterbliebenen derjenigen Geistlichen zuzusichern, 
welche bei Anstalten oder Vereinen der inneren oder äusseren Mission 
innerhalb der Provinz Schleswig-Holstein angestellt sind, sofern letztere 
Korporationsrechte besitzen. 

Ebenso für Cassel, doch mit dem Zusatze am Ende: oder unter Be- 
stätigung des Konsistoriums bei einer den Kirchengemeinschaften des Kon- 
sistorialbezirks angeschlossenen deutschen evangelischen Gemeinde ausserhalb 
Deutschlands angeschlossen sind. 
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welche nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes zurückgelegt werden 
(vgl. jedoch $S 13, 15, 16). 

& 4. Das Waisengeld beträgt: 

1. für Kinder, deren Mutter lebt und zur Zeit des Todes des 
Geistlichen zum Bezug des Wittwengeldes berechtigt war, 
200 Mark für jedes Kind, | 

2. für Kinder, deren Mutter nicht mehr lebt oder zur Zeit 
des Todes des Geistlichen zum Bezuge von Wittwengeld 
nicht berechtigt war, 300 Mark für jedes Kind. 

Waisen, deren Mutter zum Bezuge des Wittwengeldes nur des- 
halb nicht berechtigt ist, weil der Geistliche auf dasselbe verzichtet 
hatte, erhalten das Waisengeld der Ziffer 1. 

S 5. Der Gesammtbetrag des den Waisen eines Geistlichen 
oder Emeriten zu zahlenden Waisengeldes darf im Falle des $ 4, 
Ziffer 1, 1000 Mark, im Falle des $ 4, Ziffer 2 und, wenn beide 
Fälle zusammentreffen, 1500 Mark nicht übersteigen. 

Bei Anwendung dieser Beschränkung wird das Waisengeld ver- 
hältnissmässig gekürzt. 

86. Bei dem Ausscheiden eines Waisengeldberechtigten erhöht 
sich das Waisengeld der verbleibenden Berechtigten von dem nächst- 
folgenden Kalendervierteljahr an insoweit, als sie sich noch nicht im 
vollen Genuss der ihnen nach $ 4 gebührenden Beträge befinden. 

8 7. War die Wittwe mehr als 15 Jahre jünger als der Ver- 
storbene, so wird das nach Massgabe des $ 3 berechnete Wittwen- 
geld für jedes angefangene Jahr des Altersunterschiedes über 15 bis 
einschliesslich 25 Jahre um !/ıo gekürzt. 

8 8. Keinen Anspruch auf Wittwengeld hat die Wittwe, wenn 
die Ehe mit dem verstorbenen Geistlichen innerhalb dreier Monate 
vor seinem Ableben geschlossen war und das Landeskonsistorium 
durch einen nach Anhörung des Bezirkssynodalausschusses zu fas- 
senden Beschluss die Ueberzeugung ausspricht, dass die Eheschlies- 
sung zu dem Zwecke erfolgt sei, um der Wittwe den Bezug des 
Wittwengeldes zu verschaffen. 

Keinen Anspruch auf Wittwen- und Waisengeld haben die 
Wittwen und hinterbliebenen Kinder eines Geistlichen aus einer 
Ehe, welche erst nach dessen Versetzung in den Ruhestand ge- 
schlossen ist. 
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89. Die Zahlung des Wittwen- und Waisengeldes beginnt 
mit dem Ablauf der den Hinterbliebenen von Pfarrern und Emeriten 
zustehenden Gnadenzeit und erfolgt für jedes Kalendervierteljahr 
bei Beginn desselben bei der Kasse des Konsistoriums oder nach 
Verlangen der Berechtigten auf deren Gefahr und Kosten durch die 
Post. gegen Vorlegung gehörig bescheinigter Quittungen. 

An wen die Zahlung giltig zu leisten ist, bestimmt das Kon- 
sistorium. 

Der Anspruch auf die Leistung des einzelnen Theilbetrages 
von Wittwen- und Waisengeld erlischt zu Gunsten des Pfarrwittwen- 
und Waisenfonds, wenn der Betrag innerhalb vier Jahren von Ab- 
lauf des Kalenderjahres an, in welchem er fällig wurde, nicht ab- 
gehoben ist. 

$S 10. Das Recht auf den Bezug des Wittwen- und Waisen- 
geldes erlischt: 

I. Für jeden Berechtigten mit Ablauf des Kalenderviertel- 

Jahres, 

1. in welchem er sich verheirathet oder stirbt; 

2. in welchem ihm der Anspruch wegen unwürdigen 
Wandels nach Anhörung des durch das letzte Amt 
des verstorbenen Geistlichen bezeichneten Bezirks- 
synodalausschusses durch Beschluss des Konsistoriums 
entzogen wird. Auf erhobene Beschwerde, welche 
innerhalb vier Wochen nach Zustellung des Beschlusses 
zulässig ist, entscheidet das Landeskonsistorium end- 
gültig. Bei nachhaltiger Besserung darf der entzogene 
Anspruch auf Antrag des Bezirkssynodalausschusses 
nach Anhörung des Konsistoriums durch das Landes- 
konsistorium wiedergewährt werden. 

I. Für jede Waise ausserdem mit Ablauf des Monats, in wel- 

chem sie das 18. Lebensjahr vollendet. 

$ 11. Behufs Durchführung der Fürsorge für die Wittwen 
und Waisen wird die evangelisch-lutherische Kirche der Provinz 
Hannover nach Massgabe des Kirchengesetzes für die evangelische 
Landeskirche der älteren Provinzen vom 31. Mai 1895, betreffend 
die Verwaltung des Pfarrwittwen- und Waisenfonds (K.G.- u. V.Bl. 
S. 17) an diesen Fonds angeschlossen. 


Gesetze für die evangelische Kirche. 353 


8 12. Die im $ 1 bezeichneten Geistlichen und Emeriten, 
ferner die Hinterbliebenen derselben, so lange sie die Gnadenzeit 
geniessen, sowie die erledigten Pfarrstellen sind verpflichtet, einen 
jährlichen Beitrag von 2 Prozent des Diensteinkommens bezw. des 
Ruhegehalts, welches sie beziehen, an den Pfarrwittwen- und Waisen- 
fonds zu leisten. 

In den Ruhestand versetzte Geistliche, welche weder ver- 
heirathet sind noch eheliche Kinder unter 18 Jahren besitzen, sind 
von vorstehender Verpflichtung von dem Zeitpunkte ab entbunden, 
wo die vorgedachten Voraussetzungen zusammentreffen. 

Der Pfarrbeitrag ist von dem durch 100 Mark theilbaren Ge- 
sammtbetrage des Einkommens zu berechnen und zu je einem Viertel 
in den ersten Tagen eines jeden Kalendervierteljahres portofrei an 
die Kasse des Konsistoriums einzuzahlen. 

S$S 13. Diejenigen Geistlichen, welche beim Inkrafttreten dieses 
Gesetzes oder bei künftigem Eintritt in ein nach $ 1 Rechte auf 
Wittwen- und Waisengeld gewährendes Amt bereits ein für Be- 
rechnung des Wittwengeldes in Betracht kommendes Dienstalter 
haben, können, um die Anrechnung der gesammten früheren Dienst- 
zeit zu Gunsten ihrer künftigen Wittwe zu erlangen, den Pfarr- 
beitrag für die gesammte anzurechnende Dienstzeit in Jahres- 
beiträgen, welche mindestens ihrem laufenden Beitrage gleichkonmmen, 
nach Massgabe der folgenden Bestimmungen nachzahlen: 

a) Für die Dauer des gegenwärtig bezogenen Diensteinkom- 

mens ist ein Pfarrbeitrag von 3 Prozent desselben nach- 


zuzahlen. 
b) Für ein früher bezogenes Diensteinkommen ist nach- 

zuzahlen, 
für die Zeit bis zum vollendeten 15. Dienstjahre der 
Jahresbetrag von . . 2. 2 2.0... 0.75 Mark, 


für die Zeit vom 15. bis zum vollendeten 
30. Dienstjahre der Jahresbetrag von . 110 
für die Zeit vom 30. bis zum vollendeten 
40. Dienstjahre der Jahresbetrag von . 125 
für die Zeit von über 40 Dienstjahren der 
Jahresbetrag von . . » 2 2 22.140 „ 
Wenn ein Geistlicher oder Emeritus für die Dienstzeit nach 
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vollendetem 30. Dienstjahre den Nachweis führt, dass er von seinem 
früheren Diensteinkommen bei der Berechnung eines Pfarrbeitrages 
von 3 Prozent einen nach dem Ermessen des Konsistoriums erheb- 
lich geringeren Jahresbeitrag nachzuzahlen haben würde, so ist das- 
selbe ermächtigt, die Nachzahlung dieses geringeren Beitrages zu- 
zulassen. 

8 14!. Der Zwang zum Eintritt in die bestehenden örtlichen 
und Bezirkswittwen- und Waisenkassen wird für alle nach Erlass 
dieses Gesetzes in ein bisher beitragspflichtires Amt berufenen 
Geistlichen aufgehoben. 

S$S 15. Diejenigen Geistlichen und Emeriten, welche am 1. April 
1895 Mitglieder der Allgemeinen Wittwenverpflegungsanstalt sind, 
werden, wenn sie bis zum Ablauf des sechsten Monats nach In- 
krafttreten dieses Gesetzes für ihre künftigen Wittwen auf das in 
S 3 festgesetzte Wittwengeld verzichten, bis zu ihrem etwaigen 
Ausscheiden aus diesein Versicherungsverhältniss von Entrichtung 
des Pfarrbeitrages auf Höhe von 1?/s Prozent des Einkommens oder 
Ruhegehalts befreit. Die Verpflichtung zur Leistung des weiteren 
I/s Prozents bleibt auch für sie bestehen, wie auch anderseits der 
Anspruch ihrer etwaigen Hinterbliebenen auf Waisengeld durch jenen 
Verzicht nicht berührt wird. 

Die Nichterklärung des Verzichts hat das Ausscheiden aus der 
Allgemeinen Wittwenverpflegungsanstalt nach Ablauf des sechsten 
Monats von Rechtswegen zur Folge. 

Soweit die Geistlichen und Emeriten bei dem Ausscheiden aus 
der Allgemeinen Wittwenverpflegungsanstalt ein für die Berechnung 
des Wittwengeldes anrechnungsfähiges Dienstalter haben, sind sie 
verpflichtet, den Pfarrbeitrag für die gesammte Dienstzeit gemäss 
den Bestimmungen des $ 13 nachzuzahlen; auf den nachzuzahlenden 
Betrag werden ihnen diejenigen Beiträge nach dem Nennwerth an- 
gerechnet, welche sie an die Allgemeine Wittwenverpflegungsanstalt 
zur Versicherung einer am 1. April 1895 lebenden Ehegattin ge- 
zahlt haben. 


ı 8 14 fehlt: in den übrigen Gesetzen, so dass von nun an die Para- 
graphenzahlen nicht mehr mit dem Gesetz für hannov.-luth. Kirche überein- 
stimmen. 
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$& 16. Soweit eine Nachzahlung bei dem Ableben des Geist- 
lichen oder Emeriten für die gesammte Dienstzeit noch nicht er- 
folgt ist und auch von der Wittwe bezw. den Waisen nicht binnen 
sechs Monaten nach dem Ableben bewirkt wird, hat die Deckung 
des Fehlbetrages durch Kürzung des Wittwengeldes und, wenn 
eine Wittwe nicht vorhanden ist, durch Kürzung des Waisengeldes 
zu erfolgen. Diese Kürzung darf bei einem Wittwengelde bis zu 
00 Mark einschliesslich den Betrag von 100 Mark jährlich, bei 
einem höheren Wittwengelde den Betrag von 200 Mark jährlich, 
bei dem Waisengelde den Betrag von 50 Mark jährlich, für jedes 
Kind berechnet, im Falle des $ 5 den Betrag von 250 Mark jähr- 
lich nicht übersteigen. 

s$S 17. In Betreff der Einziehung der bisher der Allgemeinen 
Wittwenverpfleeungsanstalt zustehenden Wittwenkassenbeiträge 
tinden die Bestimmungen Anwendung, welche für die Einziehung 
der Ptarrbeiträge massgebend sind. 

$S 182. Die anderweit nicht zu deckenden Beträge sind durch 
Beiträge der Bezirkssynodalkassen aufzubringen. 

Der Gesammtbetrag der letzteren wird zunächst auf einen 
dauernd zu erhebenden Jahresbetrax von einem Prozent der von 
den Mitgliedern der evangelisch-lutherischen Kirche der Provinz 
Hannover aufzubringenden Staatseinkommensteuer festgesetzt. 

Die Beiträge erfolgen nach dem von der Landessynode mit 
Genehmigung der Kirchenregierung hierfür festzusetzenden Fusse, 
und bis zu dem Zeitpunkte, wo solche Festsetzung erfolgt, nach 
dem Fusse, welcher für die nach dem Kirchengesetze, betreffend 
die Errichtung eines Landeskirchenfonds zur Abstellung kirchlicher 


! Hier hinzugescetzt in Schlesw.-Holstein, Cassel: 

Zun Beitritt zu der Allgemeinen Wittwenverptlegungsanstalt werden 
die m $S 1 bezeichneten Geistlichen kirchlicherseits ferner nicht verpflichtet. 

° Statt dessen lautet Schlesw.-Holstein, Cassel, Wiesbaden, Hannov. 
ref. Kirche: 

$ 17. Die besammtsynodalkasse leistet dem Pfarrwittwen- und Waisen- 
fonds einen Beitrag, welcher zunächst auf den dauernd zu erhebenden Jehres- 
betrag von 1 Prozent des von den Mitgliedern der ev.-luth. Kirche der 
Prov. Schlesw.-Hollst. aufzubriogenden Staatseinkommensteuer festrresetzt wird. 

Das Konsistorium sorgt für die Einziehung dieses Beitrages und führt 
ihn an den Pfarrwittwen- und Waisenfonds ab. 
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Pfarrwittwen- und Waisenfonds wird als ein selbständiger kirch- 
licher Fonds nach Massgabe der nachfolgenden Bestimmungen von 
einem Vorstande und einem Verwaltungsausschusse verwaltet. 

8 2. Der Vorstand des Pfarrwittwen- und Waisenfonds besteht 
aus dem vom König zu ernennenden Vorsitzenden und einem im 
Falle seiner Behinderung eintretenden Stellvertreter, sowie zwei 
Mitgliedern. Der Stellvertreter und die Mitglieder werden vom 
König auf Vorschlag des Evangelischen Oberkirchenraths ernannt. 

Der Verwaltungsausschuss wird aus 25 von der Generalsynode 
aus ihrer Mitte auf die jedesmalige Dauer der Synodalperiode zu 
wählenden Synodaldeputirten gebildet. Die Gewählten bleiben so 
lange, Mitglieder des Verwaltungsausschusses, bis eine Neuwahl 
erfolgt ist. Für den Fall, dass die Gewählten die Synodalange- 
hörigkeit verlieren oder behindert sind, an den Berathungen des 
Verwaltungsausschusses Theil zu nehmen, werden ebensoviele Stell- 
vertreter gewählt, welche in einer bei der Wahl zu bestimmenden 
Reihenfolge einberufen werden. 

S 3. Der Vorstand vertritt den Pfarrwittwen- und Waisenfonds 
und führt die laufenden Geschäfte desselben. Er sorgt durch Ver- 
mittelung der zuständigen Kirchenbehörde für die Einziehung der 
gesetzlich an den Pfarrwittwen- und Waisenfonds zu leistenden 
Beiträge und für die Auszahlung der gesetzlichen Wittwen- und 
Waisengelder. Er stellt den Etat des Fonds auf und legt alljähr- 
lich dem Verwaltungsausschusse die Rechnung über das abgelaufene 
Rechnungsjahr zur Abnahme vor. 

8 4. Hinsichtlich der Verwaltung des Pfarrwittwen- und 
Waisenfonds, sowie hinsichtlich der Grundsätze, welche für die 
Rechte und Pflichten der Geistlichen und ihrer Hinterbliebenen 
gegenüber dem Fonds und für die Rechtsverhältnisse der Kirchen- 
gemeinden ihm gegenüber massgebend sind, bleiben, soweit 
dieses Gesetz nicht ein Anderes bestimmt, die bisher massgebend 
gewesenen Vorschriften so lange in Kraft, als nicht auf dem in 
diesem Gesetze vorgeschriebenen Wege eine Abänderung erfolgt. 

8 5. Der Verwaltungsausschuss, welcher sich auf Einladung 
des Vorstandes alljährlich mindestens einmal versammelt, wählt aus 
seinen Mitgliedern seinen Vorsitzenden und dessen Stellvertreter. 
Seine Beschlüsse werden nach Stimmenmehrheit der erschienenen 
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Mitglieder gefasst, wobei im Falle der Stimmengleichheit die Stimme 

des Vorsitzenden entscheidet. 

Der Verwaltungsausschuss hat zu beschliessen: 

1. über Feststellung des Etats und Abnahme der Rechnung 
der abgelaufenen Rechnungsperiode, 

2. über Erhöhung der den Wittwen und Waisen zu gewäh- 
renden Bezüge, 

3. über Verminderung der den Geistlichen und den Kirchen- 
gemeinden obliegenden Leistungen an den Pfarrwittwen- 
und Waisenfonds, 

4. über Abänderung der im $ 4 dieses Gesetzes bezeichneten 

Grundsätze, 

5. über wichtige Angelegenheiten der Fondsverwaltung, welche 
ihm von dem Vorstande zur Beschlussfassung vorgelegt, 
oder innerhalb des Ausschusses angeregt werden. 

$ 6. Die Mitglieder des Vorstandes können an den Verhand- 
lungen des Verwaltungsausschusses mit berathender Stimme theil- 
nehmen und müssen jederzeit gehört werden. 

Die Beschlüsse des Verwaltungsausschusses bedürfen, abge- 
sehen von der Rechnungsabnahme zu ihrer Gültigkeit der Zu- 
stimmung des Vorstandes und im Falle des $ 5 Ziffer 2 und 3 
einer zweimaligen Lesung. 

S 7. Der Vorstand beschliesst unter Mitwirkung des Ver- 
waltungsausschusses an Stelle des Evangelischen Oberkirchenraths 
und des Generalsynodalvorstandes über die nach 8 20 des Kirchen- 
gesetzes vom 30. März 1892 wegen Abänderung einiger Bestim- 
mungen des Kirchengesetzes vom 15. Juli 1889, betreffend die 
Fürsorge für die Wittwen und Waisen der Geistlichen (Kirchliches 
Gesetz- und Verordnungsblatt S. 53), zulässige zeitweilige Erhö- 
hung der Pfarrbeiträge und zeitweilige Anrechnung derjenigen Be- 
züge, welche den Wittwen und Waisen mit Rücksicht auf das 
geistliche Amt des verstorbenen Geistlichen oder Emeriten aus 
anderen als privatrechtlichen Titeln zustehen. 

$ 8. Eine Erhöhung der den Geistlichen und Gemeinden 
durch die bisher erlassenen Gesetze auferlegten Leistungen an den 
Pfarrwittwen- und Waisenfonds, sowie eine Verminderung der den 
Wittwen und Waisen nach Massgabe der bisher erlassenen Gesetze 
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zustehenden Bezüge an Wittwen- und Waisengeld ist nur im Wege 
der Kirchengesetzgebung zulässig. 

8 9. Der evangelisch-lutherischen Kirche der Provinz Hannover, 
der evangelisch-lutherischen Kirche der Provinz Schleswig-Holstein, 
den evangelischen Kirchengemeinschaften des Konsistorialbezirkes 
Cassel, der evangelischen Kirche des Konsistorialbezirkes Wiesbaden 
und der evangelisch-reformirten Kirche der Provinz Hannover wird 
es freigestellt, unter folgenden Voraussetzungen an den Pfarrwittwen- 
und Waisenfonds sich anzuschliessen: 

1. durch ein für die betreffende Landeskirche zu erlassendes 
Kirchengesetz werden die Bezüge der Wittwen und Waisen, 
sowie die Leistungen der Geistlichen und Gemeinden in 
Art und Höhe entsprechend den für die evangelische Landes- 
kirche der älteren Provinzen bisher erlassenen Gesetzen fest- 
gesetzt, und es wird der Anschluss an den Pfarrwittwen- 
und Waisenfonds nach Massgabe des altländischen, über die 
Verwaltung dieses Fonds erlassenen Kirchengesetzes erklärt; 

2. durch ein Staatsgesetz werden dem Pfarrwittwen- und 
Waisenfonds Staatszuschüsse überwiesen, welche sich für die 
einzelnen betheiligten Landeskirchen mindestens auf folgende 
jährliche Beträge belaufen: 

a) für die evangelisch-lutherische Kirche der Provinz 
Hannover auf 107198 Mark, 

b) für die evangelisch-lutherische Kirche der Provinz 
Schleswig-Holstein auf 63441 Mark, 

c) für die evangelischen Kirchengemeinschaften des Kon- 
sistorialbezirkes Cassel auf 63004 Mark, 

d) für die evangelische Kirche des Konsistorialbezirkes 
Wiesbaden auf 26537 Mark, 

e) für die evangelisch-reformirte Kirche der Provinz 
Hannover auf 14559 Mark. 

8 10. Der Anschluss einer der im $ 9 bezeichneten Landes- 
kirchen kann nur vollzogen werden, wenn Seitens des Evangelischen 
Oberkirchenrathes in Verbindung mit dem Generalsynodalvorstand, 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes Seitens des Verwaltungs- 
ausschusses die Erklärung abgegeben wird, dass die im $& 9 be- 
zeichneten Voraussetzungen erfüllt sind. 
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8 11. Ob und unter welchen Bedingungen der Anschluss an 
den Pfarrwittwen- und Waisenfonds auch anderen landeskirchlichen 
Gemeinschaften gestattet werden kann, entscheidet der Verwaltungs- 
ausschuss. 

8 12. An Stelle einer durch die bisher erlassenen Gesetze 
bestimmten, den Geistlichen und Gemeinden obliegenden Leistung, 
kann durch Kirchengesetz eine andere Leistung festgesetzt werden, 
falls dieselbe durch den Verwaltungsausschuss als gleichwerthig an- 
erkannt wird. 

8 13. Der Pfarrwittwen- und Waisenfonds übernimmt von 
dem Zeitpunkt ab, in welchem ihm für eine der im $ 9 bezeich- 
neten Landeskirchen der daselbst vorgesehene jährliche Staats- 
zuschuss und zugleich die Wittwenkassenbeiträge der bei der All- 
gemeinen Wittwenverpflegungsanstalt bisher versicherten Geistlichen 
dieser Kirche von Seiten des Staates überwiesen sein werden, alle 
Verpflichtungen gegen die gegenwärtig lebenden und die künftigen 
Wittwen von Geistlichen der betreffenden Landeskirche, welche der 
Allgemeinen Wittwenverpflegungsanstalt bis dahin obgelegen haben. 

S$S 14. Im Falle des im $ 10 bezeichneten Anschlusses treten 
dem Vorstand zwei weitere, vom König auf Vorschlag des Ministers 
der geistlichen Angelegenheiten zu ernennende Mitglieder hinzu. 
Ausserdem hat die synodale Vertretung der betreffenden Landes- 
kirche das Recht, aus ihrer Mitte auf die Dauer der Synodalperiode 
nach Massgabe des $ 2 Absatz 2 zu wählende Synodaldeputirte 
beziehungsweise Stellvertreter in den Verwaltungsausschuss zu ent- 
senden. 

Die Zahl der Synodaldeputirten wird festgesetzt: 

a) für die Landessynode der evangelisch- 

lutherischen Kirche der Provinz Hannover 

auf 2 2 2 ee ee ee ee. 6 Mitglieder, 
b) für die Gesammtsynode der evangelisch- 

lutherischen Kirche der Provinz Schleswig- 


Holstein uf . . 2 2 2 20000. 4 R 
c) für die Gesammtsynode des Konsistorial- 

bezirkes Cassel auf . . 2 2 200. 4 z 
d) für die Bezirkssynode des Konsistoral- 

bezirkes Wiesbaden auf . . . 2 2...2 n 
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e) für die Gesammtsynode der evangelisch- 
reformirten Kirche der Provinz Hannover 
auf 2 2 Eee ee ee 0.0. 2 Mitglieder. 
$ 15. Die Legitimation der in den Verwaltungsausschuss ge- 
wählten Synodalvertreter erfolgt durch eine Bescheinigung, welche 
von der zuständigen Kirchenbehörde auszustellen und durch Ver- 
mittelung des Vorstandes dem Verwaltungsausschuss vorzulegen ist. 
$ 16. Die Mitglieder des Verwaltungsausschusses erhalten 
Tagegelder und Reisekostenvergütung aus der Kasse der synodalen 
Vertretung der betreffenden Landeskirche nach den für die Mit. 
&lieder derselben geltenden Vorschriften. Die übrigen Kosten der 
Verwaltung trägt der Pfarrwittwen- und Waisenfonds. 

Den synodalen Vertretungen der an den Pfarrwittwen- und 
Waisenfonds betheiligten Landeskirchen sind die von dem Verwal- 
tungsausschuss abgenonimenen Rechnungen über die Verwaltung des 
Fonds durch die Vermittelung der zuständigen Kirchenbehörden mit- 
zutheilen. 

8 17. Jeder Landeskirche, welche an dem Pfarrwittwen- und 
Waisenfonds betheiligt ist, steht es frei, ihr Gemeinschaftsverhält- 
niss zu dem Fonds durch Kirchengesetz zu kündigen. 

Die Kündigung hat zur Folge, dass von dem 1. April desjenigen 
Jahres ab, welches auf das Inkrafttreten des betreffenden Kirchen- 
gesetzes folgt, die sämmtlichen für den Pfarrwittwen- und Waisen- 
fonds entstandenen, oder später entstehenden Verpflichtungen gegen 
Wittwen und Waisen der betreffenden Landeskirche auf diese selbst 
übergehen, wogegen von demselben Zeitpunkt ab der für sie be- 
stimmte Staatszuschuss nicht mehr an den Pfarrwittwen- und Waisen- 
fonds gezahlt wird und die Geistlichen und Gemeinden dieser Landes- 
kirche von allen Beiträgen an den Fonds frei werden. 

Von dem zur Zeit des Ausscheidens vorhandenen Vermögen 
des Pfarrwittwen- und Waisenfonds erhält die kündigende Landes- 
kirche einen Antheil ausbezahlt, dessen Höhe dadurch ermittelt 
wird, dass 

I. auf Grund der abgenommenen Jahresrechnungen für jede 
betheiligte Landeskirche die Summe der während der Dauer 
des Gemeinschaftsverhältnisses von ihr zu dem Pfarrwittwen- 
und Waisenfonds gemachten Einschüsse berechnet, 
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II. hiervon die Summe der den Wittwen und Waisen jeder 
Landeskirche gewährten Bezüge abgerechnet wird, und 

III. die hiernach für jede Landeskirche ermittelten Beträge den 
Theilungsmassstab bilden. 

Der etwa verbleibende Ueberschuss des Fonds wird unter Zu- 
grundelegung eines zu ermittelnden durchschnittlichen Zinsfusses 
und unter Berücksichtigung des Zeitpunktes der Entstehung der 
einzelnen Jahresiberschüsse, entsprechend getheilt. 

Ueber die Höhe des hiernach auszuzahlenden Kapitalantheils 
beschliesst der Verwaltungsausschuss. 

8 18. Der Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Kirchengesetzes 
wird durch Königliche Verordnung bestimmt. 

12. Preussen. Kirchengesetz, betreffend die Fürsorge 
für die Wittwen und Waisen der Geistlichen der evan- 
gelisch-lutherischen Kirche der Provinz Hannover!. 
31./3. 1895. 

8 1. Die Wittwen und die hinterbliebenen, noch nicht 18 Jahre 
alten ehelichen Kinder derjenigen Geistlichen der evangelisch-luthe- 
rischen Kirche der Provinz Hannover, welchen, wenn sie zur Zeit 
ihres Ablebens in den Ruhestand versetzt wären, nach der Emeri- 
tirungsordnung vom 16. Juli 1873 ein lebenslängliches Ruhegehalt 
aus dem Emeritirungsfonds hätte gewährt werden müssen, bezw. 
welche im Falle ihrer Versetzung auf eine andere Stelle nach den 
Vorschriften der Emeritirungsordnung behandelt worden wären, oder 
welche nach Erlass dieses Gesetzes in den Ruhestand versetzt wor- 
den sind und zur Zeit ihres Ablebens das gesetzliche Ruhegehalt 
beziehen, erhalten Wittwen- und Waisengeld nach Massgabe der in 
den SS 3ff. nachstehenden Bestimmungen. 

Ss 22 In Fällen, wo das kirchliche Interesse es wünschens- 


! Unter dem gleichen Datum sind fast vollkommen mit diesem gleich- 
lautende Kirchengesetze erlassen worden für die ev.-luth. K. d. Provinz 
Schleswig-Holstein, derKonsistorialbezirke Cassel, Wiesbaden, 
die ev.-ref. Kirche d. Provinz Hannover. Die Abweichungen dieser 
sind in den Anmerkungen mitgetheilt. 

2 8 2, lautet für Schleswig-Holstein, Kons.-Bez. Wiesbaden, Hannov. 
ref. Kirche: 

In Fällen, wo das kirchliche Interesse es wünschenswerth erscheinen 


23* 
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werth erscheinen lässt, ist das Landeskonsistorium ermächtigt, auf 
Grund besonderer Vereinbarungen die Gewährung eines solchen 
Wittwen- und Waisengeldes auch für die Hinterbliebenen derjenigen 
Geistlichen zuzusichern, welche entweder auf Grund des Artikels I 
des Kirchengesetzes vom 19. Februar 1894, betreffend die Ab- 
änderung der Emeritirungsordnung, dem Emeritirungsfonds bei- 
getreten oder unter Bestätigung bezw. durch Ernennung Seitens 
les Landeskonsistoriums bei einer der evangelisch-lutherischen Kirche 
der Provinz Hannover angeschlossenen evangelisch-lutherischen Ge- 
meinde ausserhalb Deutschlands angestellt sind. Die Betheiligten 
haben dabei die Verpflichtung zur Zahlung eines Beitrages zu über- 
nehmen, der den Beiträgen gleichwerthig ist, welche die in 8 1 
genannten Geistlichen der Kirchengemeinden zu leisten haben. Die 
Erfüllung dieser Verpflichtung bis zum Ableben des betreffenden 
Geistlichen bildet die rechtliche Voraussetzung für die Gewährung 
des Wittwen- und Weaisengeldes. 

S 3. Das Wittwengeld beträgt bei einem Dienstalter des ver- 
storbenen Geistlichen oder Emeriten: 

bis zum vollendeten 10. Dienstjahre 600 Mark, 


vom 10. „ „ a 20. . 700 N 
ur 20 5 ’ 30. 3 800 A 
ee a. 5 B 35. 2 900 
u : + PR # 40. z 1000 ß 
„ 40. „ % 2 45. e 1100 


von mehr als 45 Dienstjahren . . . . ...1200 
Auf das Dienstalter werden nur solche Dienstjahre angerechnet, 


lässt, ist das Konsistorium ermächtigt, auf Grund besonderer Vereinbarungen, 
falls seitens der Betheiligten die Verpflichtung zur Zahlung eines Beitrages 
übernommen wird, welcher den von den Geistlichen der Kirchengemeinden 
zu leistenden Beiträgen gleichwerthig ist, die Gewährung eines Wittwen- und 
Waisengeldes auch für die Hinterbliebenen derjenigen Geistlichen zuzusichern, 
welche bei Anstalten oder Vereinen der inneren oder äusseren Mission 
innerhalb der Provinz Schleswig-Holstein angestellt sind, sofern letztere 
Korporationsrechte besitzen. 

Ehenso für Cassel, doch mit dem Zusatze am Ende: oder unter Be- 
stätigung des Konsistoriums bei einer den Kirchengemeinschaften des Kon- 
sistorialbezirks angeschlossenen deutschen evangelischen Gemeiude ausserhalb 
Deutschlands angeschlossen sind. 
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welche nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes zurückgelegt werden 
(vgl. jedoch $S 13, 15, 16). 

8 4. Das Waisengeld beträgt: 

1. für Kinder, deren Mutter lebt und zur Zeit des Todes des 
Geistlichen zum Bezug des Wittwengeldes berechtigt war, 
200 Mark für jedes Kind, | 

2. für Kinder, deren Mutter nicht mehr lebt oder zur Zeit 
des Todes des Geistlichen zum Bezuge von Wittwengeld 
nicht berechtigt war, 300 Mark für jedes Kind. 

Waisen, deren Mutter zum Bezuge des Wittwengeldes nur des- 
halb nicht berechtigt ist, weil der Geistliche auf dasselbe verzichtet 
hatte, erhalten das Waisengeld der Ziffer 1. 

8 5. Der Gesanımtbetrag des den Waisen eines Geistlichen 
oder Emeriten zu zahlenden Waisengeldes darf im Falle des $ 4, 
Ziffer 1, 1000 Mark, im Falle des $ 4, Ziffer 2 und, wenn beide 
Fälle zusanımentreffen, 1500 Mark nicht übersteigen. 

Bei Anwendung dieser Beschränkung wird das Waisengeld ver- 
hältnissmässig gekürzt. 

S 6. Bei dem Ausscheiden eines Waisengeldberechtigten erhöht 
sich das Waisengeld der verbleibenden Berechtirten von dem nächst- 
folgenden Kalendervierteljahr an insoweit, als sie sich noch nicht im 
vollen Genuss der ihnen nach $ 4 gebührenden Beträge befinden. 

8 7. War die Wittwe mehr als 15 Jahre jünger als der Ver- 
storbene, so wird das nach Massgabe des $ 3 berechnete Wittwen- 
geld für jedes angefangene Jahr des Altersunterschiedes über 15 bis 
einschliesslich 25 Jahre um !/ıo gekürzt. 

8 8. Keinen Anspruch auf Wittwengeld hat die Wittwe, wenn 
die Ehe mit dem verstorbenen Geistlichen innerhalb dreier Monate 
vor seinem Ableben geschlossen war und das Landeskonsistorium 
durch einen nach Anhörung des Bezirkssynodalausschusses zu fas- 
senden Beschluss die Ueberzeugung ausspricht, dass die Elıeschlies- 
sung zu dem Zwecke erfolgt sei, um der Wittwe den Bezug des 
Wittwengeldes zu verschaffen. 

Keinen Anspruch auf Wittwen- und Waisengeld haben die 
Wittwen und hinterbliebenen Kinder eines Geistlichen aus einer 
Ehe, welche erst nach dessen Versetzung in den Ruhestand ge- 
schlossen ist. 
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8 9. Die Zahlung des Wittwen- und Waisengeldes beginnt 
mit dem Ablauf der den Hinterbliebenen von Pfarrern und Emeriten 
zustehenden Gnadenzeit und erfolgt für jedes Kalendervierteljahr 
bei Beginn desselben bei der Kasse des Konsistoriums oder nach 
Verlangen der Berechtigten auf deren Gefahr und Kosten durch die 
Post gegen Vorlegung gehörig bescheinigter Quittungen. 

An wen die Zahlung giltig zu leisten ist, bestimmt das Kon- 
sistorium. 

Der Anspruch auf die Leistung des einzelnen Theilbetrages 
von Wittwen- und Waisengeld erlischt zu Gunsten des Pfarrwittwen- 
und Waisenfonds, wenn der Betrag innerhalb vier Jahren von Ab- 
lauf des Kalenderjahres an, in welchem er fällig wurde, nicht ab- 
gehoben ist. 

8 10. Das Recht auf den Bezug des Wittwen- und Waisen- 
geldes erlischt: 

I. Für jeden Berechtigten mit Ablauf des Kalenderviertel- 

Jahres, 

1. in welchem er sich verheirathet oder stirbt; 

2. in welchem ihm der Anspruch wegen unwürdigen 
Wandels nach Anhörung des durch das letzte Amt, 
des verstorbenen Geistlichen bezeichneten Bezirks- 
synodalausschusses durch Beschluss des Konsistoriums 
entzogen wird. Auf erhobene Beschwerde, welche 
innerhalb vier Wochen nach Zustellung des Beschlusses 
zulässig ist, entscheidet das Landeskonsistorium end- 
gültig. Bei nachhaltiger Besserung darf der entzogene 
Anspruch auf Antrag des Bezirkssynodalausschusses 
nach Anhörung des Konsistoriums durch das Landes- 
konsistorium wiedergewährt werden. 

If. Für jede Waise ausserdem mit Ablauf des Monats, in wel- 

chem sie das 18. Lebensjahr vollendet. 

$ 11. Behufs Durchführung der Fürsorge für die Wittwen 
und Weaisen wird die evangelisch-lutherische Kirche der Provinz 
Hannover nach Massgabe des Kirchengesetzes für die evangelische 
Landeskirche der älteren Provinzen vom 31. Mai 1895, betreffend 
die Verwaltung des Pfarrwittwen- und Waisenfonds (K.G.- u. V.Bl. 
S. 17) an diesen Fonds angeschlossen. 
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S 12. Die im $ 1 bezeichneten Geistlichen und Emeriten, 
ferner die Hinterbliebenen derselben, so lange sie die Gnadenzeit 
geniessen, sowie die erledigten Pfarrstellen sind verpflichtet, einen 
jährlichen Beitrag von 2 Prozent des Diensteinkommens bezw. des 
Ruhegehalts, welches sie beziehen, an den Pfarrwittwen- und Waisen- 
fonds zu leisten. 

In den Ruhestand versetzte Geistliche, welche weder ver- 
heirathet sind noch eheliche Kinder unter 18 Jahren besitzen, sind 
von vorstehender Verpflichtung von dem Zeitpunkte ab ENLDURGER, 
wo die vorgedachten Voraussetzungen zusammentreffen. 

Der Pfarrbeitrag ist von dem durch 100 Mark theilbaren Ge- 
sammtbetrage des Einkommens zu berechnen und zu je einem Viertel 
in den ersten Tagen eines jeden Kalendervierteljahres portofrei an 
die Kasse des Konsistoriums einzuzahlen. 

S$S 13. Diejenigen Geistlichen, welche beim Inkrafttreten dieses 
Gesetzes oder bei künftigem Eintritt in ein nach $ 1 Rechte auf 
Wittwen- und Waisengeld gewährendes Amt bereits ein für Be- 
rechnung des Wittwengeldes in Betracht kommendes Dienstalter 
haben, können, um die Anrechnung der gesammten früheren Dienst- 
zeit zu Gunsten ihrer künftigen Wittwe zu erlangen, den Pfarr- 
beitrag für die gesammte anzurechnende Dienstzeit in Jahres- 
beiträgen, welche mindestens ihrem laufenden Beitrage gleichkomnıien, 
nach Massgabe der folgenden Bestimmungen nachzahlen: 

a) Für die Dauer des gegenwärtig bezogenen Diensteinkom- 

mens ist ein Pfarrbeitrag von 3 Prozent desselben nach- 


zuzahlen. 
b) Für ein früher bezogenes Diensteinkommen ist nach- 

zuzahlen, 
für die Zeit bis zum vollendeten 15. Dienstjahre der 
Jahresbetrag von . . i . 0. 0...75 Mark, 


für die Zeit vom 15. bis zum Vallendar 
30. Dienstjahre der Jahresbetrag von . 110 
für die Zeit vom 30. bis zum vollendeten 
40. Dienstjahre der Jahresbetrag von . 125 
für die Zeit von über 40 Dienstjahren der 
Jahresbetrag von . . a 2. AU: 5 
Wenn ein Geistlicher oder Emeritus für die Dienstzeit nach 


” 


” 
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vollendetem 30. Dienstjahre den Nachweis führt, dass er von seinem 
früheren Diensteinkonmen bei der Berechnung eines Pfarrbeitrages 
von 3 Prozent einen nach dem Ermessen des Konsistoriums erheb- 
lich geringeren Jahresbeitrag nachzuzahlen haben würde, so ist das- 
selbe ermächtigt, die Nachzahlung dieses geringeren Beitrages zu- 
zulassen. 

S$S 14!. Der Zwang zum Eintritt in die bestehenden örtlichen 
und Bezirkswittwen- und Waisenkassen wird für alle nach Erlass 
dieses Gesetzes in ein bisher beitragspflichtiges Amt berufenen 
Geistlichen aufgehoben. 

$ 15. Diejenigen Geistlichen und Emeriten, welche am 1. April 
1895 Mitglieder der Allgemeinen Wittwenverpflegungsanstalt sind, 
werden, wenn sie bis zum Ablauf des sechsten Monats nach In- 
krafttreten dieses Gesetzes für ihre künftigen Wittwen auf das in 
$ 3 festgesetzte Wittwengeld verzichten, bis zu ihrem etwaigen 
Ausscheiden aus diesem Versicherungsverhältniss von Entrichtung 
des Pfarrbeitrages auf Höhe von 1?/s Prozent des Einkommens oder 
Ruhegehalts befreit. Die Verpflichtung zur Leistung des weiteren 
!/s Prozents bleibt auch für sie bestehen, wie auch anderseits der 
Anspruch ihrer etwaigen Hinterbliebenen auf Waisengeld durch jenen 
Verzicht nicht berührt wird. 

Die Nichterklärung des Verzichts hat das Ausscheiden aus der 
Allgemeinen Wittwenverpflegungsanstalt nach Ablauf des sechsten 
Monats von Rechtswegen zur Folge. 

Soweit die Geistlichen und Emeriten bei dem Ausscheiden aus 
der Allgemeinen Wittwenverpflegungsanstalt ein für die Berechnung 
des Wittwengeldes anrechnungsfähiges Dienstalter haben, sind sie 
verpflichtet, den Pfarrbeitrag für die gesammte Dienstzeit gemäss 
den Bestimmungen des $ 13 nachzuzahlen; auf den nachzuzahlenden 
Betrag werden ihnen diejenigen Beiträge nach dem Nennwerth an- 
gerechnet, welche sie an die Allgemeine Wittwenverpflegungsanstalt 
zur Versicherung einer am 1. April 1895 lebenden Ehegattin ge- 
zalılt haben. 


ı8S 14 fehlt: in den übrigen (resetzen, so dass von nun an die Para- 
graphenzahlen nicht mehr mit dem Gesetz für hannov.-luth. Kirche überein- 
stimmen. 
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& 16. Soweit eine Nachzahlung bei dem Ableben des Geist- 
lichen oder Emeriten für die gesammte Dienstzeit noch nicht er- 
folgt ist und auch von der Wittwe bezw. den Waisen nicht binnen 
sechs Monaten nach dem Ableben bewirkt wird, hat die Deckung 
des Fehlbetrages durch Kürzung des Wittwengeldes und, wenn 
eine Wittwe nicht vorhanden ist, durch Kürzung des Waisengeldes 
zu erfolgen. Diese Kürzung darf bei einem Wittwengelde bis zu 
00 Mark einschliesslich den Betrag von 100 Mark jährlich, bei 
einem höheren Wittwengelde den Betrag von 200 Mark jährlich, 
bei dem Waisengelde den Betrag von 50 Mark jährlich, für jedes 
Kind berechnet, im Falle des $ 5 den Betrag von 250 Mark jähr- 
lich nicht übersteigen. 

$ 17. In Betreff der Einziehung der bisher der Allgemeinen 
Wittwenverpflegungsanstalt zustehenden Wittwenkassenbeiträge 
finden die Bestimmungen Anwendung, welche für die Einziehung 
der Pfarrbeiträge massgebend sind. 

$ 18°. Die anderweit nicht zu deckenden Beträge sind durch 
Beiträge der Bezirkssynodalkassen aufzubringen. 

Der Gesammtbetrag der letzteren wird zunächst auf einen 
(lauernd zu erhebenden Jahresbetrag von einen Prozent der von 
dden Mitgliedern der evangelisch-lutherischen Kirche der Provinz 
Hannover aufzubringenden Staatseinkommensteuer festgesetzt. 

Die Beiträge erfolgen nach dem von der Landessynode mit 
Genehmigung der Kirchenregierung hierfür festzusetzenden Fusse, 
und bis zu dem Zeitpunkte, wo solche Festsetzung erfolgt, nach 
dem Fusse, welcher für die nach dem Kirchengesetze, betreffend 
die Errichtung eines Landeskirchenionds zur Abstellung kirchlicher 


! Hier hinzugesetzt in Schlesw.-Holstein, Cassel: 

Zum Beitritt zu der Allgemeinen Wittwenverpflegungsanstalt werden 
(die in $ 1 bezeichneten Geistlichen kirchlicherseits ferner nicht verpflichtet. 

? Statt dessen lautet Schlesw.-Holstein, Cassel, Wiesbaden, Hannov. 
ref. Kirche: 

$S 17. Die Gesammtsynodalkasse leistet dem Pfarrwittwen- und Waisen- 
fonds einen Beitrag, welcher zunächst auf den dauernd zu erhebenden Jahres- 
betrag von 1 Prozent des von den Mitgliedern der ev.-luth. Kirche der 
Prov, Schlesw.-Hollst. aufzubringenden Staatseinkommensteuer festıresetzt wird. 

Das Konsistorium sorgt für die Einziehung dieses Beitrases und führt 
ihn an den Pfarrwittwen- und Waisenfonds ab. 
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Notlistände, vom 30. Mai 1894, zu erhebenden Kirchensteuer gilt. 
Die Konsistorien sorgen für die Einziehung der festgesetzten Um- 
lage und führen dieselbe an den Pfarrwittwen- und Waisenfonds ab. 

8 19. Falls die Finanzlage des Pfarrwittwen- und Waisen- 
fonds eine Erhöhung der Einnahnıen des Fonds nothwendig macht, 
so ist der Vorstand des Pfarrwittwen- und Waisenfonds ermächtigt, 
unter Mitwirkung des Verwaltungsausschusses eine zeitweilige Er- 
höhung der Pfarrbeiträge des $ 12 bis zu zwei weiteren Prozent 
des Einkommens und des Ruhegehalts eintreten zu lassen. 

Unter derselben Voraussetzung ist der Vorstand unter Mit- 
wirkung des Verwaltungsausschusses ermächtigt, für einen Zeit- 
raum von höchstens sechs Jahren das Wittwengeld derjenigen 
Wittwen bis zur Hälfte zu ermässigen, welchen mit Rücksicht auf 
das geistliche Amt des verstorbenen Geistlichen oder Emeriten 
dauernde Bezüge aus anderen als privatrechtlichen Titeln zustehen. 
Als solche kommen namentlich in Betracht örtliche Pfarrwitthümer, 
Diözesan- und andere Verbandspfarrwittwenkassen, sowie provinzial- 
rechtliche Einrichtungen, nach welchen den Hinterbliebenen von 
Geistlichen nach Ablauf der Gmnadenzeit dauernde Bezüge von der 
Kirchengemeinde oder aus sonstigen kirchlichen Mitteln, z. B. der 
Pfarrpfründe, zustehen. 

Die Ermässigung erfolgt durch Anrechnung der aus den ört- 
lichen Fonds fliessenden Bezüge auf das Wittwengeld. Die An- 
rechnung ist ausgeschlossen, soweit die Bezüge einer Wittwe aus 
örtlichen Fonds 200 Mark oder weniger betragen. Im VUebrigen 
ist die Anrechnung nur bis zur Hälfte der örtlichen Bezüge — 
unter Freilassung des Mindestbetrages von 200 Mark — zulässig. 
Auch hat die Anrechnung bei sämmtlichen Fonds stets zu dem- 
selben Prozentsatz zu erfolgen. 

S 201. Das Landeskonsistorium wird mit der Ausführung 
dieses Gesetzes beauftragt. 


! Hier fügt Schlesw.-Holstein hinzu: 

$ 19. Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes kommen die Pfarrwittwen- 
abraben von dem Diensteinkommen der Pfarrstellen, soweit dieselben auf 
der Königlichen Verordnung vom 17. Februar 1755, auf Bestimmungen. 
welche in Analogie dieser Verordnung getroffen sind, oder auf den Vor- 
schriften «es Dänischen Kirchenrechts beruhen, in Wegfall. Die vorhandenen 
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S 21. Der Zeitpunkt, mit welchem dieses Kirchengesetz in 
Kraft tritt, wird durch Königliche Verordnung bestimmt !. 


ı Nach V. v. 31./3. 1895 mit dem 1.4. 1895 in Kraft getreten. 


Wittwen sowie die Wittwen der am 1. April emeritirten Geistlichen be- 
halten den Anspruch auf die obige Pfarrwittwenabgabe. Dasselbe Recht 
bleibt den Wittwen der am 1. April 1895 im Amte befindlichen Geistlichen, 
so lange die letzteren ihre Pfarrstelle nicht wechseln. 

$S 20. Die Mitglieder des Ausschusses der Gesammtsynode haben in 
der im $ 95 der Kirchengemeinde- und Synodalordnung vom 4. November 
1876 bezeichneten Weise an den Entschliessungen des Konsistoriums theil- 
zunehmen bei nachfolgenden Entscheidungen: ’ 

a) über die Zusicherung eines Wittwen- und Waisengeldes für die 
Hinterbliebenen derjenigen Geistlichen, welche im Dienste der 
inneren oder äusseren Mission innerhalb der Provinz Schleswig- 
Holstein angestellt sind ($S 2), 

b) über eine Beschlussfassung, durch welche die Ueberzeugung des 
Konsistoriums ausgesprochen wird, dass die Eheschliessuug zu dem 
Zwecke erfolst sei, um der Wittwe den Bezug des Wittwengeltdes 
zu verschaffen ($ 8), 

c) über die Entziehung des Anspruchs an Wittwen- oder Weaisengeld 
wegen unwürdigen Wandels ($ 10), 

d) über die Wiederbewillirunge des Anspruchs auf Wittwen- oder 
Waisengeld, wenn dieser dem Berechtigten wegen unwürdigen 
Waudels entzogen worden ist ($ 10). 

Ebenso fürt das (zes. für Kons.-Bez. Wiesbaden hinzu: 

8 19. Der Nassauische Geistlichen-Üentralwittwen- und Waisenfonds 

wird für den Zutritt weiterer Mitelieder geschlossen. 

Sein gesamtes Kapitalvermögen, sowie die ediktmässig ihm zustelhen- 
deu eigenen Einnahmen- werden dem Ceutralkirchenfonds überwiesen; wo- 
gegen der letztere die sämmtlichen, dem Geistlichen-Centralwittwen- und 
Waisenfonds gegenüber den jetzt vorhandenen Wittwen und Waisen, sowie 
den gegrenwärtiren Kassenmitgliedern obliegenden Verpflichtungen übernimnit. 

8 20. Den gerenwärtisen Mitgliedern «les Geistlichen-Centralwittwen- 
und Waisenfonds wird freigestellt, binnen sechs Monaten nach dem Inkraft- 
treten dieses (Gesetzes durch eine bei dem Konsistorium einzureichende 
schriftliche Erklärung unter Verzicht auf ihre bisher sewrenüber diesem 
Fonds erworbenen Ansprüche ihren Austritt aus diesem Fonds zu erklären. 

$ 21. Falls ein gegenwärtig im Amte befindlicher Geistlicher schon 
jetzt für den Fall seines Ablebeus gegenüber dem Geistlichen-Centralwittwen- 
und Weaisenfonds Ansprüche auf eine höhere Wittwen- und Waisenpension 
erworben hat, als seinen zukünftirren Hinterbliebenen aus dem Pfarrwittwen- 
und Waisenfonds demnächst gewährt wird, so ist der Centralkirchenfonds, 
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auch wenn der betreffende Geistliche von seiner Austrittsbefugruiss Gebrauch 
macht, verpflichtet, eintretenden Falls die Differenz zwischen der Gesamnit- 
summe der aus dem Pfarrwittwen- und Waisenfonds gewährten und der bei 
dem Geistlichen-Centralwittwen- und Waisenfonds versicherten Bezüge den 
Hinterbliebenen zu gewähren. 

8 22. Den verenwärtig vorhandenen Wittwen und Waisen der Geist- 
lichen werden ihre bisherigen Bezüge, einschliesslich der aus der Bezirks- 
synodalkasse bewillisten Zuschüsse, aus dem Centralkirchenfouds auf die 
Dauer ihrer ediktmässiren Ansprüche weiter gewährt. Das Wittwenreld wird 
dergestalt aufrcbessert, dass dasselbe bei einem Dienstalter des verstorbenen 
Geistlichen 

bis zum vollendeten 10. Dienstjahre . » 2 2.2.2.2... 600 Mark. 

vom 10. bis zum vollendeten 20. Dienstjahre . . 2». 70 „ 

vom 20. bis zum vollendeten 30. Dienstjahre . . . 2.80 

vom 80. bis zum vollendeten 40. Dienstjahre . . »...90  „ 

dariiber. 2 2 wol ee tee ne ed 
beträgt. 

$ 23. Die aus den Centralkirchenfonds zu gewährenden Wittwen- und 
Waisenpensionen für die Hinterbliebenen der am 1. April 1895 bereits 
emeritirten Geistlichen werden nach denselben Sätzen berechnet, wie die der 
gegenwärtige vorhandenen Wittwen und Waisen. 
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Literatur-Uebersicht aufgenommen und dabei besonders hervorgehoben werden. 
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I. Abhandlungen. 


Das persönliche Eherecht des I, und IL, Entwurfs eines 
Bürgerlichen Gesetzbuchs für das Deutsche Reich, 


Konparativ zusammengestellt und glossirt! 


von 


Emil Friedberg. 


Viertes Buch. Familienrecht. 
Entwurf I. | Entwurf I. 
Erster Abschnitt. 
Ehe. 
Erster Titel. 


Eingehung der Ehe. | 
I. Verlöbniss, Verlöbniss. 


81227. Durch das Verlöb- 81203. Aus dem Verlöb- 
niss wird eine Verbindlichkeit | nisse kaun nicht auf Eingehung 
der Verlobten zur Schliessung | der Ehe geklagt werden®. 
der Ihe nicht begründet. Das Versprechen einer Strafe 


! Dabei haben die Mittheilungen, welche Dr. Reatz aus den Protokollen 
der zweiten Lesung gemacht hat (die zweite Lesung des I. Entwurfs eines 
Bürgerlichen Gesetzbuchs, Bd. II, H.1, Berlin 1895) zum Theil die Materia- 
lien dargeboten. 

® Während Eutw. I den Satz an die Spitze gestellt hatte, dass aus 
dem Verlöbniss keine Verpflichtung zur Eheschliessung erwachse, begnügt 
sich Entw. 1I damit, die Unzulässisrkeit der Klage auf Eingehune der Ehe 
auszusprechen. Es ist damit den zahlreichen und nicht ungerechtfertigten 
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Entwurf I. 


$ 1228. Tritt ein Verlobter 
von dem Verlöbnisse zurück, so 
hat er dem anderen Verlobten 
und den Eltern des letzteren den 
Schaden zu ersetzen, welcher 
denselben dadurch entstanden ist, 
dass von ihnen in Erwartung der 
Eheschliessung Aufwendungen 
gemacht, Verbindlichkeiten ein- 
sonstige ver- 
Verfügungen 


gegangen oder 
mögensrechtliche 
getroffen sind, 


es sei denn, dass ein wichtiger, 
nach den Umständen des Falles 
den Rücktritt rechtfertigender 
Grund vorlag. 


Bemängelungen des Entw. I Rechnung getragen. 


Abhandlungen. 


Entwurf II. 

für den Fall, dass die Eingehung 
der Ehe unterbleibt, ist nichtig. 

8 1204. Tritt ein Verlobter 
von den Verlöbnisse zurück, so 
hat er dem anderen Verlobten 
und dessen Eltern den Schaden 
zu ersetzen, welcher dadurch 
entstanden ist, dass sie in Er- 
wartung der Eheschliessung A uf- 
wendungen gemacht haben oder 
Verbindlichkeiten eingegangen 
sind. Hat der andere Verlobte 
in Erwartung der Eheschliessung 
sonstige vermögensrechtliche 
Verfügungen getroffen, so er- 
streckt sich die Ersatzpflicht 
auch auf den hierdurch ent- 
standenen Schaden. Der Scha- 
den ist nur insoweit zu ersetzen, 
als die Aufwendungen, Verbind- 
lichkeiten und sonstigen Ver- 
fügungen den Umständen nach 
angemessen waren. 

Die Ersatzpflicht tritt nicht 
ein, wenn ein wichtiger Grund 
für den Rücktritt vorliegt'. 


(Vgl. Zusammenstellg. d. 


gutachtl. Aeusserungen z. d. Entw. eines bürgerl. Gesetzbuchs, gefertigt vom 
Reichs-Justizamt. Als Manuskr. gedruckt. Bd.4, S.11 [Berlin 1890]). Dagegen 
hat Entw. II wie I davon Abstand genommen, das Verlöbnissrecht selbst zu 


regeln. 


Demnach fehlen Bestimmungen über Verlobungsalter, Form, Noth- 


wendigkeit der elterlichen Einwilligung u. s. w. 
ı Ss 1205f. des Entw. II ist bei dem Standpunkte des Entw. I stehen 
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Entwurf I. | Entwurf Il. 

Abs. 2. Lag der Grund des 8 1205. Giebt ein Verlobter 
Rücktrittesineinem dem anderen | durch sein Verschulden dem an- 
Verlobten zur Last fallendenVer- | deren Verlobten gerechtfertigten 
schulden, so ist dieser dem | Grund zum Rücktritte, so ist 
Zurücktretenden und dessen El- | er, wenn der Rücktritt erfolgt, 
tern nach Massgabe des ersten | nach Massgabe des 81204 Abs. 1 
Absatzes zum Schadensersatze | zum Schadensersatze verpflichtet. 
verpflichtet. 

| 81206. Hat eine unbeschol- 
tene Verlobte ihrem Verlobten 
die Beiwohnung gestattet, so 
kann sie, wenn die Voraus- 
setzungen des $ 1204 oder des 
S 1205 vorliegen, unbeschadet 
der dort bestimmten Ersatz- 
ansprüche, eine billige Entschä- 
digung in Geld verlangen, auch 
wenn sie einen Vermögensscha- 
den nicht erleidet!. 

Der Anspruch ist nicht über- 
tragbar und geht nicht auf die 
Erben über, es sei denn, dass 
er durch Vertrag anerkannt oder 


geblieben, nur einen Schadensersatzanspruch — allerdings in etwas erweiterter 
Weise — anzuerkennen, und keine Klage auf das Erfüllungsinteresse zu- 
zulassen. Dies erscheint nicht ungerechtfertigt, weil das letztere nur sehr 
willkürlich in Geld abgeschätzt werden kann. 

! Dieser neue $ 1206 ist in seiner Begründung schwächlich, in seinen 
Konsequenzen schädlich und darum zu verwerfen; er gewährt gewissermassen 
der Braut eine Prämie für ihren Mangel an sittlicher Festigkeit. Höchstens 
könnte eine Klage der geschwängerten Braut zulässig erscheinen. — Durch 
$ 748a und $ 770 Abs. 2 wird einer Frauensperson, die durch Delikt, ins- 
besondere Betrug, zur Gestattung der Beiwohnung veranlasst wurde, ein 
Schadensersatzanspruch gewährt, ganz unabhängig von den rechtlichen Folgen 
einer Schwängerung ($ 1602). 
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Entwurf I. 


8 1229. Was ein Verlobter 
dein anderen geschenkt oder zum 
Zeichen des eingegangenen Ver- 
löbnisses gegeben hat, ist, so- 
fern nicht ein anderer Wille des 
Gebers erhellt, als unter der still- 
schweigend erklärten Voraus- 
setzung geleistet anzusehen, dass 
die Eheschliessung erfolgen oder 
dasVerlöbniss bis zum Tode eines 
der Verlobten fort bestehen 


werde. 


$1230. Die aus den S$ 1228, 
1229 sich ergebenden Ansprüche 
verjähren mitAblauf einesJahres. 
Die Verjährung beginnt mit dem 
Zeitpunkte, in welchem das Ver- 
löbniss aufgehoben ist. 


II. Ehehindernisse. 
8 1231. Eine geschäfts- 
unfiühige Person kann eine Ehe 
nicht schliessen. 


Abhandlungen. 


Entwurf IT. 
dass er rechtshängig geworden 
ist. 

8 1207. Unterbleibt die Ehıe- 
schliessung, so kann jeder Ver- 
lobte von den anderen dasjenige, 
was er ihm geschenkt oder 
zum Zeichen des Verlöbnisses 
gegeben hat, nach den Vor- 
schriften über die Herausgabe 
einer ungerechtfertigten Berei- 
cherung zurückfordern. Im Zwei- 
fel ist anzunehmen, dass die 
Rückforderung ausgeschlossen 
sein soll, wenn das Verlöbniss 
durch den Tod eines der Verlob- 
ten aufgelöst wird. 

$ 1208. Die in den $$ 1204 
bis 1207 bestimmten Ansprüche 
verjähren in einem Jahre von der 


Auflösung des Verlöbnisses an. 


Zweiter Titel. 
Eingehung der Ehe". 
Gestrichen (weil doch selbst- 
verständlich ?). 


! Es verdient hervorgehoben zu werden, dass in der Kommission wie 
früher schon in der Literatur (Zusammenstellung 7f.) beantragt worden war, 
an die Spitze der Sätze über Ehehindernisse die Vorschrift aufzustellen: 
„Ueber das Vorhandensein von Ehehindernissen und (die Befreiung von 
solchen ist für die Angehörigen der staatlich anerkannten Religionsresell- 
schaften deren kirchliches Recht massgebend“. Damit wäre für die Katholiken 
das katholische Eherecht zur Geltung gebracht worden, für die Evangelischen 
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Entwurf I. Entwurf II. 


$1233. Zur Eheschliessung 81209. Ein Mann darf 
ist Ehemündigkeit der Ehe- | nicht vor erlangter Volljührig- 
- schliessenden erforderlich. keit, eine Frau darf nicht vor 


das sog. gemeine ev. Eherecht. Aber was heisst staatlich anerkannte Re- 
ligionszesellschaft? Dazu gehören auch die Juden, in Sachsen die Deutsch- 
katholiken! nun können doch die Juden kein „kirchliches* Recht für die Ehe 
haben, und die Deutschkatholiken haben erst recht kein kirchliches Eherecht! 
Des Pudels Kern ist eben die Aufrichtung der Herrschaft des katholischen 
Rechtes und es unterliegt kaum einem Zweifel, dass der von der Majorität 
der Kommission abgelehnte Antrag im Reichstage wiederholt werden wird. 
Besser indessen, auf jede Aufnahme des Eherechts in das bürgerliche Gesetz- 
buch zu verzichten und das bisherige, wenn auch ungenügende Recht bei- 
zubehalten, als unser Eherecht auf den Standpunkt herabschrauben, den in 
Europa nur noch das Oesterreichische und das Spanische, sowie Portu- 
giesische einnehmen! Das katholische gemeine Eherecht stacnirt seit über 
drei Jahrhunderten, das evangelische beruht bloss auf sich widersprechenden 
und vielfach unjuristischen Gerichtssprüchen. Und das soll Deutschlands 
Zukunftsrecht werden! Das heisst die Entwickelung noch hinter das 
preussische Landrecht, d.h. über hundert Jahre zurückdrängen. 

* Auch hier wurde der Antrag abgelehnt den $ 1231 dahin zu fassen: 
„Geistliche der katholischen Kirche, welche die höheren Weihen empfangen 
haben, sowie die einem päpstlich approbirten Orden angehörigen Ordens- 
personen, welche die feierlichen oder die nach dein Ordensstatute diesen 
gleichwestellten einfachen Gelübde abgelegt haben, können eine Ehe nicht 


schliessen.“ — Auch dies Recht gilt nur noch in den so eben angegebenen 
(resetzgebungen. — Dass übrigens damit auch der Antrag sich verbunden 


hat, die obligatorische Civilehe, die als ein Kulturkampfprodukt bezeichnet 
wurde, durch die Notheivilehe zu ersetzen, versteht sich von selbst. Die 
Kommission hat alle diese Anträge abgeworfen. Ob auch die Reichstags- 
majvrität dasselbe thun wird? oder ob sie dem Eventualantrage zustimmen 
wird, die ss 1227—1271 zu streichen, d. h. das ganze Eherecht aus dem 
Gesetzbuche zu eliminiren? Wer wollte die Unmöglichkeit behaupten, zumal 
auch evaugelische Juristen, wie Prof. Dernburg, sich schon zu ganz unquali- 
fizirbaren Angriffen gegen das Eherecht des Entwurfs haben fortreissen lassen 
und auch evangelischer Seits eine Agitation für Ersetzung der obligatorischen 
durch die fakultative Civilehe vorhanden ist (Zusammenstellung 4, 13). Doch 
möchten wir schon im Voraus auf ein Argument für jene Anträge hinweisen, 
das in der Kommission geltend gemacht wurde und sicher im Reichstage 
wieder gehört werden wird, dass die sozialistische Missachtung der Ehe nur 
in dem kirchlichen Eherecht ein Gegengewicht finden könne, Dagegen 
ist zu erinnern, dass in Spanien, wo das kirchliche Eherecht gilt, der 
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Entwurf I. Entwurf II. 

Die Ehemündigkeit der Män- | vollendetem sechszelinten Le- 
ner tritt mit dem zurückgelegten | bensjahr eine Ehe eingehen!. 
zwanzigsten Jebensjahre, die 
Ehemündigkeit der Frauen mit 
den zurückgelegten sechszehnten 
Lebensjahre ein. 

Dispensation ist zulässig. Einer Frau kann Befreiung 

Durch Volljährigkeitserklä- | von dieser Vorschrift bewilligt 
rung wird Ehemündigkeit nicht | werden. 
begründet. 

$S 1232. Eine Person, welche $S1210. Wer in der Ge- 
in der Geschäftsfähigkeit be- | schäftsfiligkeit beschränkt ist, 


schränkt ist, bedarf zur Ehe- | bedarf zur Eingehung einer Ehe 


schliessung der Einwilligung des | der Einwilligung seines gesetz- 


gesetzlichen Vertreters. lichen Vertreters ?, 


Sozialismus mit die bösartigeste Form angenommen hat. Es ist durchaus 
falsch, die katholischen Institutionen als Panace für den Sozialismus an- 
zusehen. Nirgends gibt es eine freiere Entfaltung des Ordenswesens als in 
Belgien, wo die Kirche die volle Freiheit geniesst, die sie anderwärts 
erstrebt, wo die katholische Kirche das Land regiert, und nirgends sind die 
Fortschritte des Sozialismus energischer als gerade hier. 

! Abweichend vom geltenden Reichsrecht und unter Abweisung eines 
Antrages, welcher das Heirathsalter für Männer auf das 18., für Frauen auf 
das 15. Lebensjahr festsetzen wollte, hat die Kommission für Männer das 
Volljährigkeits- als Heirathsalter festgestellt. Damit ist zugleich im Gegen- 
satz zu Entw. I die Grossjährigkeitserklärung der Grossjährigkeit selbst gleich 
gestellt worden. Wird die Ehe von einer Person unter dem gesetzlichen 
Heirathsalter geschlossen, so ist zu unterscheiden: a) die betr. Person war 
geschäftsunfähig, d. h. unter sieben Jahren: die Ehe ist nichtig; b) sie war 
beschränkt geschäftsfähig (zwischen 7 und 21 Jahr): hat der gesetzliche Ver- 
treter eingewilligt: die Ehe ist gültig; entgegengesetzten Falles aufechtbar ; 
c) ob die Ueberschreitung des Verbotes unter Strafe zu stellen sei, hat die 
Kommission noch weiterer Erwägung vorbehalten. 

: & 1210. Leider hat Entw. II hier die künstliche, schon von Hinschius 
und Gierke mit Recht bemängelte Formulirung beibehalten. — Im Gegen- 
satz zum bisherigen Reichsrecht wird demnach auch für die Ehen von Ver- 
schwendern pflegschaftliche Genehmigung erfordert. 
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Entwurf I. 

Wird die Einwilligung von 
dem gesetzlichen Vertreter ver- 
weigert, so kann sie durch die 
Einwilllgung des Vormund- 
schaftsgerichtes ersetzt werden. 
Das Vormundschaftsgericht hat 
die Einwilligung auf Antrag der 
in der Geschäftsfähigkeit be- 
schränkten Person zu ertheilen, 
wenn die Ertheilung im Interesse 
der letzteren liegt. 

Die Vorschrift des zweiten 
Absatzes findet keine Anwen- 
dung, wenn ein Elterntheil, ohne 
dessen Einwilligung das Kind 
nach den Vorschriften der 
8$ 1238, 1239 eine Ehe niclhıt 
schliessen darf, der gesetzliche 
Vertreter desselben ist. 

8 1283. Ein eheliches Kind 
darf, solange es das fünfundzwan- 
zigste Lebensjahr nicht zurück- 
gelegt hat, nur mit Einwilligung 
des Vaters und nach dem Tode 
des Vaters nur mit Einwilligung 
der Mutter, ein uneheliches Kind, 
solange es jenes Lebensjahr nicht 
zurückgelegt hat, nur mit Ein- 
willigung der Mutter eine Ehe 
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Entwurf II. 

Steht die gesetzliche Ver- 
tretung einem Vormunde zu, so 
kann die von ihm verweigerte 
Einwilligung auf Antrag des 
Mündels durch das Vormund- 
schaftsgericht ersetzt werden. 
Das Vormundschaftsgericht hat 
die Einwilligung zu ersetzen, 
wenn die Eingehung der Ehe 
im Interesse des Mündels liegt. 


Gestrichen (weil eine weitere 
Verdeutlichung des Abs. 2 nicht 
erforderlich). 


& 1211'. Ein eheliches Kind 
bedarf bis zum vollendeten fünf- 
undzwanzigsten Lebensjahre zur 
Eingehung einer Ehe der Ein- 
willigung des Vaters, ein un- 
eheliches Kind bedarf bis zum 
gleichen Lebensalter der Ein- 
willigung der Mutter. An die 
Stelle des Vaters tritt die 
Mutter, wenn der Vater ge- 


ı8 1211. Danach bedarf ein in der Geschäftsfähigkeit beschränktes 
Kind, dessen Vater oder Mutter nicht zugleich dessen gesetzliche Vertreter 


sind, neben der Einwilligung jener auch noch der Einwilligung dieser. 


Da- 


durch werden die Verhältnisse unnöthig verwickelt. 
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Entwurf I. 

Das durch Ehelich- 
keitserklärung legitimirte unehe- 
liche Kind bedarf nicht der Ein- 
willigung seiner Mutter. 


schliessen. 


Abhandlungen. 


Entwurf II. 
storben ıst oder wenn ihm die 
sich aus der Vaterschaft ergeben- 
den Rechte nach den SS 1589, 
1592 nicht zustehen '. Ein durch 


Ehelichkeitserklärung legitimir- 
tes Kind bedarf der Einwilli- 
gung der Mutter auch dann 
nicht, wenn der Vater gestor- 


ben ist. 
Dem Tode des Vaters oder der Mutter steht es gleich, 
wenn sie (dieselben) zur Abgabe einer Erklärung dauernd 


ausser Stande sind oder wenn ihr Aufenthalt dauernd un- 
bekannt ıst. 
Dem Tode des Vaters steht 


es gleich, wenn dem letzteren 


nach den Vorschriften der 
SS 1564, 1566, 1567 die aus der 
Vaterschaft sich ergebenden 


Rechte nicht zustehen. 


! Von selbst versteht sich, dass wenn der Vater seine elterlichen Rechte 
verwirkt, oder diese ruhen, sein Zustimmungsrecht auf die Mutter übergeht. 
Warum diese bei legitimirten Kindern auch nach dem Tode des Vaters 
kein Einwilligungsrecht besitzen soll, ist unerfindlich. Der Mangel des elter- 
lichen Konsenses wirkt so: a) war das Kind grossjährig: imped. impediens; 
bh) war es minderjährie: Anfechtbarkeit der Ehe, aber “) nur durch das 
Kind, welches den Konsens nicht erholt hatte naclı erreichter Grossjährigkeit, 
im Gegensatze zu (dem allgemeinen Rechtsprinzipe, dass Niemand aus seinem 
eigenen dolus sich Vorthieile bewirken dürfe. — Warum übrigens der an- 
dere Kontrahent, wenn er die Minderjährigkeit oder den Mangel der von 
dem Minderjährigen behaupteten Einwilligung des Vertreters nicht gekannt 
hat, picht gleichfalls anfechten darf, ist unerfindlich. Vgl. Entw. $ 83. — 5) Vor 
erreichter Grossjährigkeit: nur durch den gesetzlichen Vertreter; c) hat der 
Konsensberechtigte nachträrlich die Einwilligung erklärt, oder der Ehe- 
gatte, nachdem er grossjährig geworden ist, die Ehe bestätigt oder minder- 
jährig mit Einwilligung des gesetzlichen Vertreters, so fällt die Anfechtbar- 
keit fort. 


Friedlerg, Das persönliche Eherecht etc. 


Entwurf IL. 

8 1239. In Ansehung einer 
an Kindesstatt angenommenen 
Person tritt an die Stelle der 
nach denVorschriften des 8 1238 
erforderlichen Einwilligung der 
leiblichen Eltern die Einwilligung 
desjenigen, welcher die Person 
an Kindesstatt angenommen hat, 
oder, wenn die Person durch 
die Annahme an Kindesstatt die 
rechtliche Stellung eines gemein- 
schaftlichen ehelichen Kindes 
zweier Ehegatten erlangt hat, 
die Einwilligung des Ehemannes 
und nach dessen Tode die Ein- 
willigung der Ehefrau. 

Die Einwilligung der leib- 
lichen Eltern ist auch dann nicht 
erforderlich, wenn die Annahme 
an Kindesstatt wieder aufgeho- 
ben ist. 

S 1238 Abs. 2. Die Erthei- 
lung der Einwilligung kann nicht 
durch einen Vertreter, insbeson- 
dere auch nicht durch den ge- 
setzlichen Vertreter, erfolgen. 
Zu der Einwilligung eines in der 
Geschäftsfähigkeit beschränkten 
Elterntheiles ist die Einwilligung 
des gesetzlichen Vertreters des- 
selben nicht erforderlich. 

Abs. 3. Dem Kinde steht 
der Anspruch auf Ertheilung der 
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8 1212. An Stelle der leib- 
lichen Eltern eines an Kindes- 
statt angenommenen Kindes steht 
den Eltern, welche das Kind 
angenommen haben, das Recht 
zu, die Einwilligung zur Ein- 
gehung der Ehe zu ertheilen. Die 


leiblichen Eltern erlangen das 
Recht auch dann nicht wieder, 
wenn das durch die Annahme an 
Kindesstatt begründete Rechts- 
verhältniss aufgehoben wird. 

S 1213. Die elterliche Ein- 
willigung kann nicht durch einen 
Vertreter ertheilt werden. Sind 
die Eltern in der Geschäfts- 
fähigkeit beschränkt, so ist die 
Zustimmung ihres gesetzlichen 
Vertreters nicht erforderlich. 


$ 1214. Wird die elterliche 
Einwilligung einem volljährigen 
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Entwurf I. 
Einwilligung gegen den Vater 
oder die Mutter zu, es sei denn, 
dass ein wichtiger, nach den Um- 
ständen des Falles die Verweige- 
Grund 


rung rechtfertigender 


vorliegt. 2 


Als. 4. Das rechtskräftige 
Urtheil, durch welches ein Eltern- 
theil zur Ertheilung der Ein- 
willigung verurtheilt wird, er- 
setzt, wenn der Elterntheil der 
gesetzliche Vertreter des Kindes 
ist, zugleich die Einwilligung des 
ersteren als des gesetzlichenVer- 
treters. 

8 1234. Niemand kann eine 
neue Ehe schliessen, bevor seine 
frühere Ehe aufgelöst oder für 
ungültig erklärt ist. 


S 1235. Ist einer der Ehe- 
gatten für todt erklärt, so gilt 
die Vermuthung, dass derselbe 
den Zeitpunkt der Erlassung der 


Alhandlungen. 


Entwurf II. 
Kinde! verweigert, so kann sie 
auf dessen Antrag durch das 
Vormundschaftsgericht ersetzt 
werden. Das Vormundschafts- 
gericht hat die Einwilligung zu 
ersetzen, wenn sie ohne wichtigen 
Grund verweigert worden ist. 
Gestrichen (weil dieser Fall 
nur selten vorkomme und die 
Entscheidung über beide Arten 
der Einwilligung in der Hand 
derselben Behörde, des Vormund- 

schaftsgerichts liege). 


8 1215. Niemand darf eine 
Ehe eingehen, bevor seine frühere 
Elıe aufgelöst, für nichtig oder 
für ungültig erklärt worden ist. 
Wollen Ehegatten die Ehe- 
schliessung wiederholen, so ist 
die vorgängige Nichtigkeits- oder 
Ungültigkeitserklärung nicht er- 
forderlich. 

Gestrichen (weil durch $ 7 


bereits entschieden). 


! Damit ist der Eutw. II im Gegensatz zu I zum geltenden Reichs- 
recht zurückgekehrt, doch mit der Abweichung, dass nicht eine Klage auf 
Ergänzung des Konsenses beim ordentlichen Gerichte anzustrengen, sondern 
eine Verfügung des Vormundschaftsgerichtes zu erwirken ist. 


Friedberg, Das persönliche Eherecht etc. 


Entwurf I. 
Todeserklärung nicbt überlebt: 
habe, auch in Ansehung der Ehe. 

Wird das die Todeserklärung 
aussprechende Urtheil angefoch- 
ten, so darf der andere Ehegatte 
vor Erledigung des Rechtsstreites 
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Wird das Urtheil, durch 
welches einer der Ehegatten für 
todt erklärt worden ist, im Wege 


der Klage angefochten, so darf 


eine neue Ehe nicht schliessen. | der andere Ehegatte nicht vor 
der Erledigung des Rechtsstreites 
eine neue Ehe eingehen, es sei 
denn, dass die Anfechtung erst 
zehn Jahre nach der Verkündung 
des Urtheils erfolgt!. 

8 1216°. Eine Ehe darf 


nicht geschlossen werden zwischen 


$ 1236. Eine Ehe kann niclıt 
geschlossen werden: 
1. zwischen Verwandten in | Verwandten in gerader Linie, 


gerader Linie; zwischen vollbürtigen oder halb- 


2. zwischen Geschwistern, | bürtigen Geschwistern sowie 
ohne Unterschied derVoll- , zwischen Verschwägerten in ge- 
bürtigket oder Halb- | rader Linie®. 
bürtigkeit; 


! Da nach C.-P.-O. 835, 2 die Anfechtungsklage nach Ablauf von 
10 Jahren, von dem Tage der Verkündigung des Ausschlussurtheils an ge- 
rechnet, unstatthaft ist. 

? Auch hier war katholischer Seits der Antrag gestellt worden, die 
Ehe noch weiter auszuschliessen: zwischen Oheim und Nichte, Tante und 
Neffe (auch bei unehelicher Verwandtschaft), zwischen einem Verlobten und 
den Verwandten des anderen in gerader Linie, zwischen dem adoptans und 
den Abkömmlingen des adoptatus, zwischen dem adoptans und der Wittwe 
des adoptatus sowie der Wittwe des adoptans und dem adoptatus, zwischen 
Personen, deren eine mit einem Verwandten des anderen den Beischlaf voll- 
zogen hat. Verwandtschaft besteht auch zwischen dem unehelichen Kinde 
und dessen Vater, Schwägerschaft auch zwischen einem Ehegatten und den 
Abkömmlingen des anderen aus einer weiteren Ehe. 

* Der Jurist versteht ja, welche Personen zu den Verschwägerten in 
gerader Linie zu rechnen sind, aber für das grössere Publikum würde es doch 
deutlicher sein, wenn gesagt würde, zwischen Schwiegereltern und Schwieger- 
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Entwurf I. 

3. zwischen Verschwägerten 

in gerader Linie. 

Ein Verwaniddtschaftsverhält- 
niss im Sinne des ersten Ab- 
satzes 1, 2 besteht auch zwischen 
dem unehelichen Kinde sowie 
dessen Abkönmlingen einerseits 


Abhandlungen. 


Entwurf II. 


Line Ehe darf nicht ge- 
schlossen werden zwischen Per- 
sonen, von denen die. eine mit 
Eltern, Voreltern older Alkömm- 


lingen der anderen Geschlechts- 


und dem Vater des Kindes so- | yemeinschaft gepflogen hat. 
Verwandtschaft 


dieser Vorschriften besteht auch 


wie den Verwandten des Vaters im Sinne 


andererseits. Ein Schwäger- 


schaftsverhältniss im Sinne des | zwischeneinemunehelichen Kinde 
ersten Absatzes Nr. 3 besteht | und dessen Abkömnlingen einer- 
seits und dem Vater und dessen 


Verwandten andererseits 2, 


auch zwischen dem einen Ehe- 


welche nach Massgabe der vor- 
stehenden Vorschrift Verwandte 


| 
gatten und denjenigen Personen, 
des anderen Ehegatten sind. 

i 


Ein Schwägerschaftsverhält- 


kindern und zwischen Stiefeltern und Stiefkindern. — Vebrigens betont 
Bingener (Arch. f. Justiz-R. 5, 80) mit Recht, dass der $ 173 St.-G.-B. einer 
Acnderung bedarf, da sonst geschlechtliche Vereinizungen zwischen nur un- 
ehelich Verwandten oder Verschwägerten straflos würden. 

! Dieses aufschiebende Hinderniss fehlte im bisherigen Reichsrecht und ım 
Entw.1I. Für die Einfürung desselben haben sich der preussische Kultusminister 
— u. E. hat ein Kultusminister mit der Materie des bürgerlichen Eherechts 
überhaupt nichts zu thun — und die Sächsische Regierung ausresprochen. Die 
(iründe, welche gegen dasselbe geltend zu machen sind, haben in den Motiven 
zum Entw. I ihre hinreichende Erörterung gefunden. Wenn auch der Standes- 
beamte nur hei Notorietät oder auf Denunziation hin eine Untersuchung an- 
zustellen hat, so ist diese darum doch nicht minder schmutzig und für eineu 
Staatsbeamten unwürdig. 

28 1233, welcher die Folgen einer iin $ 1216 verbotenen Ehe festsetzt, 
bezieht sich ausdrücklich nur auf $ 1216 Abs. 1. Und doch ist es gewiss 
nicht Absicht des Gesetzgebers gewesen, die Ehe zwischen einem Vater und 
dessen unehelicher Tochter für unanfechtbar hinzustellen. Demnach ist die 
Fassung zu ändern. 


Friedberg, Das persönliche Eherecht etc. 


Entwurf I. 

niss im Sinne des ersten Ab- 
satzes ist auch dann als vor- 
handen anzusehen, wenn die Ehe, 
durch welche es begründet sein 
würde, ungültig ist, die Ungültig- 
keit aber nicht auf einem Forn:- 
mangel bei der Eheschliessung 
beruht. 

$ 1240. Auf Personen, 
welche die rechtliche Stellung 
von Verwandten durch eine An- 
nahme an Kindesstatt erlangt 
haben, findet die Vorschrift des 
S 1236 Abs. 1 Nr. 1 keine An- 
wendung. Es darf jedoch 
zwischen Personen, von welchen 
die eine die andere an Kindes- 
statt angenommen hat, sowie 
zwischen der ersteren und den 
Abkömmlingen der letzteren, 
auch wenn auf diese Abkömm- 
linge die Annahnıe an Kindes- 
statt sich nicht erstreckt hat, 
solange die Annalıme an Kindes- 
statt besteht, eine Ehe nicht 
geschlossen werden. 

8 1237. Eine Ehe darf nicht 
geschlossen werden zwischen 
demjenigen, dessen Ehe wegen 
Ehebruches geschieden ist, und 
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8 1217. Wer einen Anderen 
an Kindesstatt angenommen hat, 
darf mit ihm oder dessen Ab- 
kömmlingen eine Ehe nicht ein- 
gehen, solange das durch die 
Annahme an Kindesstatt be- 
gründete Rechtsverhältniss be- 
steht !, 


$ 1218. Eine Ehe darf nicht 


geschlossen werden zwischen 
einem wegen Ehebruchs geschie- 


denen Ehegatten und demjenigen, 


demjenigen, mit welchem er des | mit welchem der geschiedene 


! Zuwiderhandeln begründet übrigens nicht Nichtirkeit der Ehe, son- 
dern zerstört lediglich das Adoptionsverhältniss $ 1653. 
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Entwurf I. 
Ehebruches sich schuldig ge- 
macht hat, 


Abhandlungen. 


Entwurf II. 


Ehegatte den Ehebruch begangen 
hat!, 


sofern dieser Ehebruch in dem Scheidungsurtheil als Grund der 
Scheidung festgestellt ist. 
Dispensation ist zulässig. Befreiung von dieser Vor- 
schrift kann bewilligt werden. 
81219. Eine Frau darf 
erst zehn Monate nach der Auf- 
lösung, Nichtigkeits- oder Ungül- 
tigkeitserklärung ihrer früheren 
Ehe eine neue Ehe eingehen. 


$ 1241. Eine Frau darf 


vor Ablauf von zehn Monaten 
von dem Zeitpunkte an, in 
welchem ıhre frühere Ehe auf- 
gelöst oder für ungültig erklärt 


I Abweichend vom Entw. I ist dieses Hinderniss zu einem trennenden 
gemacht worden. Es besteht nicht bloss zwischen dem Ehebrecher und 
seinem Mitschuldigen. Denn ob der andere Theil bewusst Ehebruch be- 
gangen hahe, könne in dem Ehescheidungsurtheil nicht festgestellt — warum 
nicht? — und vom Standesbeamten nicht geprüft werden. Aber die aflınitas 
illegitima kann dieser prüfen! Uebrigens lag auch zu diesem Paragraph ein 
Antrag vor, wonach auch der Ehegattenmord, wie im katholischen Kirchen- 
recht ein Ehehinderniss begründen sollte, der dann aber fortfuhr: „Von dem 
Ehehinderniss des Ehebruches ist Befreiung erst nach dem Tode des schuld- 
losen Ehegatten zulässig. Dieselbe macht die vor ihrer Ertheilung ge- 
schlossene Ehe, sofern sie nicht bereits für ungiltig erklärt ist, von Anfang 
an gültig.“ D.h. Ehebruch scheidet nicht die Ehe. Diese besteht, wenn auch 
geschieden, bis zum Tode des einen Ehegatten fort. Die Ehe ist eben nach 
katholischer Lehre unauflöslich! 

? Hier war beantragt einzuschieben: Eine Ehe kann nicht geschlossen 
werden: 1. zwischen einem Angehörigen der katholischen Kirche und einem 
Ungetauften. — Inkonseuent, denn nach katholischem Kirchenrecht besteht 
das Ehehinderniss zwischen Christen einerseits und Nicht-Christen anderer- 
seits! 2. Zwischen zwei Personen, deren eine der katholischen Kirche an- 
geliört, wenn eine derselben in früherer Ehe gelebt hat, so lange der frühere 
Ehegatte noch lebt, — d.h. nicht bloss der geschiedene Katholik kann nicht 
heirathen, er kann sich auch nicht mit einem geschiedenen Evangelischen 
verheirathen, also das österreichische Ehehinderniss des Katholizismus. 
3. Zwischen dem Ausspender der Taufe und dem Täufling, sowie dem Tauf- 
pathen und Täufling. sofern diese Personen der katholischen Kirche an- 
gehören. Dies Hinderniss ist allen modernen Staatsgesetzgebungen bis auf 
die spanische fremd. 
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Entwurf I. Entwurf II. 
ist, eine neue Ehe nicht 
schliessen. 

Dispensation ist zulässig. Befreiung von dieser Vor- 
schrift kann bewilligt werden. 
$ 1242. Wer ein minder- 8 1220. Wer ein eheliches 
jähriges oder von ihm selbst be- | Kind hat, das minderjährig ist 
vormundetes eheliches Kind hat, 
| 


darf eine Ehe erst schliessen, 


oder unter seiner Vormundschaft 
steht, darf eine Ehe erst ein- 
nachdem das Vormundschafts- | gehen, nachdem ihm das Vor- 
gericht ein Zeugniss darüber er- | mundschaftsgericht ein Zeugniss 
theilt hat, dass die inden$$ 1548, | darüber ertheilt hat, dass die 
1599, dem $ 1623 Abs. 3 und | im 81560 bezeichneten Ver- 
dem $ 1734 bezeichneten Ver- | pflichtungen von ihm erfüllt 
pflichtungen von ihm erfülltsind | worden sind oder ihm nicht ob- 
oder ihm nicht obliegen. liegen. 

Ist im Falle der fortgesetzten Gütergemeinschaft ein antheils- 
berechtigter Abkömmling des überlebenden Ehegatten minderjährig 
oder bevormundet, so darf der Ehegatte (letztere) eine Ehe erst 
eingehen (schliessen), nachdem ihm das Vormundschaftsgericht ein 
Zeugniss darüber ertheilt hat, dass die im $ 1404 Abs. 2 be- 
zeichneten Verpflichtungen von ihm erfüllt worden sind oder ihm 
nicht obliegen. 

& 1243. Militärpersonen, in- 81221. Militärpersonen und 
gleichen solche Laandesbeanmte, | solche Landesbeamte, für die 
welche nach den Landesgesetzen | nach den Landesgesetzen zur 
eine besondere Erlaubniss zur | Eingehung einer Ehe eine be- 
Eheschliessung nachzusuchen | sondere Erlaubniss erforderlich 
haben, dürfen nicht ohne die vor- | ist, dürfen nicht ohne diese 
geschriebene Erlaubniss eine Ehe | Erlaubniss eine Ehe eingehen. 
schliessen. Dasselbe gilt von Ausländer, für die nach den 


° Eine Strafandrohung ist hier in Aussicht genommen, da eine gegen 
das Verbot geschlossene Ehe weder nichtig, noch anfechtbar ist. 
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Entwurf I. 
Ausländern in Ansehung der 
Erlaubniss oder des Zeugnisses, 
welche nach den Landesgesetzen 
für die Eheschliessung der Aus- 
länder erforderlich sind. 


III. Eheschliessung. 
S 1245. Die Ehe kann nur 
vor einem Standesbeamten ge- 
schlossen werden. 


Wenn ein Standesbeamter 
ausserhalb seines Amtsbezirkes 
oder bei der Schliessung seiner 
eigenen Ehe als Standesbeamter 
handelt, so gilt er nicht als 
Standesbeamter. 

8 1246. Die Eheschliessung 
soll vor den zuständigen Standes- 
beamten erfolgen. 

Zuständig ist derjenige Stan- 
desbeainte, in dessen Bezirke 


Abhandlungen. 


Entwurf II. 
Landesgesetzen zur Eingehung 
einer Ehe eine Erlaubniss oder 
ein Zeugniss erforderlich ist, 
dürfen nicht ohne diese Erlaub- 
niss oder olıne dieses Zeugniss 


eine Ehe eingehen. 


S 1222. Die Ehe kann nur 
vor einem Standesbeamten ge- 
schlossen werden. 

Als Standesbeamter gilt auch 
derjenige, welcher, ohne Standes- 
beamter zu sein, das Amt eines 
Standesbeamten öffentlich aus- 
übt, es sei denn, dass die Ver- 
lobten den Mangel der amtlichen 
Befugniss bei der Eheschliessung 


gekannt haben!, 


81223. Die Ehe soll vor 
dem zuständigen Standesbeanten 
geschlossen werden. 

Zuständig ist der Standes- 
beante, in dessen Bezirk einer 


! Eine wichtire Ausnahme von dem Prinzipe, dass ein Beamter eine 
Aıntshandlung nur mit Rechtsgültigkeit vornehmen kann, wenn er für den 
Bezirk, in welchem die Amtshandlung erfolrt, zu ihrer Vollziehung angestellt 
ist. Der Beweis der mala fides beider Verlobten — denn die eines ist un- 
wesentlich — wird praktisch kaum zu führen sein. 
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Entwurf I. | Entwurf II. 
einer der Verlobten seinen Wohn- | der Verlobten seinen Wohnsitz 
sitz hat oder sich gewöhnlich | oder seinen gewöhnlichen Auf- 
aufhält. enthalt hat. 

In Ermangelung eines solchen Hat keiner der Verlobten 
Standesbeamten wird, wenn beide | seinen Wohnsitz oder seinen 
Verlobte oder auch nur einer | gewöhnlichen Aufenthalt im In- 
derselben Deutsche sind, der | land und ist auch nur einer von 
zuständige Standesbeamte von | ihnen ein Deutscher, so wird 
der obersten Aufsichtsbehörde | der zuständige Standesbeamte 
des Bundesstaates bestimmt, | von der obersten Aufsichtsbe- 
welchem im ersten Falle einer | hörde des Bundesstaats, welchem 
der Verlobten und im letzten | der Deutsche angehört, und, 
Falle der Deutsche Verlobte an- | wenn dieser keinem Bundes- 
gehört. staat angehört, von dem Beichs- 

kanzler bestimmt. 

Unter mehreren zuständigen Standesbeamten haben die Ver- 
lobten die Wall. 

& 1224 (Entw. II), $ 1247 (Entw. I). Auf Grund einer 
schriftlichen Ermächtigung des zuständigen Standesbeamten darf 
die Ehe(schliessung) auch vor dem Standesbeamten eines anderen 
Bezirkes geschlossen werden (erfolgen). 

81225, Der Eheschliessung 
soll ein Aufgebot vorhergehen. 
Das Aufgebot verliert seine 
Kraft, wenn die Ehe nicht bin- 
nen sechs Monaten nach der 
Vollziehung des Aufgebots ge- 
schlossen wird. 

! Im Reichsgesetz vom 6./2. 75 soll 8 44, 1 gestrichen und der Anfang 
des $ 44,2 dahin abgeändert werden: „Für die Anordnung des Aufgebots 
ist ...% 8 50 soll lauten: Der Standesbeamte soll ohne Aufrebot die Ehe- 
schliessung nur vornehmen, wenn ihm ärztlich bescheinigt wird, dass die 
lebensgefährliche Erkrankung eines Verlobten den Aufschub der Eheschlies- 


sung nicht gestattet. $ öl soll gestrichen werden. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. V. 3. 95 


376: 
Entwurf I. 


81248. Zur Eheschliessung 
ist erforderlich, dass die Ver- 
lobten vor dem Standesbeaniten 
bei gleichzeitiger Anwesenheit 
persönlich und in Gegenwart von 
zwei Zeugen den Willen der Ehe- 
schliessung erklären, und dass 
hierauf die Ehe von dem Stan- 
desbeamten für geschlossen er- 
klärt wird. 

Die Eıklärungen 
nicht unter Beifügung einer Be- 
dingung oder Zeitbestimmung 


können 


erfolgen. 
8 1227 (Entw. II), $ 1240 


Abhandlungen. 


Entwurf II. 

Das Aufgebot kann unter- 
bleiben, wenn die lebensgefähr- 
liche Erkrankung eines der 
Verlobten den Aufschub der 
Eheschliessung nicht gestattet. 

Befreiung von dem Aufgebote 
kann bewilligt werden. 

81226. Die Ehe wird da- 
durch dass die 
Verlobten vor einem Standes- 
und bei 
gleichzeitiger Anwesenheit er- 
klären, die Elıe mit einander 


geschlossen, 


beamten persönlich 


eingehen zu wollen, und dass 
hierauf der Standesbeamte die 
Ehe für geschlossen erklärt!, 


Die 


nicht unter einer Bedingung oder 


Erklärungen können 


einer Zeitbestimmung abgegeben 
werden. 


(Entw. I). Der Standesbeante 


soll bei der Eheschliessung — in Gegenwart von zwei Zeugen — 


an die Verlobten einzeln und nach einander die Frage richten. 


ob sie erklären, dass sie die 
Ehe mit einander eingehen 
wollen, 
und, nachdem diese Frage von 
den Verlobten bejaht ist, 


ob sie die Ehe mit ein- 
ander eingehen wollen, 


und, nachdem die Verlobten 
die Frage bejaht haben, 


aussprechen, dass er kraft (des) Gesetzes sie (nunmehr) für recht- 


mässig verbundene Eheleute erkläre?. 


! Danach ist die im $ 1227 gebotene Anwesenheit von zwei Zeugen 
für die Gültigkeit der Ehe nicht massgebend. 
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Entwurf I. Entwurf II. 

Als Zeugen sollen bei der Als Zeugen sollen Personen, 
Eheschliessung Personen, wel- | denen die bürgerlichen Ehren- 
chen die bürgerlichen Ehren- | rechte aberkannt sind, während 
rechte aberkannt sind, während | der Zeit, für welche die Ab- 
der für den Verlust dieser Rechte | erkennung erfolgt ist, 

im Urtheile bestimmten Zeit, 

sowie Minderjährige nicht zugezogen werden. Personen, die (welche) 
mit einem der Verlobten, mit dem Standesbeamten oder mit einander 
verwandt oderverschwägertsind, dürfen alsZeugenzugezogen werden!. 

8 1228 (Entw. II), Aenderungen und Berichtigungen No. 57, 
& 1244 (Entw. I). Die Bewilligung einer nach den $$ 1209, 1219 
zulässigen Befreiung steht dem Bundesstaate zu, welchem die 
Frau, die Bewilligung einer nach $& 1218 zulässigen Befreiung 
steht dem Bundesstaate zu, welchem der geschiedene Ehegatte 
angehört. Bei Deutschen, die keinem Bundesstaate angehören, 
steht die Bewilligung dem Reichskanzler zu. 

Die Bewilligung einer nach $ 1225 zulässigen Befreiung steht dem 
Bundesstaate zu, in dessen Gebiete die Ehe geschlossen worden ist. 

Ueber die Ertheilung der einem Bundesstaate zustehenden Be- 
willigung hat die Landesregierung zu bestimmen. 


Dritter Titel. 
Nichtigkeit und Anfechtbarkeit 


IV. Ungültigkeit der Ehe. der Ehe. 
81250. Die Ehe ist nur 81229?. Eine Elıe ist nurin den 
dann nichtig: Fällen der 881230— 1234 nichtig. 


2 Zweckmässig würde es sein, wenn dem simulirten Eheschliessungs- 
willen die Bedeutung abgesprochen würde, dass er eine Ehe nicht zu Stande 
kommen lasse. 

! Bei der Berathung des Einführungsgesetzes sind die $$ 1226, 1227 
mit den Normen des Reichsgesetzes vom 4./5. 70 betr. Eheschliessung und 
die Beurkundung des Personenstandes von Bundesangehörigen im Auslande 
in Uebereinstimmung zu bringen. 

2 Es bleibt der Berathung vorbehalten, ob Strafen wegen Verstosses 
gegen das Verbot des $ 1209 und $ 1216 Abs. 2 zu statuiren sind. 


25” 
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Entwurf I. 

1. wenn sie nicht in der durch 
die 8S 1245, 1248 vorge- 
schriebenen Form geschlos- 
sen ist; 


9. wenn einer der Eheschlies- 
senden zur Zeit der Ehe- 
schliessung geschäftsun- 


fähig war; 


& 1251. Die 
Geschäftsunfähigkeit eines der 
Eheschliessenden nichtige Ehe 


wegen der 


wird, vorbehaltlich der nach dem 
S 1259 No. 4 zulässigen An- 
fechtung, gültig, wenn der Ge- 
schäftsunfähige, nachdem er auf- 
gehört hat, geschäftsunfähig zu 
sein, und bevor die Ehe auf- 
gelöst oder für ungültig er- 
klärt die 
gegenüber dem anderen Theile 


ist, Eheschliessung 
genehmigt. 

Die Genehmigung wirkt auf 
die Zeit zurück, in welcher die 
Ehe geschlossen ist. 


Abhandlungen. 


Entwurf II. 

8 1230. Eine Ehe ist nich- 
tig, wenn die im 8 1226 vor- 
geschriebene Form nicht beob- 
achtet worden ist. 

Ist die Ehe in das Heiraths- 
register eingetragen worden und 
haben die Ehegatten nach der 
Eheschliessung zehn Jahre als 
Ehegatten mit einander gelebt, 
so ist die Ehe als von Anfang 
an gültig anzusehen. 

81231. Eine Ehe ist nichtig, 
wenn einer der Ehegatten zur 
Zeit der Eheschliessung ge- 
schäftsunfühig war oder sich im 
Zustande der Bewusstlosigkeit 
befand. 

Die Ehe ist als von Anfang 
an gültig anzusehen, wenn der 
Ehegatte sie nach dem Wegfalle 
der Geschäftsunfähigkeit oder 
der Bewusstlosigkeit bestätigt, 
bevor sie aufgelöst oder für 
nichtig erklärt worden ist. Einer 
Form bedarf die Bestätigung 
nicht. 
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Entwurf I. Entwurf II. 


8 1250. 3. wenn die Ehe 8 1232. Eine Ehe ist nichtig, 
gegen eines der Verbote der | wenneiner der Ehegatten zur Zeit 
8S 1234, 1236 verstösst. derEheschliessungmiteinemDrit- 


ten in einer gültigen Ehe lebte. 
8 1233. Eine Ehe ist nich- 
tig, wenn sie zwischen Verwand- 
ten oder Verschwägerten dem 
Verbote des 8 1216 Abs. 1 
zuwider geschlossen worden ist. 
8 1234. Eine Ehe ist nich- 
tig, wenn sie wegen Ehebruchs 
nach 8 1218 verboten war. 

Wird nachträglich Befreiung 
von der Vorschrift des 8 1218 
bewilligt, so ist die Ehe als von 

Anfang an gültig anzusehen. 
8 1252. Eine nichtige Ehe, 81235?. Die Nichtigkeit 
deren Nichtigkeit nicht auf einem | einer nach den $S 1231 bis 1234 


! Der Entwurf stellt sich damit auf den Standpunkt, den die meisten 
Gesetzgebungen eingenommen haben (vgl. Mein Lehrb. d. K.-R. 8 144, 
Anm. 2). Doch hat Bingner, Sächs. Arch. 5, 79 mit Recht auf die 
Schwierigkeit hingewiesen, dass da nach $ 1235 auch nichtige Ehen so lange 
bestehen, wie sie nicht durch eine Klage angegriffen werden, beide Ehen 
neben einander existiren würden, wenn die Nichtigkeitsklage aus irgend einem 
Grunde unterbliebe. 

2 In die Civilprozessordnung ist als $ 139 einzuschieben: Ist die Ent- 
scheidung eines Rechtsstreites davon abhängig, ob eine Ehe nichtig ist, so 
hat das Gericht, wenn die Nichtigkeit nur im Wege der Nichtigkeitsklage 
geltend gemacht werden kann, auf Antrag das Verfahren auszusetzen und, 
wenn die Nichtigkeitsklage noch nicht erhoben ist, eine Frist zur Erhebung 
derselben zu bestimmen; ist die Nichtigkeitsklage erledigt oder innerhalb 
der bestimmten Frist nicht erhoben, so findet die Aufnahme des ausgesetzten 
Verfahrens statt. Wird im Laufe eines Rechtsstreites streitig, ob zwischen 
den Parteien eine Ehe bestehe oder nicht bestehe, und ist von der Entschei- 
dung dieser Frage die Entscheidung des Rechtsstreites abhängig, so hat das 
Gericht das Verfahren bis dahin auszusetzen, dass der Streit über das Bestehen 
oder Nichtbestehen der Ehe im Wege der Feststellungsklage erledigt ist. 
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. Entmirf I. 
Formmangel bei der Eheschlies- 
sung beruht, ist so lange als 
gültig anzusehen, bis sie aufgelöst 
oder für ungültig erklärt ist. 

Wenn die Nichtigkeit einer 
Ehe auf Formmangel bei der 
Eheschliessung beruht oder eine 
aus einem anderen Grunde nich- 


Abhandlungen. 


Entwurf II. 
nichtigen Ehe kann, 
nicht die Ehe aufgelöst ist, nur 
im Wege der Nichtigkeitsklage 
geltend gemacht werden. Das 
Gleiche gilt von einer nach 
8 1230 nichtigen Ehe, wenn sie 
in das Heirathsregister einge- 


solange 


tragen worden ist. 


tige Ehe aufgelöst oder für un- 
gültig erklärt ist, so ist es so 
anzusehen, als ob die Ehe nicht 
geschlossen worden wäre. 

8 1253. Die Klage, durch 
welche beantragt wird, die Ehe 


Gestrichen (undindieC.P.O. 


verwiesen). 


i Hier soll lauten $ 586: Die Klage kann sowohl von jedem der Ehe- 
gatten als von dem Staatsanwalt erlioben werden, im Falle des $ 1232 bürgerl. 
G.-B. auch von dem Dritten, mit welchem die frühere Ehe geschlossen war. 
Im Uebrigen kann die Klare von einem Dritten nur erhoben werden, wenn 
für ibn von der Nichtigkeit der Ehe ein Anspruch oder von der Gültigkeit 
der Ehe eine Verbindlichkeit abhängt. Die von dem Staatsanwalt oder von 
einem Dritten erhobene Klage ist gegen beide Ehevatten, die von cinem 
Ehegatten erhobene Klage ist geren den anderen Ehegatten zu richten. 
S 573a: In Ehesachen ist ein in der Geschäftsfähigkeit beschränkter Ehe- 
gatte prozessfähig; dies gilt indessen nicht für einen Rechtsstreit, welcher 
die Ungültigkeit der Ehe auf Grund des $ 1239 bürgerl. G.-B. zum Gegen- 
stande hat. Für einen geschäftsunfähigen Eheratten wird der Rechtsstreit 
durch seinen gesetzlichen Vertreter geführt. Der gesetzliche Vertreter ist. 
jedoch zur Erhebung der Klage auf Herstellung des ehelichen Lebens, sowie 
zur Erhebung der Ehescheidungsklage nicht befugt; auch kann er die An- 
fechtungsklage nur mit Geuehmigung des Vormundschaftsrerichts erheben. 
$ 582: Urtheile, durch welche auf Scheidung, Ungültigkeit oder Nichtigkeit 
der Ehe erkannt ist, sind den Parteien von Amtswegen zuzustellen. Nach 
dem Eintritte der Rechtskraft des Urtheils hat das Prozessgericht, wenn ein 
gemeinschaftliches minderjähriges Kind der Ehegatten vorhanden ist, dem 
Vormundschaftsgericht Mittheilung zu machen. 8$ 584: Hat der Rechtsstreit 
die Scheidung, Upgültigkeit oder Nichtigkeit der Ehe zum Gegenstande, so 
kann das Gericht auf Antrag eines der Ehegatten durch einstweilige Ver- 
fügung für die Dauer des Rechtsstreits das (fetrenntleben der Ehegatten ge- 
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Entwurf I. Entwurf Il. 
für nichtig zu erklären (Nichtig- 
keitsklage), kann sowohl von 
jedem der Ehegatten als von 
dem Staatsanwalte erhoben wer- 
den. Von einem Dritten kann 
die Nichtigkeitsklage nur dann 
erhoben werden, wenn demselben 
im Falle der Nichtigkeit der Ehe 
ein Anspruch zusteht oder im ; 
Falle der Gültigkeit derselben 
Verbindlichkeit obliegt. Verstösst 
die Ehe gegen das Verbot des 
S 1234, so steht die Nichtig- j 
keitsklage auch demjenigen zu, 
mit welchem die frühere Ehe 
geschlossen war. 


statten, die gegenseitige Unterhaltungspflicht derselben nach Massgabe des 
$ 1261 bürgerl. G.-B. orduen, wegen der Sorge für die Person der gemein- 
schaftlichen Kinder, soweit es sich nicht um deren gesetzliche Vertretung 
handelt, Anordnung treflen und die Unterhaltspflicht der Ehegatten den Kin- 
(lern gegenüber im Verhältnisse der Ehegatten zu einander regeln. Die einst- 
weilire Verfügung ist zulässig, sobald der Termin zur mündlichen Verhandlung, 
oder im Falle einer Ehescheidungsklage der Termin zum Sühneversuch be- 
stimmt oder im Wege der Widerklage die Scheidung oder Ungültigkeitserklä- 
rung der Ehe beantragt ist. Von der Anordnung einer einstweiligen Verfügung 
hat das Prozessgericht, wenn ein gemeinschaftliches minderjähriges Kind der 
Ehegatten vorhanden ist, dem Vormundschaftsgerichte Mittheilung zu machen. 
Im Uebrigen gelten für die einstweilige Verfügung die Bestimmungen der 
SS 815—822. $ 584b: Das auf eine Anfechtungs- oder Nichtigkeitsklage er- 
sangene Urtheil wirkt, sofern es bei Lebzeiten beider Ehegatten rechts- 
kräftig wird, für und geren Alle. Ein Urtheil, durch welches die Ehe auf 
Grund des $ 1232 bürgerl. G.-B. für nichtig erklärt wird, wirkt jedoch gegen 
den Dritten, mit welchem die frühere Ehe geschlossen war, nur dann, wenn 
er an dem Rechtsstreite Theil genommen hatte. Diese Vorschriften gelten 
auch für ein Urtheil, durch welches das Bestehen oder Nichtbestehen der 
Ehe festgestellt wird. — Gehören aber diese Normen nicht in das Gesetzbuch 
selbst, im welchem doch die Unterschiede zwischen der Nichtisrkeits- und der 
Anfechtungsklage zu finden sein müssten? 
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Entwurf 1. 

S 1254. Der in der Ge- 
schäftsfähigkeit beschränkte Ehe- 
gatte ist in Ansehung des Rechts 
streites, welcher die Nichtigkeit 
der Ehe zum Gegenstande hat, 
prozessfähig; für den geschäfts- 
unfähigen Ehegatten wird der 
Rechtsstreit durch den gesetz- 
lichen Vertreter geführt. 

81255. Auf den Rechıts- 
streit, welcher die Nichtigkeit 
der Ehe zum Gegenstande hat, 
finden die Vorschriften der 
88 1462, 1463 
Anwendung. 

$ 1256. Das auf die Nich- 
tigkeitsklage erlassene, noch wäh- 


entsprechende 


rend der Lebenszeit beider Ehe- 
gatten rechtskräftig gewordene 
Urtheil wirkt für und gegen Alle. 
Das Urtheil wirkt jedoch, wenn 
darüber zu entscheiden war, ob 
die Ehe gegen die Vorschrift 
ddes $ 1234 verstosse, nicht gegen 
den Dritten, mit welchem die 
frühere Ehe geschlossen war, so- 
fern dieser nicht an dem Prozesse 
Theil genommen hatte. 

8 1257. Eine nichtige Ehe, 
deren Nichtigkeit nicht auf einem 
Formmangel bei der Eheschlies- 
sung beruht, ist zu Gunsten eines 
Dritten, welcher ein Rechtsge- 


Alhandlungen. 


Entwurf II. 
Gestrichen (desgleichen). 


Gestrichen (desgleichen). 


Gestrichen (desgleichen). 


8 1236. Dritten 
gegenüber können aus der Nich- 


Einem 


tigkeit der Ehe Einwendungen 
gegen ein zwischen ihm und 
einem Ehegatten vorgenomnenes 
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Entwurf I. 
schäft mit beiden Ehegatten oder 
einem derselben geschlossen oder 
ihnen gegenüber vorgenommen 
hat, oder welchem gegenüber die 
Ehegatten oder einer derselben 
ein Rechtsgeschäft vorgenommen 
haben, in Ansehung eines solchen 
Rechtsgeschäftes für gültig zu 
erachten, es sei denn, dass zur 
Zeit der Vornahme des Rechts- 
geschäftes die Ehe bereits für 
ungültig erklärt oder die Nich- 
tigkeit dem Dritten bekannt war. 

Das Gleiche gilt zu Gunsten 
eines Dritten in Ansehung eines 
rechtskräftigen Urtheiles, welches 
in einem zwischen dem Dritten 
und den Ehegatten oder einem 
derselben anhängig gewordenen 
Rechtsstreite ergangen ist, es sei 
denn, dass zu der Zeit, in welcher 
die Nichtigkeit hätte geltend ge- 
macht werden können, die Ehe 
bereits für ungültig erklärt oder 
die Nichtigkeit dem Dritten be- 
kannt war. 

8 1258. Wenn die Nichtig- 
keit einer Ehe auf einem anderen 
Grunde als auf einem Form- 
mangel bei der Eheschliessung 
beruht und der Ehegatte bei 
der Eheschliessung die Nich- 
tigkeit nicht 


gekannt, seine 


383 


Entwurf II. 
Rechtsgeschäft oder gegen ein 
zwischenihnenergangenesrechts- 
kräftiges Urtheil nur hergeleitet 
werden, wenn zur Zeit der Vor- 
nahme des Rechtsgeschäfts oder 
zur Zeit des Eintritts der Rechts- 
hängigkeit die Ehe für nichtig 
erklärt oder die Nichtigkeit dem 
Dritten bekannt war. 

Die Nichtigkeit kann un- 
beschränkt geltend gemacht 
werden, wenn sie auf einem 
Formmangel beruht und die 
Ehe nichtin das Heirathsregister 
eingetragen worden ist. 


8 1237. War dem einen 
Ehegatten die Nichtigkeit der 
Ehe bei der Eheschliessung be- 
kannt, so hat der andere Ehe- 
gatte, sofern nicht auch ihm die 
Nichtigkeit bekannt war, nach 
der Auflösung oder der Nich- 
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Entwurf I. 
Unkenntniss auch 
grober Falırlässigkeit beruht hat, 
der andere Ehegatte aber die 
Nichtigkeit bei der Eheschlies- 
sung gekannt hat, so hat der 


nicht auf 


erstere, nachdem die Ehe auf- 
gelöst oder für ungültig erklärt 
worden ist, die Wahl, ob gegen- 
über dem anderen Ehegatten in 
verimögensrechtlicher Beziehung 
es bei den aus der Nichtigkeit 
der Ehe sich ergebenden Folgen 
verbleiben oder das Verhältniss 
so behandelt werden soll, wie 
wenn die Ehe geschieden und 
der andere Ehegatte für den 
schuldigen Theil erklärt wäre. 
Wird das letztere gewählt, so ist 
als die Zeit der Scheidung die 
Zeit anzusehen, in welcher die 
Ehe aufgelöst oder das Urtheil, 
durch welches sie für ungültig 
erklärt wird, rechtskräftig ge- 
worden ist. 

Die Vorschriften der SS 208, 
209 finden entsprechende An- 
wendung. Der Walilberechtigte 
kann von dem anderen Theile 
aufgefordert werden, die Wall 


binnen einer von dem letzteren , 


dem Wahlberechtigten zu be- 
stimmenden angemessenen Frist 


zu vollziehen. Wird die Wahl 


Abhandlungen. 


Entwurf II. 
tigkeitserklärung der Ehe die 
Wahl, ob es in vermögensrecht- 
licher Beziehung zwischen ihnen 
bei den Folgen der Nichtigkeit 
verbleiben oder ob das Ver- 
hältniss, insbesondere auch in 
Ansehung der Unterhaltspflicht, 
so behandelt werden soll, wie 
wenn die Ehe zur Zeit der 
Auflösung oder der Nichtig- 
keitserklärung geschieden und 
der Ehegatte, welchem die Nich- 
tigkeit bekannt war, für schuldig 
erklärt worden wäre. 


Die Wahl erfolgt durch Er- 
klärung gegenüber dem anderen 
Theile; die Erklärung ist un- 
widerruflich. Dem wahlberech- 
tigten Ehegatten kann von dem 
anderen eine angemessene Frist 
zur Erklärung bestimmt werden; 
erfolgt die Erklärung nicht in- 
nerhalb der Frist, so verbleibt 
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Entwurf I. 

innerhalb dieser Frist nicht 
vollzogen, so ist es so an- 
zusehen, als habe der Wahlbe- 
rechtigte erklärt, dass es bei den 
aus der Nichtigkeit der Ehe sich 
ergebenden Folgen verbleiben 
solle. 


8 1259. Die Ehe ist nur 
dann anfechtbar: 


4. wenn einer der Eheschlies- 
senden zur Zeit der Ehe- 
schliessung oder im Falle 
des & 1251 der Geneh- 


migende zur Zeit der 
Genehmigung in der 
Geschäftsfähigkeit _be- 


schränkt und die Ein- 
willlgung zu der Ehe- 
schliessung oder zu der 
(senehmigung von dem ge- 
setzlichen Vertreter nicht 
ertheilt war. 

81261. Zur Anfechtung der 

Ehe ist nur berechtigt: 
4. in den Fällen des & 1259 
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Entwurf II. 


es bei den Folgen der Nichtig- 
keit. 


Vorschriften finden 
Anwendung, wenn die 


Diese 
keine 
Nichtigkeit auf einem Form- 
mangel beruht und die Ehe 
nicht in das Heirathsregister 
eingetragen worden ist. 

$ 1238. Eine Ehe kann 
nur in den Fällen der 85 1239 
bis 1243 und des 8 1483 an- 
gefochten werden. 

8 1239. Eine Ehe kann 
von dem Ehegatten angefochten 
werden, welcher zur Zeit der 
Elheschliessung oder im Falle 
des $ 1231 zur Zeit der Be- 
stätigung in der Geschäftsfähig- 
keit beschränkt war, wenn die 
Eheschliessung oder die Be- 
stätigung ohne Einwilligung des 
gesetzlichen Vertreters erfolgt 
ist. 
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Entwurf I. 
No.4 der Ehegatte, wel- 
cher Geschäfts- 
fähigkeit beschränkt war. 
8 1259. Die Ehe ist nur 
dann anfechtbar: 


in der 


9, wenneiner der Eheschlies- 


senden entweder den 
Willen, überhaupt eine 
Ehe zu schliessen, oder 
den Willen, eine Ehe mit 
dem anderen Theile zu 
schliessen, bei der Ehe- 
schliessung nicht gehabt 
hat und in beiden Fällen 
dieser Mangel der Ueber- 
des 


lichen Willens mit dem 


einstimmung wirk- 
erklärten Willen auf einem 
Irrthume des Erklärenden 
beruhte; 

3. wenn einer der Eheschlies- 
senden zur Zeit der Ehe- 
schliessung nicht ehemün- 
dig war; 

8 1261. Zur Anfechtung der 

Ehe ist nur berechtigt: 

2. in den Fällen des $ 1259 
No. 2 der Ehegatte, wel- 
cher geirrt hat; 

3. in den Fällen des $ 1259 
No. 3 der Ehegatte, wel- 
cher 


nicht ehemündig 


war; 


Abhandlungen. 


Entwurf II. 


S 1240. Eine Ehe kann 
von dem Ehegatten angefochten 
werden, welcher bei der Ehe- 
schliessung nicht gewusst hat, 
dass es sich um eine Elıeschlies- 
sung handle, oder dies zwar 
gewusst hat, aber eine Erklärung, 
die Ehe eingehen zu wollen, 
nicht hat abgeben wollen. 


Gestrichen (weil wegen der 
vorbeugenden gesetzlichen Mass- 
regeln derartige Fälle selten, 
und Missstände in Deutschland 
nicht hervorgetreten seien). 


Gestrichen (mit Rücksicht 
auf die Streichung des 8 1259 
No. 3). 
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Entwurf I. 
8 1259. Die Ehe ist nur 
dann anfechtbar: 
l. wenn einer der Ehe- 


schliessenden widerrecht- 
lich durch Drohung oder 
durch Betrug zu der Ehe- 
schliessung bestimmt wor- 
den ist; war der Betrug 
nicht von dem anderen 
Eheschliessenden verübt, 
so ist die Ehe nur dann 
anfechtbar, wenn der letz- 
tere den Betrug bei der 
kannte 
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Entwurf II. 

& 1241. Eine Ehe kann 
von dem Ehegatten angefochten 
werden, welcher sich bei der 
Eheschliessung in der Person 
des anderen Ehegatten oder 
über solche persönliche Eigen- 
schaften oder solche persönliche 
Verhältnisse des anderen Elıe- 
gatten geirrt hat, die ihn bei 
Kenntniss der Sachlage und bei 
verständiger Würdigung des 
Zweckes der Ehe von der Ehe- 
schliessung abgehalten haben 
würden !. 


Eheschliessung 
oder kennen musste; als 
Betrug durch welchen 
einer der Eheschliessen- 
den von dem anderen 


® Während der Entw. I nur den Irrthum' in der Person berücksich- 
tiert und eine merkwürdige, in keiner sonstiren Gesetzgebung beliebte, der 
Sitte des Volkes ganz fremdartige Ausdehnung des imped. doli angenommen 
hatte, ist jetzt der error qualitatis als Ehehinderniss anerkannt worden. 
Dabei handelt es sich nicht bloss um persönliche Eigenschaften, sondern 
auch um persönliche Verhältnisse, da die Thatsache, dass der andere Ehe- 
kontrahlent z. B. den Glauben gewechselt hatte, oder, obgleich Katholik, sich 
halye scheiden lassen, nicht als persönliche Eigeuschaft angesehen werden 
kann. . Uebrigens kommt es nicht auf solche Eigenschaften an, welche deu 
Anfechtenden von der Eheschliessung hätten abhalten müssen, sondern welche 
den Umständen nach geeignet waren ihn abzuhalten, also nicht auf seine 
subjektive, sondern auf die objektive Würdigung des Richters. — Aller- 
dings ist die Fassung des Paragraphen sehr abstrakt, wird kaum auf ein 
Verständniss derjenigen rechnen können, für welche das Gesetz doch be- 
stimmt ist und räumt dem richterlichen Ermessen einen so weiten Spiel- 
raum ein, dass dadurch die Rechtssicherheit nicht erhöht wird und die 
niederen Instanzen den schon so übeln Präjudizienkult hier besonders stark 
pflegen werden. 
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Entwurf I. 
No.4 der Ehegatte, wel- 
der Geschäfts- 
fühigkeit beschränkt war. 
8 1259. Die Ehe ist nur 
dann anfechtbar: 


cher in 


9. wenn einer der Eheschlies- 


senden entweder den 
Willen, überhaupt eine 
Ehe zu schliessen, oder 
den Willen, eine Ehe mit 
dem anderen Theile zu 
schliessen, bei der Ehe- 
schliessung nicht gehabt 
hat und in beiden Fällen 
dieser Mangel der Ueber- 
des wirk- 
lichen Willens mit dem 


erklärten Willen auf einem 


einstimmung 


Irrthume des Erklärenden 
beruhte; 

3. wenn einer der Eheschlies- 
senden zur Zeit der Ehe- 
schliessung nicht ehemün- 
dig war; 

8 1261. Zur Anfechtung der 

Ehe ist nur berechtigt: 

2. in den Fällen des $ 1259 
No. 2 der Ehegatte, wel- 
cher geirrt hat; 

3. in den Fällen des $ 1259 
No. 3 der Ehegatte, wel- 

nicht 


cher ehemündig 


war; 


Abhandlungen. 


Entwurf II. 


8 1240. Eine Ehe kann 
von dem Ehegatten angefochten 
werden, welcher bei der Ehe- 
schliessung nicht gewusst hat, 
dass es sich um eine Eheschlies- 
sung handle, oder dies zwar 
gewusst hat, aber eine Erklärung, 
die Ehe eingehen zu wollen, 
nicht hat abgeben wollen. 


Gestrichen (weil wegen der 
vorbeugenden gesetzlichen Mass- 
regeln derartige Fälle selten, 
und Missstände in Deutschland 
nicht hervorgetreten seien). 


Gestrichen (mit Rücksicht 
auf die Streichung des & 1259 
No. 3). 


Friedberg, Das persönliche Eherecht etc. 


Entwurf I. 
& 1259. Die Ehe ist nur 
dann anfechtbar: 
l. wenn einer der Ehe- 


schliessenden widerrecht- 
lich durch Drohung oder 
durch Betrug zu der Ehe- 
schliessung bestimmt wor- 
den ist; war der Betrug 
nicht von dem anderen 
Eheschliessenden verübt, 
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Entwurf II. 

8 1241. Eine Ehe kann 
von dem Ehegatten angefochten 
werden, welcher sich bei der 
Eheschliessung in der Person 
des anderen Ehegatten oder 
über solche persönliche Eigen- 
schaften oder solche persönliche 
Verhältnisse des anderen Ehe- 
gatten geirrt hat, die ihn bei 
Kenntniss der Sachlage und bei 


so ist die Ehe nur dann 
anfechtbar, wenn der letz- 
tere den Betrug bei der 
Eheschliessung 
oder kennen musste; als 
Betrug durch welchen 
einer der Eheschliessen- 


verständiger Würdigung des 
Zweckes der Ehe von der Ehe- 


schliessung abgehalten haben 


kannte | würden. 


den von dem anderen 


8 Während der Entw. I nur den Irrthum in der Person berücksich- 
tigt und eine merkwürdige, in keiner sonstigen Gesetzgebung beliebte, der 
Sitte des Volkes ganz fremdartige Ausdehnung des imped. doli angenommen 
hatte, ist jetzt der error qualitatis als Ehehinderniss anerkannt worden. 
Dabei handelt es sich nicht bloss um persönliche Eigenschaften, sondern 
auch um persönliche Verhältnisse, da die Thatsache, dass der audere Ehe- 
kontrahent z. B. den Glauben gewechselt hatte, oder, obgleich Katholik, sich 
habe scheiden lassen, nicht als persönliche Eigeuschaft angesehen werden 
kann. Uebrigens kommt es nicht auf solche Eigenschaften an, welche den 
Anfechtenden von der Eheschliessung hätten abhalten müssen, sondern welche 
den Umständen nach geeignet waren ihn abzuhalten, also nicht auf seine 
subjektive, sondern auf die objektive Würdigung des Richters. — Aller- 
dings ist die Fassung des Paragraphen sehr abstrakt, wird kaum auf ein 
Verständniss derjenigen rechnen können, für welche das Gesetz doch be- 
stimmt ist und räumt dem richterlichen Ermessen einen so weiten Spiel- 
raum ein, dass dadurch die Rechtssicherheit nicht erhöht wird und die 
niederen Instanzen den schon so übeln Präjudizienkult bier besonders stark 
pflegen werden. 
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Abhandlungen. 


Entwurf I. 
Theile widerrechtlich zur 
Eheschliessung bestimmt 
worden, ist es insbeson- 
dere anzusehen, wenn 
ihm solche persönliche 
Eigenschaften oder Ver- 
hältnisse des anderen 
Theiles von diesem ver- 
hehlt sind, welche ihn bei 
verständiger Würdigung 
des Zweckes der Ehe von 
der Eheschliessung ab- 
halten mussten und von 
welchen zugleich voraus- 
zusehen war, dass sie ihn, 
wenn er sie gekannt hätte, 
von der Eheschliessung 
abgehalten haben würden: 


S$ 1261. Zur Anfechtung der 


Ehe ist nur berechtigt: 


in den Fällen des $ 1259 
No. 1 der Ehegatte, wel- 
cher zu der Eheschliessung 
durch Drohung oder Be- 
trug bestimmt worden ist; 


Entwurf II. 


& 1242. Eine Ehe kann 
von dem Ehegatten angefochten 
werden, welcher zur Eingehung 
der Ehe durch arglistige Täu- 
schung über solche Umstände 
bestimmt worden ist, die geeignet 
waren, ihn bei verständiger 
Ueberlegung von der Eingehung 


Friedberg, Das persönliche Eherecht etc. 


Entwurf I. 


81263 Abs. 1 Satz 1. Die 
nach den Vorschriften des $ 1259 
No. 1 bis 3 anfechtbare Ehe wird 
unanfechtbar, wenn sie von dem 
anfechtungsberechtigten Ehegat- 
ten nach Beendigung der Zwangs- 
lage, nach Entdeckung des Be- 
truges oder Irrthumes oder nach 
Eintritt der Ehemündigkeit ge- 
nehmigt wird. 

Abs. 3 Satz 1. Die nach 
der Vorschrift des 8 1259 No. 4 
anfechtbare Ehe wird unanfecht- 
bar, wenn sie von dem gesetz- 
lichen Vertreter des anfechtungs- 
berechtigten Ehegatten oder, 
nachdem der letztere die unbe- 
schränkte Geschäftsfähigkeit er- 
langt hat, von diesem selbst 
genehmigt wird. 
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Entwurf II. 

der Ehe abzuhalten. Ist die 
Täuschung nicht von dem an- 
deren Ehegatten verübt, so ist 
die Ehe nur dann anfechtbar, 
wenn dieser die Täuschung bei 
der Eheschliessung gekannt hat. 

8 1243. Eine Ehe kann 
von dem Ehegatten angefochten 
werden, welcher zur Eingehung 
der Ehe durch Drohung wider- 
rechtlich bestimmt worden ist. 

$ 1244. Die Anfechtung der 
Ehe ist in den Fällen des $ 1239 
ausgeschlossen, wenn der ge- 
setziiche Vertreter die Ehe 
genehmigt oder der Elıegatte, 
nachdem er unbeschränkt ge- 
schäftsfähig geworden ist, die 
Ehe bestätigt hat. Steht die 
Vertretung 
Vormunde zu, so kann die von 


gesetzliche einem 
ihm verweigerte Genehmigung 
auf Antrag des Ehegatten durch 
das Vormundschaftsgericht er- 
setzt werden; das Vormund- 
schaftsgericht hat die Greneh- 
migung zu ersetzen, wenn die 
Aufrechterhaltung der Ehe im 
Interesse des Ehegatten liegt. 

In den Fällen der SS 1240 
bis 1243 ist die Anfechtung 
ausgeschlossen, wenn der an- 
fechtungsberechtigte Ehegatte 
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Entwurf I. 


Abs. 2. Die nach der Vor- 
schrift des 8 1259 No. 3 anfecht- 
bare Ehe wird auch dadurch 
unanfechtbar, dass von dem Er- 
fordernisse der Ehemündigkeit 
nachträglich Dispensation er- 
theilt wird. 

& 1262. Die Anfechtung der 
Ehe ist ausgeschlossen, wenn 
die Ehe bereits aufgelöst ist, es 
sei denn, dass die Auflösung 
durch den Tod des zur Anfech- 


tung nichtberechtigten Ehe- 
gatten erfolgt ist. 
5 1263 Abs. 1 Satz 2. Die 


Genehmigung kann nicht durch 
einen Vertreter, insbesondere 
auch nicht durch den gesetz- 
lichenVertreter, erfolgen. Istder 
anfechtungsberechtigte Ehegatte 
in der Geschäftsfähigkeit be- 
schränkt, so ist zur Ertheilung 
der Genehmigung die Einwilli- 
gung des gesetzlichen Vertreters 
nicht erforderlich. 

Abs. 3 Satz 2. Auf die Ge- 
nehmigung des letzteren findet 
die Vorschrift des zweiten Satzes 
ddes ersten Absatzes Anwendung. 


Abhandlungen. 


Entwurf II. 

nach der Entdeckung des Irr- 
thums oder der Täuschung oder 
nach dem Aufhören der Zwangs- 
lage die Ehe bestätigt hat. 

Gestrichen (weil eine solche 
Ehe überhaupt nicht mehr an- 
fechtbar ist). 


8 1245. Die Anfechtung ist 
nach der Auflösung der Ehe 
ausgeschlossen, es sei denn, 
dass die Auflösung durch den 
Tod des zur Aufechtung nicht 
berechtigten Ehegatten herbei- 
geführt worden ist. 

8 1246. Die Anfechtung der 
Ehe kann nicht durch einen 
Vertreter erfolgen. Ist der an- 
fechtungsberechtigte Ehegatte 
in der (Greschäftsfähigkeit be- 
schränkt, so bedarf er nicht der 
Zustimmung seines gesetzlichen 
Vertreters. 

Für einen geschäftsunfähigen 
Ehegatten kann sein gesetzlicher 
Vertreter mit Genehmigung des 
Vormundschaftsgerichts die Ehe 
anfechten. In den Fällen des 
$ 1239 kann, solange der an- 
fechtungsberechtigte Ehegatte 


Friedberg, Das persönliche Eherecht etc. 


Entwurf I. 


8 1265. Die Anfechtung 

kann nur durch den anfechtungs- 
berechtigten Ehegatten selbst, 
nicht durch einen Vertreter, 
insbesondere auch nicht durch 
den gesetzlichen Vertreter, er- 
tolgen. 
(Satz 2.) Die Vorschriften über 
den Anwaltszwang bleiben unbe- 
rührt. Ist der anfechtungsbe- 
rechtigte Ehegatte in der Ge- 
schäftsfähigkeit beschränkt, so 
ist zu der Anfechtung die Ein- 
willigung des gesetzlichen Ver- 
treters nicht erforderlich. 

$S 1264. Die Anfechtung 
muss binnen einer Frist von 
sechs Monaten erfolgen. Die 
Frist beginnt in den Fällen des 
8 1259 No. 1 bis 3 mit dem 
Zeitpunkte, die 
Zwangslage aufgehört hat, oder 
der Betrug oder Irrthum ent- 
deckt oder der anfechtungsbe- 
rechtigte Ehegatte ehemündig 
geworden ist, in den Fällen des 
& 1259 No. 4 mit dem Zeit- 
punkte, in welchem der anfech- 
tungsberechtigte Ehegatte die 


ın welchen 
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Entwurf II. 

in der Geschäftsfähigkeit be- 
schränkt ist, nur sein gesetz- 
licher Vertreter die Elıe an- 
fechten. 

Die Vorschriften des Abs. 1 
gelten auch für die Bestätigung 
einer anfechtbaren Ehe. 


Gestrichen Satz 2 (weil 
selbstverständlich). 


8 1247. Die Anfechtung 
muss binnen seclıs Monaten er- 
folgen. 

Die Frist beginnt in den 
Fällen des $ 1239 mit dem 
Zeitpunkt, in welchem die Ein- 
gehung oder die Bestätigung 
der Ehe dem gesetzlichen Ver- 
treter ist 
oder der Ehegatte die unbe- 
schränkte Geschäftsfähigkeit er- 


bekannt geworden 


langt hat, in den Fällen der 

&S 1240 bis 1243 mit dem Zeit- 

punkt, in welchem der Irrtlium 
26 
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Entwurf I. | 
unbeschränkte Geschäftsfihig- 


keit erlangt hat. 


Die Vorschriften der SS 164, 
166 finden entsprechende An- 
wendung. 


Abhandlungen. 


Entwurf II. 
oder die Täuschung entdeckt 
worden ist oder die Zwangslage 
aufgehört hat. 
Auf den Lauf der Frist 
finden die für die Verjährung 
geltendenVorschriftender$S 169, 


171 entsprechende Anwendung. 

8 1248. Hat der gesetzliche 
Vertretereinesgeschäftunfähigen 
Ehegatten die Ehe nicht recht- 
zeitig angefochten, so kann nach 
dem \Wegfalle der Geschäftsun- 
fähigkeit der Ehegatte selbst 
die Ehe in gleicher Weise an- 
fechten, wie wenn er ohne ge- 
setzlichen Vertreter gewesen 

| wäre. 

8 1249 (Entw. II), S 1266 Abs. 1 (Entw. I. Die Anfechtung 
(der Ehe) erfolgt, solange die Ehe nicht aufgelöst ist, durch 
Erhebung der Anfechtungsklage. 

$ 1268 (Entw. ]). Die Zurücknahme der Klage (Anfech- 
tungsklage) bewirkt, dass die Anfechtung als nicht erfolgt anzusehen 
ist. Das Gleiche (Dasselbe) gilt, wenn (die angefochtene Ehe, 
bevor sie (dieselbe) aufgelöst oder für ungültig erklärt worden 
ist (von dem anfechtungsberechtigten Ehegatten), nach Mass- 
gabe des & 1244 ($ 1263 Abs. 1, 3) genehmigt — oder bestätigt — 
wird. 

$ 1269. Das auf die An- 
fechtungsklage erlassene, noch 


Gestrichen (und im die 
C.P.O. verwiesen). 
während der Lebenszeit der bei- 
den Ehegatten rechtskräftig ge- 
wordene Urtheil wirkt für und 
gegen alle. | 
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Entwurf I. 
8 1267. Aufden Rechtsstreit, 


welcher die Anfechtung einer 


Entwurf II. 
Gestrichen (und in die 
C.P.O. verwiesen). 
Ehe zum Gegenstand hat, finden 
die Vorschriften der $$ 1254, 
1255 mit der Massgabe ent- 
dass 
die Anfechtungsklage von dem 


sprechende Anwendung, 


gesetzlichen Vertreter eines ge- 
schäftsunfähigen Ehegattennicht 
erhoben werden kann. 

8 1250 (Entw. II), 8 1266 Abs. 2 (Entw. I). Ist die Ehe 
durch den Tod des zur Anfechtung nicht berechtigten Ehegatten 
aufgelöst worden, so erfolgt die Anfechtung durch eine dem 
Nachlassgerichte gegenüber — in öffentlich beglaubigter Form — 
abzugebende (Willens-) Erklärung. Das Nachlassgericht soll die 
Erklärung sowohl denjenigen (Personen) mittheilen, welche im 
Falle (bei Voraussetzung) der Gültigkeit der Ehe, als auch den- 
jenigen, welche im Falle (bei Voraussetzung) der Ungültigkeit 
der Ehe die Erben des verstorbenen Ehegatten sind. 

8 1260. 8 1251. Wird eine anfecht- 
Ehe ist, solange als gültig an- | bare Ehe angefochten, so ist 


Eine anfechtbare 


zusehen, bis sie aufgelöst oder 
für ungültig erklärt ist. 

Ist die Ehe in Folge der 
Anfechtung für ungültig erklärt, 
oder ist die anfechtbare Ehe 
nach erfolgter Anfechtung vor 
Erledigung des Rechtsstreits 
aufgelöst oder erst nach Auf- 


sie als von Anfang an nichtig 
anzusehen. 

Die Nichtigkeit einer an- 
fechtbaren und im Wege der 
Anfechtungsklage angefochtenen 
Ehe kann, solange nicht die 
Ehe aufgelöst ist, nicht ander- 
weit geltend gemacht werden!, 


! Es bleibt der Berathung vorbehalten, ob in die Reichs-Civilprozessord- 


nung als $ 139b einzuschieben sei: Ist die Entscheidung eines Rechtsstreites 

davon abhängig, ob eine im Wege der Anfechtungsklage angefochtene Ehe 

anfechtbar ist, so hat das Gericht auf Antrag das Verfahren auszusetzen; ist 
26* 
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' Entwurf I. 


der Ehe angefochten, 
so ist es so anzusehen, als ob 


lösung 


die Ehe nicht geschlossen wor- 
den wäre. 

8 1270. Die Vorschriften 
der $S 1257, 1258 finden bei 
einer anfechtbaren Ehe, wenn 
die Anfechtung erfolgt, mit der 
Massgabe entsprechende An- 
wendung, dass die Kenntniss 
der Anfechtbarkeit der Kennt- 
niss der Nichtigkeit gleichsteht 
und dass im Falle einer An- 
fechtung der Ehe wegen Drohung 
der anfechtungsberechtigte Ehe- 
gatte dem Ehegatten gleichsteht, 
welcher die Nichtigkeit der Ehe 
nicht gekannt und dessen Un- 
kenntniss auch nicht auf grober 
Fahrlässigkeit beruht hat. 

$ 1271. Auf den Rechts- 
streit, welcher die Feststellung 
des Bestehens oder des Nicht- 
bsstehens einer Ehe zwischen 
den Parteien zum Gregenstande 
hat, finden die Vorschriften der 
&S 1254, 1256 entsprechende 
Anwendung. 


Abhandlungen. 


Entwurf II. 


S 1252. Die Vorschriften 
der $S 1236, 1237 finden auf 
eine anfechtbare Ehe, die an- 
gefochten ist, entsprechende 
Das im $ 1237 
bestimmte Recht steht ım Falle 
der Anfechtung wegen Drohung 
dem anfechtungsberechtigten 
Ehegatten, im Falle der An- 
fechtung wegen Irrtlums dem 
zur Anfechtung nicht berech- 
tigten Ehegatten zu, es sei 
denn,. dass dieser den Irrtum 
bei der Eingehung der Elhıe 


kannte oder kennen musste. 


Anwendung. 


Gestrichen (und in die 


C.P.O. verwiesen). 


ler Rechtsstreit über die Anfechtungsklage erledigt, so findet die Aufnahme 


des ausgesetzten Verfahrens statt. 
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Entwurf I. Entwurf II. 
Zweiter Vierter 


Titel. 
Wirkungen der Ehe. Wirkungen der Ehe 


im Allgemeinen. 


I. Allgemeine Vorschriften. 


8 1253 (Entw. ID), 8 1273 (Entw. I). Die Ehegatten sind 
(unter) einander zur ehelichen Lebensgemeinschaft (berechtigt und) 


verpflichtet. 
Soweit sich das Verlangen 


eines Ehegatten nach der Her- 
stellung der Gemeinschaft als 
Missbrauch seines Rechtes dar- 
stellt, ist der andere Ehegatte 
nicht verpflichtet, dem Verlangen 
Folge zu leisten. 

& 1254 (Entw. II), $ 1273 (Entw. I). Dem Manne (Ehemanne) 
steht die Entscheidung in allen das gemeinschaftliche eheliche 
Leben betreffenden Angelegenheiten zu; er (der Ehemann) be- 
stimmt insbesondere Wohnort und Wohnung. 

Die Frau (Ehefrau) ist nicht verpflichtet, der Entscheidung 
des Mannes (Ehemannes) Folge zu leisten, wenn sich die Ent- 
scheidung als (ein mit der rechten ehelichen Gesinnung nicht ver- 
einbarer) Missbrauch (des) seines Rechtes (des Ehemannes) darstellt. 

$ 1255 (Entw. II), 8 1274 (Entw. I). Die Frau (Ehefrau) 
erhält den Familiennamen des Mannes (Elıemannes). 


S 1460. Die gegenseitige S 1261. Leben die Ehe- 


Unterhaltspflicht der von Tisch 
und Bett getrennten Ehegatten 
bleibt auch während der in dem 
Urtheile bestimmten Trennungs- 
zeit bestehen. Es gelten für 
dieselbe jedoch die nachstehen- 


den besonderen Vorschriften. 


gatten getrennt, so ist, solange 
einer von ihnen die Herstellung 
des ehelichen Lebens verweigern 
darf und verweigert, der Unter- 
halt durch Entrichtung einer 
Geldrente zu gewähren. Auch 
sind der Frau von dem Manne 
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Entwurf I. 

Der zu dem Unterhalte ver- 
pflichtete Ehegatte hat seine 
Verpflichtung durch Geldzahlung 
zu erfüllen. 

Der Ehemann ist verpflichtet, 
der Ehefrau die zur Führung 
eines abgesonderten Haushaltes 
erforderlichen Sachen zum 
Zwecke des Gebrauches aus dem 
bisher gemeinschaftlichen Haus- 
halte herauszugeben, es sei denn, 
dass dieselben für ihn selbst 
unentbehrlich sind, oder dass 
solche Sachen in dem der Ver- 
fügung der Ehefrau unterliegen- 


den Vermögen sich befinden. 


Fünfter Titel. 
Auflösung der Ehe. 


I. Scheidung und Trennung 
von Tisch und Bett. 


S 1440. Die Auflösung der 
Ehe vor dem Tode eines der 


Abhandlungen. 


Entwurf OH. 

die zur Führung eines abgeson- 
derten Haushalts erforderlichen 
Sachen aus dem gemeinschaft- 
lichen Haushalte zum Gebrauche 
herauszugeben, es sei denn, dass 
die Sachen für den Mann un- 
entbehrlich sind oder dass solche 
Sachen sich in dem der Ver- 
fügung der Frau unterliegenden 
Vermögen befinden. 


Sechster Titel. 
Scheidung der Ehe. 


$ 1459. Eine Ele kann 
nur durch gerichtliches Urtheil 


Ehegatten kann vorbehaltlich | geschieden werden!. Die Schei- 


! Damit ist zunächst die Scheidung auf Grund gegenseitiger Ueberein- 
stimmung ausgeschlossen, d. h. das System des Preussischen allgemeinen 
Landrechts, des Nürnberger Rechtes, des Code civil, des badischen Land- 
rechts verlassen, und es soll das Recht, wie es für den grösseren Theil 
Deutschlands gilt, dem lediglich für das gemeinrechtliche Gebiet massgeben- 
den weichen, welches reichlich auf evangelisch-theologischen Auffassunren 
beruht (vgl. E.O.-G. Wolfenbüttel 22./2. 76 [Seuffert's Arch. 32, 2, no. 54)), in 
seiner heutigen Gestaltung konsequent erst durch die Praxis des Reichs- 
gerichts ausgebildet worden ist, von diesem aber sogar auf jüdische Ehen 
angewendet wird (Entsch. 5, no. 76. S.178). Es kann mir nicht in den Sinn 
kommen, für die Konsensualscheidung hier eine Lanze einzulegen. Die 
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Entwurf I. Entwurf II. 


der Vorschrift des $ 1464, nur | dung ist nur aus den in den 
durch gerichtliches Uıtheil er- | 8$ 1460 bis 1464 bestinmten 
folgen (Scheidung). Gründen zulässig. 


öffentliche Meinung der kirchlichen Kreise hat sich zu lebhaft gegen sie er- 
klärt und fast Niemand hat es unternommen für sie einzutreten, obrleich in 
der Kommisson der doch gewiss kirchliche Sohm ihre Aufnahme in den 
Entwurf beantragt hatte. Aber zwei Momente müssen doch angeführt 
werden. Einmal sind praktische Uebelstände des bisherigen Rechtes nicht 
aufgetreten. Die Sittlichkeit des preussischen Volkes, der Badeuser, der 
Elsass-Lothringer steht in Nichts hinter derjenicen der Bevölkerung der 
rremeinrechtlichen Gebiete zurück, wie denn ja auch der Sittlichkeitsstand 
derjenigen Staaten, die gar keine Ehescheidung haben — Frankreich bis 
z. J. 1884, Oesterreich für Katholiken, Italien, Spanien — durchaus nicht 
hervorragt vor demjenigen der oben angeführten deutschen Gebiete, zu 
welchen noch die Schweiz, die Niederlande und Oesterreich für Protestanten 
hinzukommen. Andererseits aber zeigt die Erfahrung, dass, wo die (iesetz- 
rebung die Ehescheidung erschwert, das praktische Bedürfniss doch die 
Mittel zur Umgehung des Gesetzes stets zu finden gewusst hat. Als die Ge- 
setzgebung der evangelischen Kirchenordnungen nur Ehebruch und Desertion 
im eigentlichen Sinne als Scheidegründe anerkannt hatte, suchten selbst 
die Vertreter der strengsten Orthodoxie dem Bedürfnisse des Lehens durch 
die Hinterthür Zulass zu gewähren. So will Bugenhagen den Quasidesertor, 
Carpzow denjenigen, der seine Frau misshandelt, Beust den, der ihr nach 
dem Leben trachtet des Landes verwiesen wissen. Landesverweisung schuf 
aber Desertion und damit einen Scheidegrund. So liess sich theoretisch 
eanz bequem der Gesichtspunkt aufrecht erhalten, dass die Gründe zur 
Landesverweisung direkt selbst nicht als Scheidungsgründe anzusehen seien. 
Dem Praktiker der modernen Zeit ist darum wohl bekannt, wie Ehegatten, 
die nicht auf gegenseitige Einwillung geschieden werden können, eine Quasi- 
desertion in Szene setzen, bei der dann freilich fast regelinässig die Frau die 
Rolle des schuldigen Theiles übernehmen muss, oder gar einen Ehebruch 
verabreden, wo, wie in den sächsischen Rechtsgebieten, die Quasidesertion 
wegen der damit verbundenen Haft nicht genehm erscheint. Ob nun solche 
Umgehungen des Gesetzes einen höheren Stand der Sittlichkeit im Volke 
erzeugen, als das Recht, welches wenigstens den Parteien gestattet, dem 
licbter mit Wahrheit entgegenzutreten, mag billig bezweifelt werden. In 
der Sache, in Bezug auf die Aufrechterhaltung zerrütteter Ehen, wird auch 
durch die Gesetzzrebung des Entwurfes nichts geändert werden. Naturam 
expellas furca; tamen usque recurret. Aber auch das gemeinrechtliche 
Scheiderecht ist vom Entwurfe nicht vollständig adoptirt worden. Wir sehen 
dabei von dem Umstande ab, dass der Entwurf in Uebereinstimmung mit 
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Entwurf I. Entwurf II. 
Die Scheidung ist nur in 
den Fällen zulässig, welche in 
den 8S 1441 bis 1445 bezeichnet 
sind. 
Auf beständige Trennung Gestrichen Abs. 3. 
der Ehegatten von Tisch und 


dem Rechte von Preussen, Sachsen, Baden, Nürnberg, Gotha, Altenburg, 
Schwarzburg-Sondershausen, der Schweiz und Schweden Wahnsinn als Scheide- 
grund aufgenommen hat. Denn in dieser Beziehung war das sog. gemeine 
Recht kontrovers. Aber auch das landesherrliche Ehescheidungsrecht ist be- 
seitigt worden. Man kann indessen wohl behaupten, dass das gemeinrechtliche 
Ehescheidungsrecht nur dadurch erträglich gemacht worden war, dass der 
Landesherr, ohne an die anerkannten Scheidegründe gebunden zu sein, dem 
Bedürfnisse des besonderen Falles Rechnung tragen konnte. Die Regel 
konnte mit aller Schärfe in abstracto aufgestellt werden, wenn wenigstens 
im concreto ihre Durchbrechung möglich war. Jetzt soll diese Möglichkeit 
fortfallen. Das Ergebniss wird kein anderes sein als das der Beseitigung 
der Konsensualscheidung. — 

Uebrigens lag auch wieder ein Antrag vor, dass die Scheidung für den 
der katholischen Kirche zugehörigen Ehegatten nur die Auflösung der häus- 
lichen und ehelichen Gemeinschaft begründe und ihn nicht berechtigen 
solle, während des Lebens des anderen Ehegatten eine neue Ehe zu schliessen. 
Die Kommission ist aber bei dem Stundpunkte des geltenden Reichsrechts 
und des Entw. I mit Recht stehen geblieben, wonach es keine separatio 
perpetua giebt. Dabei ist indessen eine Lücke des bisherigen Rechtes, in 
welcher Weise eine im Auslande erfolgte Trennung von Tisch und Bett im 
Inlande in Scheidung umgewandelt werden könne, nicht ausgefüllt worden 
und dieser wichtige Punkt ist auch bei der Regelung des internationalen 
Privatrechts übersehen worden. Wenn Entw. II im (regensatz zum geltenden 
Recht und zum Entw. I auch die zeitweise Trennung von Tisch und Bett 
beseitigt, so kann eine solche doch durch Aussetzung des Verfahrens ein- 
treten, vgl. zu 1463. 

! Hierzu sind folgende Anträge gestellt und abgewiesen worden: 
8 1445a. Der Ehegatte, der in den Fällen der $S 1441—1445 auf Scheidung 
zu klagen berechtigt ist, kann (statt auf Scheidung) auf dauernde Aufhebung 
der häuslichen und ehelichen Gemeinschaft klagen. (Verlangt der andere 
Ehegatte, dass die Ehe, wenn die Klage begründet sei, geschieden werde, 
so ist die Klage als Klage auf Scheidung anzusehen.) $& 1445b. Ist auf 
dauernde Aufhebung der häuslichen und ehelichen Gemeinschaft erkannt, so 
kann jeder der Ehegatten, wenn nicht Wiederaufnahme des ehelichen Lebens 
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Bett kann nicht erkannt werden. 
Auf zeitweilige Trennung der- 
selben von Tisch und Bett kann, 
unbeschadet der Vorschriften 
des & 1462, nur in den Fällen 
des 8 1444 erkannt werden. 

S 1441. Ein Ehegatte kann 
die Scheidung verlangen, wenn 
der andere Ehegatte des Ehıe- 
bruches oder einer nach den 
Vorschriften der &$ 171, 175 
des Strafgesetzbuches strafbaren 
Handlung sich schuldig gemacht 
hat. 

Das Recht auf Scheidung 
ist ausgeschlossen, wenn der 
andere Ehegatte der dieses 
Recht nach den Vorschriften 
des ersten Absatzes begründen- 
den Handlung zugestimmt oder 
der Theilnahme an derselben 
sich schuldig gemacht hat. 

5 1442. Ein Ehegatte kann 
die Scheidung verlangen, wenn 
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$ 1460. Ein Ehegatte kann 
auf Scheidung klagen, wenn der 
andere Ehegatte sich des Ehe- 
bruchs oder einer nach den 
8S 171, 175 des Str.G.B. 
strafbaren Handlung schuldig 
gemacht hat. 


Das Recht des Ehegatten 
auf Scheidung ist ausgeschlossen, 
wenn er denn Ehebruch oder 
der strafbaren Handlung zuge- 
der. Theil- 
nahme schuldig gemacht hat, 


stimmt oder sich 


& 1461. Ein Ehegatte kann 
auf Scheidung klagen, wenn der 


stattgefunden hat, auf Grund des Urtheils im Wege einer neuen Klage 


Scheidung verlanzen. 


Unterantrag: „Inu $& 1445a Abs. 2 nach „so ist“ 


einzufügen „„in Bezug auf ihn““, der $ 1445b dagegen zu streichen“. 
! Die Kompensation der Ehescheidungsgründe ist demnach ausgeschlossen. 


Ich kann das nicht als einen Vorzug erachten. Es will mir nicht in den Sinn, 
dass ein Ehegatte, der selbst durch sein Verhalten einen Ehescheidungsgrund 
gegeben hatte, den der andere Theil als solchen nicht geltend gemacht hatte, 
scinerseits berechtigt sein soll, denselben Grund, wenn er später in der Person 
des andern Gatten auftritt, für die Ehescheidungsklage als Fundament zu 
gebrauchen. 
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der andere Ehegatte den Leben 
des ersteren nachgestellt hat. 
$ 1443. Ein Ehegatte kann 
die Scheidung verlangen, wenn 
der andere Ehegatte ilın böslich 
verlassen hat. 

Bösliche Verlassung ist nur 
dann anzunehmen, wenn der 
andere Ehegatte nach rechts- 
kräftiger Verurtheilung zur Her- 
stellung der häuslichen Gemein- 
schaft dem Urtheile ein Jalır 
lang wider den Willen des die 
Scheidung verlangenden Ehıe- 
satten böslicher Weise nicht 
Folge geleistet hat. 

(Gegen einen Ehegatten, wel- 
cher nur durch öffentliche Zu- 
stellung geladen werden kann, 
ist bösliche Verlassung auch 
ohne vorherige Verurtheilung 
zur Herstellung der häuslichen 
Gremeinschaft anzunehmen, wenn 
derselbe in der Absicht, den an- 
deren Ehegatten böslicher Weise 
zu verlassen, wider dessen Willen 
die häusliche Gemeinschaft 
aufgegeben oder herzustellen 
unterlassen hat und von dieser 
Zeit an sowie seit dem Eintritte 
dder Voraussetzungen der öffent- 
lichen Zustellung mindestens em 


Jahr verstrichen ist. Liegen in 


Abhandlungen. 


Entwurf II. 
andere Ehegatte ihm nach dem 
Leben getrachtet hat. 

S$ 1462. Ein Ehegatte kann 
auf Scheidung klagen, wenn der 
andere Ehegatte ihn böslich 
verlassen hat. 

Bösliche 


nur vor: 


Verlassung liegt 

1. wenn ein Ehegatte, nach- 
dem er zur Herstellung 
der häuslichen (Gemein- 
schaft rechtskräftig ver- 
urtheilt worden ist, ein 
Jahr 
Willen des anderen Ehe- 
satten in böslicher Ab- 
sicht dem Urtheile keine 
Folge geleistet hat; 

2. wenn ein Ehegatte sich 


lang gegen den 


ein Jahr lang gegen den 
Willen des anderen Ehe- 
gatten in böslicher Ab- 
sicht von der häuslichen 
Gemeinschaft fern gehal- 
ten hat und die Voraus- 
setzungen für die öffent- 
liche seit 
Jahresfrist gegen ihn be- 


Zustellung 


standen haben. 

Die Scheidung ist im Falle 
der No. 2 unzulässig, wenn die 
Voraussetzungen für die öffent- 
liche Zustellung am Schlusse 
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der ersten Instanz oder in der 
Berufungsinstanz zur Zeit der 
mündlichen Verhandlung, auf 
welche das Urtheil zu erlassen 
ist, die Voraussetzungen der 
öffentlichen Zustellung nicht 
mehr vor, so ist die Scheidung 
unstatthaft. 

Der Kläger kann jedoch in 
einem solchen Falle, olıne dass 
es der Erhebung einer neuen 
Klage bedarf, die Verurtheilung 
des Beklagten zur Herstellung 
häuslichen Gemeinschaft 
beantragen. 

8 1444. Ist von einem Ehe- 
gatten in anderer als der ın 
den &$ 1441 bis 1443 bezeich- 
neten Weise 
Verletzung der ihm gegen den 
anderen Ehegatten obliegenden 


der 


durch schwere 


ehelichen Pflichten, insbesondere 
durch schwere Misshandlung 


desselben, oder durch ehrloses 
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der mündlichen Verhandlung, 
auf welche das Urtheil ergeht, 
nicht mehr bestehen. 


Gestrichen Satz 3 (weil ent- 
behrlich). 


8 1463. Ein Ehegatte kann 
auf Scheidung klagen, wenn der 
andere Ehegatte durch schwere 
Verletzung der durch die Ehe 
begründeten Pflichten oder durch 
ehrloses oder unsittliches Ver- 
halten! eine so tiefe Zerüttung 
des ehelichen Verhältnisses ver- 
schuldet hat, dass dem Elıe- 


! Es war beschlossen worden, von jeder Exemplifikation des ehrlosen 


oder unsittlichen Verhaltens Abstand zu nehmen, weil eine solche Anlass zu 
mannigfachen Zweifeln geben werde. Sollte jede Erkennung auf Verlust der 
bürgerlichen Ehrenrechte einen Scheidungsgrund abgeben, so würde sich die 
Zahl der Scheidungen in unangemessener Weise vermehren. Wäre die Ver- 
urtheilung zu einer Gefängniss- oder Zuchthausstrafe ein Scheidungsgrund, 
so müssten die Sittlichkeitsdelikte, bei welchen eine Verfolgung nur auf 
Antrag eintrete, ausscheiden. Die Dauer der erkannten Strafe sei auch nicht 
überall ein Werthmesser für die Schwere des ehrlosen Verhaltens. Es sei 
daher richtiger, die Umstände des einzelnen Falles entscheiden zu lassen. 


402 Alıhandlungen. 


Entwurf I. Entwurf II. 


oder unsittliches Verhalten, | gatten die Fortsetzung der Ehe 
insbesondere durch ein nach | nicht zugemuthet werden kann. 
Schliessung der Ehe begangenes | Als schwere Verletzung der 
entehrendes Verbrechen oder | Pflichten gilt insbesondere grobe 
Vergehen, eine so tiefe Zerüt- | Misshandlung. 

tung des ehelichen Verhältnisses 

verschuldet worden, dass dem 

anderen Ehegatten die Fort- 

setzung der Ehe nicht zuge- 

muthet werden kann, so ist der 

andere Ehegatte die Trennung 

von Tisch und Bett zu ver- 

langen berechtigt; die sofortige 

Scheidung ist er in einem solchen 

Falle nur dann zu verlangen 

berechtigt, wenn nach den Un- 

ständen des Falles die Aussicht 

auf Herstellung des ehelichen 

Verhältnisses ausgeschlossen ist. 

Die Zeit der Trennung von Gestrichen Abs. 22. 


! Grobe Misshandlung soll nicht gleichbedeutend sein mit „fortgesetzter 
gesundheitsgefährlicher Misshandlung“. Die Mehrheit erklärte: es gebe Miss- 
handlungen, die nicht gesundheitszefährlich seien und doch auf die Dauer 
eine schwere Zerrüttung des ehelichen Verhältnisses zur Folge hätten. Um- 
gekehrt brauche eine vorübergehende gesundheitsgefährliche Misshandlung 
nicht eine Zerrüttung des ehelichen Verhältnisses zur Folge haben; anderer- 
seits könne aber auch eine nicht fortgesetzte, sondern nur einmalige Miss- 
handlung diese Wirkung haben. Der $ 1463 giebt dem arbitrium des Richters 
den weitesten Spielraum. Dabei ist aber zu erwägen, dass der katholische 
Richter durch seine Kirche angehalten wird, Ehescheidungen nicht aus- 
zusprechen und selbstverständlich auch nicht für Akatholiken, die ja alle als 
dem göttlichen Gebote von der Untrennbarkeit der Ehe unterworfen an- 
zusehen sind. (Vgl. die Anführungen in meinem Lehrb. d. K.R., 4. Aufl., 
S. 438 Anm. 37.) Vom katholischen Standpunkt muss jedem Ehegatten 
unter allen Umständen die Fortsetzung der Ehe zugemuthet werden. 

®2 Während nach Entw. I bei Vorhandensein der Gründe dieses Para- 
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Tisch und Bett ist in dem Ur- 
theile zu bestimmen; die Tren- 
nung kann nicht auf einen 
längeren Zeitraum als zwei 
Jahre bestimmt werden. 

8 1464. Ein Ehegatte kann 
auf Scheidung klagen, wenn der 
andere Ehegatte in Geisteskrank- 
heit verfallen ist, die Krankheit 
während der Ehe mindestens 

| drei Jahre gedauert und einen 
solchen Grad erreicht hat, dass 
die geistige Gemeinschaft zwi- 


graphen die Klage regelmässig nur auf Trennung von Tisch und Bett und 
auf höchstens zwei Jahre angestrengt werden durfte und nur ausnahnısweise 
auf sofortige Scheidung, hat Entw. II, der eine zeitweise Trennung nicht 
mehr kennt, hier die Scheidungsklage für die regelmässig zulässige hingestellt. 
Dennoch sind die Scheidungssründe des $ 1463 anders gestaltet wurden als 
die der SS 1460—1462. Während nämlich bei diesen ein Antrag auf Aus- 
setzung des Verfahrens seitens des Klägers schlechtweg beantrart werden 
kann, und auch der Richter eine solche nicht von Amtswegen vornehmen 
darf, soll für die Fälle des $ 1463 dem gleichartigen Antrage des Klägers 
nur Folge gegeben werden, wenn die Aussicht auf Aussöhnung der Parteien 
nicht ausgeschlossen erscheint. Von Amtswegen darf der Richter dagegen 
nur bei einer Klare auf Herstellung des ehelichen Lebens das Verfahren 
aussetzen. Demnach soll in dem Einführungsgesetze an Stelle der C.P.O. 
S 580 gesetzt werden: Hat der Kläger die Aussetzung des Verfahrens über 
eine Ehescheidungsklage beantragt, so darf das Gericht auf Scheidung nicht 
erkennen, bevor die Aussetzung stattgefunden hat. Das Gleiche gilt, wenn 
die Scheidung auf Grund des $ 1463 bürgerl. G.-B. beantragt ist und die 
Aussicht auf Aussöhnung der Parteien nicht ausgeschlossen erscheint. Auf 
Grund dieser Bestimmungen darf die Aussetzung im Laufe des Rechtsstreites 
nur einmal und höchstens auf zwei Jahre angeordnet werden. $ 580a Die 
Aussetzung des Verfahrens über eine Klage auf Herstellung des ehelichen 
Lebens kann das Gericht von Amtswegen anordnen, wenn es die Aus- 
söhnung der Parteien für nicht unwahrscheinlich erachtet. Auf Grund dieser 
Bestimmung darf die Aussetzung im Laufe des Rechtsstreites nur einmal 
auf höchstens ein Jahr angeordnet werden. 
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8 1445. 
von Tisch und Bett erkannt, 
so kann der Ehegatte, welcher 
dlas Urtheil erwirkt hat, nach 
Ablauf der bestimmten Tren- 
nungszeit auf Grund des Ur- 


Ist auf Trennung 


theiles im Wege einer neuen 
Klage die 
langen. 

Ist nach Ablauf der Tren- 
nungszeit von dem Ehegatten, 


Scheidung ver- 


welcher das Urtheil erwirkt hat, 
die Scheidung nicht verlangt, 
dagegen von dem FElıegatten, 
gegen welchen das Urtheil er- 
lassen ist, auf Herstellung des 
ehelichen Lebens Klage erhoben 
und der andere Ehegatte zu der 
Herstellung rechtskräftig ver- 
urtheilt worden, so ist der letz- 
tere nicht mehr berechtigt, auf 
(rund des Trennungsurtheiles 
die Scheidung zu verlangen. 

S 1446. Das Recht auf 
Scheidung und auf Trennung 


Abhandlungen. 


Entwurf II. 
schen den Ehegatten aufgehoben, 
auch jede Aussicht auf Wieder- 
herstellung derselben ausge- 
schlossen ist. 
Gestrichen (weil dieses In- 
stitut abgelehnt worden war). 


$ 1465. Das Recht auf 
Scheidung erlischt in den Fällen 


! Hier soll in die Civilprozessordnung als $ 581a eingeschoben werden: 
Auf Scheidung wegen Geisteskrankheit darf nicht erkannt werden, bevor das 
Gericht einen oder mehrere Sachverständige über den Geisteszustand des 


Beklagten gehört hat. 


% 
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von Tisch und Bett ist aus- 
geschlossen, wenn der berech- 
tigte Ehegatte die das Recht 
begründende Handlung verziehen 
hat. Die Verzeihung des dem 
Urtheile auf Trennung von Tisch 
und Bett zu Grunde liegenden 
Scheidungsgrundeskannim Falle 
des 8 1445 auch noch gegen- 
über der Klage auf Scheidung 
geltend gemacht werden, sofern 
die Verzeihung so spät erfolgt 
ist, dass sie ın dem früheren 
Rechtsstreite nicht mehr geltend 
gemacht werden konnte, 

& 1447. Die Klage 
Scheidung und die Klage auf 
Trennung von Tisch und Bett 
muss in den Fällen der $S 1441, 
1442,1444 binnen sechs Monaten 
Die Frist be- 
ginnt mit dem Zeitpunkte, in 


auf 


erhoben werden. 


welchem der berechtigte Ehe- 
gatte von der das Recht be- 
gründenden Handlung Kenntniss 
erlangt hat. 

Die Frist zur Erhebung der 
Klage beträgt dreissig ‚Jahre von 
dem Zeitpunkte an, in welchem 
die Handlung begangen worden 
ist, wenn nicht die Klage in Ge- 
mässheit des ersten Absatzes be- 
reits früher ausgeschlossen ist. 
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der 8S 1460 bis 1463 durch 
Verzeihung. 


Gestrichen Satz 2 (weil das 
Institut der Trennung von Tisch 
und Bett abgelehnt worden war). 


8 1466. Die 
klage muss in den Fällen der 
SS 1460 bis 1463 binnen sechs 
Monaten von dem Zeitpunkt 


Scheidungs- 


an erhoben werden, in welchem 
der Ehegatte von dem Schei- 
dungsgrunde Kenntniss erlangt 
hat. Die Klageist ausgeschlossen, 
wenn seit dem Eintritte des 
Scheidungsgrundes zehn Jahre 
verstrichen sind. 

Die Frist 
läuft nicht, solange die häus- 
liche Gemeinschaft der Ehe- 
Wird 
jedoch der zur Klage berech- 


sechsmonatige 


gatten aufgehoben ist. 


tiste Ehegatte von dem anderen 
Ehegatten aufgefordert, entweder 
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Die Vorschriften der SS 164, | die häusliche Gemeinschaft her- 
166 finden entsprechende An- | zustellen oder die Scheidungs- 
wendung. klage zu erheben, so läuft die 

Der Erhebung der Klage | Frist von dem Empfange der 
steht die Ladung zum Sühne- | Aufforderung an. 
termine gleich. Diese Ladung Der Erhebung der Klage 
verliert jedoch ihre Wirkung, | steht die Ladung zum Sülıne- 
wenn nicht binnen drei Monaten | termine! gleich. Die Ladung 
seit der Beendigung des Sühne- | verliert ihre Wirkung, wenn der 
verfahrens die Klage erhoben ist; | zur Klage berechtigte Ehegatte 

im Sühnetermine nicht erscheint 
oder wenn er nicht binnen drei 
Monaten nach der Beendigung 
des Sühneverfahrens die Klage 
erhebt. 

Auf den Lauf der Fristen 
finden die für die Verjährung 
geltenden Vorschriften der$S169, 
171 entsprechende Anwendung. 

ie Vorschrift des $ 572 Abs. 2 Gestrichen ist der letzte 
Satz 1 der C.P.O. bleibt un- | Halbsatz (und soll seinen Er- 
berührt. satz in der C.P.O. finden). 

S 1447 Abs. 5. Ein Schei- S 1467. Ein Scheidungs- 
dungsgrund oder ein Trennungs- | grund kann, auch wenn die für 


I! Bezüglich dieses sollen C.P.O. SS 571, 572 folgendermassen geändert 
werden: $ 571. Der Klüger hat bei dem Amtsgerichte, vor welchem der 
Ehemann seinen allgemeinen Gerichtsstand hat, die Anberaumung eines 
Sühnetermines zu beantragen und zu diesem Termine den Beklagten zu laden. 
$ 572. Die Parteien müssen in dem Sühnetermine persönlich erscheinen; 
Beistäude können zurückgewiesen werden. Frscheint der Kläger oder 
erscheinen beide Parteien im Sühnetermine nicht, so muss der Klüger die 
Anberaumung eines neuen Sühnetermines beantragen und den Beklagten zu 
dem Termine laden. Erscheint der Kläger, aber nicht der Beklagte, so ist 
der Sühneversuch als misslungen anzusehen. ö 
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grund, welcher nach den Vor- 
schriften des ersten bis vierten 
Absatzes zur Zeit der Erhebung 
der Klage oder zur Zeit der 
Ladung zum Sühnetermine noch 
nicht ausgeschlossen war, kann 
in demselben Rechtsstreite auch 
noch zu der Zeit geltend ge- 
macht werden, mn welcher die 
für seine Zulässigkeit in jenen 
Vorschriften bestimmten Fristen 
bereits verstrichen sind. 

8& 1448. Eine Thatsache, 
auf welche der Antrag auf 
Scheidung oder auf Trennung 
von Tisch und Bett nicht mehr 
gegründet werden kann, darf 
in Verbindung mit einer anderen 
noch nicht ausgeschlossenen 
Tlıatsache zur Begründung des 
Antrages auf Scheidung oder 
auf Trennung von Tisch und 
Bett geltend . gemacht werden. 

$ 1449. In jedem Urtheile, 
durch welches auf Scheidung 
oder auf Trennung von Tisch 
und Bett erkannt wird, ist zu- 
gleich zu bestimmen, dass der 
Ehegatte, gegen 
Klage erhoben ist, der schuldige 
Theil sei, und, wenn ein jeder 
der Ehegatten auf Scheidung 
oder auf Trennung von Tisch 


welchen die 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. V. 8. 
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seine Geltendmachung im $ 1466 
bestimnite Frist verstrichen ist, 
im Laufe des Rechtsstreits gel- 
tend gemacht werden, sofern 
die Frist zur Zeit der Erhebung 
der Klage noch nicht verstrichen 
war. 


8 1468. Thatsachen, auf 
die eine Scheidungsklage nicht 
mehr gegründet werden kann, 
dürfen zur Unterstützung einer 
auf andere Thatsachen gegrün- 
deten Scheidungsklage geltend 


gemacht werden. 


S 1469. Wird die Ehe aus 
einem der in den $$ 1460 bis 
1463 bestimmten Gründe ge- 
schieden, so ist in dem Urtheil 
auszusprechen, dass der Be- 
klagte die Schuld an der Schei- 
dung trägt. 

Ist Beklagten 
Widerklage erhoben und wird 
auch diese für begründet er- 


27 


von dem 
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und Bett geklagt hat und beide 
Klagen für begründet erachtet 
werden, dass jeder Ehegatte 
der schuldige Theil sei. Die 
letztere Bestimmung muss auf 
Antrag Beklagten 
dlann erfolgen, wenn der Be- 
klagte die Scheidung oder Tren- 


des auch 


nung von Tisch und Bett zu 
verlangen berechtigt ist, eine 
Widerklage aber nicht erhoben 
hat, sowie auch dann, wenn 
das Recht des Beklagten auf 
Scheidung oder auf Trennung 
von Tisch und Bett durch Ver- 
zeihung oder Zeitablauf ausge- 
schlossen ist, der Verlust des 
Ent- 


stehung des von dem Kläger 


Rechtes aber erst nach 


geltend gemachten Scheidungs- 
grundes oder Trennungsgrundes 
eingetreten ist. 

$ 1450. 
bruches auf Scheidung erkannt 


Wird wegen Ehe- 


und ergeben die Verhandlungen 
‚die Person desjenigen, mit wel- 
chem der Ehegatte des Ehe- 
bruches sich schuldig gemacht 
hat, so soll in der Urtheilsformel 


Abhandlungen. 


Entwurf II. 
kannt, so sind beide Ehegatten 
für schuldig zu erklären. 

Olıne Erhebung einer Wider- 
klage ist auf Antrag des Be- 
klagten im Falle der Scheidung 
auch der Kläger für schuldig 
zu erklären, wenn Thatsachen 
vorliegen, die den Beklagten 
berechtigen würden, auf Schei- 
dung zu klagen, oder wenn das 
Recht des Beklagten auf Schei- 
dung zwar durch Verzeihung 
oder durch Zeitablauf ausge- 
schlossen ist, aber zur Zeit des 
Eintritts des von dem Kläger 
geltend gemachten Scheidungs- 
grundes noch bestanden hat. 


Gestrichen (und in die 


C.P.O. verwiesen)!. 


! Hier soll als $ 581b eingeschoben werden: Wird wegen Ehebruchs 
auf Ehescheidung erkannt, so ist in dem Urtheile die Person festzustellen, 
mit welcher der Ehebruch begangen worden ist wenn sie sich aus den Ver- 


handlungen ergiebt. 
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der Ehebruch als Grund der 
Scheidung sowie jene Person 
bezeichnet werden. 

81451. Auf den Rechts- 
streit, welcher die Scheidung 
oder die Trennung von Tisch 
und Bett zum Gegenstände hat, 
finden die Vorschriften des$ 1254 
mit der Massgabe entsprechende 
Anwendung, dass die Klage von 
dem gesetzlichen Vertreter eines 
geschäftsunfähigen Ehegatten 
nicht erhoben werden kann. 

$ 1452. Die Auflösung der 
Ehe tritt mit der Rechtskraft 
des die Scheidung bestimmen- 
den Urtheiles ein. 

S 1453. Ist ein Ehegatte 
in dem Urtheile, durch welches 
die Ehe geschieden wird, allein 
für den schulligen Theil erklärt, 
so kann der andere Ehegatte 
diejenigen Schenkungen wider- 
rufen, welche er während des 
Brautstandes oder während des 
Ehestandes dem für den schul- 
digen Theil erklärten Ehegatten 
Das Recht des 
dem 


gemacht hat. 


Widerrufes erlischt mit 


Tode des Schenkers oder des | 


Beschenkten; es erlischt auch 
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Gestrichen (desgleichen)!. 


8 1470. Die Auflösung der 
Ehe tritt mit der Rechtskraft 
des Scheidungsurtheils ein. 


S 1471. Ist ein Ehegatte 
allein für schuldig erklärt, so 
kann der andere Ehegatte Schen- 
kungen, die er ihm während des 
Brautstandes oder während der 
Ehe gemacht hat, 
Die Vorschriften 
finden Anwendung. 

Der Widerruf 
schlossen, wenn seit der Rechts- 
kraft des Scheidungsurtheils ein 
Jahr verstrichen oder wenn der 

| Schenker oder der Beschenkte 
| gestorben ist. 


widerrufen. 
des $ 477 


ist ausge- 


! Vol. die Anmerkungen zu $ 1236. 


XD 
1 
+ 
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Entwurf 1. 
mit Ablauf eines Jahres seit 
der Rechtskraft des Scheidungs- 
Im Falle des Wider- 
rufes steht dem Schenker oder 


urtheiles. 


dessen Erben das Recht zu, 
ddas Geleistete nach Massgabe 
des $ 745 zurückzufordern. 

8 1454 Abs. 1. 
für den schuldigen Theil er- 
klärte Ehegatte ist verpflichtet, 
dem anderen Ehegatten, wenn 


Der allein 


und solange dieser wegen Ver- 
mögenslosigkeit und Erwerbs- 
unfähigkeit sich selbst zu unter- 
halten nicht im Stande ist, 
den Unterhalt zu gewähren. 
Aufdiese Unterhaltspflicht finden 
die Vorschriften des 8 1481 
Abs. 2, des 8 1482 Abs. ], des 
S 1484 Satz 1, der 8&S 1487, 
1488, des S 1490 Abs. 1, des 
8 1491 Abs. 1, 3 und der 851492 
bis 1494, 1496 mit der Mass- 
gabe entsprechende Anwendung, 
dass die Unterhaltspflicht auch 
dann erlischt, wenn der berech- 
tigte Ehegatte eine andere Ehe 


schliesst. 


Abhandlungen. 


Entwurf II. 


8 1472. Der allein für 
schuldig erklärte Mann hat der 
geschiedenen Frau den standes- 
mässigen Unterhalt insoweit zu 
gewähren, als sie ihn nicht aus 
den Einkünften ihres Vermögens 
und, sofern bei Ehefrauen ihres 
Standes Erwerb durch eigene 
Arbeit üblich ist, aus dem Er- 
trag ihrer Arbeit bestreiten 
kann! 

Die allein für schuldig er- 
klärte Frau hat dem geschiedenen 
Manne den standesmässigen 
Unterhalt insoweit zu gewähren, 
als er ausser Stande ist, sich 


selbst zu unterhalten. 


! Das Vermögen der Frau braucht also nicht aufrezehrt zu werden. 
Der Standpunkt des I. Entwurfs war fast allseitig in der Kritik und von den 


Rerierungen beanstandet worden. 


?2 Hier wird Vermögenslosigkeit und Erwerbsunfähigkeit des Mannes 
gefordert; denn nur unter dieser Voraussetzung hat der Mann auch während 
der Ehe einen Unterhaltsanspruch gegen die Frau. 
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8 1454 Abs. 1. $ 1473. Ist der allein für 
schuldigerklärte Ehegatte bei Be- 
rücksichtigung seiner sonstigen 
Verpflichtungen ausser Stande, 
ohne Gefährdung seines eigenen 
standesmässigen Unterhalts dem 
anderen Ehegatten den Unter- 
halt zu gewähren, so ist er be- 
rechtigt, von den zu seinem 
Unterhalte verfügbaren Ein- 
künften zwei Dritttheile oder, 
wenn diese zu seinem noth- 
dürftigen Unterhalte nicht aus- 
reichen, so viel zurückzubehalten, 
als zu dessen Bestreitung er- 
forderlich ist!. 

Der Mann ist der Frau 
gegenüber unter den Voraus- 
setzungen des Abs. 1 von der 
Unterhaltspflicht ganz befreit, 
wenn die Frau den Unterhalt 
aus dem Stamme ihres Ver- 

Ä mögens bestreiten kann. 

S 1454 Abs. 1. 81474. Der Unterhalt ist 
durch Entrichtung einer Geld- 
rente nach Massgabe des $ 702 
zu gewähren. Ob, in welcher 


! Man fand, dass der Standpunkt desI. Entwurfs der Billirkeit wider- 
sprach, da es doch nicht anginge, dem unschuldigen Ehegatten den Unter- 
haltsanspruch völlig abzusprechen, wenn dem schuldigen an seinem standes- 
semässen Unterhalte nur eine Kleinigkeit fehle. Die angenommene 
(uotenutheilung schien auch keineswegs willkürlich oder mechanisch, da sie 
auf der Erwägung beruhe, dass zwei Personen zum Leben weniger brauchten 
als eine. | 
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S 1454 Abs. 1. 

Abs. 2. Hat der für den 
schuldigen Theil erklärte Ehe- 
gatte eine neue Ehe geschlossen, 
so finden, wenn in der neuen 
Ehe der gesetzliche Güterstand 
besteht, die Vorschriften des 
S 1313, wenn in der neuen Ehe 
die allgemeine Gütergemein- 
schaft, die Errungenschaftsge- 
meinschaft oderdie Gemeinschaft 
des beweglichen Vermögens und 
der Errungenschaft besteht, die 
Vorschriften des $ 1363 ent- 
sprechende Anwendung. 

S 1454 Abs. 1. 


Abhandlungen. 


Entwurf II. 
Art und für welchen Betrag der 
Unterhaltspflichtige Sicherheit zu 
leisten hat, bestimmt sich nach 
den Umständen des Falles. 

Statt der Rente kann der 
Berechtigte eine Abfindung in 
Kapital verlangen, wenn ein 
wichtiger Grund vorliegt. 

Im Uebrigen finden die für 
die Unterhaltspflicht der Ver- 
wandten geltenden Vorschriften 
der $S 1502, 1505, des $ 1506 
Abs. 1, des $ 1508 und für 
den Fall des Todes des Be- 
rechtigten die Vorschriften des 
S 1510 entsprechende Anwen- 
dung. 

8 1475. Die Unterhalts- 
pflicht erlischt mit der Wieder- 
verheiratliung des Berechtigten. 

Im Falle der Wiederverhei- 
rathung des Verpflichteten finden 
die Vorschriften des $ 1499 
entsprechende Anwendung. 


$ 1476. Die Ünterhalts- 
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S 1455. Die 
Ehefrau behält den Familien- 
namen des Ehemannes. 


geschiedene 
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Entwurf U. 


pflicht erlischt nicht mit dem 
Tode des Verpflichteten. 


Die Unterhaltspflicht der 
Erben unterliegt nicht den Be- 
schränkungen des $ 1473. Der 


Berechtigte muss sich jedoch 
die Herabsetzung der Rente bis 
auf die Hälfte der Einkünfte 
gefallen lassen, welche der Ver- 
pflichtete zur Zeit des Todes 
aus seinem Vermögen bezogen 
hat. 


8 1477. Ist die Ehe wegen 
Geisteskrankheit eines Ehegatten 
geschieden, so hat ihm der 


andere Ehegatte den Unterhalt 
in gleicher Weise zu gewähren 
wie ein allein für schuldig er- 
klärter Ehegatte. - 

81478. Die 
Frau behält den Familiennamen 
des Mannes. 

Ist die Frau allein für schul- 
dig erklärt, so verliert sie den 
Familiennamen des Mannes und 
erhält ihren Familiennamen wie- 
der, wenn der Mann ihr die 


geschiedene 


Fortführung seines Namens 
untersagt und der zuständigen 
Behörde hiervon Anzeige macht. 

Ist die Frau nicht oder nicht 
allein für schuldig erklärt, so 


kann sie ihren Familiennamen 
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S 1456. Die Sorge für die 
Person der gemeinschaftlichen 
der Auf- 
lösung der Ehe durch Scheidung, 


Kinder steht nach 


solange beide Ehegatten leben, 
wenn nur ein Ehegatte für den 
schuldigen Theil erklärt ist, dem 
anderen Ehegatten, wenn beide 
Ehegatten für den schuldigen 
Theil erklärt sind, in Ansehung 
der Töchter der Mutter, in An- 
sehung der Söhne bis zum zu- 
rückgelegten sechsten Lebens- 
jahre der Mutter, für die späteren 
Lebensjahre dem Vater zu. Das 
Vormundschaftsgericht kann je- 
doch die Sorge für die Person 
eines Kindes an den nach den 
vorstehenden Bestimmungen zu 
dieser Sorge nicht berufenen 
Elterntheil 
dies durch besondere Umstände 
im Interesse des Kindes geboten 


übertragen, wenn 


Abhandlungen. 


Entwurf II. 

oder, sofern sie vor der Ein- 
gehung der geschiedenen Fihe 
verheirathet war, den zur Zeit 
der Eingehung dieser Ehe ge- 
führten Namen wieder annehmen. 
Die Annahme erfolgt durch Er- 
klärung gegenüber der zustän- 
digen Behörde; die Erklärung 
öffentlich beglaubigter 
Form abzugeben. 

81479. Solange die ge- 
schiedenen Ehegattenleben, steht 


ist ın 


die Sorge für die Person der 
gemeinschaftlichen Kinder, wenn 
nur einer der Ehegatten für 
schuldig erklärt ist, dem anderen 
Sind beide Ehe- 
gatten für schuldig erklärt, so 


Ehegatten zu. 


steht die Sorge für die Söhne 
unter sechs Jahren und für die 
Töchter der Mutter, für die 
Söhne über sechs Jahre dem 
Vater zu. Das Vormundschafts- 
gericht kann eine abweichende 
Anordnung treffen, wenn eine 
solche aus besonderen Gründen 
im Interesse der Kinder geboten 
ist; die Anordnung kann auf- 
gehoben werden, wenn das In- 
teresse der Kirder die Aufrecht- 
erhaltung nicht mehr erfordert. 
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erscheint; die Anordnungen des 
Vormundschaftsgerichteskönnen 
zu jeder Zeit, sofern es im In- 
teresse des Kindes nöthig wird 
oder die Umstände, welche die 
Anordnung veranlasst haben, 
weggefallen sind, aufgehoben 
oder geändert werden. | 

Die Sorge für die Person 
des Kindes schliesst in den 
Fällen des ersten Absatzes, 
unbeschadet der aus der elter- 
lichen Gewalt sich ergebenden 
Rechte, die gesetzliche Ver- 
tretung des Kindes nicht ein. 


8 1457. Der Eilterntheil, 
welcher in Gemässheit des8$ 1456 
von der Sorge für die Person 
eines Kindes ausgeschlossen ist, 
behält die Befugniss, mit dem 
Kinde persönlich zu verkehren. 
Die näheren Anordnungen über 
diesen persönlichen Verkehr sind 
erforderlichenfalls von dem Vor- 
mundschaftsgerichte zu trefien. 

81458. Zu den Kosten 
des einem gemeinschaftlichen 
Kinde der geschiedenen Ehe- 
gatten von dem Eheimanne zu 
 gewährenden Unterhaltes ist die 
Ehefrau, wenn dem Elhemanne 
die elterliche Nutzniessung an 
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Die Sorge für die Person 
im Sinne des Abs. 1 umfasst 
nicht die Vertretung der Kinder. 

Im Uebrigen werden die sich 
aus der elterlichen Gewalt er- 
gebenden Rechte und Pflichten 
durch die Scheidung nicht be- 
rührt. 

S$S 1480. Der Ehegatte, 
welchem nach 8 1479 die Sorge 
für die Person eines Kindes 
nicht zusteht, behält die Befug- 
niss, mit dem Kinde persönlich 
zu verkehren. Das Vormund- 
schaftsgericht kann den Verkehr 
näher regeln. 


8 1481. Die Frau hat aus 
den Einkünften ihres Vermögens 
sowie aus dem Ertrag ihrer 
Arbeit oder eines von ihr selb- 
ständig betriebenen Erwerbs- 
einen 


geschäftse dem Manne 


angemessenen Beitrag zur Be- 
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ddem Vermögen des Kindes nicht 
zusteht, aus den Einkünften 
ihres Vermögens und aus dem 
Ertrage eines von ihr betriebe- 
nen Erwerbsgeschäftes einen 
angemessenen Beitrag dem Ehe- 
manne zu leisten verpflichtet. 

Der 


stehende Anspruch kann nicht 


dem FEhemanne zu- 


übertragen werden und eine 
Aufrechnung gegen ilın ist nicht 
statthaft. 


$ 1459. Durch die Tren- 
nung von Tisch und Bett wird 
während der in dem Urtheile 
bestimmten Trennungszeit die 
Verpflichtung beider Ehegatten 
zur häuslichen Gemeinschaft und 
zur Leistung der ehelichen 
Pilicht aufgehoben. 

S 1460. 8. 8. 395. 

& 1461. 


Sorge für die Person der ge- 


In Ansehung der 


meinschaftlichen Kinder der von 
Tisch und Bett getrennten Ehe- 
gatten finden für die in dem 


Abhandlungen. 
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streitung des von ilım einem ge- 
meinschaftlichen Kinde zu ge- 
währenden Unterhalts zu leisten, 
soweit nicht die Kosten des 
Unterhalts durch die ihm am 
Vermögen des Kindes zustehende 
Nutzniessung gedeckt werden. 
Der Anspruch des Mannes ist 
nicht übertragbar. 

Steht der Frau die Sorge 
für die Person des Kindes zu 
und ist eine erhebliche Gefähr- 
dung des Unterhalts des Kindes 
für die Zukunft zu besorgen, 
so kann die Frau den Beitrag 
zur eigenen Verwendung inso- 
weit zurückbehalten, als 
Bestreitung des Unterhalts er- 
forderlich ist. 

Gestrichen (in Konsequenz 
der Nichtaufnahme dieses In- 
stituts). 


zur 


Gestrichen (desgleichen). 


Friedberg, Das persönliche Eherecht etc. 


Entwurf I. 
Urtheile bestimmte Trennungs- 
zeit die Vorschriften der SS 1456, 
1457 entsprechende Anwendung. 

8 1462. Auf den Antrag 
eines jeden der Ehegatten kann 
durch einstweilige Verfügung 
(lie Verpflichtung der Ehegatten 
zur häuslichen Gemeinschaft 
und zur Leistung der ehelichen 
Pflicht bis zur Erledigung des 
Rechtsstreites, welcher die Schei- 
dung oder die Trennung von 
Tisch und Bett zum Gegen- 
stande hat, aufgehoben und für 
dieselbe Zeit die gegenseitige 
Unterhaltspflicht, die Sorge für 
die Person der gemeinschaft- 
lichen Kinder innerhalb der im 
S 1456 Abs. 2 bezeichneten 
(srenzen sowie die Verpflichtung 
zur Gewährung des Unterhaltes 
an die letzteren im Verhältnisse 
der Ehegatten zu einander ge- 
ordnet werden. 

Der Antrag ist zulässig, so- 
bald auf Grund des 8 571 der 
C.P.O. der Termin zum Ver- 
suche der Sühne oder auf die 
Klage der Termin zur münd- 
lichen Verhandlung bestimnit 
oder im Wege der Erhebung 


ı Vgl. zu $ 1236. 


Entwurf II. 


Gestrichen (und 
C.P.O. verwiesen)!. 


ın 
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der Widerklage die Scheidung 
oder die Trennung von Tisch 
und Bett beantragt ist. 

8 1463. Ist rechtskräftig 
auf Scheidung oder auf Tren- 
nung von Tisch und Bett er- 
kannt oder in Gemiässheit des 
$ 1462 eine einstweilige Ver- 
fügung erlassen, so soll hiervon 
wenn ein gemeinschaftliches 
ıinderjähriges Kind vorhanden 
das 
Amtswegen Vormund- 
schaftsgerichte unverzüglich Mit- 


ist, Prozessgericht von 


dem 


theilung machen. 


II. Auflösung der Ehe in Folge 
Todeserklärung. 

S 1464. Wenn nach der 
Todeserklärung eines Ehegatten 
der andere Ehegatte eine neue 
Ehe schliesst, der für todt er- 
klärte Ehegatte aber zur Zeit 
der Eheschliessung noch am 
Leben ist, so wird mit Schlics- 
sung der neuen Ehe die zwischen 
dem für todt erklärten und dem 
anderen Ehegatten bestehende 
Ehe aufgelöst. 

Die Auflösung der früheren 
Ehe bleibt in Kraft, auch wenn 
die Todeserklärung nach Schlies- 


Abhandlungen. 


Entwurf II. 


Gestrichen (desgleichen). 


Sıebenter Titel. 


Auflösung der Ehe im Falle 
der Todeserklärung. 


8 1482. Ist einer der Ehe- 
gatten für todt erklärt, aber 
noch am Leben, so wird die 
Ehe dadurch aufgelöst, dass der 
andere Ehegatte sich wieder 
Die Ehe bleibt 
auch dann aufgelösst, wenn die 


verheirathet. 


Todeserklärung in Folge einer 
Anfechtungsklage aufgehoben 
wird oder wenn die neue Ehe 
nach den $S 1239 bis 1243 an- 
fechtbar 
wird. 


Die Auflösung tritt niclit 


ist und angefochten 
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sung der neuen Ehe aufgehoben 
wird oder die neue Ehe an- 
fechtbar ist und angefochten 
wird. 

Die Vorschrift des ersten 
Absatzes findet keine Anwen- 
dung, wenn der Ehegatte, wel- 
cher die neue Ehe schliesst: bei 
der Eheschliessung weiss, dass 
zu dieser Zeit der für todt er- 
klärte Ehegatte noch lebt, oder 
wenn die neue Ehe aus einem 
anderen Grunde nichtig ist. 


a a Se 


m ran 
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ein, wenn beide Ehegatten beider 
Eheschliessung gewusst haben, 
dass der für todt erklärte Ehe- 
gatte die Todeserklärung! über- 
lebt hat, oder wenn die neue 
Ehe aus einem anderen Grunde 
nichtig ist. 

8 1483. Jeder Ehegatte der 
neuen Ehe kann, wenn der für 
todt erklärte Ehegatte noch lebt, 
die neue Ehe anfechten, es sei 
denn, dass er bei der Ehe- 
schliessung von dessen Leben 
Die Anfech- 
tung muss binnen sechs Monaten 
von dem Zeitpunkt an erfolgen, 
in welchem der anfechtende Ehe- 
gatte erfahren hat, dass der für 
todt erklärte Ehegatte noch lebt. 

Die Anfechtung ist ausge- 


Kenntniss hatte. 


schlossen, wenn die neue Ehe 
durch den Tod eines der Ehe- 
gatten aufgelöst worden ist. 

S 1484. Macht der Elıe- 
gatte der früheren Ehe von dem 
ihm nach & 1483 zustehenden 
Anfechtungsrechte Gebrauch, so 
hat er dem.anderen Ehegatten 
Unterhalt nach Massgabe der 


! Demnach würde also die Auflösung der früheren Ehe erfolgen, wenn 
der zurückgelassene Ehegatte allein weiss, dass der für todt erklärte Ehe- 


gratte lebt, also wissentlich eine bigamische Ehe schliesst. 


die frühere Fassung vorzuziehen sein? 


Sollte nicht da 
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S$S 1465. Ist die Ehe in 
Gemässheit des 8 1464 aufge- 
löst, so finden in Ansehung der 
gemeinschaftlichen Kinder die 
auf den Fall, dass beide Ehe- 
gatten für den schuldigen Theil 
erklärt sind, sich beziehenden 
Vorschriften der $S 1456, 1457 
sowie die Vorschriften des 8 1458 
entsprechende Anwendung. 

S 2245. 


Abhandlungen. 


Entwurf II. 
Ss 1472—1476 
sofern nicht der andere Ehegatte 


zu gewähren, 


bei der Eheschliessung wusste. 
dass der für todt erklärte Ehe- 
gatte die Todeserklärung über- 
lebt hat. 

8 1485. Ist die Ehe nach 
S 1482 aufgelöst, so bestimmt 
sich die Sorge für die Person 
der gemeinschaftlichen Kinder 
nach den Vorschriften, welche 
gelten, wenn die Ehe geschieden 
ist und beide Ehegatten für 
schuldig erklärt sind. Auf die 
Unterhaltspflicht finden die Vor- 
schriften des $ 1481 Anwendung. 


Die Eingehung der Ele wird in Anselung eines 


jeden der Verlobten nach den Gesetzen des Staates beurtheilt, 
welchem der Verlobte angehört. Gestattet das Recht dieses 
Staates, dass der Verlobte die Ehe nach den Gesetzen seines Wohn- 
sitzes oder nach den Gesetzen des Ortes eingeht, in welchem dieEhe 
geschlossen wird, so genügt für ilın die Beobachtung dieser Gesetze. 

Die Form einer im Inlande geschlossenen Ehe bestimmt sichı 
ausschliesslich nach den deutschen Gesetzen. Ein Deutscher kann 
im Auslande die Ehe auch in der am Orte der Eheschliessung 
geltenden Form eingehen. 

S 2246. Ehegatten 
zu einander werden nach den Gesetzen des Staates beurtheilt, 


Die jeweiligen Rechtsbeziehungen der 


welchem der Mann angehört. 

S 2247. 
des Staates beurtheilt, welchem der Mann zur Zeit der Ver- 
wirklichung des für die Auflösung in Betracht kommenden That- 


Die Auflösung der Ehe wird nach den Gesetzen 


bestandes angehört. 
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Für die Ehescheidung und für die beständige oder zeit- 
weilige Trennung der Ehegatten von Tisch und Bett sind die 
Gesetze des Staates massgebend, welchem der Mann zur Zeit 
der Erhebung der Klage auf Scheidung oder auf Trennung 
angehört. 

Eine Thatsache, die sich ereignet hat, während der Mann 
einem anderen Staate angehörte, kann als Scheidungsgrund oder 
als Trennungsgrund nur geltend gemacht werden, wenn die That- 
sache auch nach den Gesetzen dieses Staates ein Scheidungs- 
grund oder ein Trennungsgrund ist. 

Sind nach dem Rechte des Staates, dessen Gesetze naclı 
diesen Vorschriften Anwendung finden würden, die am Wohn- 
sitze des Mannes geltenden Gesetze anzuwenden, so sind diese 
Gesetze massgebend. 

8 2248. Ist die Reichsangehörigkeit eines Ehemannes er- 
loschen, die Ehefrau aber Deutsche geblieben, so finden, soweit 
nach den $S 2246, 2247 die Gesetze eines ausländischen Staates 
anwendbar sein würden, die deutschen Gesetze Anwendung. 

S 2249. Auf Scheidung sowie auf beständige oder zeit- 
weilige Trennung von Tisch und Bett kann auf Grund eines aus- 
ländischen Gesetzes im Inland nur erkannt werden, wenn zu- 
gleich nach den deutschen Gesetzen die Scheidung zulässig 
sein würde. 
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II. Miscellen. 


Im 5. Bande dieser Zeitschrift wird 8. 288 als Inhalt der 
Handschrift der kaiserlichen Bibliothek zu Petersburg II fol. 
mempbr. 13 (D) unter anderem eine Sammlung von Konstitutionen 
der römischen Kaiser angeführt, welche auf Blatt 20” —23° steht. 
Die mitgetheilten Anfänge der einzelnen Konstitutionen ermög- 
lichen eine genauere Bestimmung der Konstitutionen; in der 
Reihenfolge der Sammlung sind es folgende Stellen aus der Lex 
Romana Wisigothorum: 

Theod. 9 ı 11, 9 ı3 interpret. 9 ı 7 interpret. 9 ı 8 interpret. 
9 ıs interpret. 9 26 ı interpret. 9 262 interpret. 9 7 ı Interpret. 
11 142 interpret. Marciani Novella 1 interpret.?! Theod. 
11 91 interpret. 11 ı0 1 interpret. 11 11?3, 9973, 9 a°2, 9aı, 
9 47 interpret. 9 4s interpret. 9 ıs ı interpret. 9 ıo2. 

Die Hoffnung, in dieser Sammlung unbekannte Konstitutionen 
oder wenigstens kritisches Material für die bekannten Konstitu- 
tionen zu finden wäre hiernach vergeblich. Die Auszüge sind 
aus einer der jüngeren Handschriften der Lex Romana geschöpft, 
welche sich bald auf den Text bald auf die Interpretatio der 
Konstitutionen beschränken, die Inskriptionen und Subskriptionen 
meist verkürzen und letztere an die Inskriptionen anhängen. 

Einige der aufgenommenen Stellen sind in den bisher unter- 
suchten kirchenrechtlichen Samnılungen nicht benutzt; so Theod. 
Yasıs, Daıs, 11 sı6, Il 31, 11 36 20. 


Bonn, im September 1895. Paul Krüger. 


! Angrereben ist Martiani Novellae III c. 1. Val. et Marc. VI id. Oct. Si 
quis clericorum; die Subskription und der Anfang si quis stimmen mit 
obigem Citat, das Wort clericorum hat die Interpretatio nicht. 

® Die Sammlung, welche die Titel als cap. anführt, hat aus Versehen 
die Zahl XVI. 

3 Der Titel ist in allen 4 Auszügen als c. II angeführt. 
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III. Literaturübersicht:., 
Erstattet von E. Friedberg. 


I. Allgemeines. 


20. Lexikon* f. Theologie u. Kirchenwesen von Holtz- 
mann u. Zöpffel. Lehre, Geschichte und Kultus, Verfassung, 
Feste, Sekten und Orden der christl. Kirche; das Wichtigste be- 
züglich der übrigen Religionsgesellschaften. Durch einen Anhang 
vermehrte Auflage. Braunschweig, Schwetschke & Sohn, 95. 

Das ausgezeichnete Buch liegt jetzt vollendet vor. Es ist ein 
unveränderter Abdruck der II. Aufl., ergänzt durch 69 Seiten 
(Lief. 14, die für 1 Mk. auch besonders abgesreben wird). Die hier 
gegebenen Zusätze sind stets zweckentsprechend und unter genauer 
Verfolgung der modernen Literatur abgefasst. Sie erhöhen im 
wesentlichen Masse die Brauchbarkeit des vortrefflichen Werkes. 

E. Fr. 

21. Troeltsch, Religion u. Kirche. Preuss. Jahrb. 81, 215. 

22. D’Avril, les egl. autonomes et autocephales. Rev. des quest. 
hist. 1895. Juill. p. 149 — 95. 

23. Newell, A history of the welsh church to the dissolution 
of the monasteries. Lond. 95. 

24. Lapötre, L’Europe et le saint-siege a l’epoque Caro- 
lingienne. I’ P. Le Pape Jean VIII. (872—882). Par. 95. 

25. Georges Goyauf, Andre Perate+, Paul Fabre*, 
Le Vatican, les papes et la civilisation. Le gouvernement central 
de l’eglise. Introduction par son Em. le Card. Bourret, €pilogue 
par le Vicomte de Vogue. Ouvrage illustreE de 2 gravures au 
burrin de F. Gaillard et d’Eug. Burnay, de 4 chromolithographies, 


ı Die mit * bezeichneten Bücher sind der Redaktion zur Besprechung 
zugegangen. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. V. 3. 28 
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de 7 phototypies et de 475 gravures reproduites directement. 
d’apres des photographies. Paris 1895... Firmin Didot & Co. 

Wir glauben, dass dies Buch auch in Deutschland weite Kreise 
lebhaft interessiren wird. Der Text stammt von zwei verstorbenen 
und einem lebenden Mitgliede der ecole francaise de Rome, der wir 
schon so viele und wichtige Arbeiten auf dem Gebiete der Papst- 
geschichte verdanken. Zwar ist dies Buch im eigentlichen Sinne 
kein wissenschaftliches, sondern ein populäres. Aber es ist von voll- 
kommen sachkundigen Männern verfasst, elegant in der Form und 
durchaus lesbar und lesenswerth. Freilich stehen die Verfasser 
sämmtlich auf streng-katholischem und zwar ultramontanem Stand- 
punkte. Aber auch die Evangelischen wird es interessiren, diese 
Vertretung desselben kennen zu lernen und wenn auch von unseren 
Prinzipien aus die Geschichtsauffassung der Verf. als einseitir und 
der Reformation gegenüber ungerecht bezeichnet werden muss, so 
ist doch die Polemik stets in der Form massvoll. Von Goyau 
stammt der erste Abschnitt Vue gencrale de V’histoire de la papaute, 
ein allgemeiner Abriss der Geschichte des Papstthums von Petrus 
bis auf Leo XIII. Ebenso der zweite, Le gouvernement central 
de l’eglise, in welchem eine Darstellung der römischen Curialorgani- 
sation gewreben wird. 

Der dritte Abschnitt Les papes et. les arts ist von PCrate ver- 
fasst, der letzte La bibliotheque vaticane von Fabre, dem genauen 
Kenner derselben, dem Herausgeber des liber censuum. Was aber 
dem prächtig ausgestatteten Werke einen ganz besonderen Reiz 
verleiht und es zu einem einzig dastehenden macht, ist die Fülle 
der vorzüglich ausgeführten Illustrationen. Hier findet der Leser 
Alles abgebildet was auf den behandelten Stoff nur irgendwie Be- 
zug hat: Porträts, kirchliche Gebäude, Bullen, Münzen, Medaillen, 
Handschriftenproben, Reproduktionen bedeutender Gemälde von 
kirchenhistorischen Vorgängen u. s. w. Dieselbe Verlawshandlung 
hat bekanntlich die interessanten Werke von Lacroix herausgegeben. 
Das vorliegende Buch schliesst sich jenen Publikationen als gleich- 
artiv und ebenbürtig an. E. Fr. 

26. Martens, Gregor VII. war nicht Mönch. Hist. Jahrb. 
16, 274. 

27. Grauert, Hildebrand als Ordenskardinal. ib. 283. 

28. Clausen, Papst Honorius IIl. Bonn 95. 

29. Weinmann, Bisch. Georg v. Baden u. d. Metzer Kapitel- 
streit. Metz 94. (Strassb. Dissertat.) 
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30. Launay, Hist. gener. de la Societe des Missions etranger. 
1--3. Par. 94. 

31. Nuntiaturberichte* aus Deutschland 16283— 1638 nebst. 
ergänzenden Aktenstücken. Nuntiatur des Pallotto 1628—1630. 
Bd. 1. 1628, im Auftrag d. k. preuss. histor. Instituts in Rom be- 
arbeitet von Hans Kiewning. Berlin 95. A. Bath. (Nuntiatur- 
berichte Abth. IV. XVII. Jahrh.) 

Wir haben auf die bisher erschienenen Bände des Gesammt- 
werkes schon mehrfach in dieser Zeitschrift hingewiesen und auf 
ihre ausserordentliche geschichtliche sowie auch auf ihre kirchen- 
rechtliche Bedeutung aufmerksam gemacht. Wir können jetzt unserer 
Freude über die Erweiterung des Unternehmens, das nun auch die 
Berichte des XVII. Jahrh., was ursprünglich nicht in dem Plane 
geleren hatte, zugänglich machen will, Ausdruck geben. Zwar ist 
die archivalische Ausbeute der für Deutschland wichtigen Akten- 
stiicke aus den Jahren 1618—1628 nur eine geringfügige gewesen; 
aber von 1628— 1648 sind die fortlaufenden Nuntiaturberichte in Rom 
vorrefunden worden. So ist denn beschlossen worden, zunächst . 
die Jahre 1628— 1635 zu publiziren und die freigiebige Unterstützung 
von Harry Villard in New-York hat es ermöglicht, gleich mit der 
Verwirklichung des Planes zu beginnen. Die Fülle des vorhandenen ' 
Materiales lässt sich aus dem Umstande ermessen, dass der vor- 
liegende Band nur das Jahr 1628 umfasst und doch nicht weniger 
als 165 Aktenstücke giebt. Die Art der Herausgabe weicht nicht 
von derjenigen der seitherigen Bände ab. Eine Einleitung berichtet 
über die Quellen, weiter über das Leben des Pallotto bis 1628 und 
giebt dann die Greschichte seiner Nuntiatur i. J. 1628. Die Akten 
folgen, ein Personen- und Ortsregister bilden den Schluss. Die 
Darstellung des Herausgebers ist klar und mustergiltig und auch 
die Edition selbst verdient, so weit wir dies zu beurtheilen ver- 
mögen, vollen Beifall. Möchte das wichtige Unternehmen rüstig 
fortschreiten! E. Fr. 

32. Lösche*, Johannes Mathesius. Ein Lebens- und Sitten- 
bild aus der Reformationszeit. 1.2. Gotha 1895. Friedr. Andreas 
Perthes. 

Das tüchtire auf ungedruckten Quellen und auf einer voll- 
ständigen Kenntniss der gedruckten Werke des Mathesius beruhende 
Buch füllt eine wesentliche Like der bisherigen Literatur in 
dankenswerther und rühmlicher Weise aus. Aber nicht dadurch 
ist es für diese Zeitschrift von Interesse, dass eine für die Re- 

28* 
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formation bedeutungsvolle Persönlichkeit in das volle Licht gerückt 
wird, sondern weil Mathesius auch auf kirchenrechtlichem Gebiete 
thätig gewesen ist. Der Verf. hat über die von jenem herrührende 
Joachimsthaler Kirchenordnung schon an anderer Stelle gehandelt 
und wir haben darüber berichtet. Er hat seine frühere Arbeit 
auch wieder in dies Buch aufgenommen (Bd. I, S. 261ff.), aber in 
vermehrter und wesentlich verbesserter Gestalt. Dagegen hat er 
den Wortlaut, den er im Jahrbuch 1894 S. 1 mitgetheilt hatte, 
nicht wieder abdrucken lassen. Möchten doch auch die übrigen 
evangelischen Kirchenordnungen Oesterreichs aus dem XVI. Jahr- 
hundert endlich der Vergessenheit entrissen werden und eine gleich- 
artige liebevolle und einsichtige Bearbeitung erfahren! E. Fr. 


I. Lehr- und Handbücher. 


5. Andre et Condis, Dict. de droit canon. et des sciences 
en connexion avec le droit canon. revu, augmente et actualise par 
. Wagner; mit dem 1895 in Paris erschienenen t. 3. (O—Z) ist das 
Werk abgeschlossen. 


II. Sammlungen von Kirchengesetzen. Kirchengesetze 
mit Kommentaren. 


7. Stegemann*, Nachtrag zur II. Aufl. der Gesetze d. ev.- 
luth. K. d. Prov. Hannover aus der Zeit v. 9./10. 1864—20./2. 1889, 
enthaltend die neueren Gesetze bis 5./4. 1895. Text-Ausgabe. 
Hannover. Carl Meyer 95. Mk. 1. 

Das kleine Heft (174 Seiten) ergänzt in wünschenswerther 
Weise die frühere Sammlung desselben Herausgebers und führt sie 
bis auf den heutigen Tag. E. Fr. 

8. Manz’sche* Gesetz-Ausgabe. 26. Band. 2. Abtlıle. Gesetze 
und Verordnungen in Cultussachen, erläutert durch die Motiven- 
und Ausschussberichte der wichtigeren Reichsgesetze, die Entschei- 
dungen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes, des k. k. Reichsgerichtes 
und des k. k. Obersten Gerichtshofes. Mit Beniittzung von theil- 
weise ungedruckten Materialien zusammengestellt von Dr. Burck- 
hard. Dritte ergänzte Auflage. Wien, Manz, 95. 5 fl. 

Das vorliexende Buch hat sich wohl bewährt, wofür der Um- 
stand zeugt, dass jetzt schon die dritte Auflage erscheint. Der 
I. Band giebt die allen Kirchen und Religionsgesellschaften gemein- 
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schaftlichen Rechtsnormen des österreichischen Staates, die für die 
evangelische, sowie die griechisch-orientalische Kirche und die für 
die israelitische Religionsgesellschaft. Der H. Band ist der römisch- 
katholischen Kirche gewidmet. Der Stoff ist nach systematischen 
Gesichtspunkten geordnet, doch gewähren ein chronologisches und 
ein Sachregister bequeme Uebersicht. Wenn auch Vollständigkeit 
von vornherein nicht in dem Plane des Herausgebers gelegen war, 
so ist die Auswahl doch verständig getroffen und zweckentsprechend. 
Mittheilungen aus den Motiven sind den wichtigeren Gesetzen bei- 
gegeben. So wird das Buch auch in Deutschland bei allen denen 
günstige Aufnahme finden, welche sich in dem zerstreuten, zum Theil 
auch nach Provinzen gesonderten österreichischen Rechtsmateriale 
zu orientiren haben. E. Fr. 


IV. Quellen des Kirchenrechts. 


22. Schneider, Fontes iuris eccles. novissimi. Decreta et 
canones Sacros. oecum. concilii vaticani una cum seletis constitu- 
tionib. pontificiis aliisque documentis ecclesiasticis. Regensb. 95. 

23. Harnack*, Das Ediet des Antoninus Pius. Eine bisher 
nicht erkannte Schrift Novatians v. J. 249/30. (Cyprians de laude 
martyrii.) Leipzig 95. Hinrichs. Mk. 4. 

Von den beiden in diesem Hefte der Texte und Untersuchungen 
z. Geschichte d. altchristl. Literatur (Bd. 3, H. 4) enthaltenen Ab- 
handlungen fällt in den Kreis unserer Zeitschrift lediglich die erste. 
Sie behandelt jenes räthselhafte von Eusebius überlieferte römische 
Kaiseredikt, welches uns ausserdem nur in dem Pariser Justin- 
Codex überliefert ist. Mit gewohntem Scharfsinn legt H. dar: 
1. dass der Text der Pariser Handschrift sich als eine in christ- 
licher Tendenz verbesserte oder vielmehr verfälschte Ueberlieferung 
des Eusebiustextes charakterisire, 2. dass Eusebius selbst eine 
griechische Uebersetzung des lateinischen Originalediktes vorgelegen 
habe, die auch schon in christlicher Tendenz Bearbeitung und Ver- 
fälschung gefunden hatte, 3. dass wenn man kritisch die ächten 
Bestandtheile des Ediktes herausschält, kein Grund vorliege, dieses 
für unächt zu erklären; es passe vielmehr vollständig in den 
Rahmen der damaligen kaiserlichen Politik hinein und sein Inhalt 
stimme auch mit der christlichen Ueberlieferung. 

Von besonderem Interesse sind die Ausführungen des Verf., 
in denen er auf das Wesen des römischen Concilium Bosnee 
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und die Analogien der christlichen Metropolitanverfassung hinweist, 
welche letztere sich als eine Entlehnung des ersteren herausstellt. 
E. Fr. 

24. Manen, De oudlatijnische Clemens. Teol. Tijdschr. 95, 407. 

25. Funk, D. VIII. B. der apostol. Konstitut. u. d. verwandten 
Schriften. Hist. Jahrb. 16, 473. 

26. Bateson, The supposed latin penitential of Egbert and 
the missionary work of Halitgar of Cambrai. The Engl. Hist. Rev. 
April 94. No. 34, 321. (Die drei letzten Bücher in Cod. Bod- 
leian 718 (auch vorhanden in Cod. Vatic. 1352) vgl. Maassen, 
Gesch. 1, 852 bilden einen Theil der Schrift Halitgars de vita 
sacerdotum. Gedruckt ist von dieser Sammlung bisher nur das 
IH. Buch (Rhabani opp. Köln 1627, 6, 111) und das IV. (Richter 
Antiqua canon. collectio. Marb. 1844). 

27. Benedicti*, Regula Monachorum recens. Ed. Woelfflin. 
Lipsiae, B. G. Teubner, 95. M. 1,60. 

Diese neue, bequeme Ausgabe der historisch so wichtigen 
Regel des Benedikt v. Nursia giebt zunächst den Text in der Form 
der verwilderten Latinität, in welcher Benedikt ihn geschrieben hat. 
Wölfflin weisst aber auch nach, dass mehrere Rezensionen der Regel 
zu unterscheiden sind, die alle von Benedikt selbst herrühren. 
Die erste mit kurzer Vorrede und 66 Kapiteln ist in keinem Codex 
erhalten. Die zweite fügt Kap. 67—73 hinzu, während die dritte 
die Vorrede erweitert. E. Fr. 

-28. Mirbt*, Quellen zur Geschichte des Papsttunis. Freib. 
u. Leipz. 95. J. C. B. Mohr. Mk. 4. 

Es ist ein vortrefflicher Gedanke, dass der Herausgeber das 
massgebende Quellenmaterial wesentlich für die Zwecke kirchen- 
historischer Seminare zusammengestellt hat, und ich stehe diesem 
Unternehmen um so sympathischer gegenüber als ich ja selbst in 
der ersten Auflage meines Lehrbuches des Kirchenrechtes eine ähn- 
liche Idee zu verwirklichen unternommen habe. Der Herausgeber 
hat seinen Stoff mit vollkommener Sachkunde zusammengetragen 
und zu den 155 von ihm aufgenommenen Urkunden auch überall 
die einschlagende Literatur angegeben. Auch in dieser Beziehung 
kann seine Arbeit nur gerühmt werden. Namentlich hat er die 
kirchenrechtliche Literatur mit einer Sachkunde herangezogen, wie 
sie bei theologischen Autoren leider nur ausnahmsweise angetroffen 
wird. Aber wenn wir das Buch in dieser Zeitschrift erwähnen, 
so geschieht es auch deswegen, weil es ein für das Studium des 
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Kirchenrechts erspriessliches Material bequem zur Disposition stellt. 
Und in diesem Urtheile werden wir auch nicht irre gemacht durch 
die starke Berücksichtigung der katholischen Dogmengeschichte. 
Denn auch diese kann weder das Studium der ev. Tlieologie noch 
las des Kirchenrechts entbehren. E. Fr. 

29. Bourel de la Roncie&re, Les registres d’Alex. IV. Receuil 
des bulles de ce pape, publiees ou analysees, d’apres les manuscrits 
originaux des archives du Vatican. 1. Par. 95. 

30. Innocentii, P. XI. epistolae ad principes annis VL. — XII. 
(24./9. 1681—6./8. 1689) ed. Berthier. t. 2. Rom 95. 

31. Fournier*, Une Collection canonique italienne du com- 
mencement du XIlI° siecle.e. Grenoble 94. 

Der Codex 3831 der vatikanischen Bibliothek enthält eine 
Kanonensanımlung in drei Büchern, in denen Dekretalen, Konzilsbestim- 
mungen und Sätze der Kirchenväter methodisch nach Titeln geordnet 
ımitgetheilt werden. Diese Sammlung ist fast identisch mit einer 
anderen (Cod. 109 des Kapitels von Pistoja), über welche Chiap- 
pelli zuerst Mittheilung gemacht hat und welche schon von Mansi 
gekannt, von Thaner und Sickel behandelt worden ist. Aber sie 
ist auch fast ganz übergegangen in eine Sammlung von neun 
Büchern, die in dem Cod. C. 118 der Bibliothek des Kapitels der 
Basilika des Vaticans angetroffen wird. Fournier giebt zunächst 
eine Analyse der Sammlung in drei Büchern, indem er die Titel- 
rubriken vollständig, die Zahl der capita jedes Titels, sowie eine 
Auswahl der capita mittheilt, um daran eine vollständige Analyse 
einzelner Titel zu knüpfen. Dann stellt er die dem römischen 
Recht angelörigen Bestandtheile zusammen, von denen ein grosser 
Theil im Polycarpus und theilweise nur in diesem anzutreffen ist. 
Ueberhaupt besteht zwischen dem Polycarp und unserer Sammlung 
eine grosse Verwandtschaft, ohne dass doch die letztere als ein 
Auszug des ersteren angesehen werden könnte; denn auch die 
Sammlung in 74 Titeln, Anselm v. Lucca, ja selbst das Dekret 
Burchards und Ivos sind benutzt worden und für eine ganze An- 
zahl von Stellen lässt sich nicht nachweisen, dass sie überhaupt 
aus einer der bisher bekannten Sammlungen entlehnt seien. Da 
aber von diesen wieder viele in Gratians Dekret übergegangen sind, 
so ist die Ansicht nicht abwegig, dass Gratian vielleicht unsere 
Sammlung gekannt und benutzt habe. Die Entstehungszeit der 
Sammlung setzt Fournier in die Jahre 1112— 1120, als ihre Hei- 
math sieht er mit Recht Italien an. 
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Entwurf I. 


S$ 1465. Ist die Ehe in 
Gemässheit des 8 1464 aufge- 
löst, so finden in Anschung der 
gemeinschaftlichen Kinder die 
auf den Fall, dass beide Elıe- 
gatten für den schuldigen Theil 
erklärt sind, sich beziehenden 
Vorschriften der $S 1456, 1457 
sowie die Vorschriften des 81458 
entsprechende Anwendung. 


Abhandlungen. 


Entwurf II. 
Ss 1472—1476 
sofern nicht der andere Ehegatte 


zu gewähren, 


bei der Eheschliessung wusste, 
dass der für todt erklärte Ehe- 
gatte die Todeserklärung über- 
lebt hat. 

& 1485. Ist die Ehe nach 
S 1482 aufgelöst, so bestimmt 
sich die Sorge für die Person 
der gemeinschaftlichen Kinder 
nach den Vorschriften, welche 
gelten, wenn die Ehe geschieden 
ist und beide Ehegatten für 
schuldig erklärt sind. Auf die 
Unterhaltspflicht finden die Vor- 
schriften des $ 1481 Anwendung. 


S 2245. Die Eingehung der Ele wird in Ansehung eines 
jeden der Verlobten nach den Gesetzen des Staates beurtheilt, 
(sestattet das Recht dieses 
Staates, dass der Verlobte die Ehe naclı den Gesetzen seines Wohn- 
sitzes oder nach den Gesetzen des Ortes eingeht, in welchem dieEhe 
geschlossen wird, so genügt fürihn die Beobachtung dieser Gesetze. 


welchem der Verlobte angehört. 


Die Form einer im Inlande geschlossenen Ele bestimmt sich“ 
ausschliesslich nach den deutschen Gesetzen. Ein Deutscher kann 
im Auslande die Ehe auch in der am Orte der Elıeschliessung 
geltenden Form eingehen. 

S 2246. Ehegatten 


zu einander werden nach den Gesetzen des Staates beurtheilt, 


Die jeweiligen Rechtsbeziehungen der 


welchem der Mann angehört. 

8 2247. 
des Staates beurtheilt, welchem der Mann zur Zeit der Ver- 
wirklichung des für die Auflösung in Betracht kommenden That- 
bestandes angehört. 


Die Auflösung der Ehe wird nach den Gesetzen 


Friedberg, Das persönliche Eherecht etc. 42] 


Für die Ehescheidung und für die beständige oder zeit- 
weilige Trennung der Ehegatten von Tisch und Bett sind die 
Gesetze des Staates massgebend, welchem der Mann zur Zeit 
der Erhebung der Klage auf Scheidung oder auf Trennung 
angehört. 

Eine Thatsache, die sich ereignet hat, während der Mann 
einem anderen Staate angehörte, kann als Scheidungsgrund oder 
als Trennungsgrund nur geltend gemacht werden, wenn die That- 
sache auch nach den Gesetzen dieses Staates ein Scheidungs- 
grund oder ein Trennungsgrund ist. 

Sind nach dem Rechte des Staates, dessen Gesetze nach 
diesen Vorschriften Anwendung finden würden, die am Wohn- 
sitze des Mannes geltenden Gesetze anzuwenden, so sind diese 
Gesetze massgebend. 

S 2248. Ist die Reichsangehörigkeit eines Elıemannes er- 
loschen, die Ehefrau aber Deutsche geblieben, so finden, soweit 
nach den SS 2246, 2247 die Gesetze eines ausländischen Staates 
anwendbar sein würden, die deutschen Gesetze Anwendung. 

S 2249. Auf Scheidung sowie auf beständige oder zeit- 
weilige Trennung von Tisch und Bett kann auf Grund eines aus- 
ländischen Gesetzes im Inland nur erkannt werden, wenn zu- 
gleich nach den deutschen (Gesetzen die Scheidung zulässig 
sein würde. 
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II. Miscellen. 


Im 5. Bande dieser Zeitschrift wird S. 288 als Inhalt der 
Handschrift der kaiserlichen Bibliothek zu Petersburg II fol. 
membr. 13 (D) unter anderem eine Sammlung von Konstitutionen 
der römischen Kaiser angeführt, welche auf Blatt 20” — 23” steht. 
Die mitgetheilten Anfänge der einzelnen Konstitutionen ermög- 
lichen eine genauere Bestimmung der Konstitutionen; in der 
Reihenfolge der Sammlung sind es folgende Stellen aus der Lex 
Romana Wisigothorum: 

Theod. 9 ı 11, 9 ıs interpret. 9 ı 7 interpret. 9 ı s Interpret. 
9 ıs interpret. 9 26 ı Interpret. 9 262 interpret. 9 # ı interpret. 
11 1a» interpret. Marciani Novella 1 interpret.?! Theod. 
11 sı interpret. 11 ı0 ı interpret. 11 11?3, 9273, 9 41°? 2, Yaı, 
9 47 interpret. 9 4s interpret. 9 ı9 ı Interpret. 9 ıs». 

Die Hoffnung, in dieser Sammlung unbekannte Konstitutionen 
oder wenigstens kritisches Material für die bekannten Konstitu- 
tionen zu finden wäre hiernach vergeblich. Die Auszüge sind 
aus einer der jüngeren Handschriften der Lex Romana geschöpft, 
welche sich bald auf den Text bald auf die Interpretatio der 
Konstitutionen beschränken, die Inskriptionen und Subskriptionen 
meist verkürzen und letztere an die Inskriptionen anhängen. 

Einige der aufgenommenen Stellen sind in den bisher unter- 
suchten kirchenrechtlichen Samnilungen nicht benutzt; so Theod. 
Yaıs, 922, 11 316, 11 351, 11 36 20. 


Bonn, im September 1895. Paul Krüger. 


ı Anrereben ist Martiani Novellae III c. 1. Val. et Marc. VI id. Oct. Si 
quis celericorum; die Subskription und der Anfaug si quis stimmen mit 
obigem Citat, das Wort clericorum hat die Interpretatio nicht. 

* Die Sammlung, welche die Titel als cap. anführt, hat aus Versehen 
die Zahl XVl. 

> Der Titel ist in allen 4 Auszügen als c. II anseführt. 
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JII. Literaturübersicht:, 


Erstattet von E. Friedberg. 


I. Allgemeines. 


20. Lexikon* f. Theologie u. Kirchenwesen von Holtz- 
mann u. Zöpffel. Lehre, Geschichte und Kultus, Verfassung, 
Feste, Sekten und Orden der christl. Kirche; das Wichtigste be- 
züglich der übrigen Religionsgesellschaften. Durch einen Anhang 
vermehrte Auflage. Braunschweig, Schwetschke & Sohn, 95. 

Das ausgezeichnete Buch liegt jetzt vollendet vor. Es ist ein 
unveränderter Abdruck der II. Aufl., ergänzt durch 69 Seiten 
(Lief. 14, die für 1 Mk. auch besonders abgegeben wird). Die hier 
gegebenen Zusätze sind stets zweckentsprechend und unter genauer 
Verfolgung der modernen Literatur abgefasst. Sie erhöhen im 
wesentlichen Masse die Brauchbarkeit des vortrefflichen Werkes. 

E. Fr. 

21. Troeltsch, Religion u. Kirche. Preuss. Jahrb. 81, 215. 

22. D’Avril, les egl. autonomes et autocephales. Rev. des quest. 
hist. 1895. Juill. p. 149 — 95. 

23. Newell, A history of the welsh church to the dissolution 
of the monasteries. Lond. 95. 

24. Lapötre, L’Europe et le saint-siege a l’epoque Caro- 
lingienne. I® P. Le Pape Jean VII. (872—882). Par. 95. 

25. Georges Goyauf, Andre Perate+, Paul Fabre*, 
Le Vatican, les papes et la civilisation. Le gouvernement central 
de l’eglise. Introduction par son Em. le Card. Bourret, €pilogue 
par le Vicomte de Vogue. Ouvrage illustre de 2 gravures au 
burrin de F. Gaillard et d’Eug. Burnay, de 4 chromolithorraphies, 


! Die mit * bezeichneten Bücher sind der Redaktion zur Besprechung 
zugegangen. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. V. 3. 28 
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de 7 phototypies et de 475 gravures reproduites directement. 
d’apres des photographies. Paris 1895... Firmin Didot & Co. 

Wir glauben, dass dies Buch auch in Deutschland weite Kreise 
lebhaft interessiren wird. Der Text stanımt von zwei verstorbenen 
und einem lebenden Mitgliede der ecole francaise de Rome, der wir 
schon so viele und wichtige Arbeiten auf dem Gebiete der Papst- 
geschichte verdanken. Zwar ist dies Buch im eigentlichen Sinne 
kein wissenschaftliches, sondern ein populäres. Aber es ist von voll- 
kommen sachkundigen Männern verfasst, elegant in der Form und 
(durchaus lesbar und lesenswerth. Freilich stehen die Verfasser 
simmtlich auf streng-katholischem und zwar ultramontanem Stand- 
punkte. Aber auch die Evangelischen wird es interessiren, diese 
Vertretung desselben kennen zu lernen und wenn auch von unseren 
Prinzipien aus die Geschichtsauffassung der Verf. als einseitir und 
der Reformation gegenüber ungerecht bezeichnet werden muss, so 
ist doch die Polemik stets in der Form massvoll. Von Goyau 
stammt der erste Abschnitt Vue generale de l’histoire de la papaute, 
ein allgemeiner Abriss der Geschichte des Papstthums von Petrus 
bis auf Leo XII. Ebenso der zweite, Le gouvernement central 
de l’eglise, in welchem eine Darstellung der römischen Curialorgani- 
sation gerreben wird. 

Der dritte Abschnitt Les papes et les arts ist von Pörate ver- 
fasst, der letzte La bibliotheque vaticane von Fahre, dem genauen 
Kenner derselben, dem Herausgeber des liber censuum. Was aber 
den prächtig ausgestatteten Werke einen ganz besonderen Reiz 
verleiht und es zu einem einzig dastehenden macht, ist die Fülle 
der vorzüglich ausgeführten Illustrationen. Hier findet der Leser 
Alles abgebildet was auf den behandelten Stoff nur irgendwie Be- 
zug hat: Porträts, kirchliche Gebäude, Bullen, Münzen, Medaillen, 
Handschriftenproben, Reproduktionen bedeutender Gemälde von 
kirchenhistorischen Vorgängen u. s. w. Dieselbe Verlagshandlung 
hat bekanntlich die interessanten Werke von Lacroix herausgegeben. 
Das vorliegende Buch schliesst sich jenen Publikationen als gleich- 
artig und ebenbürtig an. E. Fr. 

26. Martens, Gregor VII. war nicht Mönch. Hist. Jahr. 
16, 274. 

27. Grauert, Hildebrand als Ordenskardinal. ib. 283. 

28. Clausen, Papst Honorius III. Bonn 95. 

29. Weinmann, Bisch. Georg v. Baden u. d. Metzer Kapitel- 
streit. Metz 94. (Strassb. Dissertat.) 
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30. Launay, Hist. gener. de la Societe des Missions etranger. 
1--3. Par. 94. 

31. Nuntiaturberichte* aus Deutschland 1628— 1638 nebst 
ergänzenden Aktenstücken. Nuntiatur des Pallotto 1628—1630. 
Bd. 1. 1628, im Auftrag d. k. preuss. histor. Instituts in Rom be- 
arbeitet von Hans Kiewning. Berlin 95. A. Bath. (Nuntiatur- 
berichte Abth. IV. XVII. Jahrh.) 

Wir haben auf die bisher erschienenen Bände des Gesammt- 
werkes schon mehrfach in dieser Zeitschrift hingewiesen und auf 
ihre ausserordentliche geschichtliche sowie auch auf ihre kirchen- 
rechtliche Bedeutung aufmerksam gemacht. Wir können jetzt unserer 
Freude über die Erweiterung des Unternehmens, das nun auch die 
Berichte des XVII. Jahrh., was ursprünglich nicht in dem Plane 
gelerren hatte, zugänglich machen will, Ausdruck geben. Zwar ist 
die archivalische Ausbeute der für Deutschland wichtigen Akten- 
stücke aus den Jahren 1618—1628 nur eine geringfügige gewesen; 
aber von 1628— 1648 sind die fortlaufenden Nuntiaturberichte inRom 
vorrefunden worden. So ist denn beschlossen worden, zunächst . 
die Jahre 1628 — 1635 zu publiziren und die freigiebige Unterstützung 
von Harry Villard in New-York hat es ermöglicht, gleich mit der 
Verwirklichung des Planes zu beginnen. Die Fülle des vorhandenen ' 
Materiales lässt sich aus dem Umstande ermessen, dass der vor- 
liegende Band nur das Jahr 1628 umfasst und doch nicht weniger 
als 165 Aktenstücke giebt. Die Art der Herausgabe weicht nicht 
von derjenigen der seitherigen Bände ab. Eine Einleitung berichtet 
über die Quellen, weiter über das Leben des Pallotto bis 1628 und 
giebt dann die Geschichte seiner Nuntiatur i. J. 1628. Die Akten 
folgen, ein Personen- und Ortsregister bilden den Schluss. Die 
Darstellung des Herausgebers ist klar und mustergiltig und auch 
die Edition selbst verdient, so weit wir dies zu beurtheilen ver- 
mögen, vollen Beifall. Möchte das wichtige Unternehmen rüstig 
fortschreiten! E. Fr. 

32. Lösche*, Johannes Mathesius. Ein Lebens- und Sitten- 
bild aus der Reformationszeit. 1.2. Gotha 1895. Friedr. Andreas 
Perthes. 

Das tüchtire auf ungedruckten Quellen und auf einer voll- 
ständigen Kenntniss der gedruckten Werke des Mathesius beruhende 
Buch füllt eine wesentliche Liticke der bisherigen Literatur in 
dankenswerther und rühmlicher Weise aus. Aber nicht dadurch 
ist es für diese Zeitschrift von Interesse, dass eine für die Re- 

28* 
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formation bedeutungsvolle Persönlichkeit in das volle Licht gerückt 
wird, sondern weil Mathesius auch auf kirchenrechtlichem Gebiete 
thätig gewesen ist. Der Verf. hat über die von jenem herrührende 
Joachimsthaler Kirchenordnung schon an anderer Stelle gehandelt 
und wir haben darüber berichtet. Er hat seine frühere Arbeit 
auch wieder in dies Buch aufgenommen (Bd. I, S. 261ff.), aber in 
vermehrter und wesentlich verbesserter Gestalt. Dagegen hat er 
den Wortlaut, den er im Jahrbuch 1894 S. 1 mitgetheilt hatte, 
nicht wieder abdrucken lassen. Möchten doch auch die übrigen 
evangelischen Kirchenordnungen Oesterreichs aus dem XVI. Jahr- 
hundert endlich der Vergessenheit entrissen werden und eine gleich- 
artige liebevolle und einsichtige Bearbeitung erfahren! E. Fr. 


I. Lehr- und Handbücher. 


5. Andre et Condis, Dict. de droit canon. et des sciences 
en connexion avec le droit canon. revu, augmente et actualise par 
. Wagner; mit dem 1895 in Paris erschienenen t. 3. (O—Z) ist das 
Werk abgeschlossen. 


III. Sammlungen von Kirchengesetzen. Kirchengesetze 
mit Kommentaren. 


7. Stegemann*, Nachtrag zur II. Aufl. der Gesetze d. erv.- 
luth. K. d. Prov. Hannover aus der Zeit v. 9./10. 1864—20./2. 1889, 
enthaltend die neueren Gesetze bis 5./4. 1895. Text-Ausgabe. 
Hannover. Carl Meyer 95. Mk. 1. 

Das kleine Heft (174 Seiten) ergänzt in wünschenswerther 
Weise die frühere Sammlung desselben Herausgebers und führt sie 
bis auf den heutigen Tag. E. Fr. 

8. Manz’sche* Gesetz-Ausgabe. 26. Band. 2. Abthlg. Gesetze 
und Verordnungen in Cultussachen, erläutert durch die Motiven- 
und Ausschussberichte der wichtigeren Reichsgesetze, die Entschei- 
(dungen des k. K. Verwaltungsgerichtshofes, des k. k. Reichsgerichtes 
und des k. k. Obersten Gerichtshofes. Mit Benützung von theil- 
weise ungedruckten Materialien zusammengestellt von Dr. Burck- 
hard. Dritte ergänzte Auflage. Wien, Manz, 95. 5 fi. 

Das vorliegende Buch hat sich wohl bewährt, wofür der Um- 
stand zeugt, dass jetzt schon die dritte Auflage erscheint. Der 
I. Band giebt die allen Kirchen und Religionsgesellschaften gemein- 
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schaftlichen Rechtsnormen des österreichischen Staates, die für die 
evangelische, sowie die griechisch-orientalische Kirche und die für 
die israelitische Religionsgesellschaft. Der II. Band ist der rönisch- 
katholischen Kirche gewidmet. Der Stoff ist nach systematischen 
Gesichtspunkten geordnet, doch gewähren ein chronologisches und 
ein Sachregister bequeme Uebersicht. Wenn auch Vollständigkeit 
von vornherein nicht in dem Plane des Herausgebers gelegen war, 
so ist die Auswahl doch verständig getroffen und zweckentsprechend. 
Mittheilungen aus den Motiven sind den wichtigeren Gesetzen bei- 
gegeben. So wird das Buch auch in Deutschland bei allen denen 
günstige Aufnahme finden, welche sich in dem zerstreuten, zum Theil 
auch nach Provinzen gesonderten österreichischen Rechtsmateriale 
zu orientiren haben. E. Fr. 


IV. Quellen des Kirchenrechts, 


22. Schneider, Fontes iuris eccles. novissimi. Decreta et 
canones Sacros. oecum. concilii vaticani una cum seletis constitu- 
tionib. pontificiis aliisque documentis ecclesiasticis. Regensb. 95. 

23. Harnack*, Das Edict des Antoninus Pius. Eine bisher 
nicht erkannte Schrift Novatians v. J. 249/30. (Cyprians de laude 
martyrii.) Leipzig 95. Hinrichs. Mk. 4. 

Von den beiden in diesem Hefte der Texte und Untersuchungen 
z. Geschichte.d. altchristl. Literatur (Bd. 3, H. 4) enthaltenen Ab- 
handlungen fällt in den Kreis unserer Zeitschrift lediglich die erste. 
Sie behandelt jenes räthselhafte von Eusebius überlieferte römische 
Kaiseredikt, welches uns ausserdem nur in dem Pariser Justin- 
Codex überliefert ist. Mit gewohntem Scharfsinn legt H. dar: 
l. dass der Text der Pariser Handschrift sich als eine in christ- 
licher Tendenz verbesserte oder vielmehr verfälschte Ueberlieferung 
des Eusebiustextes charakterisire, 2. dass Eusebius selbst eine 
griechische Uebersetzung des lateinischen Originalediktes vorgelegen 
habe, die auch schon in christlicher Tendenz Bearbeitung und Ver- 
fälschung gefunden hatte, 3. dass wenn man kritisch die ächten 
Bestandtheile des Ediktes herausschält, kein Grund vorliege, dieses 
für unächt zu erklären; es passe vielmehr vollständig in den 
Rahmen der damaligen kaiserlichen Politik hinein und sein Inhalt 
stimme auch mit der christlichen Ueberlieferung. 

Von besonderem Interesse sind die Ausführungen des Verf., 
in denen er auf das Wesen des römischen Concilium provinciale 
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und die Analogien der christlichen Metropolitanverfassung hinweist, 
welche letztere sich als eine Entlehnung des ersteren herausstellt. 
E. Fr. 

24. Manen, De oudlatijnische Clemens. Teol. Tijdschr. 95, 407. 

25. Funk, D. VOII. B. der apostol. Konstitut. u. d. verwandten 
Schriften. Hist. Jahrb. 16, 473. 

26. Bateson, The supposed latin penitential of Egbert and 
the missionary work of Halitgar of Cambrai. The Engl. Hist. Rev. 
April 94. No. 34, 321. (Die drei letzten Bücher in Cod. Bod- 
leian 718 (auch vorhanden in Cod. Vatic. 1352) vgl. Maassen, 
Gesch. 1, 852 bilden einen Theil der Schrift Halitgars de vita 
sacerdotum. Gedruckt ist von dieser Sammlung bisher nur das 
III. Buch (Rhabanı opp. Köln 1627, 6, 111) und das IV. (Richter 
Antiqua canon. collectio. Marb. 1844). 

27. Benedicti*’, Regula Monachorum recens. Ed. Woelfflin. 
Lipsiae, B. G. Teubner, 95. M. 1,60. 

Diese neue, bequeme Ausgabe der historisch so wichtigen 
Regel des Benedikt v. Nursia giebt zunächst den Text in der Form 
der verwilderten Latinität, in welcher Benedikt ihn geschrieben hat. 
Wölfflin weisst aber auch nach, dass mehrere Rezensionen der Regel 
zu unterscheiden sind, die alle von Benedikt selbst herrühren. 
Die erste mit kurzer Vorrede und 66 Kapiteln ist in keinem Codex 
erhalten. Die zweite fügt Kap. 67—73 hinzu, während die dritte 
die Vorrede erweitert. E. Fr. 

-28. Mirbt”, Quellen zur Geschichte des Papsttums. Freib. 
u. Leipz. 95. J.C. B. Mohr. Mk. 4. 

Es ıst ein vortrefflicher Gedanke, dass der Herausgeber das 
massgebende Quellenmaterial wesentlich für die Zwecke kirchen- 
historischer Seminare zusammengestellt hat, und ich stehe diesem 
Unternehmen um so sympathischer gegenüber als ich ja selbst in 
der ersten Auflage meines Lehrbuches des Kirchenrechtes eine ähn- 
liche Idee zu verwirklichen unternommen habe. Der Herausgeber 
hat seinen Stoff mit vollkommener Sachkunde zusammengetragen 
und zu den 155 von ihm aufgenommenen Urkunden auch überall 
die einschlagende Literatur angegeben. Auch in dieser Beziehung 
kann seine Arbeit nur gerühmt werden. Namentlich hat er die 
kirchenrechtliche Literatur mit einer Sachkunde herangezogen, wie 
sie bei theologischen Autoren leider nur ausnahmsweise angetroffen 
wird. Aber wenn wir das Buch in dieser Zeitschrift erwähnen, 
so geschieht es auch deswegen, weil es ein für das Studium des 
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Kirchenrechts erspriessliches Material bequem zur Disposition stellt. 
Und in diesem Urtheile werden wir auch nicht irre gemacht durch 
die starke Berücksichtigung der katholischen Dogmengeschichte. 
Denn auch diese kann weder das Studium der ev. Theologie noch 
das des Kirchenrechts entbehren. E. Fr. 

29. Bourel de la Ronciere, Les registres d’Alex. IV. Receuil 
des bulles de ce pape, publiees ou analysees, d’apres les manuscrits 
originaux des archives du Vatican. 1. Par. 95. 

30. Innocentii, P. XI. epistolae ad principes annis VI. — XIII. 
(24./9. 1681 —6./8. 1689) ed. Berthier. t. 2. Rom 95. 

31. Fournier*, Une Collection canonique italienne du com- 
mencement du XH° siecle. Grenoble 94. 

Der Codex 3831 der vatikanischen Bibliothek enthält eine 
Kanonensammilung in drei Büchern, in denen Dekretalen, Konzilsbestim- 
mungen und Sätze der Kirchenväter methodisch nach Titeln geordnet 
mitgetheilt werden. Diese Sammlung ist fast identisch mit einer 
anderen (Cod. 109 des Kapitels von Pistoja), über welche Chiap- 
pelli zuerst Mittheilung gemacht hat und welche schon von Mansi 
gekannt, von Thaner und Sickel behandelt worden ist. Aber sie 
ist auch fast ganz übergegangen in eine Sammlung von neun 
Büchern, die in dem Cod. C. 118 der Bibliothek des Kapitels der 
Basilika des Vaticans angetroffen wird. Fournier giebt zunächst 
eine Analyse der Sammlung in drei Büchern, indem er die Titel- 
rubriken vollständig, die Zahl der capita jedes Titels, sowie eine 
Auswahl der capita mittheilt, um daran eine vollständige Analyse 
einzelner Titel zu knüpfen. Dann stellt er die dem römischen 
Recht angehörigen Bestandtheile zusanımen, von denen ein grosser 
Theil im Polycarpus und theilweise nur in diesem anzutreffen ist. 
Ueberhaupt besteht zwischen dem Polycarp und unserer Sammlung 
eine grosse Verwandtschaft, ohne dass doch die letztere als ein 
Auszug des ersteren angesehen werden könnte; denn auch die 
Sammlung in 74 Titeln, Anselm v. Lucca, ja selbst das Dekret 
Burchards und Ivos sind benutzt worden und für eine ganze An- 
zahl von Stellen lässt sich nicht nachweisen, dass sie überhaupt 
aus einer der bisher bekannten Sammlungen entlehnt seien. Da 
aber von diesen wieder viele in Gratians Dekret übergegangen sind, 
so ist die Ansicht nicht abwegig, dass Gratian vielleicht unsere 
Sammlung gekannt und benutzt habe. Die Entstehungszeit der 
Sammlung setzt Fournier in die Jahre 1112 —1120, als ihre Hei- 
math sieht er mit Recht Italien an. 
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‚Die Sammlung in neun Büchern ist schon bisher bekannt ge- 
wesen. Namentlich ist sie von Theiner, wenn auch in ganz un- 
zutreffender und irreführender Weise beschrieben worden. 

Es ist Fourniers Verdienst nachzuweisen, dass die Sammlung, 
zwischen 1123 und 1130 in Italien entstanden, lediglich als eine 
Revision und Vermehrung der Sammlung in drei Büchern zu be- 
trachten ist, nur dass die erste Hälfte des I. Buches sich als der 
Sanımlung des Anselmus entlehnt darstellt. 

32. Fournier*, La collezione canonica del regesto di Farfa. 
Roma 94. (Estratto della R. Societä Rom. di storia patria 
vol. 17.) 

Der Codex Vaticanus 8487 enthält eine Sammlung der auf den 
Besitzstand des Klosters Farfa bezüglichen Urkunden, angelegt von 
Gregorio di Catino. 

Auf Fol. 58—84 befindet sich eine Kanonensanımlung, welche 
wegen ihrer kanonistischen Bestandtheile schon früher die Aufmerk- 
sanıkeit auf sich gezogen hat. Die genauere Untersuchung, die 
Fournier vorgenommen zu haben das Verdienst besitzt, ergiebt 
Folgendes: Die Sammlung zerfällt in vier Bücher, von denen das 
I. und II. fast ganz dem I. und II. Theil des Pseudoisidor ent- 
lehnt sind. Doch finden sich am Schlusse auch andere Kanones, 
von denen wieder viele auf Burchard zurückzuführen sind. Das 
III. Buch beginnt mit einigen Entlehnungen aus der Sammlung in 
74 Titeln, bringt dann wieder eine Anzahl von Burchardstellen, 
enthält aber vorzugsweise Stoff aus italienischen Sammlungen, 
welche ihrerseits aus der irischen Kanonensammlung geschöpft 
haben. Das IV. Buch endlich hat Fragmente aus dem römischen 
und Kapitularienrecht. Als Verf. erscheint Gregorio di Catino und 
die Sammlung ist insofern nicht ohne Interesse, als sie zu einem 
ganz speziellen Zweck angelegt worden ist; denn der Sammler 
erklärt selbst in der Vorrede, dass er mit der Sammlung der Eigen- 
tumstitel des Klosters beschäftigt, es für zweckmässig erachtet 
habe, auch im Allgemeinen die Kanones über die Freiheit und Im- 
‚munität der Kirchen und Klöster zusammenzustellen. Die Ent- 
stehungszeit fällt in die letzten Jahre des XI. Jahrhunderts. Gegen 
diese Zeitbestimmung spricht auch nicht der Umstand, dass die 
Sammlung kein gregorianisches Kirchenrecht rezipirt hat. Denn wie 
Fournier mit Recht hervorhebt, ist Farfa immer gut kaiserlich ge- 
_ wesen und Gregorio di Catino vielleicht sogar der Verfasser der 
orthodoxa defensio imperialis. 
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33. Fournier*, Le Liber Tarraconensis. Etude sur une 
collect. canonique de XI°® siecle in Melanges Julien Havet. Recueil 
ettravaux d’erudition dedies la memoire de Julien Havet. Paris 1895. 

Anton Agostin spricht häufig von einer Kanonensammlung mit 
dem Namen liber Tarraconensis. Wir wissen, dass sie ihm durch 
das in seiner Diözese belegene Cisterzienserkloster Poblet über- 
schickt und von ihm den Correctores Romani zur Verfügung ge- 
stellt ist, die mehrfach auf sie verweisen. Während die Sammlung 
bisher als verschollen galt, ist es Fournier gelungen, nachzuweisen, 
dass sie in einem Vaticanischen und einem Codex der Pariser 
Nationalbibliothek ganz, in einem Mailänder zum Theil erhalten ist. 
Er weist nach, dass die Sammlung nicht lange nach Gregors VII. 
Tode in Südfrankreich oder in Nordspanien entstanden ist und 
namentlich die ganze Sanımlung von 74 Titeln in sich aufgenommen 
hat. ‚Auch ist bemerkenswerth, dass das merkwürdige Aktenstück, 
welches Giesebrecht aus dem Codex C. 24 der Vallicellana 1861 
im Miünchener histor. Jahrbuch publizirt hat und welches Pflugk- 
Harttung in t. 2, p. 125 der Acta Pontificum Romanor. inedita 
noch einmal als ungedruckt veröffentlicht hat, unserer Sammlung 
entstammt, übriwens sicher eine Fälschung ist. E. Fr. 

34. Eubel, Bemerkungen z. Provinciale in Tangls päpst!. 
Kanzleiordnungen. Hist. Jahrb. 16, 320. 

35. Mag. Hugo Wstinc, Het Rechtsboek van den dom van 
Utrecht. Uitgeven door S. Muller, s’Gravenhage 95. (Werken 
der vereeniging tot uitgave der bronnen van het oude vaderlandsche 
Recht, gevestigd te Utrecht, I. Reeks No. 18.) (Rechtsbuch aus 
dem XIV. Jahrh.) 

36. Legrand, Recueil des docum. grecs concernant les rela- 
tions du patriarchat de Jerusalem avec. la Roumanie. Par. 95. 

37. Batifol, Hist. du breviaire rom. II° ed. Par. 94. 

38. Plaine, De veris breviarii romani originib. et prima ejus 
forma. Disquisitio critico-liturgica II. Stud. u. Mitth. a. d. Bene- 
dikt.-Orden. 16, H. 2. 

39. Hurter, Nomenclator literarius recentioris theologiae cathol. 
theologos exhibens qui inde a conc. Trid. floruerunt aetate, natione, 
disciplinis distinctos. t. 3. Oeniponte 95°. 

40. Grauert, Zur Danteforschung, gegen Prompt, les oeuvres 
latines apocryphes du Dante. Venise 93. Hist. Jahrb. 16, 510. 

41. Masson, Jean Gerson; sa vie, son temps, ses oeuvres. 
Lyon 94. 
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de 7 phototypies et de 475 gravures reproduites directement 
d’apres des photographies. Paris 1895. Firmin Didot & Co. 

Wir glauben, dass dies Buch auch in Deutschland weite Kreise 
lebhaft interessiren wird. Der Text stammt von zwei verstorbenen 
und einem lebenden Mitgliede der ecole francaise de Rome, der wir 
schon so viele und wichtige Arbeiten auf dem Gebiete der Papst- 
geschichte verdanken. Zwar ist dies Buch im eigentlichen Sinne 
kein wissenschaftliches, sondern ein populäres. Aber es ist von voll- 
kommen sachkundigen Männern verfasst, elegant in der Form und 
durchaus lesbar und lesenswerth. Freilich stehen die Verfasser 
simmtlich auf streng-katholischem und zwar ultramontanem Stand- 
punkte. Aber auch die Evangelischen wird es interessiren, diese 
Vertretung desselben kennen zu lernen und wenn auch von unseren 
Prinzipien aus die Geschichtsauffassung der Verf. als einseitig und 
(ler Reformation gegenüber ungerecht bezeichnet werden muss, so 
ist doch die Polemik stets in der Form massvoll. Von Goyau 
stamnıt der erste Abschnitt Vue gencrale de l’histoire de la papautc, 
ein allgemeiner Abriss der Geschichte des Papstthums von Petrus 
bis auf Leo XIII. Ebenso der zweite, Le gouvernement central 
dde l’eglise, in welchem eine Darstellung der römischen Curialorgani- 
sation gegeben wird. 

Der dritte Abschnitt Les papes et les arts ist von P£rate ver- 
fasst, der letzte La bibliotheque vaticane von Fahre, dein genauen 
Kenner derselben, dem Herausgeber des liber censuum. Was aber 
dem prächtig ausgestatteten Werke einen ganz besonderen Reiz 
verleiht und es zu einem einzig dastehenden macht, ist die Fülle 
der vorzüglich ausgeführten Illustrationen. Hier findet der Leser 
Alles abgebildet was auf den behandelten Stoff nur irgendwie Be- 
zug hat: Porträts, kirchliche Gebäude, Bullen, Münzen, Medaillen, 
Handschriftenproben, Reproduktionen bedeutender Gemälde von 
kirchenhistorischen Vorgängen u. s. w. Dieselbe Verlagshandlung 
hat bekanntlich die interessanten Werke von Lacroix herausgegeben. 
Das vorliexende Buch schliesst sich jenen Publikationen als gleich- 


artir und ebenbürtig an. E. Fr. 
26. Martens, Gregor VII. war nicht Mönch. Hist. Jahrb. 
16, 274. 
27. Grauert, Hildebrand als Ordenskardinal. ib. 283. 


28. Clausen, Papst Honorius Ill. Bonn 95. 
29. Weinmann, Bisch. Georg v. Baden u. d. Metzer Kapitel- 
streit. Metz 94. (Strassb. Dissertat.) 
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30. Launay, Hist. gener. de la Societe des Missions etranger. 
1--3. Par. 94. 

31. Nuntiaturberichte* aus Deutschland 1628— 1638 nebst 
ereänzenden Aktenstücken. Nuntiatur des Pallotto 1628—-1630. 
Bd. 1. 1628, im Auftrag d. k. preuss. histor. Instituts in Rom be- 
arbeitet von Hans Kiewning. Berlin 95. A. Bath. (Nuntiatur- 
berichte Abth. IV. XVII. Jahrh.) 

Wir haben auf die bisher erschienenen Bände des Gesammt- 
werkes schon mehrfach in dieser Zeitschrift hingewiesen und auf 
ihre ausserordentliche geschichtliche sowie auch auf ihre kirchen- 
rechtliche Bedeutung aufmerksam gemacht. Wir können jetzt unserer 
Freude über die Erweiterung des Unternehmens, das nun auch die 
Berichte des XVII. Jahırh., was ursprünglich nicht in dem Plane 
gelesen hatte, zugänglich machen will, Ausdruck geben. Zwar ist 
die archivalische Ausbeute der für Deutschland wichtigen Akten- 
stücke aus den Jahren 1618—1628 nur eine geringfügige gewesen; 
aber von 1628— 1648 sind die fortlaufenden Nuntiaturberichte inRom 
vorzrefunden worden. So ist denn beschlossen worden, zunächst . 
die Jahre 1628 — 1635 zu publiziren und die freigiebige Unterstützung 
von Harry Villard in New-York hat es ermöglicht, gleich mit der 
Verwirklichung des Planes zu beginnen. Die Fülle des vorhandenen ' 
Materiales lässt sich aus dem Umstande ermessen, dass der vor- 
liexende Band nur das Jahr 1628 umfasst und doch nicht weniger 
als 165 Aktenstücke giebt. Die Art der Herausgabe weicht nicht 
von derjenigen der seitherigen Bände ab. Eine Einleitung berichtet 
über die Quellen, weiter über das Leben des Pallotto bis 1628 und 
giebt dann die Geschichte seiner Nuntiatur 1. J. 1628. Die Akten 
folgen, ein Personen- und Ortsregister bilden den Schluss. Die 
Darstellung des Herausgebers ist klar und mustergiltig und auch 
die Edition selbst verdient, so weit wir dies zu beurtheilen ver- 
mögen, vollen Beifall. Möchte das wichtige Unternehmen rüstig 
fortschreiten! E. Fr. 

32. Lösche*’, Johannes Mathesius. Ein Lebens- und Sitten- 
bild aus der Reformationszeit. 1.2. Gotha 1895. Friedr. Andreas 
Perthes. 

Das tüchtire auf ungedruckten Quellen und auf einer voll- 
ständigen Kenntniss der gedruckten Werke des Mathesius beruhende 
Buch füllt eine wesentliche Liicke der bisherigen Literatur in 
dankenswerther und rühmlicher Weise aus. Aber nicht dadurch 
ist es für diese Zeitschrift von Interesse, dass eine für die Re- 

28* 
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formation bedeutungsvolle Persönlichkeit in das volle Licht gerückt 
wird, sondern weil Mathesius auch auf kirchenrechtlichem Gebiete 
thätig gewesen ist. Der Verf. hat über die von jenem herrührende 
Joachimsthaler Kirchenordnung schon an anderer Stelle gehandelt 
und wir haben darüber berichtet. Er hat seine frühere Arbeit 
auch wieder in dies Buch aufgenommen (Bd. I, S. 261ff.), aber in 
vermehrter und wesentlich verbesserter Gestalt. Dagegen hat er 
den Wortlaut, den er im Jahrbuch 1894 S. 1 mitgetheilt hatte, 
nicht wieder abdrucken lassen. Möchten doch auch die übrigen 
evangelischen Kirchenordnungen Oesterreichs aus dem XVI. Jahr- 
hundert endlich der Vergessenheit entrissen werden und eine gleich- 
artire liebevolle und einsichtige Bearbeitung erfahren! E. Fr. 


I. Lehr- und Handbücher. 


5. Andre et Condis, Dict. de droit canon. et des sciences 
en connexion avec le droit canon. revu, augmente et actualise par 
. Wagner; mit dem 1895 in Paris erschienenen t. 3. (O—Z) ist das 
Werk abgeschlossen. 


II. Sammlungen von Kirchengesetzen. Kirchengesetze 
mit Kommentaren. 


7. Stegemann’, Nachtrag zur II. Aufl. der Gesetze d. ev.- 
luth. K. d. Prov. Hannover aus der Zeit v. 9./j10. 1864—20./2. 1889, 
enthaltend die neueren Gesetze bis 5./4. 1895. Text-Ausgabe. 
Hannover. Carl Meyer 95. Mk. 1. 

Das kleine Heft (174 Seiten) ereänzt in wünschenswerther 
Weise die frühere Sammlung desselben Herausgebers und führt sie 
bis auf den heutigen Tag. E. Fr. 

8. Manz’sche” Gesetz-Ausgabe. 26. Band. 2. Abthle. Gesetze 
und Verordnungen in Cultussachen, erläutert durch die Motiven- 
und Ausschussberichte der wichtigeren Reichsgesetze, die Entschei- 
dungen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes, des k. k. Reichsgerichtes 
und des k. k. Obersten Gerichtshofes. Mit Benützung von theil- 
weise ungedruckten Materialien zusammengestellt von Dr. Burck- 
hard. Dritte ergänzte Auflage. Wien, Manz, 95. 5 fl. 

Das vorliegende Buch hat sich wohl bewährt, wofür der Um- 
stand zeugt, dass jetzt schon die dritte Auflage erscheint. Der 
I. Band giebt die allen Kirchen und Religionsgesellschaften gemein- 
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schaftlichen Rechtsnormen des österreichischen Staates, die für die 
evangelische, sowie die griechisch-orientalische Kirche und die für 
die israelitische Religionsgesellschaft. Der I. Band ist der römisch- 
katholischen Kirche gewidmet. Der Stoff ist nach systematischen 
Gesichtspunkten geordnet, doch gewähren ein chronologisches und 
ein Sachregister bequeme Uebersicht. Wenn auch Vollständigkeit 
von vornherein nicht in dem Plane des Herausgebers gelegen war, 
so ist die Auswahl doch verständig getroffen und zweckentsprechend. 
Mittheilungen aus den Motiven sind den wichtigeren Gesetzen bei- 
gegeben. So wird das Buch auch in Deutschland bei allen denen 
günstige Aufnahme finden, welche sich in dem zerstreuten, zum Theil 
auch nach Provinzen gesonderten österreichischen Rechtsmateriale 
zu orientiren haben. E. Fr. 


IV. Quellen des Kirchenrechts. 


22. Schneider, Fontes iuris eccles. novissimi. Decreta et 
canones sacros. oecum. concilii vaticani una cum seletis constitu- 
tionib. pontificiis aliisque documentis ecclesiasticis. Regensb. 95. 

23. Harnack*’, Das Edict des Antoninus Pius. Eine bisher 
nicht erkannte Schrift Novatians v. J. 249/30. (Cyprians de laude 
martyrii.) Leipzig 95. Hinrichs. Mk. 4. 

Von den beiden in diesem Hefte der Texte und Untersuchungen 
z. Geschichte _d. altchristl. Literatur (Bd. 3, H. 4) enthaltenen Ab- 
handlungen fällt in den Kreis unserer Zeitschrift lediglich die erste. 
Sie behandelt jenes räthselhafte von Eusebius überlieferte römische 
Kaiseredikt, welches uns ausserdem nur in dem Pariser Justin- 
Codex überliefert ist. Mit gewohntem Scharfsinn legt H. dar: 
1. dass der Text der Pariser Handschrift sich als eine in christ- 
licher Tendenz verbesserte oder vielmehr verfälschte Ueberlieferung 
des Eusebiustextes charakterisire, 2. dass Eusebius selbst eine 
griechische Uebersetzung des lateinischen Originalediktes vorgelegen 
habe, die auch schon in christlicher Tendenz Bearbeitung und Ver- 
fälschung gefunden hatte, 3. dass wenn man kritisch die ächten 
Bestandtheile des Ediktes herausschält, kein Grund vorliege, dieses 
für unächt zu erklären; es passe vielmehr vollständig in den 
Rahmen der damaligen kaiserlichen Politik hinein und sein Inhalt 
stimme auch mit der christlichen Ueberlieferung. 

Von besonderem Interesse sind die Ausführungen des Verf., 
in denen er auf das Wesen des römischen Concilium Bear 
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und die Analogien der christlichen Metropolitanverfassung hinweist, 
welche letztere sich als eine Entlehnung des ersteren herausstellt. 
E. Fr. 

24. Manen, De oudlatijnische Clenıens. Teol. Tijdschr. 95, 407. 

25. Funk, D. VIII. B. der apostol. Konstitut. u. d. verwandten 
Schriften. Hist. Jahrb. 16, 473. 

26. Bateson, The supposed latin penitential of Egbert and 
the missionary work of Halitgar of Cambrai. The Engl. Hist. Rev. 
April 94. No. 34, 321. (Die drei letzten Bücher in Cod. Bod- 
leian 718 (auch vorhanden in Cod. Vatic. 1352) vgl. Maassen, 
Gesch. 1, 852 bilden einen Theil der Schrift Halitgars de vita 
sacerdotum. Gedruckt ist von dieser Sammlung bisher nur das 
IH. Buch (Rhabani opp. Köln 1627, 6, 111) und das IV. (Richter 
Antiqua canon. collectio. Marb. 1844). 

27. Benedicti*, Regula Monachorum recens. Ed. Woelfflin. 
Lipsiae, B. G. Teubner, 95. M. 1,60. 

Diese neue, bequeme Ausgabe der historisch so wichtigen 
Regel des Benedikt v. Nursia giebt zunächst den Text in der Form 
der verwilderten Latinität, in welcher Benedikt ihn geschrieben hat. 
Wölfflin weisst aber auch nach, dass mehrere Rezensionen der Regel 
zu unterscheiden sind, die alle von Benedikt selbst herrühren. 
Die erste mit kurzer Vorrede und 66 Kapiteln ist in keinem Codex 
erhalten. Die zweite fügt Kap. 67--73 hinzu, während die dritte 
die Vorrede erweitert. E. Fr. 

-28. Mirbt*, Quellen zur Geschichte des Papsttums. Freib. 
u. Leipz. 95. J.C. B. Mohr. Mk. 4. 

Es ist ein vortrefflicher Gedanke, dass der Herausgeber das 
massgebende Quellenmaterial wesentlich für die Zwecke kirchen- 
historischer Seminare zusammengestellt hat, und ich stehe diesem 
Unternehmen um so sympathischer gegenüber als ich ja selbst in 
der ersten Auflage meines Lehrbuches des Kirchenrechtes eine ähn- 
liche Idee zu verwirklichen unternommen habe. Der Herausgeber 
hat seinen Stoff mit vollkommener Sachkunde zusammengetragen 
und zu den 155 von ihm aufgenommenen Urkunden auch überall 
die einschlagende Literatur angegeben. Auch in dieser Beziehung 
kann seine Arbeit nur gerühmt werden. Namentlich hat er die 
kirchenrechtliche Literatur mit einer Sachkunde herangezogen, wie 
sie bei theologischen Autoren leider nur ausnahmsweise angetroffen 
wird. Aber wenn wir das Buch in dieser Zeitschrift erwähnen, 
so geschieht es auch deswegen, weil es ein fir das Studium des 
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Kirchenrechts erspriessliches Material bequeni zur Disposition stellt. 
Und in diesem Urtheile werden wir auch nicht irre gemacht durch 
die starke Berücksichtigung der katholischen Dogmengeschichte. 
Denn auch diese kann weder das Studium der ev. Theologie noch 
das des Kirchenrechts entbehren. E. Fr. 

29. Bourel de la Roncie£re, Les registres d’Alex. IV. Receuil 
des bulles de ce pape, publiees ou analysees, d’apres les manuscrits 
originaux des archives du Vatican. 1. Par. 9. 

30. Innocentii, P. XI. epistolae ad principes annis VI. — XIII. 
(24./9. 1681—6./8. 1689) ed. Berthier. t. 2. Rom 95. 

31. Fournier*, Une Collection canonique italienne du com- 
mencement du XII°® siecle. Grenoble 94. 

Der Codex 3831 der vatikanischen Bibliothek enthält eine 
Kanonensammlung in drei Büchern, in denen Dekretalen, Konzilsbestim- 
mungen und Sätze der Kirchenväter methodisch nach Titeln geordnet 
mitgetheilt werden. Diese Sammlung ist fast identisch mit einer 
anderen (Cod. 109 des Kapitels von Pistoja), über welche Chiap- 
pelli zuerst Mittheilung gemacht hat und welche schon von Mansi 
gekannt, von Thaner und Sickel behandelt worden ist. Aber sie 
ist auch fast ganz übergegangen in eine Sammlung von neun 
Büchern, die in dem Cod. C. 118 der Bibliothek des Kapitels der 
Basilika des Vaticans angetroffen wird. Fournier giebt zunächst 
eine Analyse der Sammlung in drei Büchern, indem er die Titel- 
rubriken vollständig, die Zahl der capita jedes Titels, sowie eine 
Auswahl der capita mittheilt, um daran eine vollständige Analyse 
einzelner Titel zu knüpfen. Dann stellt er die dem römischen 
Recht angehörigen Bestandtheile zusanımen, von denen ein grosser 
Theil im Polycarpus und theilweise nur in diesem anzutreffen ist. 
Ueberhaupt besteht zwischen dem Polycarp und unserer Sammlung 
eine grosse Verwandtschaft, ohne dass doch die letztere als ein 
Auszug des ersteren angesehen werden könnte; denn auch die 
Sammlung in 74 Titeln, Anselm v. Lucca, ja selbst das Dekret 
Burchards und Ivos sind benutzt worden und für eine ganze An- 
zahl von Stellen lässt sich nicht nachweisen, dass sie überhaupt 
aus einer der bisher bekannten Sammlungen entlehnt seien. Da 
aber von diesen wieder viele in Gratians Dekret übergegangen sind, 
so ist die Ansicht nicht abwegig, dass Gratian vielleicht unsere 
Sammlung gekannt und benutzt habe. Die Entstehungszeit der 
Sammlung setzt Fournier in die Jahre 1112—1120, als ihre Hei- 
ımnath sieht er mit Recht Italien an. 
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‚Die Sammlung in neun Büchern ist schon bisher bekannt ge- 
wesen. Namentlich ist sie von Theiner, wenn auch in ganz un- 
zutreffender und irreführender Weise beschrieben worden. 

Es ist Fourniers Verdienst nachzuweisen, dass die Sammlung, 
zwischen 1123 und 1130 in Italien entstanden, lediglich als eine 
Revision und Vermehrung der Sammlung in drei Büchern zu be- 
trachten ist, nur dass die erste Hälfte des I. Buches sich als der 
Sanımlung des Anselmus entlehnt darstellt. 

32. Fournier”, La collezione canonica del regesto di Farfa. 
Roma 94. (Estratto della R. SocietA Rom. di storia patria 
vol. 17.) 

Der Codex Vaticanus 8487 enthält eine Sammlung der auf den 
Besitzstand des Klosters Farfa bezüglichen Urkunden, angelegt von 
Gregorio di Catino. 

Auf Fol. 58—84 befindet sich eine Kanonensanımlung, welche 
wegen ihrer kanonistischen Bestandtheile schon früher die Aufmerk- 
sanıkeit auf sich gezogen hat. Die genauere Untersuchung, die 
Fournier vorgenommen zu haben das Verdienst besitzt, ergiebt 
Folgendes: Die Sammlung zerfällt in vier Bücher, von denen das 
I. und II. fast ganz dem I. und II. Theil des Pseudoisidor ent- 
lehnt sind. Doch finden sich am Schlusse auch andere Kanones, 
von denen wieder viele auf Burchard zurückzuführen sind. Das 
III. Buch beginnt mit einigen Entlehnungen aus der Sammlung in 
74 Titeln, bringt dann wieder eine Anzahl von Burchardstellen, 
enthält aber vorzugsweise Stoff aus italienischen Sammlungen, 
welche ihrerseits aus der irischen Kanonensamnlung geschöpft 
haben. Das IV. Buch endlich hat Fragmente aus dem römischen 
und Kapitularienrecht. Als Verf. erscheint Gregorio di Catino und 
die Saınmlung ist insofern nicht ohne Interesse, als sie zu einem 
ganz speziellen Zweck angelegt worden ist; denn der Sammler 
erklärt selbst in der Vorrede, dass er mit der Sammlung der Eigen- 
tumstitel des Klosters beschäftigt, es für zweckmässig erachtet 
habe, auch im Allgemeinen die Kanones über die Freiheit und Im- 
‚munität der Kirchen und Klöster zusammenzustellen. Die Ent- 
stehungszeit fällt in die letzten Jahre des XI. Jahrhunderts. Gegen 
diese Zeitbestimmung spricht auch nicht der Umstand, dass die 
Sammlung kein gregorianisches Kirchenrecht rezipirt hat. Denn wie 
Fournier mit Recht hervorhebt, ist Farfa immer gut kaiserlich ge- 
_ wesen und Gregorio di Catino vielleicht sogar der Verfasser der 
orthodoxa defensio imperialis. 
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33. Fournier*, Le Liber Tarraconensis.. Etude sur une 
collect. canonique de XI* siecle in Melanges Julien Havet. Recueil 
ettravaux d’erudition dedies ala nıemoire de Julien Havet. Paris 1895. 

Anton Agostin spricht häufig von einer Kanonensammlung mit 
dem Namen liber Tarraconensis. Wir wissen, dass sie ihm durch 
das in seiner Diözese belegene Cisterzienserkloster Poblet über- 
schickt und von ihm den Correctores Romani zur Verfügung ge- 
stellt ist, die mehrfach auf sie verweisen. Während die Sammlung 
bisher als verschollen galt, ist es Fournier gelungen, nachzuweisen, 
dass sie in einem Vaticanischen und einem Codex der Pariser 
Nationalbibliothek ganz, in einem Mailänder zum Theil erhalten ist. 
Er weist nach, dass die Sammlung nicht lange nach Gregors VII. 
Tode in Südfrankreich oder in Nordspanien entstanden ist und 
namentlich die ganze Sanımlung von 74 Titeln in sich aufgenommen 
hat. ‚Auch ist bemerkenswerth, dass das merkwürdige Aktenstück, 
welches Giesebrecht aus dem Codex C. 24 der Vallicellana 1861 
im Münchener histor. Jahrbuch publizirt hat und welches Pflugk- 
Harttung in t. 2, p. 125 der Acta Pontificum Romanor. inedita 
noch einmal als ungedruckt veröffentlicht hat, unserer Sammlung 
entstammt, übrigens sicher eine Fälschung ist. E. Fr. 

34. Eubel, Bemerkungen z. Provinciale in Tangls päpstl. 
Kanzleiordnungen. Hist. Jahrb. 16, 320. 

35. Mag. Hugo Wstinc, Het Rechtsboek van den dom van 
Utrecht. Uitgeven door 8. Muller, s’Gravenhage 95. (Werken 
der vereeniging tot uitgave der bronnen van het oude vaderlandsche 
Recht, gevestigd te Utrecht, I. Reeks No. 18.) (Rechtsbuch aus 
den XIV. Jahrh.) 

36. Legrand, Recueil des docum. grecs concernant les rela- 
tions du patriarchat de Jerusalem avec. la Roumanie. Par. 95. 

37. Batifol, Hist. du breviaire rom. II° ed. Par. 94. 

38. Plaine, De veris breviarii romani originib. et prima ejus 
forma. Disquisitio critico-liturgica II. Stud. u. Mitth. a. d. Bene- 
dikt.-Orden. 16, H. 2. 

39. Hurter, Nomenclator literarius recentioris theologiae cathol. 
theologos exhibens qui inde a conc. Trid. floruerunt aetate, natione, 
disciplinis distinctos. t. 3. Oeniponte 95°. 

40. Grauert, Zur Danteforschung, gegen Prompt, les oeuvres 
latines apocryphes du Dante. Venise 93. Hist. Jahrb. 16, 510. 

41. Masson, Jean Gerson; sa vie, son temps, ses oeuvres. 
Lyon 94. 
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42. Lindenborn, Drei Pfälz. K.0OO. a. d. XVI. Jahırh. 
Kirchl. Mt. Schr. 13, 309. 


V. Geschichte der katholischen Kirchenverfassung. 


36. Gu£rin, Etude sur le fondement iuridique des persecutions 
ddirigees contre les Chretiens pendant les deux premiers siecles de 
notre ere. Nouv. Rev. hist. 19, 601. 

37. Hülle, Die Toleranzerlasse röm. Kaiser f. d. Christent. 
b. z. J. 313. Berl. 

38. Allard, Le clerge chretien au milieu du IV* siecle. Rev. 
des quest. hist. livr. 115. 

39. Sackur, D. Promissio Pippins i. J. ER u. ihre Erneuerung 
durch Karl d. Gr. Mitth. d. Instit. f. österr. Gesch.-Forschg. 16, 385. 

40. Halban-Blumenstok, Schutz u. Zins (zu Fabre’s Etude 
sur le liber censuum). A. f. K. KR. 74, 216. 

41. Gottlob, Hat Papst Innocenz III. sich das Recht zuer- 
kannt, auch die Laien für Kreuzzugszwecke zu besteuern? Hist. 
Jahrb. 16, 312. 

42. Eubel, D. deutschen Aebte in d. libri obligat. et solut. d. 
Vat. Arch. währ. d. J. 1295— 1378. Stud. u. Mitth. a. d. Bened.- 
Ord. 16, 270. 

43. Kirsch, D. päpstl. Kollektorien etc. (s. Bd. IV, V, 77.) 
Rezens.: Wurm. Hist. Jahrb. 16, 353. 

44. Cartellieri, Päpstl. Steuern im Bistl. Konstanz. Z. f£. 
d. Gesch. d. Oberrheins. N. F. 10. H. 2. 

45. Pagnotti, Relaz. di una nunziatura in Savoia (1624—27) 
scritta da Bernard. Campello, uditore del nunzio a Torino. Archiv. 
della R. societa Romana di storia patria. 16, 447. 

46. Demaria, La soppressione della Nunciatura pontificia in 
Piemonte nel 1753. Rev. stor. ital. 12, 1. 

47. Hoogweg, Beitr. z. Bestimmg. d. Archidiakonate des vor- 
mal. Bisth. Minden. Ztschr. f. vaterl. Gesch. (Westfal.) 52, 2, 117. 

48. Drück, D. Reutlinger Asylrecht. Württemb. Vierteljahrs- 
hefte z. Landesgesch. N. F. 4, H. 1. u. 2. 

49. Krieg, Bestand u. Alter der Kirchenbücher i. d. Prov. 
Sachsen, d. Herzogth. Anhalt und einigen Thüring. Staaten. Neue 
Mitth. a. d. Gebiet histor.-antiquar. Forschungen. XIX, 1. 

50. Schanz, D. Lehre des heil. Augustinus über d. Sakrament 
d. Busse. Tüb. Theol. Quartalschr. 77, 448, 598. 
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5l. Müller, D. Bussinstitution in Karthago unter Cyprian. 
2. f. KGesch. 16, 1. 187. 


VI. Staat und Kirche. 


19. Väzsonyi, Das Placetum regiun n. ungar. Staatsrecht. 
2. f. ungar. öffentl. u. Privatrecht 1, 404. 

20. Rivet, La negociation du Concordat. Universite cathol. 
1895 avril. 

21. Sardi, La questione dei rapporti fra Stato e Chriesa in 
Italia. Alessandria 95. 

22. Azzolini, I parrochi e gli art. 20 e 20f. (Schluss.) Riv. 
Penale suppl. Bd. 3. p. 321. 

23. Angerstein, D. Konflikt d. poln. Königs Boleslaus II. 
m. d. Krakauer B. Stanislaus.. Thorn 95. 

24. Cornelison, The relation of religion to civil government 
in the United States of America: a state without a church, but not 
without a religion. New-York 95. 


VID. Verfassungs- und Verwaltungsrecht der katholischen 
Kirche, 


45. Joder, Index casuum et censurarum in universa ecclesia 
iure novissimo. vigentium. A. f. K. KR. 74, 18. 

46. Granderath, D. Machtvollkonmenheit d. röm. Kongrega- 
tionen bei Lehrdecreten. Z. f. kath. Theol. 19, H. 4. 

47. De absolutione complicis. Commentar. const. „apost. 
sedis* art. X. inter excommunicationes specialiter reservatas, Le 
Can. contemp. 18, 328, 402. 

48. Boudinhon, De la validite des ordinat. anglic. Le can. 
cont. 18, 423, 531. 

49. Förster, D. preuss. Gesetzgebg. üb. d. Vermögensverwaltg. 
i. d. kath. KGemeinden u. Diözesen. Mit Anmerkungen u. Sach- 
register. Berl. 95. | 

50. Porsch, Der Bezug von Stolgebühren durch einen anderen 
Geistlichen als den zuständigen Pfarrer. Rechtsfall aus dem Gebiete 
des Preuss. Allgem. Landrechts. A. f. K. KR. 74, 3. 

öl. Kaltner, D. landesfürstl. Patronat im Kronlande Salzburg. 
Arch. f. K. KR. 74, 54. 

52. Schockher, Kirchenpatronat u. Kirchenconcurrenz m. 
Besprechg. d. Vogtei u. d. Schulpatronates. 2. Ergsh. Wien 95. 
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53. Vering, Verhandlungen d. österr. Episcopates mit d. Re- 
gierg. betr. die Congruaregulierung und Verwandtes (1885— 94) 
und gegenwärtiger Stand jener Frage. A. f. K. KR. 74, 227. 

ö4. Krasnopolski, Ueber $ 63 des österr. BGB. (Replik 
gegen Brentano). A. f. K. KR. 74, 297. 

55. Orlandi, gli oneri di beneficenza e la giurisprudenza 
della IV. sezione del consiglio di stato. Riv. di dir. eccl. 5, 129. 

56. Scaduto, Prestazioni ad enti ecclesiastici siciliani. Riv. 
di dir. eccl. 5, 1. 

57. Scaduto, Della chiusura illegale del templo da parte del 
patrono. Arch. di dir. pubbl. 4, 351. 

58. Di Marzo, Sul carattere sacro dei sepoleri a proposito 
della loro demanialitäa. Arch. di dir. pubbl. 4, 358. 


VII. Ordenswesen. 


27. Le Masson, Disciplina ordinis Carthusiensis tribus libris 
distributa. Nova editio. Montreuil 95. 

28. Dolberg, D. Satzungen d. Cisterz. etc. wider das Be- 
treten ihrer Klöster und Kirchen durch Frauen. Stud. u. Mitth. 
a. d. Bened.-Ord. 15. 40. 244. 

Gothein, Ignatius v. Loyola u. d. Gegenreformation. Halle 95. 

30. Enrich, Hist. de la compaflia de Jesüs en Chile. 1. 2. 
Barcel. 91. 

31. Porst, D. Unterdrückung des Jesuitenordens in Schlesien 
unter Friedr. d. Gr. (Rechtsfall.) A. f. k. k. KR. 74, 161. 

32. Nippold, D. jesuitischen Schriftsteller d. Gegenwart in 
Deutschland. Leipz. 95. Friedr. Jense. 

Der Verf. giebt in dankenswerther Weise einen Ueberblick 
über die neuere wissenschaftliche Thätigkeit der deutschen Jesuiten 
in 11 wissenschaftlichen Fächern und auf dem Gebiete der schönen 
Literatur und Literaturgeschichte. Die von ihm mitgetheilten Aus- 
züge sind charakteristisch, sein Urtheil ist massvoll, doch hätte , 
die jesuitische Bethätigung speziell auf dem Gebiete des Kirchen- 
rechtes gleichfalls eine Würdigung erfordert; in dem Abschnitt 
Jurisprudenz sind eigentlich nur rechtsphilosophische Schriften be- 
handelt. Eine grössere Korrektheit in den Namen der Autoren 
wäre zu erzielen gewesen, ein Namensregister der angeführten 
Autoren erwünscht. E. Fr. 

33. Tocco, I fraticelli o poveri eremiti di Celestino II. se- 


IX. Evangelisches Kirchenrecht. 435 


condo i nuovi documenti. Bollet. della Societä di storia patria 
Anton Ludovico Antinori negli Abruzzi VOL, 14. 

34. Seydel, Ueber d. Privatrechtsfähigkeit d. Ordensgeistl. 
u. d. Zulassung derselben z. Eintragung in d. Genossenschafts- 
register. Arch. f. K. KR. 74, 100. 

35. Erbunfähigkeit d. Ordensmitglieder in Ungarn. A. f.K. 
KR. 74, 147. 

36. Joder, D. rechtliche Stellung der nicht anerkannten relig. 
Genossenschaft. in Elsass-Lothr. Bei Gelegenheit der im Reichslande 
aufgeworfenen Redemptoristenfrage aus verschiedenen Rechtsgut- 
achten v. 1845— 1880 zusammengestellt. Strassb. 95 (aus Eccle- 
siasticum Agentinense). 

37. Surugue, G., Droit romain: Les Collegia tenuiorun; 
droit francais: Etude sur les congregations religieuses de femmes 
legalement reconnues. 8°. (216 p.) Paris 95. 

38. Vareilles Sommieres. Le droit de posseder des asso- 
ciations non reconnues. Revue crit. de legislat. 44, p. 232. 


IX. Evangelisches Kirchenrecht. 


9. Firnhaber*, D. ev.-kirchl. Union in Nassau, ihre Entstehung 
und ihre Wesen nach den Akten dargestellt. Nach dem hinter- 
lassenen Manuskr. i. Auftr. d. Erben her. v. Schroeder. Wiesb. 95, 
Chr. Limbarth. 

Auch in Nassau war in der ersten Hälfte der sechziger Jahre 
der Streit über den Bekenntnissstand der Landeskirche entbrannt. 
Dies gab Firnhaber Veranlassung, in derselben Weise wie er es für 
die Nassauische Simultanschule gethan hat, eine archivalische Ge- 
schichte der Nassauischen Union zu schreiben, die er bei seinen 
am 13./12. 1888 erfolgten Tode vollendet hinterliess. Sie ist jetzt 
vom Pfarrer Schroeder herausgegeben worden und ergiebt das 
unzweifelhafte Resultat, dass in Nassau die rechtliche Geltung der 
ev. Symbole als aufgehoben angesehen werden muss. Die Dar- 
stellung ist klar, sachgemäss und durchaus objektiv gehalten. 

E. Fr. 

10. Reischle*, Sohm’s Kirchenrecht u. der Streit üb. das Ver- 
hältniss von Recht u. Kirche. Giessen 95. (Vorträge d. theolog. 
Konferenz zu Giessen, gehalten am 13./6. 1895, VIII. Folge.) 

Es ist erfreulich, dass die theologischen Stimmen sich mehren, 
welche gegen Sohm’s These von der Unvereinbarlichkeit des 
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Kirchenrechts und der Kirche Einsprache erheben. Der Verf. thut 
dies in überzeugender Weise, wenngleich wir doch die Gefahren. 
die sich als praktische Folgen des Sohm'schen Satzes ergeben, 
stärker hervorgehoben zu sehen wünschten. Dass wir in der 
IV. Aufl. des Lehrbuches uns auch gegen Sohm erklärt haben, 
ist dem Verf. entgangen. E. Fr. 
11. Reitsma en v. Veen. Acta der provincialie en parti- 
culiere synoden, gehouden in de Noordelijke Nederlanden gedurende 
de jaren 1572—1620. Gelderland 1579 —1620. Groningen 95. 


X. Sektenwesen. Beligionsfreiheit. 


8. Loserth, Beitr. z. Gesch. d. hussit. Bewegung. V. gleich- 
zeitire Berichte u. Aktenstücke z. Ausbreitg. d. Wichfismus in 
Böhmen u. Mähren v. 1410 —19. Wien 95 (aus Arch. f. österr. 
Gresch.). 

9. Paulus”, die Strassburger Reformatoren u. d. Gewissens- 
freiheit. Freib., Herder. 95. Mk. 1,80. (Strassburger theolog. 
Studien. B. 2. H. 2.) 

Es ist gewiss ein Irrthun, anzunehmen, dass die Reformatoren 
Vertreter der Gewissensfreiheit im heutigen Sinne des Wortes 
gewesen seien, und der Verf. hat ganz Recht sich energisch gegen 
solche Behauptung zu wenden und an dem Beispiele namentlich 
Butzer’s solche Meinung zu widerlegen. Aber er iibersieht dabei 
zweierlei. Einmal ist bezüglich Luther’s und Melanchthon’s dies 
schon von anderer und auch evangelischer Seite hervorgehoben 
worden. Allerdings forderten die Reformatoren Gewissensfreiheit, 
aber nur für die wahre Lehre, d. h. die ihrige. Sie stehen ganz 
auf dem Standpunkte Augustins: dem herrschenden Irrthum d. h. 
dem Katholizismus gegenüber: Bekenntnissfreiheit, der herrschenden 
Wahrheit d.h. der ev. Lehre gegenüber Bekenntnisszwang. Sie 
wollen auch nicht die Religion dem Staate unterwerfen, wie der 
Verf. meint. Denn ihnen ist der Gegensatz zwischen Staat und 
Kirche unbekannt. Der Staat hat in mittelalterlicher Weise die 
Aufgabe, das Reich Gottes auf Erden zu verwirklichen. Dazu 
gehört aber auch die wahre Lehre zu beschützen und die falsche 
zu vernichten. So wahr es aber auch ist, dass erst die Natur- 
rechtslehre die Toleranz im modernen Sinne geschaffen und das 
Territorialsystem diese verwirklicht hat, so beruht sie doch auf 
evangelischen Grundprinzipien. Die Reformation hat eine Anzalıl 
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Ideen geboren, die erst später eine den Reformatoren unbekannte 
und unbewusste Entwicklungsfähigkeit erwiesen haben. So ist 
der Gedanke der Gemeindeselbstverwaltung aus dem ursprünglich 
ganz anders gedachten allgemeinen Priesterthum emporgewachsen, 
und der der Toleranz aus der intoleranten Gewissensfreiheit, welche 
die Reformatoren beanspruchten. Aber der Verf. übersieht noch 
ein anderes. Er beschuldigt die Reformatoren der Unterdrückung 
aller CGrewissensfreiheit. Unterdrücken kann man doch nur was da 
ist. Gab es aber in der katholischen Kirche eine Gewissensfreiheit, 
giebt es sie hier heute und kann es sie überhaupt geben? Alle diese 
Fragen sind mit gleicher Entschiedenheit zu verneinen. Der 
Standpunkt, den die Reformatoren einnahmen, war der gut katho- 
lische. Sie hatten ihn aus ihrer mittelalterlich-katholischen Bildung 
enıpfangen. Es sollen also die nicht mit Steinen auf sie werfen, 
die noch heute in einem Glashause wohnen. Aber das ist eben 
der bedeutsame Unterschied: Während die evangelische Lehre, die 
katholischen Schlacken von sich abwerfend, zur Toleranz durch- 
gedrungen ist, ist die katholische die alte geblieben. Wer die unsere 
moderne Empfindung wenig anmuthende Reaktion in Paulus Schrift 
liest, die gegen den katholischen Gottesdienst in Strassburg vor- 
genonimen wurde, der mag sich der Dragonaden Ludwigs XIV. 
erinnern, die in Frankreich gegen die Evangelischen unter dem Bei- 
fall der katholischen Kirche verübt worden sind. Und dass das kein 
geschichtlich überwundener Standpunkt ist, dafür zeugen die Kämpfe 
welche die Evangelischen heute in Spanien für ihre Gewissens- 
freiheit zu führen haben und überall führen müssen, wo die katho- 
lische Kirche stark genug ist, ihre Prinzipien verwirklichen zu 
können und den Staat zu deren Durchführung zu nöthigen. 
E. Fr. 

10. Keller, D. Gegenreformation in Westfalen u. am Nieder- 
rhein, Bd. 3. Leipzig 95. (Publikat. aus d. K. Preuss. Staats- 
archiven, Bd. 62.) 

11. Die geschichtliche Stellung u. Aufgabe des deutschen 
Altkatholizismus* von * * *. Leipzig 95. 

Eine klare und instruktive Auseinandersetzung der Fragen: 
Was hat der Altkatholizismus erstrebt? Hat er sein Programm 
erfüllt? Der Verf. hebt hervor, dass der Altkatholizismus keine 
Reform des kath. Dogmas gewollt habe — das ist freilich bezüg- 
lich des römischen Primates, der Dogma ist, zu modifiziren — und 
dass er sein Disziplinarprogranmm erfüllt habe. Ob er, wie Verf. 
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meint, in der That die Basis einer deutschen kath. Nationalkirche 
abgeben werde: wer vermöchte heute, wo der röm. Katholizismus 
stärker dastelht als je, das vorauszusehen? E. Fr. 

12. Streiff*, Die Religionsfreiheit u. d. Massnahmen der 
Kantone u. d. Bundes gemäss Art. 50 Abs. 2 d. Schweiz. Bundes- 
verf. Zürich 95 (Dissert., gut geschrieben und belehrend). 

13. Knuttel, De toestand der nederlandsche Katholiken ten 
tyde der republick. II. de achtiende euw. La Have 95. 


XI. Eherecht. 


43. Rosset, De sacramento matrimonii tractat. dormatie. 
moralis, canonicus, lituragieus et iudiciarius. T. 2. Potestates super 
matrimonium a Deo constitutae, sponsalia, banna, imped. prohib. et 
dirimentia. Montreuil 95: 

44. Guillouard, Traite du contrat de mariage t. 23. Par. 95. 

45. Philippe, Etude histor. sur les origines et le deve- 
Joppement du droit matrimonial dans l’eglise. (Fortsetzg. siehe 
1889, 433; 1891, 214; 1892. 268, 344, 407, 459, 584, 705; 
1893, 65. Le Canon. cont. 18, 409. 

46. Mitius*, Ein Familienbild aus der Priscillakatakombe mit 
der ältesten Hochzeitsdarstellung der christl. Kunst. Mit 3 Ab- 
bildungen (Archäolog. Studien z. christl. Alterthum u. Mittelalter. 
Herausgegeb. v. Ficker, Heft 1). Freiburg, J. C. B. Mohr. Mk. 1. 

Es handelt sich in der vorliegenden Untersuchung um das 
bekannte Bild der Priscillakatakombe und zwar wesentlich um den 
Theil desselben, welcher ein Paar darstellt, stehend vor einen 
sitzenden Manne, wobei die Frau eine Rolle ın der Hand hält. 
Das Bild ist hauptsächlich und zuletzt noch von Wilpert als eine 
velatio virginis angesehen werden. Der Verf. hebt die Gründe, 
welche geren solche Annalıme, sprechen zutreffend hervor und wir 
stimmen mit dem negativen Ergebnisse seiner Erörterungen voll- 
konmen überein. Grössere Schwierigkeiten bereitet seine positive 
Erklärung. Er findet in dem Bilde eine christliche Eheschliessung 
oder Verlobung dargestellt. Dabei begeht er den Fehler, eine 
civile und eine kirchliche Eheschliessung zu unterscheiden. Die 
erstere gab es aber ebensowenig wie die letztere und der vom 
Verf. aufgestellte Gegensatz ist modern. Nach römischem Recht, 
und dies allein kann für die Deutung des Bildes in Betracht 
kommen, geschah die Eheschliessung durch formlosen Konsens. 
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Alle Hochzeitsgebräuche, die zahlreich vorkamen, sind rechtlich 
unwesentliches Beiwerk. . Da der formlose Konsens nun nicht 
bildlich darstellbar ist, so zeigen die Monumente bald die tabula 
in der die dos verschrieben war — denn die Bestellung der dos 
unterscheidet die Ehe von dem gleichfalls formlosen Konkubinat — 
bald ein Paar mit verschlungenen rechten Händen. Dass eine 
solche Ehe kirchlich noch einmal geschlossen worden wäre, ist 
ein Unding. Warum hätten dann die Brautleute nicht lieber gleich 
ihren Konsensaustausch in der Kirche vorgenommen und dabei die 
Dosbestellung vollzogen? Was meint der Verf. damit, wenn er sagt, 
es hätte dem Bischof erst die civile Gültigkeit der Ehe nach- 
gewiesen werden müssen, und darum wären ihm die tabulae dotales 
vorgelegt worden? Diese letzteren kamen für die Gültigkeit der 
Ehe gar nicht in Betracht. War die Verbindung eine rechtsgültige 
Ehe, dann war sie eine solche auch ohne Dosbestellung, war sie 
es nicht, dann wurde sie es nicht durch die dos, denn dann war 
eben die formell bestellte dos keine solche und konnte mit der 
condictio causa data causa non secuta zurückgefordert werden. 
Man könnte also nur annehmen, dass an die Stelle der bürgerlichen, 
freilich rechtlich unwesentlichen Formalitäten kirchliche, gleich- 
falls rechtlich unwesentliche getreten wären, dass namentlich der 
Konsensaustausch in der Kirche coram episcopo vor sich gegangen 
wäre. Aber davon wissen unsere alten Sakramentarien gar nichts. 
Eine besondere Beziehung der gottesdienstlichen Handlung zu einer 
geschlossenen Ehe gehört erst einer späteren Entwicklungsperiode an. 
Aber vielleicht liegt eine professio vor? jene Erkundigung bei 
dem Bischofe, ob die beabsichtigte Ehe der kirchlichen Norm ge- 
mäss sei? Wir würden dieser Deutung des Bildes beipflichten 
können, wenn die Sitte der professio für das Abendland. bezeugt 
wäre. Aber jedenfalls können wir dem Verf. nicht mehr concediren 
und auch seine Deutung, dass eine kirchliche Verlobung vorliege, 
lehnen wir ab. Denn die Betheiligung der Kirche an den Ver- 
lobungen äussert sich durch benedictio, gehört einer späteren Zeit 
an, und hat im Abendlande nie grosse Bedeutung und Verbreitung 
gehabt. Wenn der Verfasser gar Spuren der mittelalterlichen dotatio 
sponsae in dem Bild entdecken will, so ist das ganz abwegie. 
Denn dies ist ein germanisches Institut, das mit den römischen spon- 
salia nichts gemein hat. Demnach wiederholen wir: vom juristischen 
Standpunkte steht nichts entgegen, in dem Bilde eine Darstellung 
der professio matrimoni zu erblicken, dagegen entschiedene Mo- | 
Deutsche Zeitschr. £. Kirchenrecht. V. 3. 99 
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mente, welche die Deutung einer Eheschliessung oder Verlobung 
verbieten. In wie weit archäologische Momente die von uns für 
möglich erachtete Deutung zulassen, fällt ausserhalb des Kreises 
unserer Zuständigkeit. E. Fr. 

47. Schulenburg, D. Spuren d. Brautraubes, Brautkaufes u. 
ähnlicher Verhältnisse in den französ. Epen d. Mittelalters. Z. £. 
vergl. Rechtswissensch. 12, 129. 

48. Leonhard, D. persönl. Eherecht des Entwurfs eines 
bürgerl. Gesetzb. f. d. Deutsche Reich. Arch. f. bürgerl. Recht 
10, 1ff. 

49. Schwartz, D. Ungar. Civilehegesetz. Z.f. ungar. öff. u. 
Privatr. 1, 225. 347. 

50. Flaischlen, Le chapitre du divorce dans le protocole final de 
la conference pour la codification du droit international prive, reunie 
en 1894 ä la Haye. Rev. d. droit internat. 27, 254. 

5l. Pesavento, Indissolubilita? Breve studio storico giuri- 
dico, filosofico sul divorzio. Novara 95. 

52. Soulie de la date de la dissolation du mariage. Revue 
crit. de legislat. 44, 252. 


XI. Schule. 


19. Pogge, Die neueren Gesetze auf dem Gebiete des Volks- 
schulwesens. Zusammengestellt und erläutert. Ergänzungsheft. 
Berl. 95. 

20. Denifle-Chatelain, Chartular. Univ. Paris. T. D. sect. 1. 
Rezens.: Orterer histor. Jahrb. 16, 359. 

21. Lemmen, D. niedere Schulwesen im Erzstift Trier, bes. 
im XVII. u. XVIO. Jahrh. Th. 1. Progr. Prüm 94. 
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IV. Aktenstücke. 
Mitgetheilt von Friedberg. 


Papstliche Aktenstücke. Sprüche römischer Behörden. 


13. Leo XIII. an die Bischöfe u. Katholiken Hollands bei 
Gelegenheit der Konsekration des neuen schismatischen B. v. Ut- 
recht. 28./2. 1893. Le can. cont. 18, 441. 

14. Leo XIIl.,.ep. 11./6. 1895 ad Coptos. Le canon. cont. 
18, 435. 

15. Decr. Congr. Conc. 25./l. 95. Hispalens.: An disci- 
plina in eccl. S. Michaelis Xeresii et aliis locis archidioecesis His- 
palensis vigens, ex qua plures parochi in una eademque ecclesia 
resideant cum distincto animarum censu, sustineatur in casu? 
Affirmative. Le can. contemp. 18, 346. 

16. Instr. Congr. de Prop. Fide, super missae iteratione. 
24./5. 70. A. f. K. K.R. 74, 138. 

17. Decr. Congreg. epp. et regular. 22./3. 95. dubia 
quoad vota Ursulinarum. Le can. cont. 18, 488. 

18. Decr. C. de Prop. 26./1l. 95. Ein katholischer Priester 
kann als Civilstandsbeamter bei Eheschliessung von Protestanten 
fungiren. Le can. cont. 18, 501. 

19. Decr. C. Inquisit. 6./4. 95. Ehegatten, die ein Domizil 
haben, wo das Decr. tametsi publizirt ist, die Ehe aber eingehen 
an einem Orte, wo dies nicht der Fall ist, und sie weder Domizil 
noch Quasidomizil haben, handeln in fraudem legis. Ihre Ehe 
ist nichtig: Ob sie dabei mala fide gehandelt haben, um die tri- 
dentische Vorschrift zu umgehen, ist gleichgültig. Le can. cont. 
18, 449, 
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20. Decr. Congr. Conc. 23./2. 95. Eine Ehe ist, nachdem 
ärztliches Zeugniss die unheilbare Impotenz des Mannes konstatirt 
hatte, durch zwei Instanzen für nichtig erklärt worden, worauf die 
Frau sich anderweit verheirathete. Acht Jahre nach Eingehung der 
frühern Ehe will der Mann sich gleichfalls verheirathen, und bringt 
ein ärztliches Zeugniss Seiner jetzigen Potenz bei. Die neue Ele 
der Frau wird darauf für nichtig erklärt und sie aufgefordert, zu 
ihrem früheren Manne zurückzukehren. Da dies Erkenntniss un- 
befolgt bleibt, schlägt die Kongr. vor, zu dispensiren a matr. rato 
non consunmat. Le canon. cont. 18, 459. 

21. Decr. C. Concil. Parisien. 15./12. 94. Dispensat. v. 
matr. rat. non consummat., wo beide Ehegatten die Nicht-Consun- 
mation beschworen, Zeugen dafür beibrachten und sieben Eideshelfer 
ohne körperliche Untersuchung. Acta S. Sed. 27, 659. 

22. Decr. Congreg. Inquisit. 28./8. 85. Die Klauseln 
bei Ehedispensen werden modificirt. Le can. cont. 18, 454. 

23. Eingabe d. österr. Bischöfe v. 27./2. 95 u. österr. Ges. 
v. 1./5. 89 betr. die Dotation d. Theologieprofessoren an d. Diö- 
cesanlehranstalten. Arch. f. K. K.R. 74, 133. 

24. Verhandlungen d. österr. Episkopates mit dem k. k, Mi- 
nister f. C. u. U. bezügl. d. Bestimmungen über die Erlangung des 
theol. Doctorates. A. f. K. K.R. 74, 111. 


Gerichtssprüche. 


14. E. d. R.Ger. 8./6. 95 (IV. Straf.-Sen.) Entsch. d. R.Ger. in 
Strafsachen Bd.27.8.234n0.102.1. Sind beschimpfende Aeusserungen 
gegen die Priester oder den Priesterstand als Beschimpfungen einer 
Einrichtung der katholischen Kirche, nämlich des Priesterthums an- 
zusehen? 2. Begriff des Beschimpfenden im Gegensatz zum Frivolen. 

Nach dem festgestellten Sachverhalte hat der Angeklagte eines 
Tages im Herbste 1894, auf der Freitreppe seines Hauses stehend, 
vor mehreren Zuhörern und so laut, dass es auf der Strasse vorbei- 
gehende Leute hören konnten, geäussert: 

„vvenn der Priester sich umhängt, und es so vor dem Volke 
hält, da beugt sich das Volk; da sieht er hindurch und lacht das 
Volk aus. Das hat keinen Werth.“ 
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Der erste Richter legt diese Aeusserung dahin aus, dass der 
Priester bei der Messe, während er die Monstranz in die Höhe 
halte und das Volk niederkniee, durch den gläsernen Theil der 
Monstranz hindurchsehe und die Gläubigen heimlich verlache und 
verspotte. 

Die Strafkammer hat hierin die Beschimpfung einer Einrich- 
tung der katholischen Kirche, nämlich des Priesterthumes, gefunden 
und den Angeklagteu aus $ 166 St.G.B.’s verurtheilt. Auf die 
Revision des Angeklagten wurde die Entscheidung aufgehoben aus 
folgenden 


Gründen: 


Die Revision rügt mit Recht Verletzung des $ 166 St.G.B.’s 
durch unrichtige Anwendung. 

Nicht zu beanstanden ist die Annahme der Vorinstanz, dass 
das Priesterthum eine Einrichtung der römisch-katholischen Kirche 
sei. Dass aber die Aeusserung des Angeklagten diese Einrichtung 
treffen sollte und getroffen hat, ist von der Strafkammer nicht ein- 
wandtfrei dargelegt worden. 

Der nach ihrer Auslegung in den Worten des Angeklagten 
enthaltene Vorwurf, dass der Priester äusserlich mit einer heiligen 
Handlung beschäftigt, heimlich über die Gläubigen lache und dem- 
nach ein Heuchler sei, trifft an sich nicht ohne weiteres die „Ein- 
richtung“ des Priesterthumes als solche, sondern nur unwürdige, 
heuchlerische Priester, und der Vorderrichter bemerkt selbst, dass 
die Aeusserung in dem Sinne, wie er sie versteht, eine Kund- 
gebung der Verachtung des „Priesterstandes“ enthalte. Der „Priester- 
stand“ ist aber lediglich die Gesammtheit der Mitglieder dieses 
Standes, nicht die Einrichtung des „Priesterthumes“. Es ist denk- 
bar, dass sämmtliche Mitglieder des Priesterstandes als verderbt 
und heuchlerisch bezeichnet werden, während doch die „Einrich- 
tung des Priesterthumes* als ehrwürdig anerkannt wird. Wenn 
also die Aeusserung des Angeklagten, wie der Vorderrichter an- 
nimmt, sich nur gegen den Priesterstand richtete, so konnte 
eine Beleidigung gewisser oder aller Priester unter einer Gesammt- 
bezeichnung angenommen werden, aber nicht eine Beschimpfung 
der „Einrichtung“ des Priesterthumes. 


444 . Aktenstücke. 


Zu beanstanden ist ferner auch die Annahme der Vorinstanz, 


dass der Angeklagte das Priesterthum beschimpft habe. Zur Be- 
gründung wird in den Urtheilsgründen nur angegeben: die Aeusse- 
rung des Angeklagten entlialte eine Kundgebung der Verachtung 
des Priesterstandes, „die zugleich durch die frivole Schilderung des 
äusseren Herganges bei der heiligen Handlung sich als Beschimpfung 
darstelle“. Der Begriff des Beschimpfens setzt aber voraus, dass 
die Missachtung des Gegenstandes, gegen den die Kund- 
gebung sich richtet, in besonders verletzender, roher Form aus- 
gedrückt wird. Dies deckt sich aber nicht mit dem Begriffe des 
„Frivolen* oder Leichtfertigen. Das Frivole kann sich in der 
glattesten feinsten Form aussprechen und bildet insofern gerade 
einen Gegensatz zu dem Beschimpfenden, dessen charakteristisches 
Merkmal die Rohheit der äusseren Form und Einkleidung bildet. 

Vgl. Entsch. des R.G.’s in Strafs. Bd. 10 S. 146. 

15. E. d. R.Ger. 14.,6. 95 (II. Straf.-Sen.) Entsch. d. R.Ger. 
in Strafsachen Bd. 27. S. 296. no. 108. 1. Kommt einer dem 
bestehenden Ritus der evangelischen Kirche entsprechenden Be- 
stattungszeremonie der Charakter einer „gottesdienstlichen Ver- 
richtung“ im Sinne des $ 167 St.G.B.’s zu? 2, Bedarf es noth- 
wendig einer Erörterung darüber, dass ein Kirchhof „ein zu 
religiösen Versammlungen bestimmter Ort* sei? 

Aus den Gründen: 

Die Angeklagten St. und V. sind auf Grund der Schlussfest- 
stellung, 

dass sie zu A. am 18. März 1894 in einem zu religiösen 
Versammlungen bestimmten Orte, nämlich auf dem Kirchhofe an 
einem Begräbnissplatze, durch Erregung von Lärm eine gottes- 
dienstliche Verrichtung einer im Staate bestehenden Religions- 
gesellschaft, nämlich die Leichenrede des Prediwers der evangeli- 
schen Gemeinde, vorsätzlich gestört haben, 
unter Anwendung des $ 167 St.G.B.’s verurtheilt worden. ... 

In materieller Beziehung macht die Revision des Angeklagten 
St. einmal geltend, dass der Begriff der „gottesdienstlichen Ver- 
richtung“ verkannt sei, indem diese einen „sakramentalen Charakter* 
erfordere, dann, dass der Vorderrichter, ausgehend von der rechts- 
irrthümlichen Ansicht, dass ein umfriedeter Begräbnissplatz stets 
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als ein zu religiösen Versammlungen bestimmter Ort anzusehen sei, 
die Prüfung unterlassen habe, ob diese Voraussetzung nach den 
konkreten Verhältnissen gegeben gewesen sei. 

Es kann jedoch in ersterer Beziehung keinem Zweifel unter- 
liegen, dass eine dem bestehenden Ritus der evangelischen Kirche 
entsprechende Bestattungszeremonie ansich zu den in $ 167 St.G.B.’s 
bezeichneten „gottesdienstlichen Verrichtungen“ gehört; denn sie 
ist als ein auf dem evangelischen Ritus beruhender Akt der Reli- 
gionsübung anzusehen, welcher neben dem eigentlichen Gottes- 
dienste einem besonderen religiösen Bedürfnisse zu dienen be- 
stimmt ist. 

Vgl. Rechtspr. des R.G.’s in Strafs. Bd. 4 S. 848 und das 
Urtheil des R.G.’s, IV. Strafsenates, vom 14. April 1891 in 
Sachen gegen M. Rep. 278/91. 

Dass die „gottesdienstlichen Verrichtungen“ einen sakramentalen 
Charakter tragen müssten, hat im Gesetze keinen Ausdruck ge- 
funden. 

Bezüglich des zweiten Punktes ist die Bemerkung der Revision, 
lass nicht nothwendig ein jeder Begräbnissplatz ein zu religiösen 
Versammlungen bestimmter Ort sei, zutreffend. Aus der Begrün- 
dung des angefochtenen Urtheiles ist aber auch eine dem entgeren- 
sresetzte Rechtsansicht nicht zu entnehmen, es erscheint vielmehr 
die Annahme statthaft, dass der Vorderrichter im vorliegenden 
Falle die regelmässige Bestimmung der Kirchhöfe als gexeben er- 
achtet habe, und dass er von einer näheren Erörterung nur des- 
halb abgesehen habe, weil Bedenken in der fraglichen Richtung 
von keiner Seite angeregt waren. Ein Rechtsirrthum ist also in 
diesem Punkte nicht ersichtlich. 

16. E. R.Ger. 4./4. 95 IV. Civ.-Sen.: Die Verpflichtung einer 
Filialgemeinde zu den Bau- und Reparaturkosten der Kirchen- und 
Schulgebäude der Mutterkirche beizutragen, hört auf, wenn das 
Mitbenutzungsrecht fortfällt. A.L.R II, 11, 8 725f., 7SSff. 

17. Preussen. E.d. Gerichtsh. z. Entscheidung d. Konipetenz- 
konflikte betr. d. Ausübung der Patronatsrechte v. 8./6. 95. KG. 
u. V.Bl. 1895, S. 54. 

18. Hamburger O.L.G. 16./3. 94: Es widerspricht den Grund- 
sätzen des gem. ev. K.R. nicht, wenn — in der Zeit wo die Ehe 
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noch kirchlich zu schliessen war — der Träger der Kirchengewalt 
Schliessung per procuratorem zuliess. Seuffert’s Arch. 50, no. 175, 
S. 293. 

19. Ueber die unter sich nicht übereinstimmende Praxis der 
Preuss. Gerichte die sächsischen Haftbefehle zur Wiederherstellung 
des ehelichen Lebens zu vollstrecken, vgl. Neubauer in Ztschr. f. 
Deutsch. Civ.-Proz. 21, 90. 

20. E. Bayer. Oberst. L.G. 14./6. 94. Uniberwindliche, auch 
einseitige Abneigung ist Elıescheidungsgrund, muss aber auf objek- 
tiven Gründen beruhen. Seuffert’s Arch. 50, no. 174, S. 295. 

21. E. Bayer. Oberst. L.G. 9./l. 95. Der im Ehescheidungs- 
urtheil unterbliebene Ausspruch über die Schuldfrage kann nicht in 
einem späteren Prozesse nachgeholt werden. Seuftert’s Arch. 50, 
no. 175, 8. 298. 


Staatliche Gesetze und Aktenstücke betreffend die katho- 
lische Kirche, sowie die katholische und evangelische 
Kirche gemeinsam. 


5. Weimar, G., 10./4. 95, betr. d. Konfess. d. Kinder aus 
gem. Ehen zwischen Evangel. u. Katlolik., sowie den Konfessions- 
wechsel der Evangel. u. Katlıolik.!. 


"Wir Carl Alexander etc. 
verordnen mit Zustimmung des getreuen Landtags betreffs der Kon- 
fession der Kinder aus gemischten Ehen zwischen Evangelischen und 
Katholiken, sowie betreffs des Konfessionswechsels der Evangelischen 
und Katholiken, was folgt: 
81. 

Die Kinder folgen der Konfession des Vaters. 

Dies gilt, vorbehältlich der Bestimmungen in $ 5, auch für den 
Fall, wenn der Vater seine Konfession wechselt. 

Dem Vater ist die Bestimmung nachgelassen, dass die Kinder 
in der von seiner Konfession abweichenden Konfession der Mutter 
erzoren werden sollen. Bei der getroffenen Bestimmung hat es zu 
bewenden. 


’ Dazu Ausführungsverordg. v. 16./4. A. K.Blatt 1895, S. 453. 
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Durch nachfolgende Ehe legitimierte, desgleichen von einem 
Ehepaar an Kindesstatt angenommene Kinder werden den ehelich 
geborenen gleichgeachtet. 

| 82. 

Vorbehältlich der Bestimmung in $ 5 sind die aus einer Ehe 
stammenden, sowie die ihnen gleichzuachtenden Kinder in derselben 
Konfession zu erziehen. 


& 3. 

Die Bestimmung, dass die Kinder in der Konfession der Mutter 
erzogen werden sollen, kann rechtsgiltig nicht früher, als nach der 
Geburt des ersten Kindes und nur durch gerichtliche oder notarielle 
Erklärung getroffen werden. 

| SA. 

Wird die Erziehung der Kinder dem Vater durch die Vor- 
mundschaftsbehörde wegen Unwürdigkeit entzogen, oder tritt dessen 
Bevormundung ein, so ist ein Konfessionswechsel des Vaters ($ 1 
Absatz 2) ohne Einfluss und eine Bestimmung über Konfessions- 
Aenderung ($ 1 Absatz 3) ausgeschlossen. 


S 5. 

Auf die Konfession derjenigen Kinder, die das 12. Lebensjahr 
vollendet haben, hat der Konfessionswechsel des Vaters keinen Ein- 
fluss und es kann die Konfession dieser Kinder auch durch die Be- 
stimmung des Vaters nicht geändert werden. 


$ 6. 


Die vor dem Inkrafttreten des (Gesetzes durch Vertrag ($ 6 
des Gesetzes vom 6. Mai 1857) bestimmte konfessionelle Erziehung 
der Kinder kann, so lange beide Eltern noch am Leben sind, nur 
im Einvernehmen dieser geändert werden. 

Nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes geschlossene Ver- 


träge über die religiöse Erziehung der Kinder sind rechtlich unver- 
bindlich. 


87. 
Wer das 18. Lebensjahr vollendet hat, ist berechtigt, seine 
Konfession nach eigener freier Ueberzeugung selbst zu wählen. 
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8 8. 


Wer nach vollendetem 18. Lebensjahre aus der evangelischen 
oder aus der katholischen Kirche austreten will, muss dem zu- 
ständigen Geistlichen seiner Konfession seine Willensmeinung er- 
klären, worauf ihn dieser über die Wichtickeit des Schrittes zu 
belehren und darüber, dass dieses geschehen, ein Zeugniss auszu- 
stellen hat. | 

Der Austritt selbst ist vor einem Gericht oder Notar zu er- 
klären und es ist vom Austretenden diese Erklärung den Amts- 
gericht seines Wohnortes oder dauernden Aufenthaltsortes zu über- 
reichen, wenn sie nicht vor diesem Gericht selbst abgegeben worden 
ist. In allen Fällen ist dem letzteren das Zeugniss über die Be- 
lehrung zu übergeben. 

Zuständig zu Ausstellung des Zeugnisses ist der Geistliche des 
Wohnorts oder des dauernden Aufenthaltsorts. 

Weigert sich der zuständige Geistliche, das Zeugniss auszu- 
stellen, so ist er vom Amtsgerichte aufzufordern, die Ausstellung 
binnen vier Wochen zu bewirken. Erfolgt die Ausstellung inner- 
halb dieser Frist nicht, so ist von dem Erfordernisse der Zeugniss- 
beibringung abzusehen. 

Einer Austrittserklärung, welche den vorstehenden Bedingungen 
nicht entspricht, kommt eine rechtliche Bedeutung nicht zu. 


89. 

Das Amtsgericht hat den erfolgten Austritt in das von jedem 
Amtsgerichte zu führende „Austrittsregister* einzutragen und binnen 
einer Woche einen Registerauszug dem evangelischen .Kirch- 
gemeindevorstande, bezüglich dem katholischen Kirchvorsteheramte 
derjenigen Gemeinde zuzufertigen, welcher der Ausgetretene bisher 
angehörte. 

810. 

Der Austritt aus der evangelischen oder aus der katholischen 
Kirche bewirkt, dass der Ausgetretene zu Leistungen, welche auf 
der Zugehörigkeit zur Kirchgemeinde beruhen, vom Beginne des 
auf die Austrittserklärung folgenden Kalenderjahres an nicht mehr 
verpflichtet ist; jedoch hat der Ausgetretene zu den Kosten eines 
ausserordentlichen Baues, dessen Notwendigkeit vor Ablauf des- 
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jenigen Kalenderjahres, in dem der Austritt erfolgt, festgestellt 
wird, bis zum Ablauf des zweiten auf die Austrittserklärung fol- 
genden Kalenderjahres ebenso beizutragen, als wenn er seinen Aus- 
tritt nicht erklärt hätte. 

Leistungen, welche nicht auf der persönlichen Angehörigkeit 
zur Kirchgemeinde beruhen, werden durch den Austritt nicht 
berührt. 

8 11. 

Die Festsetzung der Form, in welcher die Aufnahme in die 
evangelische oder in die katholische Kirche zu erfolgen hat, bleibt 
der betreffenden Kirche überlassen, jedoch darf diese Aufnahme 
keinesfalls öffentlich vor versammelter Gemeinde erfolgen. 

Der Aufgenommene hat im Mangel besonderer Bestimmungen 
oder Vereinbarungen zu denjenigen Lasten der ihn aufnelimenden 
Kirchgemeinde beizutragen, die nach dem Tage der Aufnahme fällig 
werden. 

8 12. 

Die nach dem Inkrafttreten des Reichsgesetzes vom 6. Februar 
1875 über die Beurkundung des Personenstandes und die Ehe- 
schliessung! noch in Geltung gebliebenen Bestimmungen des Ge- 
setzes vom 10. Februar 1864, betreffend die Dissidenten?, werden 
durch das gegenwärtige Gesetz nur insofern berührt, als im letzten 
Absatze des $ 1 des Gesetzes vom 10. Februar 1864 auf $ 10 des 
Gesetzes vom 6. Mai 1857, betreffend Abänderung einiger Vor- 
schriften des Gesetzes vom 7. Oktober 1823 über das Verhältniss 
der katholischen Kirchen und Schulen, Bezug genommen wird. 
Dieser $ 10 wird gleich den übrigen mit dem gegenwärtigen Ge- 
setze in Widerspruch stehenden Bestimmungen des Gesetzes vom 
6. Mai 1857 hierdurch aufgehoben. 

Hiernach bleiben ausser den 88 1, 2, 3 die SS 7, 8 Satz 1 
und $ 9 des zuletzt genannten Gesetzes mit der Massgabe in 
Kraft, dass in den Fällen des angezogenen $ 7 nicht der Genuss 
des Abendmahles, sondern das vollendete 12. Lebensjahr ent- 
scheidet. 


ı Alle. Kirchenbl., Jahrg. 1875, S. 201. 
®2 Allg. Kirchenbl., Jahrg. 1871, S. 12. 
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6. Siebenbürgen (Ungarn). Ges. 1894 üb. d. Religion der 
Kinder. 

81. 

Einer rezipirten, oder gesetzlich anerkannten verschiedenen 
Konfession angehörende Eheleute können vor Schliessung der Ehe 
sich ein für allemal darüber vereinbaren, ob ihre Kinder allcesammt 
der Religion des Vaters oder der Mutter folgen, beziehungsweise 
in derselben erzogen werden sollen. 

Diese Vereinbarung ist nur dann giltix, wenn dieselbe vor 
einem königl. Notar, königl. Bezirksrichter, Bürgermeister oder Ober- 
stuhlrichter unter den festgestellten Formalitäten erfolgt. 

Die vor einem königl. Notar zu Stande gekommene Verein- 
barung ist in eine öffentliche Urkunde aufzunehmen. Die Formali- 
täten der vor den übrigen Behörden zu Stande gekommenen Ver- 
einbarung, sowie der hinsichtlich der Evidenthaltung der Vereinbarung 
in den Matrikeln zu beobachtende Vorgang wird von dem Minister 
für Kultus und Unterricht, dem Justizminister und dem Minister 
des Innern geregelt. 

S 2, 

In Ermangelung einer im $ 1 umschriebenen Vereinbarung 
folgen die Knaben der Religion des Vaters, die Mädchen der Reli- 
gion der Mutter, beziehungsweise werden dieselben in dieser Reli- 
gion erzogen, insoferne diese Religion zu den rezipirten oder ge- 
setzlich anerkannten Religionen gehört. 


S 3. 

Die im $ 1 zu Stande gekonmene Vereinbarung kann später 
nur in dem Falle abgeändert werden, wenn von den, verschiedenen 
Religionen angehörenden Parteien eine Partei zur Religion des an- 
deren Ehegenossen übertritt, so dass die Ehe eine Ehe einer und 
derselben Religion wird. 

In diesem Falle kann die Vereinbarung unter den gleichen 
Formalitäten, jedoch nur in einer solchen Richtung abgeändert 
werden, dass die geboren werdenden, sowie die das 7. Lebensjahr 
noch nicht erreichten sämmtlichen Kinder nunmehr alle der ge- 
meinsamen Religion der Eltern folgen und in derselben erzogen 
werden, die Kinder aber, welche das 7. Lebensjahr bereits vol- 
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lendet, jedoch das im $ 2 des Ges.-Art. LIH: 1868 festgestellte 
Lebensalter noch nicht erreicht haben, — in der in den $$ 3—8 
des zitirten Gesetz-Artikels umschriebenen Weise zur Religion der 
Eltern, jedoch nur mit Einwilligung der Vormundschaftsbehörde, 
übertreten können. 

g 4. 

Eine Abweichung von der im 8 2 enthaltenen Norm kann später 
nur dann statthaben, wenn der eine Ehegenosse zur Religion des 
anderen Ehegenossen übertritt, und so die Ehe eine Ehe einer und 
derselben Religion wird. 

In diesem Falle folgen die geboren werdenden, sowie das 
7. Lebensjahr noch nicht vollendeten sämmtlichen Kinder der ge- 
meinsamen Religion der Eltern, beziehungsweise sind dieselben in 
dieser Religion zu erziehen. Die das 7. Lebensjahr bereits über- 
schrittenen, jedoch das im $ 2 des Ges.-Art. LIII: 1868 festgestellte 
Alter noch nicht erreichten Kinder können auch in der in den 
$$S 3--8 des zitirten Gesetz-Artikels umschriebenen Weise zur ge- 
meinsamen Religion ihrer Eltern, jedoch nur mit Einwilligung der 
Vormundschaftsbehörde, übertreten. 


8 5. 


Die illegitimen Kinder folgen der Religion ihrer Mutter, in- 
soferne diese Religion zu den rezipirten oder den gesetzlich an- 
erkannten Religionen gehört. 

Tritt die Mutter zu einer anderen, rezipirten oder gesetzlich 
anerkannten Religion iiber oder in eine solche ein, dann folgen auch 
die illegitimen Kinder, welche das 7. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben, der Mutter in die neue Religion. 

Der das 7. Lebensjahr noch nicht vollendete, mittelst königl. 
Reskriptes legitimirte oder durch den Vater anerkannte Sohn folgt 
über den durch den Vater binnen sechs der Legitimirung oder der 
Anerkennung folgenden Monate ausgesprochenen Wunsch der Religion 
seines Vaters, insoferne diese Religion zu den rezipirten oder ge- 
setzlich anerkannten Religionen gehört. 

Hinsichtlich der Erklärung und deren Evidenthaltung in den 
Matrikeln sind die Bestimmungen des zweiten und dritten Alinea 
8 1 entsprechend anzuwenden. 
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8 6. 


Jeder, dem in diesem Gesetze Entlialtenen widersprechende 
Vertrag, Revers oder eine derartige Verfügung ist ungiltig und be- 
sitzt in keinem Falle eine Rechtswirkung. 


Ss 7. 

Bezüglich der religiösen Erziehung der in einer, vor dem Ins- 
lebentreten des gegenwärtigen Gesetzes geschlossenen Ehe geborenen, 
oder geboren werdenden Kinder bleibt die Bestimmung jenes Ge- 
setzes in Kraft, welches zur Zeit der Schliessung der Ehe Gel- 
tung hatte. 

| 88. 

Die Bestimmungen der $$ 13, 14, 15 und 18 G.-A. LI: 
1868 werden, indem selbe auch auf die einer gesetzlich anerkannten 
Religion Folgenden ausgedehnt werden, in ihrer Geltung aufrecht 
erhalten. 

89. 

Alle dem gegenwärtigen Gesetze widersprechenden Rechts- 
normen und insbesondere die 85 12 und 16 des G.-A. LIII: 1868 
werden ausser Kraft gesetzt. 

7. Oesterr. Ges. v. 31./12. 1894, womit ergänzende Be- 
stimmungen zum $& 36 des Ges. v. 7.15. 74 betr. die Bedürfnisse 
kathol. Pfarrgemeinden erlassen werden. Nebst den Vorakten. Arch. 
f. K. K.R. 74, 36. 


Gesetze für die evangelische Kirche, 

13. Hann. luth. K. KG. 5./4. 95. betr. d. Ordnung d. Kinder- 
taufe. K. Amtsbl. 95. S. 25. Preuss. Ges.-S. 147. 

14. KG. betr. die Ordnung d. Konfirmation. 5./4. 95. K. 
Amtsbl. 95. S. 26. (Preuss. Ges.-S. 148.) 

15. Bekanntmachung d. Landeskons. wegen Ausführung des 
KG. v. 31./3. 95 betr. die Fürsorge f. d. Wittwen und Waisen d. 
Geistl. v. 28./6. 95. K. Amtsbl. 95. S. 57. 

16. Preussen. Staatsges. 16./6. 95 betr. die Aufhebung der 
Stolgebühren für Taufen, Trauungen u. kirchl. Aufgebote im Amts- 
bezirke des Konsist. z. Wiesbaden. Ges.-S. No. 22. S. 189. KG. 
desgl. von demselben Tage ib. 191. 
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17. Sachsen. V. d. Landeskons. 30./4. 95. Aufhebung der 
Colloquien für die designirten Superintendenten. K. G.V.Bl.S. 27. 

18. Württemberg. KG. 17./12. 94 betr. Abänderung d. K.- 
Ges. üb. d. Fürsorge für die Hinterbliebenen v. Geistlichen (Wittwen- 
kasseninstituts) v. 12./3. 78. A. K.Bl. 95, 76. 

19. KG. 17.112. 94 betr. die Erhöhg. d. Alterszulagen f. ev. 
Geistliche. A. K.Bl. 94, 138. 

20. KG. 17./12. 94 betr. die Alterszulagen f. ev. Geistl. 
(Neuredaktion der Texte der KG. v. 13./4. 69 betr. Alterszulagen 
an geringer besoldete Geistl. u. 2./11. 1875. A. K.Bl. 94, 138. 

21. KG. 17./12. 94 betr. d. Unterstützung unständiger ev. 
Geistlichen in Krankheitsfällen. A. K.Bl. 95, 78. 

22. Baden. V.d. Ev. OKR. 13./11. 94, die kirchl. Trauung 
u. d. Führg. der Kirchenbücher betr. A. K.Bl. 1895, S. 216. 

23. Bekanntm. d. Ev. OKRath., den Vollzug des Ges. über 
die Besteuerung für allgemeine kirchl. Bedürfnisse betr. v. 21./8. 
95. KG. u. V.Bl. S. 129. 

24. Dienstanweisung über die Geschäftsführung bei Erhebung 
und Verrechnung d. allgem. KSteuer. 22./8.95. KG. u. V.Bl. 
S. 133. 

25. V. des Ev. OKRathes 21./8. 95, die Bildung d. Erhebungs- 
und Verrechnungsbezirke f. d. allgem. KSteuer betr. KG.- u. V.Bl. 
S. 131. 

26. V. d. Ev. OKR. 11./1. 95, die Ertheilung u. Beaufsichti- 
gung des ev. Religionsunterrichts in d. Mittelschulen betr. KG.- 
u. V.Bl. 95. No. III. S. 81. 

27. Oldenburg. G. 13./12. 94 betr. eine allgemeine Pfarr- 
wittwenkasse. A.K.Bl. 95. S. 265. 

28. Weimar. V. 20.3. 95 betr. Verweigerung der feier!l. 
kirchl. Beerdigung oder der kirchl. Beerdigung überhaupt. A. 
K.Bl. 95. S. 430. 
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in Leipzig, Querstrasse 21). So eingesendete Bücher werden auf alle Fälle in die 
Literatur-Uebersicht aufgenommen und dabei besonders hervorgehoben werden. 
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 Loeik. 


on 
Dr. Chr. Sigwart, 
Professor der Philosophie in Tübingen. 
. Bänden. ; 
Zweite durchgesehene und erweiterte Auflage. 
8. M. 26.—. Geb. M. 31.—. 


Archäologische Studien 
zum christlichen Alterthum und Mittelalter, 


Herausgegeben 


von 
Lic. Johannes Ficker. 
Erstes Heft: 


Ein Familienbild 


aus der 


Priscillakatakombe 
mit der ältesten Hochzeitsdarstellung der christlichen Kunst. 


Von 
Otto Mitius. 
Mit 3 Abbildungen. 
Gr. 8. 1895. M. 1.—. 
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IN Frxisune ı T. -B. UND Leipzig. 


Das Gebet des Pe 


Eine Laienauslegung 
von 
m. Rieger, 
Gartonirtt. 8. 1895. M. 1.20. 


Reden und Anffäße. 


u en 


Guftau Rümelin, 
+ Kanzler der Universität Tübingen. 


Üebft Profellor Chr. Sigwarts Gedächtnisrede auf Guftav Rümelin. 


Klein 8. 1894. M. 6.—. In Ganzleinwand gebunden M. 7.—. 


Inhalt: Gedächtnisrede. I. Reden: Ueber die Temperamente 1881. — König Friedrich ar 
t: 


Württemberg und feine Beziehungen zur Landesuniverfität 1882. — Die 
ftehungsgefchichte der Tübinger Univerfitätsverfaffung 1883. — Ueber die Lehre 
vom Gemwiflen 1884. — Ueber die Arten und ne der Sntelligenz 1885. — 


Dorträge, 


auf dem vierten evangelifchztheologijchen Ferienkurjus zu Bonn 
am 13. und 14. Augujt 1895 
BER IER 


Lic. e». Simons, 


Privatdocent der praftifchen Theologie in Bonn. 
Klein 8 189. M. L—. 


Im Kerker 


vworund nadı Chriffus. 
Sthatten und Zicht 
aus 
dem profanen und Tirchlichen Gultur= und Nechtöleben 
vergangener Zeiten. 


EhriftenthHum. 3. Die Gefängnifje der Kirche. 
Bon 
A. Karl Braun, 
AnftaltSgeiftlidem am Großh. Landesgefängnis in Freiburg i. B. 
Gr. 8 189%. M. 6.—. Gebunden M. 7.50. 
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C. A. Wagner’s Buclidruckerei, Freiburg . B 


Zenikicce, Volkskirhe Landeskirche. 


In 3 Büchern: 1. Die Gefängniffe der Alten. 2. Die Gefangenen unter bem 
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